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Abschliessend darf man feststellen, dass die Neuregelung 
dieser Besteuerung den Grenzkantonen und bis zu einem 
gewissen Grad auch dem Bund zweifellos mehr Einnahmen 
bringen wird, und aus dieser Optik ist auch der Nullsatz für 
Lizenzgebühren natürlich positiv zu würdigen. 
Ich danke Ihnen daher, wenn Sie diesem Abkommen zustim· 
men. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L'entree en mattere est decidee sans opposition 

Bundesbes~hluss über die Genehmigung eines Proto­
kolls zur Anderung des Doppelbesteuerungsabkom­
mens mit der Republik Österreich 
Arrete federal relatlf a l'approbatlon d'un protocole mo­
difiant la Conventton de double imposition conclue avec 
la Republique d' Autrlche 

Detailberatung - Discussion par article 

Titel und Ingress, Art. 1, 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule, art. 1 , 2 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Stähelin Philipp (C, TG): Zu Artikel 2 des Bundesbeschlus· 
ses habe ich gewisse Bemerkungen. Sie haben aber soeben 
Herrn Bundesrat Merz gehört, welcher Ober die begrenzte 
Vollstreckungshilfe für ausländische Steuerforderungen refe­
riert hat. Ich wollte das unter Artikel 2 bringen. Weshalb? 
Gemäss nun einigermassen bewährter Praxis untersteht 
das Protokoll dem fakultativen Staatsvertragsreferendum 
nach Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d Ziffer 3 der Bun· 
desverfassung. Entscheidend ist dabei eben Artikel VII des 
Protokolls Ober eine begrenzte Vollstreckungshilfe bei aus­
ländischen Steuerforderungen, welche die Schweiz hier 
Österreich in Form einer Lohnpfändung zu gewähren bereit 
ist, wenn es sich um rechtskräftig festgesetzte Steuern auf 
Vergütungen handelt, die eine in Österreich ansässige Per­
son aus ihrer in der Schweiz ausgeübten unselbstständigen 
Arbeit bezogen hat. Herr Bundesrat Merz hat eben darauf 
hingewiesen - ich verzichte darauf. Aber eine solche Be­
stimmung über die Vollstreckung ausländischer Steuerforde­
rungen entspricht zwar der Linie, wie sie mit Artikel 24 des 
Betrugsbekämpfungsabkommens mit der EU nun etwas ver­
folgt worden ist. Sie ist aber von sehr begrenzter Bedeutung, 
da anderes Einkommen und andere Vermögenswerte von 
der Vollstreckungshilfe ausgeschlossen bleiben. Sie ist in 
dieser Form aber doch bisher noch in keinem Doppelbe­
steuerungsabkommen vereinbart worden, weshalb nun 
eben das Protokoll insgesamt dem fakultativen Referendum 
zu unterstellen ist 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes .... 32 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
(0 Enthaltungen) 
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Loi federale 
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Erstrat - Premier Conseil 

Botschaft des Bundesrates 16.02.05 (BBI 2005 2033) 
Message du Conseil federal 16.02.05 (FF 2005 1911) 

Ständeral/Conseil des Etats 19.09.06 (Erstrat - Premier Conseil) 

Forster-Vannini Erika (AL, SG), für die Kommission: Nach 
geltendem Recht übernimmt die obligatorische Krankenver­
sicherung für die Pflege im Pflegeheim und durch die Spitex 
die Krankenpflegeleistungen, die in der Krankenpflege­
Leistungsverordnung definiert sind. Die von der obligatori­
schen Krankenpflegeversicherung gemäss KVG zu tragen­
den Pflegekosten sind jedoch nicht klar. Der Kostendek­
kungsgrad wird auf 55 bis 60 Prozent geschätzt. Das 
Parlament beauftragte deshalb den Bundesrat, eine Neuord­
nung vorzuschlagen. Der Bericht des Bundesrates zur Neu­
ordnung der Pflegefinanzierung wurde dem Parlament im 
Februar 2005 vorgelegt. 
Bei der Neuordnung der Pflegefinanzierung orientiert sich 
der Bundesrat an zwei Reformzielen: Zum einen soll die so­
zialpolitisch schwierige Situation bestimmter Gruppen pfle­
gebedürftiger Personen entschärft werden. Zum anderen 
geht es darum, die Krankenversicherung, welche im gelten­
den System zunehmend altersbedingte Pflegeleistungen 
übernimmt, finanziell nicht zusätzlich zu belasten, oder mit 
anderen Worten: Die altersbedingte Mehrbelastung für die 
Pflege soll nicht unbegrenzt von der Krankenversicherung 
getragen werden. 
Das Modell des Bundesrates, wie Sie es auf der Fahne fin­
den, baut bezüglich der Krankenversicherung auf den be­
reits heute rechtlich verankerten Begriffen der Behandlungs­
und Grundpflege auf. Dabei soll die Krankenversicherung im 
Pflegebereich ihre Leistungen deutlicher auf ihre eigene 
Kernaufgabe ausrichten. Die Kosten für medizinische Mass­
nahmen wie das Verabreichen von Spritzen, Verbandswech­
sel usw. sollen künftig voll übernommen werden, während 
an die Grundpflege, z. B. für die Körperpflege, für Hilfe beim 
Anziehen und Essen, künftig aus der Krankenversicherung 
lediglich ein Beitrag entrichtet werden soll. Die nicht von der 
Krankenversicherung übernommenen Kosten sollen, wie be­
reits heute, von der öffentlichen Hand und von den Pflegebe­
dürftigen selber übernommen werden. Damit die Pflegefi­
nanzierung zumindest kurzfristig zu keiner Mehrbelastung 
für die Haushalte führt, werden vom Bundesrat der Ausbau 
der Ergänzungsleistungen und die Einführung einer Ent­
schädigung für leichte Hilflosigkeit vorgeschlagen. 
Gesamthaft gesehen würde mit diesen Massnahmen eine 
leichte Entlastung der pflegebedürftigen Personen herbeige­
führt. Da die Ergänzungsleistungen aber bedarfsabhängig 
gewährt würden, würde es von der Situation des einzelnen 
Haushaltes abhängen, ob eine Entlastung eintritt oder nicht. 
Die Kommission hörte sich anlässlich eines Hearings im Au­
gust 2005 die Kantone und viele Leistungserbringer an. Die 
Verbände und die Kantone präsentierten je ein eigenes Mo­
dell zur Pflegefinanzierung. Vor allem aus der Praxis wurde 
dem bundesrätlichen Modell viel Skepsis entgegengebracht. 
Einig, und das war für uns dann wegweisend, waren sich die 
Hearing-Teilnehmer allerdings in einem Punkt: Die Fokussie­
rung der Krankenversicherung auf den Pflegebereich sei 
zwar richtig, die Unterscheidung in der Finanzierung von Be­
handlungs- und Grundpflege würde aber zu endlosen Dis­
kussionen und Streitereien über Abgrenzungsfragen führen. 
Die Unterscheidung sei praxisfremd, nicht praktikabel, führe 
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zu Vollzugsproblemen und setze falsche Anreize. Zudem sei 
nicht einsichtig, weshalb die Pflege eines Menschen mit ei­
ner chronischen Krankheit, bei der medizinisch mehr 
Leistung erbracht werden kann, besser entschädigt wird als 
die Pflege bei einer Erkrankung, wo kaum Behandlungs­
möglichkeiten bestehen, wie zum Beispiel bei Alzheimer 
oder schwerer Osteoporose. Auch die Gefahr von falschen 
Anreizen ist ernst zu nehmen. Viele Chronischkranke ken­
nen immer wieder Akutphasen. Da wäre die Versuchung 
gross, den Patienten in ein Akutspital zu verlegen, wo kein 
Unterschied zwischen Behandlungs- und Grundpflege ge­
macht wird. Deshalb sei klar auf diese Unterscheidung zu 
verzichten. 
Die Leistungserbringer vertraten zudem die Meinung, dass 
zwischen verschiedenen zeitlichen Pflegephasen und nicht 
zwischen unterschiedlichen Pflegeleistungen zu unterschei­
den sei. Nach ihrer Auffassung hätten die Krankenversiche­
rer während der ersten 60 oder 30 Pflegetage die vollen 
Pflegekosten zu übernehmen. Betreffend Finanzierung sei­
en die Kosten für die Versicherten zusätzlich zu Franchise 
und Selbstbehalt zu limitieren. Die Patienten sollten höch­
stens 20 Prozent der Restkosten übernehmen, die Finanzie­
rungslücke sei durch die öffentliche Hand zu tragen. 
Die Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheits· 
direktorinnen und -direktoren (GDK) bevorzugte ein Modell, 
bei dem die Pflegekostenentwicklung voll auf den Prozent­
anteil der Krankenversicherung überwälzt wird. Ansonsten 
sei absehbar, dass die übrigen Finanzierer, Pflegebedürftige 
und öffentliche Hand zunehmend stärker belastet würden. 
Die Beiträge der obligatorischen Krankenversicherung müs­
sten zudem über die Zeit gemäss den anrechenbaren Voll­
kosten der Pflege angepasst werden .. 
Keine Opposition hingegen erwuchs dem bundesrätlichen 
Entwurf seitens der Hearing-Teilnehmer bezüglich der Ein­
führung einer AHV-Hilflosenentschädigung bereits bei leich­
ter Hilflosigkeit. Auch die Abschaffung der Höchstwerte von 
rund 30 000 Franken bei den Ergänzungsleistungen wurde 
nicht kritisiert. 
Nach eingehender Diskussion beauftragte die Kommission 
in der Folge die Verwaltung, einen Kompromissvorschlag mit 
Varianten vorzulegen. Dabei wurden seitens der Kommis­
sion folgende Eckwerte gesetzt: Zum einen - und das war 
wohl der wichtigste Entscheid - sei auf die Unterscheidung 
von Behandlungs- und Grundpflege zu verzichten. Auch 
künftig sollen die Leistungen der Versicherer die Massnah­
men der Behandlungs- und Grundpflege gemäss Artikel 7 
der Krankenpflege-Leistungsverordnung umfassen. Zum 
Zweiten habe die Finanzierung durch die Krankenversiche­
rung über einen Beitrag an die Kosten der Pflegemassnah­
men zu erfolgen. Dabei sei bei der Bemessungsgrundlage 
vom heutigen Finanzierungsvolumen auszugehen. Die rest­
lichen Pflegekosten würden den Leistungsbezügerinnen und 
Leistungsbezügern in Rechnung gestellt. Bei ungenügenden 
eigenen Mitteln der Pflegebedürftigen sollten die subsidiären 
Sozialversicherungen wie Ergänzungsleistungen und allen­
falls Sozialhilfe zum Tragen kommen. 
Die Beiträge aus der Krankenversicherung an die Pflegeko· 
sten sollten entweder aufgrund von absoluten Frankenbeträ­
gen oder aufgrund eines gesetzlich definierten Prozentsat· 
zes erfolgen. Dabei sei das heutige Finanzierungsvolumen 
der Krankenversicherung von rund zwei Milliarden Franken 
in etwa beizubehalten. Als möglicher Anpassungsmechanis­
mus seien ein Mischindex oder die volle Entwicklung der 
Pflegekosten vorzusehen. 
Bei der Beitragsfestsetzung - das war ein weiterer 
Eckpunkt - sei grundsätzlich von gesamtschweizerisch ein­
heitlichen Beiträgen auszugehen. Denkbar wäre dabei die 
Abstufung nach kantonalen Kostenunterschieden. Da in der 
geltenden Rahmentarifordnung in den unteren Pflegebe­
darfsstufen ein höherer Kostendeckungsgrad erreicht wird 
als in den oberen Stufen, dränge es sich zudem auf, die Un­
gleichheiten zwischen den einzelnen Pflegebedarfsstufen 
bei der Festlegung der Frankenbeträge auszugleichen. Die 
Ermittlung des Beitrages solle aufgrund standardisierter Ko­
sten aus breitabgestützten Erhebungen in Referenzbetrie-
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ben erfolgen. Weiter sei eine Ausnahmeregelung für Spitex­
Kosten gemäss einer Variante der GDK und der Leistungs­
erbringer zu studieren, bei der ärztlich angeordnete Pflege­
leistungen einmal jährlich während 30 bis 60 Tagen vollum­
fänglich von der Krankenversicherung vergütet würden. 
Entsprechend der Vorgabe wurde der Kommission seitens 
des Departementes ein Modell mit Varianten vorgelegt. Die 
Kernpunkte der Varianten wurden in der Kommission in der 
Folge eingehend diskutiert, und schliesslich wurde ein zu­
sätzlicher Artikel in die Vorlage aufgenommen, der die Pfle­
geleistungen bei Krankheit im Gesetz definiert. Die Details 
dazu, die Beschlüsse der Mehrheit sowie weitere Überle­
gungen der Kommission möchte ich Ihnen gerne in der De­
tailberatung darlegen. 
Gestatten Sie mir aber noch eine Überlegung, die der Kom­
mission wichtig ist. Es liegt ihr daran, darauf hinzuweisen, 
dass Menschen, die noch nicht im AHV-Alter stehen, die 
aber Pflege beanspruchen müssen, bekanntlich neben den 
Leistungen der Krankenversicherung auch Leistungen der 
IV oder der Sozialhilfe zur Verfügung stehen. Für das Alter 
stehen den Pflegebedürftigen insgesamt neben allfälligen 
Vermögenserträgen und allfälligem Vermögensverzehr die 
AHV-Rente, die Pensionskassenleistungen, die Leistungen 
der dritten Säule sowie allfällige Hilflosenentschädigungs­
und Ergänzungsleistungen zur Verfügung. Mit den Sozial­
versicherungen wird über ganz unterschiedliche Quellen da­
für gesorgt, dass im Alter die Garantie gegeben ist, dass 
auch in Situationen mit Pflege zu Hause oder im Pflegeheim 
die Finanzierung der Leistungen gedeckt werden kann. Des­
halb, Sie haben es gesehen, diskutieren wir in dieser Revi­
sion nicht nur über die Neuordnung der Finanzierung der 
Pflege, d. h. über den Teil, der bei Krankheit und Pflege so­
wohl zu Hause wie im Heim von der Krankenversicherung 
übernommen wird. Auch Anpassungen im AHV- und im Er­
gänzungsleistungsgesetz sind Teil der Vorlage. 
Noch eine Bemerkung: Das Gesamtbild des Pflegesektors 
wäre unvollständig, wenn neben der formellen, insbesonde­
re sozialversicherungsrechtlich geregelten Pflege die infor­
mellen Hilfeleistungen nicht in die Betrachtungen mit einbe­
zogen würden. Der Umfang der informellen Pflege kann we­
gen mangelnder Datenlage nur lückenhaft wiedergegeben 
werden. Aber trotz unvollständiger Erhebungen muss der 
Stellenwert unbezahlter Arbeit im Gesundheitswesen als 
hoch eingestuft werden. Ob ergänzend oder als parallele 
Form zur organisierten Hilfe durch die Spitex: Viele pflege­
bedürftige Menschen können dadurch oft auf stationäre 
Pflege verzichten. 
Ich bitte Sie im Namen der einstimmigen Kommission, auf 
die Vorlage einzutreten. 

Schwaller Urs (C, FR): In der Schweiz gibt es ungefähr 
250 000 chronisch pflegebedürftige Menschen; 32 Prozent 
der Haushalte sind Einpersonenhaushafte; 60 Prozent der 
Menschen in der Schweiz haben keine Nachkommen; 
80 Prozent der pflegebedürftigen Personen werden heute 
von Familienangehörigen gepflegt. Für 2030 schätzt man ei­
nen doppelt bis dreifach so hohen Bedarf an Pflege zu Hau­
se wie heute. Gleichzeitig muss damit gerechnet werden, 
dass die allgemeine Bereitschaft und Möglichkeit, Angehö­
rige zu Hause zu pflegen, in Zukunft immer weniger vorhan­
den sein wird, weil es keine Angehörigen gibt oder der Beruf 
nicht aufgegeben werden kann. Nach Angaben der Spitex­
Verantwortlichen sind 80 Prozent der von ihnen Betreuten 
über 65 Jahre alt, etwa die Hälfte über 80 Jahre alt. All diese 
Zahlen zeigen, dass der Bereich der Pflege und vor allem 
auch der Pflege zu Hause mit Unterstützung der Spitex in 
den nächsten Jahren noch wichtiger wird. 
Damit ist natürlich auch die Frage der Kosten gestellt. Mit 
dem Kompromissmodell, das Ihnen Ihre Kommission einmal 
mehr vorschlägt, bleiben wir auf der Linie, welche wir lei­
stungsseitig im Spitalbereich gezogen haben. So, wie wir 
dort klare Regeln gesetzt haben, um Menge, Preis und 
Preisentwicklung z.u steuern und im Griff zu behalten, so 
wollen wir dies auch im Bereich der Pflegefinanzierung tun. 
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Eckpunkte dieser Regelungsabsicht sind denn folgerichtig 
auch folgende vier Punkte: 
1. Das Vorhandensein eines nach objektiven Kriterien aus­
gewiesenen Pflegebedarfs und einer ärztlichen Anordnung. 
2. Die Festsetzung von differenzierten Frankenbeiträgen 
nach Pflegebedarf, wobei klar festgehalten wird, dass die 
Pflege in der notwendigen Qualität und effizient zu erbringen 
ist 
3. Der Verzicht auf das bisherige Kostendeckungsprinzip. 
4. Eine gesamtschweizerisch einheitliche Tarifstruktur das 
ist wichtig-, welche regionale Verzerrungen verhindert, so­
dann auch steuernde Vergleiche erlaubt und die sowohl für 
die stationären wie für die ambulanten Leistungen gilt. 
Mit diesen Eckpunkten sind wir, so glauben wir in der Kom­
mission, auf dem richtigen Weg, so, wie wir mit den Über­
gangsbestimmungen auch verhindern wollen, dass die Neu­
regelung auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes hin zu einer 
Kostenexplosion führt. 
Die Kommission - ich unterstreiche dies - will mit ihrem Mo­
dell nicht weniger Geld als bisher und als heute ausgeben, 
dieses aber effizienter einsetzen. Dadurch, dass wir die glei­
che Summe wie heute in das System eingeben und davon 
auszugehen ist, dass der Bundesrat die Frankenbeiträge 
dann auch der Teuerung anpassen wird, ist es auch gege­
ben, dass die Pflegebedürftigen in etwa gleich viel wie heute 
zur Abgeltung der erhaltenen Leistungen beitragen müssen. 
Unterschiede - ich sage dies - kann es zweifellos in den 
einzelnen Pflegestufen geben, je nachdem, welche Beträge 
oder welche Tarife der Bundesrat festsetzen wird. Die Kom­
missionsmehrheit geht mit der Minderheit einig, dass die 
neue Lösung nicht zu einer blossen Kostenüberwälzung auf 
die Pflegebedürftigen führen darf. Auch die Kommissions­
mehrheit will nicht, dass die Spitex unerschwinglich wird 
oder die zu hohe Beteiligung dazu führt, dass auf die Inan­
spruchnahme des Dienstes verzichtet wird. Mit der kosten­
neutralen Überführung der heutigen Beträge von ungefähr -
ungefähr! - zwei Milliarden Franken und mit der Anpassung 
der Leistungspauschalen durch den Bundesrat, von der ich 
gesprochen habe, scheinen uns aber genügend Garantien 
gegeben zu sein. Dies gesagt habend, werde ich allenfalls in 
der Beratung auf die eine oder andere Bestimmung zurück­
kommen. 
Ich lade Sie ebenfalls - mit unserer Kommissionspräsi­
dentin - ein, auf die Vorlage einzutreten und deren Eckwerte 
im Projekt gutzuheissen. 

Fetz Anita (S, BS): Es ist unbestritten, dass wir die Pflegefi­
nanzierung neu regeln müssen. Der Zustand war schon vor 
der Einfrierung der Pflegetarife unbefriedigend. Dieser Zu­
stand sollte ja nicht ewig dauern. Diese Vorlage reiht sich in 
die laufenden Revisionen des Krankenversicherungsgeset­
zes ein. Wie Sie wissen, stiess der erste bundesrätliche Ent­
wurf mit der völlig unpraktischen Unterteilung in zwei Pflege­
arten auf grossen Widerstand. Die Kommission hat diese 
Unterteilung aufgehoben und legt Ihnen nun einen Entwurf 
vor, der sich von der bundesrätlichen Botschaft entfernt hat 
und aus meiner Sicht einige Verbesserungen bringt, der je­
doch - das werden wir Ihnen in der Detailberatung beantra­
gen - auch noch verbessert werden muss, damit er nicht 
einseitig auf Kosten der Pflegebedürftigen geht. 
Ich möchte zuerst zwei grundsätzliche Bemerkungen ma­
chen. Zum einen geht in der Öffentlichkeit das Schreckge­
spenst einer alternden Gesellschaft um. Wir alle wollen alt 
werden. Alt sein ist dann nochmals eine andere Sache. Eine 
Alterung der Gesellschaft muss aber meiner Meinung nach 
kein Schrecken sein, denn alt sein heisst vor allem heute 
nicht mehr automatisch, pflegebedürftig zu sein. Heute sind 
ältere Menschen im Durchschnitt in einem besseren Ge­
sundheitszustand, als das früher der Fall war. Wir leben 
nicht nur länger, sondern haben im Alter auch eine längere 
behinderungsfreie Lebenszeit vor uns. Ich sage das des­
halb, weil man bei «Pflege» rasch nur an ältere Menschen 
denkt. Doch die Realität sieht auch hier differenzierter aus. 
Es gibt eben auch Junge, die auf Pflege angewiesen sind, 
und Chronischkranke, die von jung auf lebenslang auf 

Pflege angewiesen sind. Ich sage das auch deshalb, weil die 
Vorlage dem Grundsatz folgt, die Belastung der Krankenver­
sicherung bei der Pflege zu begrenzen und damit eben die 
Kosten zu einem guten Teil - die Mehrheit spricht von 
20 Prozent - auf die Pflegebedürftigen selbst zu verschie­
ben. 
Wir müssen hier achtgeben, dass wir nicht nur ältere Pflege­
bedürftige vor Augen haben, weil die im Bedarfsfall ja auch 
Ergänzungsleistungen oder auch Hilflosenentschädigung 
beantragen können. Das können Jüngere nicht, sie werden 
dann praktisch automatisch sozialhilfeabhängig, und das 
sollte eigentlich nicht das Ziel unserer Revision sein. 
Meine zweite Bemerkung hat mit der Übernahme der Pfle­
gekosten zu tun. Ich denke, wir sind uns alle einig: Pflegebe­
dürftigkeit sollte kein Risiko sein, das Junge oder Alte in die 
Fürsorge treibt. Das hat einen Zusammenhang mit Arti­
kel 25a KVG. Es ist für Pflegebedürftige ein grosser Unter­
schied, ob sich die Krankenversicherung mit einem Beitrag 
an den Kosten von ärztlich verordneten Pflegeleistungen be­
teiligt oder ob die Versicherung bei einer akuten Krankheit 
einmal pro Kalenderjahr die Kosten der ambulant durchge­
führten Pflege zu übernehmen hat. Dieser Unterschied ist 
sogar sehr gross. 
Bisher hätte ja die obligatorische Krankenpflegeversiche­
rung (OKP) für die Pflegeleistungen aufkommen müssen, 
das vergisst man immer. Die Einfrierung der Pflegetarife hat 
dann aber dazu geführt, dass eine Deckungslücke entstan­
den ist, die zum Teil auf die Versicherten abgeschoben wor­
den ist. Zurzeit laufen noch einige Prozesse, die klären wer­
den, wie gerechtfertigt das war. Auf jeden Fall beträgt diese 
Deckungslücke heute doch 45 Prozent - das ist eine Menge. 
Ich habe nichts dagegen, dass sich Pflegebedürftige an den 
Kosten beteiligen, überhaupt nicht. Doch ist hier auch bisher 
mit der Übernahme von Leistungskosten über Franchise und 
Selbstbehalt einiges angefallen. Es darf nicht dazu führen, 
dass wir jetzt im Ubergang sozusagen, nach der Einfrierung 
der Tarife, die ganzen Mehrkosten inklusive der Deckungs­
lücke einfach auf die Pflegebedürftigen selbst übertragen. 
Das werde ich entschieden ablehnen und entsprechend 
auch den Minderheitsantrag unterstützen, der die Begren­
zung des Anteils an den OKP-Kosten verlangt. 
Es trifft auch nicht nur Pflegebedürftige selbst, wenn wir die­
sen Teil der Vorlage nicht korrigieren, sondern es trifft letzt­
endlich vor allem auch die Kantone. Letztlich wird diese Re­
gelung nämlich über Ergänzungsleistungen und Sozialhilfe 
die öffentliche Hand sowieso mehr belasten. 
Zum Schluss noch ein Wort zur Krankenversicherung gene­
rell: Das Kerngeschäft des KVG ist es ja, das Krankheitsri­
siko zu versichern; es heisst ja schliesslich Krankenversiche­
rungsgesetz. Es ist nicht einsichtig, weshalb ausgerechnet 
die krankheitsbedingte Pflege, also jene bei einer akuten Er­
krankung, nur anteilsmässig und nicht ganz übernommen 
werden soll. Die entsprechenden Mehrkosten wären nicht 
astronomisch, könnten aber innerhalb des gesamten Ge­
sundheitssystems auf der Spitalebene entlastend wirken. 
Denn man darf nicht verdrängen, dass hier ein Anreiz ent­
steht, Pflegebedürftige ins Spital zu geben, um diese Bela­
stung auszuschliessen. Wir alle wissen, dass die Pflege zu 
Hause viel günstiger, sogar sehr viel günstiger ist als ein 
Spitalaufenthalt. Ich bin der Meinung, dass die Vorlage eine 
solide Grundlage ist, auf die wir gut bauen können. Korrigie­
ren müssen wir eindeutig noch - dazu werden Ihnen dann 
noch Minderheitsanträge begründet werden - zugunsten der 
Pflegebedürftigen, insbesondere der Chronischkranken, und 
zugunsten der Kantone und Gemeinden. 
In diesem Sinne bin ich für Eintreten. 

Heberleln Trix (Al, ZH): Wie mit allen Vorlagen im Bereich 
Gesundheit, KVG, Spitalfinanzierung usw. hat es sich die 
Kommission auch hier nicht leichtgemacht. Nachdem die 
bundesrätliche Vorlage nicht nur von den Leistungserbrin­
gern, sondern auch von den Kantonen wie bereits erwähnt 
hart kritisiert wurde, hat die Kommission aufgrund der Eck­
werte, die sie erarbeitet und dem Bundesrat mitgegeben hat, 
praktisch eine neue Vorlage erhalten, in der Leistung und Fi-
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nanzierung klar geregelt sind und bei der vor allem die Kran­
kenkassen - da wir schon immer von den Prämienerhöhun­
gen reden - nur einen Beitrag leisten müssen; da waren sich 
alle einig, dass dies so sein muss. Die Leistungen müssen in 
Franken definiert werden, und zwar schweizweit einheitlich, 
damit eben, wie auch bereits erwähnt wurde, keine Kosten­
verzerrungen respektive Finanzierungsverzerrungen zwi­
schen den Kantonen erfolgen. Wir wollen auch ein in der 
Umsetzung kostenneutrales Modell; wie das laufen soll, 
wurde von Herrn Schwaller ausgeführt. Dass die Vorschläge 
der Kommission wieder nicht auf einhellige Zustimmung ge­
stossen sind, haben Sie alle zur Kenntnis nehmen können -
aufgrund der Zuschriften, die Sie in den letzten paar Tagen 
von den Kantonen erhalten haben. Wir haben die Kantone 
ausführlich angehört, und sie konnten bei uns auch einige 
Vorschläge einbringen. 
Wir haben einen neuen Grundsatzartikel, dies wurde von 
der Präsidentin der Kommission erläutert, und zwar 
Artikel 25a, der von einem ausgewiesenen Pflegebedarf 
ausgeht- nur dann dürfen Beiträge geleistet werden, sei es 
im Heim oder ambulant. Im Übrigen, Frau Kollegin Fetz, 
steht die Hilflosenentschädigung allen Pflegebedürftigen zu, 
nicht nur den Alten, sie steht klar auch den Jungen zu; dies 
im Gegensatz zu den Ergänzungsleistungen. 
In Absatz 3, dies sei zugegeben, wird dem Bundesrat erheb­
liches Vertrauen entgegengebracht; respektive es werden 
ihm der Spielraum und weitgehende Kompetenzen für die 
Festsetzung dieser Beiträge belassen. In der Kommission 
gingen wir aber davon aus, dass mit dieser Formulierung 
keine Lastenverschiebung respektive keine Verschiebung 
der Finanzierungsanteile zulasten der Kantone und Gemein­
den erfolgen darf. 
Auch hier ist es so, dass Abmachungen grundsätzlich einge­
halten werden. Dass die Spitex kein Luxusgut werden darf, 
ist auch die Meinung der Mehrheit der Kommission. Aber nur 
mit einer echten Vollkostenrechnung können Heimkosten 
und Spitex-Kosten verglichen werden. Meines Wissens hat 
nur der Gastkanton bei den Heimen bereits eine echte Voll­
kostenrechnung. Dies war auch der Grund, weshalb wir 
nicht nochmals mit unseren Entscheiden zur Finanzierung 
zugewartet haben. Man hätte auch eine längerfristige Lö­
sung finden können, nur hätten wir dann noch einige Jahre, 
wenn nicht Jahrzehnte mit der provisorischen Regelung, wie 
wir sie heute wieder verlängern, leben müssen. Das ist zu 
befürchten, denn bis sich die Kantone auf die Grundlage der 
Vollkostenrechnung geeinigt hätten, wäre einige Zeit verflos­
sen. Nicht vorgesehen ist auch, dass der Bundesrat wieder 
die impraktikable Unterscheidung zwischen Behandlungs­
pflege und Grundpflege in seinen Kompetenzbereich auf­
nimmt, wie dies von den Leistungserbringern laut den Zu­
schriften befürchtet wird - dies zwar nicht ausdrücklich, aber 
sie unterstellen, dass diese Regelung wieder getroffen wer­
den könnte. 
Mit unserem Artikel 25a werden die Kantone zwar weiterhin 
unterschiedliche Kostenbeteiligungen haben, auch unter­
schiedliche Beteiligungen für die zu Pflegenden, für die Ge­
meinden und für die Spitex. Gemäss erläuterndem Bericht 
bestehen die «Finanzierungslücken», wie sie in den Zu­
schriften genannt werden, auch heute. Sie werden sehr un­
terschiedlich gefüllt. Im Bericht, den wir in der Kommission 
erhielten, sind es im Bereich der Spitex primär die Gemein­
den und die Kantone, währenddem im Pflegeheimbereich 
von 19 Kantonen nur 10 eine spezifische Regelung haben. 8 
Kantone belasten die Patienten sowie die Gemeinden, 4 
Kantone belasten im Wesentlichen die Patienten, aber auch 
die Gemeinden, und 5 Kantone belasten nur die Gemeinden 
und den Kanton, die Patienten hingegen nicht. Es steht nach 
wie vor in der Kompetenz der Kantone, also ihrer Stimmbür· 
gerinnen und Stimmbürger, die Verteilung dieser Kosten zu 
regeln. Wenn die Kantone zu Recht auf ihre verfassungs­
mässige Kompetenz im Gesundheitsbereich pochen, dann 
müssen sie hier die Verantwortung auch weiterhin überneh· 
men. Gemäss Bundesverfassung sind sie nach wie vor zu­
ständig, und In jeder Zuschrift lesen wir, wie wichtig es sei, 
dass wir die Kompetenzregelung wahren. Ich denke, dass 
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mit den Eckdaten, die wir hier gemäss den Beschlüssen der 
Mehrheit gesetzt haben, diese Möglichkeiten bestehen, 
ohne dass Verzerrungen zulasten der zu Pflegenden erfol­
gen. 
Ich möchte Ihnen beantragen, auf die Vorlage einzutreten 
und der Mehrheit zuzustimmen, mit Ausnahme des Minder­
heitsantrages, den wir nachher noch begründen werden. 

Brändll Christoffel (V, GA): Ich muss meine Interessenbin­
dung nicht wiederholen. Für jene, die es nicht registriert ha· 
ben: Ich bin Präsident von Santesuisse, der Organisation, 
die Sie so hochschätzen. 
Die Pflegeversicherung ist ein wichtiger Bestandteil unseres 
Sozialsystems. Wie alle Sozialversicherungsbereiche ist 
auch und vor allem die Pflegefinanzierung aus demografi­
schen Gründen heute stark unter Druck. Aus dieser Sicht ist 
es notwendig, dass wir uns jetzt mit dem Notwendigen be­
fassen und nicht allzu sehr dem Wünschbaren nachgeben. 
Wir laufen sonst Gefahr, dass in den nächsten Jahren das 
Notwendige in diesem Bereich nicht mehr finanzierbar wird; 
bei der IV erleben wir das ja auf schmerzliche Art und 
Weise. Es erfüllt mich aus dieser Sicht mit Sorge, dass alle 
Beteiligten - ich spreche also hier nicht nur von der Spitex, 
sondern auch von Pflegeheimen, auch von Krankenversi· 
cherungen - gegenwärtig versuchen, für sich etwas mehr 
herauszuholen, wie das üblich ist, wenn wir ein Gesetz än­
dern. Offenbar ist das wichtiger, als eine Gesamtverantwor­
tung wahrzunehmen. 
Es ist, so meine ich, das Verdienst der Kommission, dass sie 
sich vor der Detailberatung eingehend mit den Prioritäten 
auch in diesem Bereich auseinandergesetzt hat. Ich möchte 
aus dieser Sicht auf vier Punkte hinweisen, die meiner Mei­
nung nach bei der Behandlung dieser Vorlage wichtig sind. 
1 . Es ist klar: Wer pflegebedürftig ist oder wird, der soll die 
ihm angemessene Pflege erhalten, und zwar soll diese sozi­
alverträglich finanziert werden. Die Anpassungen bei den 
Ergänzungsleistungen und den Hilflosenentschädigungen 
sind Teile in diese Richtung; die sind auch unbestritten. 
2. Angemessene Pflege kann Pflege im Rahmen der Spitex 
sein; angemessene Pflege kann Pflege im Heim oder aber 
auch Pflege zu Hause sein. Aus dieser Sicht ist es falsch, 
wenn Spitex und Pflegeheime gegeneinander ausgespielt 
werden. Spitex und Hauspflege haben den Vorteil, dass die 
Kosten für Kost und Logis wegfallen, bei den reinen Kran­
kenpflegekosten aber wahrscheinlich etwas mehr Kosten in 
Kauf genommen werden müssen. In Bezug auf die Kranken­
pflegekosten - und nur um die geht es hier - sollen Spitex 
und Pflege im Heim grundsätzlich gleich behandelt werden. 
3. Die Neuregelung - und das ist ein wichtiger Grundsatz, 
diese Fragen müssen Sie beantworten - soll nicht zu Prämi­
enerhöhungen in der Krankenversicherung führen. Das be­
zieht sich natürlich auf den Startpunkt, nicht auf die Zukunft. 
Es ist ja logisch: Die Krankenpflegekosten werden in Zu­
kunft, in den nächsten Jahren, aus demografischen Gründen 
steigen, und dann steigen natürlich auch die Prämien. Aber 
beim Start sollen hier keine Verschiebungen stattfinden, und 
deshalb sollen die öffentliche Hand, die Krankenversiche­
rung und die Pflegebedürftigen sich in die Kosten teilen. Der 
Anteil, der über die Krankenversicherung bezahlt werden 
soll, soll dem heutigen Betrag entsprechen, ebenfalls jener 
der öffentlichen Hand und ebenfalls jener der Privaten. Es 
soll also mit Ausnahme der Ergänzungsleistungen bei der 
Sozialhilfe keine Verschiebung in der Finanzierung stattfin­
den. 
Sie haben auch von. den Kantonen ein Schreiben bekom­
men. Ich habe eine Grundlage zu diesem Papier gesehen. 
Dort steht, man solle sich vorsorglich für diese Verschiebung 
einsetzen, weil in Zukunft die Kosten steigen. Wenn man na­
türlich so argumentiert, kann das jede Organisation für sich 
in Anspruch nehmen. Ich sehe also, dass wir den Ist-Zu­
stand in die neue Finanzierung überführen müssen. 
4. Vonseiten der Spitex wird verlangt, dass man für die er­
sten 30 Tage - es gibt auch die Forderung 60 oder 
90 Tage - eine Vollfinanzierung einführt. Selbstverständlich 
kann man das machen. Aber es ist nicht möglich, die Spitex 
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um 300 Millionen Franken zu entlasten, die Kantone zu ent· 
lasten und dann zu glauben, man könne auch noch die Prä­
mien senken. Sie haben dann einfach entsprechende Prämi· 
enerhöhungen. Ich persönlich sehe nicht ein, warum man 
mir zum Beispiel nach einem Spitalaufenthalt 100 Prozent 
Kosten finanzieren soll. Es ist grundsätzlich falsch und wi­
derspricht jeglichem Anreiz, wenn wir hundertprozentige, 
volle Kostenfinanzierungen machen. Wir kommen Ja jetzt in 
der Spitalfinanzierung mit den DRG-Systemen davon weg. 
Wir müssen hier Wege mit effizienteren Strukturen finden. 
Wenn Sie Vollkostenfinanzierung machen, erreichen Sie das 
nicht. 
Man muss vielleicht auch etwas relativieren. Frau Fetz hat 
gesagt, dass dann die Leute länger im Spital bleiben. Wenn 
Sie DRG haben und wenn Sie jemanden wegen dieser Ko­
sten einen Tag länger im Spital behalten, dann kostet das 
das Spital vielleicht 800 oder 1000 Franken. Wir führen ja 
jetzt die DRG ein. Da hat doch kein Spital Interesse daran, 
800 Franken aufzuwenden. Hier geht es um eine Kostendif­
ferenz von vielleicht 40 Franken, wenn wir von 100 oder 
60 Prozent Finanzierung sprechen. Diese Argumentation ist 
meiner Meinung nach nicht stichhaltig. 
Noch eine Bemerkung zu den Tarifen: Ich glaube, es ist sehr 
entscheidend - die Kommission hat sich mit dieser Frage 
eingehend auseinandergesetzt-, dass wir die Tarifregelung 
so treffen, dass eine effiziente Leistungserbringung erfolgt. 
Dieses System der Kommission geht davon aus, dass wir 
eine Benchmark haben; wir vergleichen Leistungen mitein­
ander und setzen Tarife in Franken fest - nach den günstige­
ren Leistungserbringern. Man muss die Leistungen effizient 
und günstig erbringen. Es gibt jetzt Forderungen, man solle 
die Kosten weiter finanzieren, man solle jährlich das Ganze 
der Teuerung anpassen. Wenn Sie das tun, dann werden 
Sie in diesem Bereich natürlich nie Kosteneffizienz haben, 
und Sie werden auch die Kosten nie in den Griff bekommen. 
Ich bitte Sie deshalb: Überlegen Sie sich, welche Auswirkun­
gen unsere Beschlüsse auf die Prämien haben, welche Aus­
wirkungen sie auf eine effiziente Leistungserbringung ha­
ben. Wenn Sie das tun, dann kommen Sie zumindest sehr 
nahe an die Anträge der Kommissionsmehrheit; davon bin 
ich überzeugt. 
Ich bitte Sie, auf die Vorlage einzutreten, die Minderheitsan­
träge abzulehnen und der Kommissionsmehrheit zu folgen. 

Stähelin Philipp (C, TG): Alle sind wir uns einig, dass die 
Begleitung pflegebedürftiger und betagter Menschen zu ei­
ner humanen Gesellschaft gehört, und alle wollen wir in die­
sem Sinne eine menschenwürdige Pflege. Dafür haben wir, 
haben vor allem die Kantone und private und halböffentliche 
Institutionen in den letzten Jahren sehr viel unternommen. 
Der Bereich Spitex und auch der Heimbereich haben 
enorme Fortschritte erreicht. Ich habe dies als Gesundheits­
direktor lange Jahre hautnah miterleben dürfen. 
Die solidarische Finanzierung der Pflegeleistungen hinkt 
demgegenüber kräftig hintennach. Die Vorschriften des KVG 
sind ein Krüppel geblieben und waren von Anfang an in in· 
haltficher und rechtlicher Hinsicht umstritten. Es hat sich 
gerächt, dass bei der Abstimmung damals die Kosten einer 
vollen Abgeltung der Pflegeleistungen mehr oder weniger 
unterschlagen wurden. Als Notbremse wurden 1998 Rah­
mentarife auf Verordnungsebene eingeführt; diese wurden 
immer als Provisorium deklariert. Diese Massnahme wurde 
dementsprechend heftig diskutiert und blieb umstritten. 
Auch die provisorische Gesetzgebung, die wir - wann war 
das? - 2004 darunterschoben, ist dementsprechend eben 
wieder Provisorium geblieben. 
Wir haben hier ein «provisoire qui dure». Beim nächsten Ge­
schäft werden wir hier ja wieder eine Verlängerung vorneh­
men. Dieses «provisoire» erweist sich nun eben doch als 
eine meines Erachtens tragfähige Grundlage. Wir bleiben 
mit den Vorschlägen heute ja bei einem System der Beiträge 
und der Rahmentarife. Das kann nun allerdings nicht alle 
Kreise befriedigen und wird weiterhin kritisiert werden - vor 
allem auch, weil die demografische Entwicklung weitergeht, 

weil wir uns deshalb auch mit der Pflege weiterhin zu befas­
sen haben werden. 
Aber gerade deshalb ist ein System mit Beiträgen, ohne 
volle Abdeckung durch die Krankenversicherung, wohl sogar 
vernünftig. Kompromisse sind damit aber vorprogrammiert, 
wir haben sie gefunden. Diese sollten nun nicht wieder auf­
gebrochen werden. Dazu gehört z.B., dass Rahmenbeiträ­
ge keine kantonale Differenzierung ermöglichen. Das mag 
man bedauern, aber es gehört nun zu diesem System, das 
ohnehin nicht alles abdecken kann und will. So hat z. B. die 
Berücksichtigung der Lohnkomponente keinen Platz. Das 
Kostenniveau wird damit nicht durch die Krankenversiche­
rungsbeiträge, sondern durch die unterschiedliche Bela­
stung der privaten Haushalte durch Pflegemassnahmen be­
rücksichtigt. Dafür hat dies keine Auswirkungen auf die 
Krankenkassenprämien. 
Ebenso gehört es zum Kompromiss, dass keine Anpas­
sungsautomatismen für die Beiträge eingeführt werden. Sol­
che wären der Krankenversicherung systematisch fremd 
und würden in stete Prämienspiralen münden. Das ist das 
Gegenteil dessen, was wir schlussendlich wollen. 
Allerdings kann der Kompromiss auch kein Ding der Ewig­
keit sein - dies vor allem nicht in einer Gesamtbetrachtung 
aller Kostenträger in der Finanzierung der Pflegeleistungen. 
Schon bisher fehlten ja ein Gesamtkonzept und Transparenz 
bei den Finanzierungsformen der Pflege. Die Sozialversi­
cherungsgesetze enthalten zahlreiche Bestimmungen über 
Leistungen und Beiträge für die Pflege zu Hause und in Hei­
men. Wer hat denn schon wirklich eine Übersicht über Hilflo­
senentschädigungen der AHV, der IV und der Unfallversi­
cherung, über die Ergänzungsleistungen der AHV und der 
IV, über die Beiträge der AHV zur Förderung der Altershilfe, 
über die Beiträge der IV an Wohnheime und an Organisatio­
nen der privaten Jnvalidenhilfe, über die Krankenversiche­
rungsleistungen? Wer kennt exakt die vielen Schnittstellen -
und dies dann noch vor und nach den Änderungen durch 
den NFA? Wohl nur die Verwaltung selbst sowie sicher noch 
einige Schlaumeier, die dann das System natürlich auch ent­
sprechend ausnützen können. 
Die Neuregelung bringt hier eher noch weitere Varianten 
und weitere Vielfalt: zusätzliche Hilflosenentschädigung bei 
Hilflosigkeit leichten Grades und Aufenthalt ausserhalb des 
Heimes, Wegfall der Begrenzung der Ergänzungsleistungen 
bei Aufenthalt im Heim. Sozialpolitisch sind diese Neuerun­
gen zwar nicht zu bemängeln, sie gehen in die richtige Rich­
tung. Transparenz und Kohärenz der Finanzströme fehlen 
aber weiterhin; das müssen wir schlicht und einfach sehen. 
Kurzfristig mag das angehen. Ich bin bereit, diesen Weg 
mitzugehen. Längerfristig aber schadet mangelnde Transpa­
renz in Finanzierungsfragen enorm. Wir dürfen deshalb die­
ses Dossier nicht über den Tag hinaus in die Schublade le­
gen. In einem ersten Schritt kann, muss ich aber mit dem 
Entwurf auch in dieser Hinsicht leben. 
Ich unterstütze das Eintreten auf die Vorlage, bitte aber den 
Bundesrat, das Dickicht der Finanzierungsinstrumente bei 
nächster Gelegenheit etwas zu lichten. Transparenz und 
Durchsicht helfen bekanntlich, Kosten zu sparen. 

Langenberger Christiane (RL, VD): J'avoue avoir beaucoup 
de difficultes a saisir les repercussions financieres des deci­
sions prises par la commission. Le sujet est complexe et im­
plique, comme si souvent dans le domaine de l'assurance­
maladie, differents partenaires, dont les cantons, les assu­
reurs et ici, en plus, les institutions de soins Spitex, EMS, 
etc. 
Apres avoir espere trouver une solution acceptable de part 
et d'autre gräce a notre projet de compromis, les cantons et 
les institutions de soins nous ont a nouveau ecrit en nous 
rendant attentifs au report de coüts que representent nos 
propositions, notamment dans le contexte de la perequation 
financiere, dans le domaine des prestations complementai· 
res. II est evident que chacun defendra ses positions et ses 
interäts jusqu'au dernier moment, mais certaines observa­
tions meritent tout de mäme qu'on s'y attarde. 
Deux problemes me preoccupent. 
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1. Le transfert important des coüts sur les personnes neces­
sitant des soins: je sais bien que nous avons deja re~u des 
reponses de la presidente de la commission, Madame He­
bertein, et de Monsieur Brändli. Mais, enfin, Monsieur Stähe­
lin vient de montrer a quel point il est difficile de se rendre 
compte de ce qui se passe, de savoir quels transferts finan­
ciers ont lieu dans ce domaine. 
2. Le fait de ne pas prendre en compte la possibilite de de­
dommager l'aide a domicile par des personnes sans qualifi­
cation speciale, donc en dehors du systeme Spitex: nous 
avons decide en commission de reduire la protection tari­
faire, actuellement valable de maniere illimitee, a de nouvel­
les contributions. L'ensemble de la lacune de couverture, de 
quelque 45 pour cent, devrait etre ainsi transfere sur les as­
sures. La lacune de couverture a la charge des personnes 
necessitant des soins va, de plus, encore s'agrandir au 
cours des prochaines annees, parce qu'il n'est pas prevu 
d'adapter regulierement les contributions a l'evolution des 
coOts. 
Or, pour de nombreuses personnes, il n'est pas possible de 
beneficier, en cas de besoin de soins a domicile, des presta­
tions complementaires, car le fait de posseder un Jogement 
individual empeche pratiquement toujours de Jes obtenir. On 
me repondra que Ja personne n'a qu'a vendre son logement 
et que ce n'est pas a Ja communaute de proteger Jes acquis 
des futurs heritiers. Mais il y a aussi des malades sans res­
sources particulieres, qui n'ont pas l'äge de l'AVS et qui ne 
peuvent en general beneficier d'aucune prestation. Pour 
beaucoup de personnes, il devient difficile de financer des 
soins a domicile, ce qui provoque non seulement une sur­
charge importante pour les proches, mais incite ces person­
nes a aller soit a l'höpital, soit dans un EMS, ce qui ne fait, 
bien entendu, qu'augmenter les coOts - encore que, la 
aussi, nous avons une explication de Monsieur BrändlL 
Bien des personnes ägees qui ont paye des primes tout au 
long de leur vie en etant en bonne sante et en menant une 
vie saine ne comprendront pas pourquoi elles doivent payer 
certains soins. Elles ne comprendront pas pourquoi certai­
nes maladies sont prises en compte tout au long de la vie, 
alors que les consequences de la vieillesse ou de la maladie 
ne le sont pas. 
Autre question: nous avons discute, dans le cadre de l'AI, de 
la possibilite d'avoir acces a des soins individuels a domicile 
et accepte de financer un projet pilote d'assistance. Celui-ci 
semble remporter un tres vif succes, meme si nous en som­
mes encore au debut de l'experience. Avant que nous puis­
sions nous prononcer sur une modification de la loi, il 
s'ecoulera sans doute plusieurs annees. Or, je rappelle que 
des experiences faites a l'etranger ont demontre que ce sys­
teme pouvait engendrer un potential d'economies important 
Dans le cadre de la loi que nous examinons, nous rencon­
trons des situations similaires de necessite de soins pour 
des maladies chroniques ou des cas de rehabilitation qui 
n'ont pas forcement besoin de soins specialises, qui coütent 
eher - environ 80 francs par heure - et dont la moitie est 
prise en charge par l'assurance. Des soins d'assistance 
flexibles feraient souvent l'affaire; encore faudrait-il qu'ils 
jouissent egalement d'une prise en charge financiere, en 
tout cas partielle. 
De plus, il est faux de pretendre qu'en raison precisement de 
l'intervention de personnes non specialisees cela poserait 
des questions de responsabifite civile. Cette situation existe 
deja dans le cadre des allocations pour impotent. 
J'ai repose la question a !'Office federal de la sante publique, 
en fin de semaine. J'accepte la reponse qui m'a ete donnee, 
mais je souhaite que le Conseil national examine a nouveau 
cette situation de maniere plus approfondie. Je cite la re­
ponse qui m'a ete donnee par l'office: 
«Das KVG hingegen umfasst einen weiteren Kreis von Per­
sonen mit Bedarf an Pflegeleistungen als die IV, insbeson­
dere auch Personen, welche auf Akut- und Übergangspflege 
angewiesen sind und für die ein Leistungsmodell wie das 
Assistenzbudget noch nicht von Bedeutung Ist. Im Anwen­
dungsbereich des KVG gilt der Grundsatz, dass medizini­
sche Leistungen nur von medizinisch ausgebildeten und zu· 
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gelassenen Leistungserbringern erbracht werden dürfen. 
Dieser Grundsatz wurde vom EVG im Urteil vom 28. Juli 
2000 bestätigt. Das Pilotprojekt 'Assistenzbudget' wird zei­
gen, welche Erfahrungen die Assistenznehmenden mit pri­
vat anqestellten Pflegepersonen machen werden. Eine der­
artige Anderung im KVG zum heutigen Zeitpunkt würde die 
Vorwegnahme der Evaluation des Pilotprojektes bedeuten 
und könnte sich schlimmstenfalls kontraproduktiv auswir­
ken.» 
Ich habe also diese Antwort angenommen, aber hoffe den­
noch, dass vielleicht der Nationalrat diese Sache nochmals 
überprüfen wird. 
Ceci dit, je vous demande d'entrer en matiere. 

Malssen Theo (C, GR): Erlauben Sie mir vorerst als Einwoh­
ner und Bürger der Region Surselva, wo die Herbstsession 
stattfindet, dass ich mich bei Ihnen nach Ihrem Wohlbefin­
den erkundige. Ich hoffe, Sie fühlen sich in dieser Region 
wohl. Nun ist es aber so, dass es nicht die Aufgabe der Poli­
tiker sein sollte, sich zuerst um das eigene Wohlbefinden zu 
kümmern, sondern um das Wohlbefinden des Volkes und 
vor allem um das Wohlbefinden derjenigen, welche Hilfe und 
Pflege nötig haben - und damit sind wir mitten im Thema. 
Vielleicht noch kurz zu meiner Interessenbindung: Ich habe 
mich in dieser Region und im Kanton bereits vor dreissig 
Jahren für den Ausbau der spitalexternen Pflege und Be­
treuung eingesetzt. Es ist mir ein Anliegen, dass das, was 
auf diesen Stufen erarbeitet worden ist, in Zukunft minde­
stens Bestand hat respektive noch verbessert werden kann. 
Ganz kurz zur Ausgangslage: Für die Pflege von kranken 
und pflegebedürftigen Mitmenschen bietet das heutige 
Gesundheitssystem verschiedene Angebote unterschiedli· 
eher Leistungserbringer an. Nun ist es die Aufgabe, dieses 
System so auszugestalten, dass die Gesamtleistung des 
Systems möglichst kostengünstig ist. Es ist eine Art von 
Subsidiaritätsprinzip, das so funktionieren sollte: Es sollte 
immer jenes Angebot ausgewählt werden, das für einen be­
stimmten Bedarf die tiefsten Kosten hat. Um das in einem 
komplexen Gesamtsystem zu erreichen, braucht es eine 
langfristige Strategie. Man muss in diesem System auch die 
innere Dynamik verstehen und hier vor allem mit einbezie­
hen, dass es eine demografische Entwicklung gibt, die das 
System beeinflusst. 
Der Vorschlag der Kommission lässt mindestens teilweise 
diese erwähnten Zusammenhänge ausser Acht. Es wird die 
Folge sein, dass die Spitex-Dienste für die Bezüger mittelfri­
stig so teuer werden, dass weite Kreise -vor allem auch aus 
dem Mittelstand - diese Dienste nicht mehr benutzen kön­
nen, weil sie unerschwinglich geworden sind. Das ist das 
Kernproblem. Dieses Kernproblem bestätigt die Präsidentin 
der Kommission, unsere Kollegin Erika Forster. Sie hat im 
«Brennpunkt Gesundheitspolitik» (02/2006), der Publikation 
von Santesuisse, zu einer Frage bezüglich der Pflegefinan­
zierung nämlich Folgendes gesagt: «Und die fast wichtigste 
Frage: Wer bezahlt den Teil, der nicht von der Krankenversi­
cherung gedeckt ist? Es darf nicht sein, dass die Patientin­
nen und Patienten immer mehr bezahlen.» Die Konsequenz 
ist, dass die Pflegebedürftigen, die sich die Spitex-Dienste 
nicht mehr leisten können, die stationären Leistungen bean­
spruchen, und die sind innerhalb des Systems teurer. 
Es kommt dazu, und das ist ein wichtiger Zusammenhang 
bei den Spitex-Diensten, dass die sogenannte informelle 
Pflege- das ist die Pflege, welche die Angehörigen selber 
leisten - mit den Spitex-Diensten verknüpft ist. Wenn die 
Spitex-Dienste nicht mehr oder weniger benutzt werden kön· 
nen, geht automatisch auch die informelle Pflege, welche die 
Öffentlichkeit und die Versicherer nichts kostet, zurück. Ich 
erinnere Sie daran, dass es in der Botschaft des Bundesra­
tes auf Seite 2051 heisst, dass nach einer Untersuchung im 
Jahre 2000 Leistungen von 1,2 Milliarden Franken oder 
20 Prozent der Pflegekosten durch diese informellen Pflege­
dienste erbracht wurden. Diese sind oftmals nur möglich, 
wenn die Spitex-Dienste funktionieren und auch bezahlbar 
sind. Dieser Zusammenhang ist wichtig und ist in den bishe­
rigen Diskussionen offenbar zu wenig berücksichtigt worden. 
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Falsch ist in diesem Zusammenhang nach meiner Mei­
nung - und ich habe den entsprechenden Antrag im Be­
wusstsein gestellt, dass man das bereits gestrichen hat, 
aber man muss es wieder einfügen - die Streichung der Bei­
träge bei den teilstationären Einrichtungen. Ich gehe davon 
aus, dass damit für die Entlastung der Angehörigen ein 
wichtiger Teil miterreicht werden könnte, um die Kosten 
möglichst tief zu halten. 
Die Folge des Vorgehens der Kommission ist ganz klar: Man 
fördert bzw. erzwingt mehr Heimeintritte. 
Bezüglich der Kosten der Spitex-Dienste - das wird immer 
wieder übertrieben dargestellt - wird behauptet, diese 
hätten einen überproportionalen Zuwachs gehabt In der öf­
fentlichen Statistik, im Statistischen Jahrbuch, kann man 
nachlesen, dass 1995 das Total der Kosten des Gesund­
heitswesens rund 36 Milliarden Franken betrug; dieses stieg 
dann bis zum Jahr 2003 auf 50 Milliarden Franken. Die Spi­
tex-Dienste machten 1995 davon rund 700 Millionen Fran­
ken oder 1,94 Prozent und im Jahr 2003 rund 1,031 Milliar­
den Franken oder 2,07 Prozent aus. Das bedeutet also eine 
Steigerung um 0, 13 Prozentpunkte. Statistisch gesehen ist 
das im Bereich der Zufälligkeit und nicht systemimmanent. 
Wir müssen verhindern, dass Spitex-Dienste zu einem Lu­
xusgut werden. Nach dem Konzept der Kommission wird es 
möglich sein, dass die Deckungslücke, die erwähnt wurde 
und die heute 45 Prozent beträgt, ganz auf die Leistungsbe­
züger überwälzt wird, was für viele Betroffene nicht tragbar 
sein wird. Das Schlimme daran ist, dass die Dekkungslücke 
in Zukunft noch grösser werden kann, weil eine regelmäs­
sige Anpassung der Beiträge an die Kostenentwicklung nicht 
vorgesehen ist. 
Ferner ist Folgendes zu beachten: Eine Abfederung durch 
die Ergänzungsleistungen (El) ist für breite Kreise nicht 
möglich oder bringt ihnen nichts, weil vor allem dort, wo 
selbstbewohntes Wohneigentum vorhanden ist, ein EL-Be­
zug weitgehend verhindert ist. Es gibt auch pflegebed.ürftige 
Menschen vor dem AHV-Alter, die in der Regel auch keinen 
El-Bezug geltend machen können. Die Folge ist- noch ein­
mal zusammengefasst -: Die Spitex würde so für viele Pfle­
gebedürftige unbezahlbar. Ohne oder mit weniger Spitex ha­
ben wir aber eine grosse Belastung der Angehörigen. Die 
Belastung wird zu gross, sodass zusätzliche Heimeintritte 
dann die Folge sind. 
Der Vorschlag der Kommission hinsichtlich des Gesamt­
systems ist aus meiner Sicht ein Eigengoal, weil in der län­
gerfristigen Dynamik die Kosten steigen werden, da das 
System nicht optimal ausgenutzt wird. Ich bitte Sie deshalb, 
bei Artikel 25a Absatz 1 bis und ebenso bei Artikel 25a Ab­
satz 4 der Minderheit zuzustimmen. 
Ein weiterer problematischer Punkt, den ich erwähnen 
möchte, der hier aber nicht behandelt werden kann - wir 
können keine Kommissionssitzung machen -, der aber im 
Zweitrat angeschaut werden sollte: Die Mehrheit der Korn· 
mission schlägt bei Artikel 25a Absatz 3 vor, dass der Bun­
desrat den Frankenbetrag festlegt, welchen die Krankenver­
sicherung an Pflegekosten zu leisten habe. Dieser Antrag 
der Mehrheit ist in zweifacher Hinsicht äusserst problema­
tisch. Erstens wird hier die Kompetenz an den Bundesrat de· 

die Bestimmung der Eckwerte der Pflegefinanzie­
rung wird ihm übergeben und damit der parlamentarischen 
Kontrolle entzogen. Das Zweite, das als Problem anzusehen 
ist, ist die Frage - die durch den Nationalrat zu überprüfen 
sein wird -, ob es grundsätzlich richtig ist, diese Finanzie­
rung in Franken festzulegen. Ich finde das Modell der Ge­
sundheitsdirektorenkonferenz, welche eine prozentuale 
Festlegung der Pflegebeiträge auf der Basis von Vollkosten­
rechnung und Referenzgrössen vorgeschlagen hat, eine ent­
schieden bessere Lösung. 
Vergessen wir nicht: Beim Abstimmungskampf zum neuen 
KVG wurde das Versprechen abgegeben, dass mit dem 
neuen KVG die Pflegefinanzierung geregelt werde. Viele ha­
ben dem KVG zugestimmt, im Glauben daran. dass dem so 
sei - auch ich, ich war damals noch nicht im Ständerat, son­
dern habe dem KVG als zuge-

stimmt. Wir dürfen all jene, welche auch diesen Glauben hat­
ten, nicht enttäuschen. 
Ich bin zwar für Eintreten, ich habe aber die Erwartung, dass 
Sie einzelnen Minderheitsanträgen zustimmen und vor allem 
dass der Nationalrat unsere Arbeit noch einmal gründlich 
hinterfragt. 

Schiesser Fritz (Al, GL): «J'avoue avoir beaucoup de diffi­
cultes a saisir les repercusslons financieres des decisions 
prises par la commission.» Ich zitiere hier meine Kollegin 
Christiane langenberger. Und mit diesem Satz hat sie auch 
für mich gesprochen. Ich muss Ihnen ganz offen gestehen, 
auch als Präsident der Spezialkommission NFA2 habe ich 
das Finanzierungssystem und insbesondere die Auswirkun­
gen - die kurzfristigen Auswirkungen, ich spreche nicht von 
den mittel- und langfristigen Auswirkungen - noch nicht 
ganz begriffen. Meine Funktion als Präsident der Spezial­
kommission NFA2 ist es denn auch, die mich bewegt, hier 
ganz kurz etwas zu sagen. 
In der Botschaft des Bundesrates werden auf Seite 2084 die 
finanziellen Auswirkungen auf Bund und Kantone unter Be­
rücksichtigung des NFA dargestellt. Bei einer Annahme ei­
ner Entlastung von 100 Millionen bei der Sozialhilfe ergeben 
sich für die Kantone Mehraufwendungen von 136 Millionen 
Franken. Der Bundesrat schreibt: «Im Spitex-Bereich geht 
die Verantwortung weitestgehend auf die Kantone über. 
Sämtliche finanziellen Belastungen und Entlastungen wer­
den in der NFA-Globalbilanz kompensiert, sodass die Aufga­
benentflechtung für den Bund und die Gesamtheit der Kan­
tone haushaltneutral ausfällt.» Das bedeutet nichts anderes, 
als dass es innerhalb der Globalbilanz - weil ja dieses Ge­
schäft zusammen mit dem NFA2 in Kraft treten soll und 
muss - eine Verschiebung gibt, falls Sie beim Ergänzungs­
leistungsgesetz bei Artikel 3c der Mehrheit folgen. Damit 
habe ich den Hinweis darauf gemacht, dass ich Sie bitten 
möchte, bei der ganzen Abstimmung immer im Hinterkopf zu 
behalten, welches die effektiven Auswirkungen auf die Glo­
balbilanz bei dem NFA sein könnten. Ich bitte Sie also, die­
sen Gesichtspunkt bei der Entscheidung im Rahmen des Er­
gänzungsleistungsgesetzes nicht ganz ausser Acht zu 
fassen. 
Gestatten Sie mir noch eine zweite Bemerkung: Ich glaube, 
es war Herr Schwaller, der dargelegt hat, dass die gleichen 
Beträge ausgegeben werden sollen wie heute. Ich zitiere et­
was verkürzt. Wir haben also auf der einen Seite die Kran­
kenversicherer, dann haben wir die Pflegebedürftigen, wir 
haben die Kantone, wir haben die öffentliche Hand - ich 
spreche von der öffentlichen Hand unter Einbezug der Ge­
meinden, namentlich wenn es um Sozialhilfe geht. Nun se­
hen wir nach der bundesrätlichen Aufstellung, dass allenfalls 
bei der Sozialhilfe eine Entlastung entstehen könnte; das 
hängt dann aber davon ab, wie letztlich innerhalb eines Kan­
tons die lasten zwischen Ergänzungsleistungen und Sozial­
hilfe - aufgrund der Regelung des Kantons - verteilt werden. 
Irgendjemand wird die steigenden Kosten in der Pflegeversi­
cherung tragen müssen, wenn wir die Krankenversicherung 
nicht zusätzlich belasten können und wollen. Um diesen 
Kompromiss ringen wir. Ich bestreite den Kompromiss nicht, 
den die Kommission vorlegt; ich hätte nichts Besseres anzu­
bieten. Aber ich möchte darauf hinweisen, dass der 
Kuchen - es ist kein schmackhafter Kuchen - dann, wenn er 
grösser wird, irgendjemandem zugeteilt wird, der ihn dann 
wohl oder übel essen muss. Ich glaube, das ist die Realität, 
die wir hier darlegen. Wir dürfen uns nicht der Idee hinge­
ben, wir hätten mit dieser Vorlage ein Problem mehr oder 
weniger gelöst; das hat Herr Stähelin sehr gut dargelegt. Wir 
haben das Problem für den Moment vielleicht geregelt, aber 
gelöst haben wir es nicht. 
Ich bitte Sie also. wie ich gesagt habe, bei der Entscheidung 
in der Detailberatung die Anliegen des NFA nicht ausser 
Acht zu lassen. Wir werden voraussichtlich bereits am näch-
sten in der Kommission die Gelegenheit haben, 
die dieses Entscheides, den Sie heute fällen, 
zu diskutieren und dann darüber zu beratschlagen, zu wes-
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sen Lasten Verschiebungen innerhalb der Globalbilanz ge­
hen. 
Ich bin selbstverständlich für Eintreten. weil ich, wie ich ge­
sagt habe, nichts Besseres anzubieten habe. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Nous abordons un pro­
bleme qui concerne non seulement !es soins, comme vient 
de Je dire Monsieur Schiesser, mais aussi la nouvelle pere­
quation financiere. Je crois cependant qua, si l'on veut faire 
bouger quelque chose dans ce pays, on doit avoir le courage 
a un certain moment de prendre des decisions sans avoir la 
certitude abso!ue de conna1tre tous las effets a terme sur la 
dynamique du systeme. Si, a chaque pas qu'on veut faire 
dans la bonne direction, on se dit: «Mais que va+il se pas­
ser si .... ? si .... ? si .... ? ». on ne fait jamais un pas en avant, 
parce qu'on n'arrive pas a demontrer exactement les effets 
sur le systeme. 
Je crois que ce qui est important, c'est tout d'abord de dire 
qu'on part, avec l'adoption de la proposition de compromis 
du Conseil des Etats, en etant sinon convaincus, du moins 
presque sürs qu'il n'y a pas de transfert des coüts au depart. 
Peut-etre 50 millions de francs d'un cöte ou de l'autre. mais 
je crois que, lorsqu'on agit sur des milliards, on ne peut pas 
aller jusqu'au point de savoir exactement si 50 millions de 
francs passen! ici ou la. Dans l'ensemble, il n'y a pas de 
transfert des coüts. 
Comment evo!uera le systeme? II y aura certainement une 
dynamique qui fera qua le systeme coütera plus eher du fait 
du vieillissement de la population et aussi de l'amelioration 
de la qualite des soins qui seront apportes. Je crois que ce 
qu'il taut viser dans le futur, c'est qua ceux qui ont la maitrise 
des coüts ou ceux qui sont le plus a meme de pouvoir les 
maitriser soient aussi les premiers beneficiaires ou au con­
traire victimes de leur action ou de leur inaction. 
Si l'on prevoit des le depart qua la dynamique doit se faire 
aux depens de l'assurance-maladie, on va vers une explo­
sion des coüts, parce que dans le regime de l'assurance­
maladie, on n'a pratiquement aucun moyen de contröler las 
coüts. On peut negocier quelques tarifs, mais on n'a pas las 
moyens de contröler las coüts. Par contre, las cantons sont 
responsables des EMS; ils les contrölent. S'ils doivent parti­
ciper aux coüts, les patients aussi auront un interet a ce que 
les coüts n'explosent pas. 
Alors si nous voulons eviter une explosion des coüts sur le 
long terme, il faut donner le maximum de responsabilites a 
ceux qui ont le maximum de responsabilites de la gestion et 
de la surveillance et du contröle des coüts, et ce sont las 
cantons et las particuliers! Nous ne souhaitons pas qu'ils 
aient des charges supplementaires, mais cela dependra 
beaucoup d'eux, puisqu'ils gerent ces etablissements et 
qu'ils doivent las financer. 
Le Conseil federal, dans son premier projet. avait prevu un 
systeme qui reprenait un systeme pratique dans certains 
cantons et qui n'a pas eu l'air de plaire. Celui-ci etait fonde 
sur la distinction entre las soins de base et las soins de trai­
tement. D'une part, le Conseil federal propose des mesures 
d'accompagnement qui ont ete retenues, notamment l'intro­
duction d'une allocation pour impotent dans l'AVS, pour les 
rentiers vivant a domicile et presentant une impotence le­
gere. Cela va dans le sens que souhaite Monsieur Maissan, 
c'est-a-dire le maintien a domicile et le recours a Spitex, aux 
soins a domicile, puisqu'un montant est donne pour couvrlr 
las coüts engendres par une impotence legere. D'autre part, 
le Conseil federal propose que le plafond annuel des presta­
tions compfementaires, actuellement fixe ä environ 30 000 
francs, soit supprime pour les personnes qui viven! en EMS. 
Ces mesures, ces ameliorations pour les clients, las benefi­
ciaires des soins, ne sont pas contestees et je crois que 
c'est une bonne chose. On decharge d'une certaine maniere 
las personnes qui ont besoin de soins et c'est un progres. 
Le systeme du Conseil federal a ete rejete. Nous n'en fai­
sons pas un drame, parce que nous sommes d'accord avec 
la solution de compromis. Je crois que cette solution, qui a 
ete realisee par l'administration sur la base des points fixes 
que vous avez etablls, est un bon systeme. Certes, il donne 
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au Conseil lederaf la competence de fixer en francs la part 
de l'assurance-mafadie au paiement des soins. C'est faire 
confiance au Conseil federal. 
L'alternative, c'est de ne pas faire confiance au gouverne­
ment qui est sous votre contröle ou de fixer un systeme 
automatique avec le systeme de la prise en Charge en pour­
centage, dans lequel on n'a pas de contröle sur le chiffre ab­
solu - on n'a Je contröle qua sur le pourcentage, au depart, 
par le biais de Ja loL Ensuite, si le pourcentage reste stable, 
les coüts augmenteront en fonction de decisions qui seront 
prises en dehors de la Confederation, en dehors du systeme 
de l'assurance-maladie. Je crois qua ce n'est pas tres sain. 
On dit que les cantons, decidement, sont difficiles a satis­
faire dans le domaine de la politique de la sante, car 
lorsqu'ils ont rejete un projet, ils se preparent ä rejeter le sui­
vant, puis encore le suivant, mais se declarent insatisfaits du 
statu quo. II est parfois compJique pour las conseillers d'Etat, 
mafgre toute l'amitie qu'on leur porte et la comprehension 
que l'on a pour feur täche difficiJe, de collaborer, de negocier 
avec une Institution qui est toujours en train de refuser ce qui 
est, de souhaiter ce qui n'est pas en attendant de refuser ce 
qui sera. Les cantons disent qu'il y a un risque de report des 
coüts sur les clients ou sur las cantons eux-memes par le 
truchement des prestations complementaires. 
Vous avez decide d'accentuer ce risque en augmentant en­
core las limites de fortune qui sont prevues dans la loi pour 
avoir acces aux prestations complementaires. Je ne pense 
pas que ce soit une tres bonne solution et je combattrai 
l'augmentation des limites de fortune qua vous proposez. 
II n'en raste pas moins, a Ja fin, qua quelqu'un doit payer. 
Alors, c'est, nous dit-on, la classe moyenne qui sera victime: 
dans tous las pays du monde, celle-ci est toujours la victime 
parce qu'elle constitue le plus grand nombre de personnes 
capables de payer les impöts. Ceux qui n'ont pas de revenu, 
ou un revenu tres faible, beneficient des subsides de l'assu­
rance-maladie, d'un systeme social equitable qui essaie de 
venir a leur rencontre, ce qua je trouve juste et qu'il n'est pas 
question de remettre en cause. Ceux qui sont tres riches 
n'ont evidemment pas de grands problemes parce qua pour 
eux, las soins ne constituent qu'un souci relativement mi­
neur par rapport a leur fortune. 
Alors, la classe moyenne paie+elle, par Je biais de l'assu­
rance-maladie, des impöts ou bien paie+elle directement 
une partie des coüts par ces prestations? Nous avons choisi 
Ja solution la plus claire, la plus transparente et la plus incita­
tive, atin de rester le plus longtemps possible a Ja maison: 
c'est de dire qua l'assurance-maladie paie une part fixee par 
le Conseil federal et que le reste est paye, soit par las pres­
tations complementaires, soit par /es personnes elles-me­
mes. Celles-ci ont donc interet a rasier le plus longtemps 
possible a Ja maison, et a beneficier du Spitex qui est 
meilleur marche que las EMS. Si, malheureusement, elles 
ne peuvent plus faire face a leurs besoins domestiques, elles 
iront en EMS et paieront Ja une participation. Si on ne leur 
fait pas payer cette participation, alles paieront des impöts 
supplementaires ou des primes d'assurance beaucoup plus 
elevees du fait qu'elles n'ont pas de subsides. 
A la fin, c'est toujours quand meme la classe moyenne - la 
plus nombreuse et celle dont les revenus sont ta.xes - qui 
paie. Mais au moins c'est honnete, parce qua le systeme 
leur dit: «Voilä exactement ce que vous coOtez.» Et on ne 
pousse pas a une supersolidarite qui engendre des coQts 
parce que plus personne n'est directement responsable; et 
la transparence evoquee par l'un ou l'autre d'entre vous dis­
paraitra si l'assurance-maladie est chargee de coüts qui de­
passent largement ce qui releve de la maladie. 
J'y voyais en plus a l'epoque un probfeme de solidarite avec 
las jeunes qui, aujourd'hui deja, paient une part importante 
de leurs primes d'assurance-maladie au titre de la solidarite. 
Voilä pourquoi je redis qua le Conseil federal s'engage en fa­
veur de la sofution qua votre commission a proposee. C'est 
une bonne solution. Elle ne satisfait pas tout le monde, par 
definition, en particulier pas ceux qui aimeraient avoir une 
source illimitee de revenu pour couvrir les coOts de leurs ac­
tivites utiles, mais sans avoir ä se poser trop de questions 
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sur le moyen le plus rationnel de poursuivre cette activite, en 
reduisant au maximum possible, tout en maintenant la qua­
lite, !es coOts du systeme des soins a domicile ou des EMS. 
II y a peut-etre des points qui doivent etre affines, mais je 
crois qu'aussi bien ici qu'au Conseil national, i! est souhaita­
ble que la solution du Conseil des Etats soit acceptee dans 
la version de la majorite. II est temps maintenant d'aborder 
les problemes de detail en sachant qu'a la fin quelqu'un doit 
payer les coOts de ce systeme. La solution preconisee est la 
plus equitable, la plus transparente. Elle n'est pas parfaite 
parce qu'il n'est jamais agreable de devoir supporter des 
coOts qui von! augmenter, mais eile est en !out cas finale­
ment plus sociale parce que plus transparente et plus effi­
cace. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L 'entree en matiere est decidee sans opposition 

Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzie­
rung 
Loi federale sur le nouveau regime de financement des 
soins 

Detailberatung - Discussion par articfe 

Titel und Ingress, Ziff. 1 Einleitung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule, eh. 1 introduction 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 1 Art. 43bis Abs. 1, 1 bis, 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. 1 art. 43bis al. 1, 1 bis, 3 
Proposition de fa commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Forster-Vannini Erika (AL, SG), für die Kommission: Nur ganz 
kurz: Hier geht es darum, dass der Anspruch auf Hilflosen­
entschädigung erweitert werden soll. Kollegin Heberlein hat 
bereits darauf hingewiesen: Hilflosenentschädigungen erhal­
ten bis dato die jüngeren Leute. Künftig sollen auch Bezüger 
von AHV- oder Ergänzungsleistungen bei Hilflosigkeit leich­
ten Grades Hilflosenentschädigungen erhalten. Dies gilt ge­
mäss Absatz 1 nur für Pflegebedürftige, die zu Hause be­
treut werden. Die monatliche Entschädigung für eine 
Hilflosigkeit leichten Grades soll 20 Prozent des Mindestbe­
trages der Altersrente betragen. 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 2 Art. 3a Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. 2 art. 3a al. 3 
Proposition de fa commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Forster-Vannlnl Erika (RL, SG), für die Kommission: Für Pfle­
gebedürftige, die dauernd oder längere Zeit im Heim oder im 
Spital leben, soll die heute gültige Obergrenze der jährlichen 
Ergänzungsleistungen von 30 900 Franken aufgehoben wer­
den. Die Anderung dieser Bestimmung ist eine begleitende 
sozialpolitische Massnahme, zumindest teilweise ein Aus­
gleich für die stärkere Belastung der privaten Haushalte. 
Dies wurde bereits in der Botschaft des Bundesrates so vor-

geschlagen. In der Kommission haben wir auch dieser Be­
stimmung zugestimmt. 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 2 Art. 3c Abs. 1 Bst. c 
Antrag der Mehrheit 
c ..... bei Alleinstehenden 37 500 Franken, bei Ehepaaren 
60 000 Franken .... nur der 112 500 Franken .... 

Antrag der Minderheit 
(Heberlein, Altherr, Forster, Langenberger, Stähelin) 
Unverändert 

Ch. 2 art. 3c al. 1 let. c 
Proposition de la majorite 
c. . ... depasse 37 500 francs pour les personnes seules, 
60 000 francs pour les couples .... de l'immeuble superieure 
a 112 500 francs .... 

Proposition de fa minorite 
(Heberlein, Altherr, Forster, Langenberger, Stähelin) 
lnchange 

Forster-Vannini Erika (AL, SG), für die Kommission: Die 
Mehrheit vertritt die Meinung, dass eine Erhöhung der Frei­
beträge angezeigt sei, um ein Signal zu setzen. Dabei fasst 
sie eine moderate Erhöhung um 50 Prozent ins Auge. Das 
heisst, bei Alleinstehenden soll der Betrag um 12 500 Fran­
ken, bei den Ehepaaren um 20 000 Franken erhöht werden. 
Bei Personen mit einer eigenen, von ihnen selbst bewohnten 
Liegenschaft schlägt sie Ihnen anstatt 75 000 Franken einen 
Betrag von 112 500 Franken vor. Die Erhöhung gilt selbst­
verständlich für alle Betagten, die Ergänzungsleistungen be­
ziehen. Gemäss Berechnungen der Verwaltung ergeben 
sich damit Mehrkosten von insgesamt 66 Millionen Franken, 
wobei rund 70 Prozent oder 46 Millionen zulasten der Kan­
tone gehen. Wichtig ist der Mehrheit, dass die Leute ihr Ver­
mögen nicht so verzehren müssen, dass sie gar zu Sozialhil­
feempfängern werden. Gemäss der Mehrheit kann es nicht 
sein, dass bei einem Heimeintritt des einen Partners der an­
dere die von ihm selbst bewohnte Liegenschaft verkaufen 
und eventuell sogar mit höheren Kosten eine Wohnung mie­
ten muss. 
Deshalb macht die Mehrheit Ihnen beliebt, die Beträge zu 
erhöhen. 

Heberlein Trix (AL, ZH): Herr Schiesser hat Bedenken an­
getönt betreffend Probleme, die sich zulasten der Kantone 
eben bei der Finanzierung und bei Verschiebungen der Fi­
nanzierung ergeben könnten, die in der Globalbilanz des 
NFA nicht berücksichtigt sind. Hier handelt es sich eben ge­
rade um eine derartige Verschiebung. Die bundesrät!iche 
Vorlage geht davon aus, dass die bisherigen Vermögens­
grenzen für den Bezug von Ergänzungsleistungen zusätzlich 
zur AHV oder zur IV nicht verändert werden. Diese liegen, 
wie Sie es im Gesetzesartikel sehen, bei 25 000 Franken für 
Alleinstehende und bei 40 000 Franken für Ehepaare. Frau 
Brunner Christiane hatte ursprünglich einen Antrag gestellt 
und wollte die Grenze auf 40 000 für Alleinstehende und 
300 000 Franken für Ehepaare anheben. Dass diese Forde­
rung viel zu weit geht, wurde dann von der Kommissions­
mehrheit auch gesehen; diese einigte sich auf 37 500 und 
60 000 Franken. 
Die Frage, ab wann ein Vermögensverzehr erfolgen muss, 
wurde im Kontext der NFA-Diskussion mehrmals erörtert. 
Die heute gültige Regelung und die Lastenverschiebung zu 
den Kantonen flossen denn auch in die Globalbilanz des 
NFA ein. Die Kantone haben der Vorlage zur Neuordnung 
der Pflegefinanzierung unter diesen Prämissen zugestimmt. 
Sie alle haben einen Brief der Konferenz der kantonalen Fi­
nanzdirektoren erhalten, in dem klar steht, dass die Vorlage 
zur Pflegefinanzierung der Vernehmlassung zugeleitet wor­
den sei und dass die Vorlage Anderungen umfasst habe, 
welche auch die Zustimmung der Kantone gefunden hätten, 
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insbesondere auch gestützt auf die Tatsache, dass diese La­
stenverschiebung in der Globalbilanz des NFA berücksichtigt 
werde. Dann kommen die kantonalen Finanzdirektoren auf 
den Antrag der Mehrheit so, wie er heute vorliegt, zu spre­
chen und sagen ganz klar, dass dieser Antrag nicht gutge­
heissen werden kann. Es handelt sich nach ihrer Meinung 
um eine Lastenverschiebung von 46,2 Millionen Franken. 
Sie gehen auch dazu über, zu sagen, dass dies bis 
165,9 Millionen Franken betragen könnte, die nicht in dieser 
Globalbilanz enthalten sind. 
Vielleicht noch zur Frage dieser Grenze: Die Kantone haben 
bei der Ergänzungsleistungsberechnung für AHV-Beziehen­
de in Heimen gemäss Artikel 5 ELG beim Vermögensver­
zehr gewisse Handlungsspielräume. Die meisten Kantone, 
nämlich deren 21, haben den Vermögensverzehr für Rent­
ner und Rentnerinnen in den Altersheimen verschärft und 
auf einen Fünftel festgelegt. Von der Erhöhung des Freibe­
trages für selbstbewohnte Liegenschaften - zulässig ist 
höchstens die Verdoppelung auf 150 000 Franken - haben 
hingegen praktisch keine Kantone Gebrauch gemacht, ob­
wohl dies möglich wäre. Es haben nur die Kantone Zürich, 
Nidwalden und Aargau diesen Freibetrag auf 150 000 Fran­
ken erhöht, Fribourg und Jura auf 100 000 Franken. Alle an­
deren Kantone haben diese Kompetenzen nicht ausge­
schöpft. 
Ich ersuche Sie dringend, hier in Anbetracht der laufenden 
Diskussionen über den NFA keine Verschiebungen im lau­
fenden Verfahren vorzunehmen und diese Regeln, insbe­
sondere die Globalbilanz, nicht umzustossen. Sonst müssen 
wir nochmals über die Bücher gehen. Fix sind nur die Frei­
grenzen. Die Kantone können den stärkeren Verzehr, wie ich 
erwähnt habe, selbst regeln. Lassen wir ihnen diese Kompe­
tenzen, und lassen wir sie diese Verantwortung auch wahr­
nehmen. Wenn der Kanton findet, 40 000 Franken seien zu 
wenig, so kann er bis auf einen Zehntel gehen. Die Mehrheit 
stellt einen Antrag, der nicht so weit geht. Er geht auch weni­
ger weit als die Möglichkeiten, welche den Kantonen zur 
Verfügung stehen. 
Ich ersuche Sie, hier nicht mit der Zustimmung zu diesem 
Antrag der Mehrheit in die NFA-Diskussion einzugreifen. Der 
Nationalrat diskutiert den NFA im Moment. Er könnte dort 
vielleicht eine Veränderung vornehmen, wenn es gewünscht 
würde. Es wurde auch in der nationalrätlichen Kommission 
nochmals darüber diskutiert. 
Ich ersuche Sie dringend, hier der Minderheit zuzustimmen. 

Fetz Anita (S, BS): Ich bitte Sie, der Mehrheit zuzustimmen. 
Die Erhöhung· der Freibeträge bei EL-Bezügern ist sehr 
moderat. Wir haben in der Kommission ausführlich darüber 
diskutiert und sind mehrheitlich zu folgender Überzeugung 
gekommen: Es macht wenig Sinn, jemanden beim Vermö­
gensverzehr aufgrund von Krankheit - darum geht es hier 
ja - dazu zu zwingen, ein eventuell bereits abbezahltes 
Haus, das noch für wenig Geld bewohnt werden kann, zu 
verkaufen, nur weil die Freibeträge derart gering sind. Das 
betrifft vor allem den unteren Mittelstand. Die Kommissions­
präsidentin hat es Ihnen erklärt. Damit muss allenfalls ris­
kiert werden, dass der Partner oder die Partnerin, der oder 
die nicht krank ist, eine teurere Mietwohnung beziehen 
muss. Das wiederum muss ja - je nachdem - auch wieder 
der Kanton mit entsprechenden Leistungen unterstützen, 
wenn das Einkommen dafür nicht ausreicht. Ich denke, das 
hier ist eine moderate, sehr zurückhaltende Lösung. Wir sind 
sie insbesondere jenen Leuten schuldig, die immer an jene 
Grenze kommen, bei der die sozialen Entlastungen für sie 
gerade nicht mehr gelten, die aber zu wenig Einkommen ha· 
ben, damit ihnen das nicht wehtut. 
Zum NFA: Ich war auch in der Kommission und habe dafür 
plädiert, dass wir die Einkommensgrenzen erhöhen. Ich 
meine, es kann nicht sein, dass der NFA-Aushandlungspro­
zess, der jetzt mehrere Jahre alt ist, einfach sämtliche Ge­
setze auf dem Status quo einfriert, ohne dass wir bei neuen 
Erkenntnissen eine kleine, geringe Änderung machen kön­
nen. Ich denke, die Kantone haben Handlungsspielraum ge­
nug, um das abzufedern. Wenn die Erhöhung nicht passiert, 
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trifft es in vielen Fällen, die von dieser Vorlage betroffen 
sind, wiederum die Kantone, die dann halt entsprechende 
Zusatzleistungen bieten müssen. 
Alles in allem bitte ich Sie, der Mehrheit zuzustimmen. Sie 
verhindern damit, dass die Angehörigen des unteren Mittel­
stands ihr Haus verkaufen müssen, wenn sie krank werden. 

Schwaller Urs (C, FR): Ohne Zweifel gibt es enge Zusam­
menhänge zwischen Ergänzungsleistungen, KVG, Pflegefi­
nanzierung, neuem Finanzausgleich und Kantons- bzw. 
Bundesfinanzen. Es ist richtig, und ich bestreite das auch 
nicht: In der Z'Jl!eiten NFA-Vorlage haben wir uns für eine 
kostenneutrale Uberführung der heutigen Bundes- und Kan­
tonsbeiträge entschieden. Dies galt auch für die Ergän­
zungsleistungen. Ungelöst blieb dabei aber einmal mehr das 
Problem, dass wegen der Kostenbeteiligung beim Eintritt ei­
nes Partners in ein Heim der andere Partner die selbstbe­
wohnte Liegenschaft verkaufen und eventuell sogar zu hö­
heren Kosten eine Wohnung mieten muss. Das kann es 
doch nicht sein. 
Als Finanzdirektor habe ich es in der Praxis immer wieder 
erlebt, dass die Leute aus Angst vor dieser Gefahr, im Alter 
das Haus zu verlieren, ihre Liegenschaften bereits mit sech­
zig an die Kinder weitergeben. Das führt dann dazu, dass 
zehn oder fünfzehn Jahre später selbst an sich vermögende 
Leute beim Heimeintritt nichts mehr haben und Ergänzungs­
leistungen beanspruchen. 
Das Problem ist seit Jahren bekannt. Niemand will es aber -
vor allem aus steuerlichen Gründen - lösen. Die Kommissi­
onsmehrheit hat diesen Handlungsbedarf einmal mehr geor­
tet und eine massvolle Erhöhung der Vermögensfreibeträge 
vorgeschlagen. Wir meinen, dass dies verkraftbar und im In­
teresse der Betroffenen ist. 

Stähelin Philipp (C, TG): In der Sache kann ich der Kom­
missionsmehrheit durchaus folgen, nicht aber beim Weg. In 
der Sache kann man darüber diskutieren: Sind wir hier mit 
den bisherigen Ansätzen zu tief? Soll man nach oben ge­
hen? Aber ich bitte Sie, einen anderen Weg zu wählen. Wir 
haben in der Kommission auch darüber gesprochen, und die 
Minderheit wäre bereit gewesen - in meinem Fall können 
Sie das im Protokoll nachlesen -. hier eine entsprechende 
Motion zu unterstützen. 
Mit einer Motion hätten wir den richtigen Weg eingeleitet, um 
auch mit den Kantonen zu sprechen! Es geht hier um einen 
Bereich, in welchem die Kantone heute sehr umfassende 
Kompetenzen haben. Sie können nämlich den Vermögens­
verzehr abweichend regeln, sie können weiter gehen. Die 
meisten Kantone - ich weiss nicht, ob dies im Kanton Frei­
burg, dem Kanton meines Vorredners, der Fall ist - haben 
ohnehin auch Lösungen, die über das hinausgehen, was wir 
jetzt hier vorschlagen. Aber wir gehen nun hin und marschie­
ren hier, wenn wir der Mehrheit folgen, direkt auf eine neue 
Zahl zu, ohne erstens die Kantone überhaupt hiezu ange­
hört zu haben. Zweitens liegen wir dabei - ich wiederhole 
nicht nochmals, was gesagt worden ist - quer zur Übung 
NFA. Auch dort haben wir mit der ganzen NFA-Leitung nicht 
über dieses Problem gesprochen. Damit weichen wir von al­
lem ab, was wir jetzt über ein Jahr lang wirklich gut gepflegt 
haben. Wir sollten hier nicht mutwillig einen Scherbenhaufen 
kreieren. 
Ich bitte Sie, mit der Minderheit zu stimmen. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Je crois que je pour­
rais souscrire a ce que vient de dire Monsieur Stähelin. Sur 
le fond du probleme, on peut l!tre d'un avis tres different et 
partager plusieurs opinions, qui ont ete exprimees ici, relati­
ves au fait qu'il est temps d'adapter ces limites. Mais c'est 
sur la methode que cela ne va pas. Ce n'est pas avec une loi 
comme celle-ci que l'on peut modifier les limites de revenu et 
imposer aux cantons des coüts supplementaires. 
II ne s'agit pas de coüts extrl!mement importants, mais d'une 
affaire d'elegance a l'egard des cantons et aussi de la com­
mission qui est chargee de discuter et de preparer la nou· 
velle reforme de la perequation financiere. II s'agit non seu-
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lement de 66 milfions de francs, mais encore bien davantage 
du respect des cantons, qui n'ont pas ete entendus, et d'un 
equilibre plus subtil qui doit etre negocie dans la commission 
«RPT- legislation d'execution». 
Je rappelle que le Conseil federal propose l'introduction d'al­
locations pour impotent et que celles-ci incomberont a l'ave­
nir a la Confederation. Par contre, l'aide pour les soins a do­
micile sera a la charge des cantons. La, il peut y avoir un 
transfert de charges. Dans la solution preconisee par le 
Conseil federal, l'abolition du plafond pour les prestations 
complementaires est prevue. Celle-ci doit entrer en vigueur 
en meme temps que la nouvelle repartition des täches, de 
teile sorte que les deux choses soient coordonnees. 
Je pense que ce type de mesure devrait etre discute au sein 
de la commission precitee, quitte a ce qu'elle depose une 
motion ou qu'elle insiste aupres de la commisslon compe­
tente pour que solent pris en campte les souhaits 
d'aujourd'hui. 
Le Conseil des Etats est plus proche des cantons que l'autre 
chambre. Je pense que vous devriez avoir l'elegance de ne 
pas soutenir la majorite - meme si sur le fond on peut trou­
ver qu'elle a de bons arguments - pour permettre tout sim­
plement aux cantons de pouvoir s'exprimer dans le cadre de 
la commisslon «RPT- legislation d'executlon». 
C'est pourquoi nous soutenons la proposition de la minorite. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 24 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 19 Stimmen 

Ziff. 3 Art. 25 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Bst. a 
a. die Untersuchungen und Behandlungen, die ambulant, 
stationär oder in einem Pflegeheim, sowie die Pflegeleistun­
gen, die in einem Spital durchgeführt .... 
Bst. abis, f 
Streichen 

Antrag /nderkum 
Bst. a 

3 ..... oder einer Ärztin beziehungsweise eines Chiropraktors 
oder einer Chiropraktorin Leistungen erbringen; 

Antrag Maissen 
Bst. f 
Unverändert 

Ch. 3 art. 25 al. 2 
Proposition de la commission 
Let. a 
a. les examens et traitements dispenses sous forme ambu­
latoire, en milieu hospitalier ou dans un etablissement me­
dico-social ainsi que les so ins dispenses dans un höpital .... 
Let. abis, f 
Bitter 

Proposition lnderkum 
Let. a 

3. ou sur mandat medlcal respectivement de chiropraticiens; 

Proposition Maissen 
Let. f 
lnchange 

Bst. a - Let. a 

Forster-Vannlnl Erika (AL, SG), für die Kommission: Gestat­
ten Sie mir zwei, drei Erläuterungen, damit Sie verstehen, 
was geändert werden soll. Insgesamt werden drei Änderun­
gen gegenüber dem bestehenden Gesetz vorgeschlagen. 
Als Erstes schlagen wir Ihnen vor, das Wort «Pffegemass­
nahmen» zu streichen und dafür die Ergänzung «sowie die 

Pflegeleistungen, die in einem Spital durchgeführt werden» 
einzufügen. Diese Präzisierung wird notwendig, weil die 
Kommission Ihnen neu einen Artikel 25a vorschlägt, der die 
Pflegeleistungen bei Krankheit definiert. Mit dem Einschub 
wird klargemacht, dass die Pflegeleistungen, die in einem 
Spital durchgeführt werden, auf ärztliche Anordnung hin er­
folgen und die Finanzierung der Pflege im Spitaltarif einge­
rechnet wird. 
Die zweite Änderung besteht darin, dass die Formulierung 
«bei Hausbesuchen» gestrichen werden soll. «Ambulant» 
umfasst sowohl die Leistung in der Arztpraxis wie auch die 
Leistung zu Hause. «Ambulant» erfasst damit klar auch die 
Pflege, die unter anderem durch die Spitex bei den Pflege­
bedürftigen zu Hause erbracht wird. Es ist klar der Wille der 
Kommission, dass «ambulant» beides umfasst, nämlich den 
Besuch in der Praxis und auch den Hausbesuch. 
Als dritte Neuerung soll das Wort «teilstationär» gestrichen 
werden, dies entsprechend unseren Beschlüssen im Stän­
derat bei der Spitalfinanzierung. Sollte bei der Spitalfinanzie­
rung anders entschieden werden, das heisst, sollte letztlich 
«teilstationär» nicht gestrichen werden, müssen wir hier wie­
der darauf zurückkommen. Denn es ist sehr wichtig, dass 
eben die Spitalfinanzierung und hier diese Neuordnung der 
Pflegefinanzierung kongruent laufen und dass wir in beiden 
Botschaften dieselben Wörter verwenden. 

lnderkum Hansheiri (C, UR): Gestatten Sie mir zwei Vorbe­
merkungen: Ich war mal zusammen mit Herrn Stähelin Bera­
ter der Schweizerischen Chiropraktorengesellschaft. Die 
zweite Vorbemerkung - das haben Sie wahrscheinlich sel­
ber festgestellt -: Mein Antrag bezieht sich lediglich auf Arti­
kel 25 Absatz 2 Buchstabe a, betrifft aber nicht einen Buch­
staben abis. 
Nun zur Begründung meines Antrages: Die Chiropraktorin­
nen und Chiropraktoren sind spezialisiert auf Beschwerden 
und Leiden des Bewegungsapparates, insbesondere der 
Wirbelsäule. Sie diagnostizieren und praktizieren aufgrund 
ihrer fachlichen Qualifikationen als sogenannte Erstversor­
ger und selbstständige Medizinalpersonen auf gleicher Stufe 
wie die Ärztinnen und Ärzte. Dies besagt, dass die Patienten 
für eine chiropraktorische Konsultation keine Überweisung 
benötigen. Bis zum Jahre 1994, d. h. bis zum Zeitpunkt des 
lnkrafttretens des KVG, konnten Chiropraktorinnen und Chi­
ropraktoren Physiotherapie direkt verordnen. Im KVG be­
steht diese Kompetenz nicht mehr, mit anderen Worten: 
Wenn Chiropraktorinnen oder Chiropraktoren nach einer 
Diagnose und allfälligen Behandlung eine Physiotherapie für 
angezeigt erachten, kann eine solche nicht mehr direkt ver­
ordnet werden; vielmehr muss der Patient oder die Patientin 
zusätzlich einen Arzt, vorzugsweise natürlich einen Speziali­
sten, aufsuchen, der dann die vom Chiropraktor verschrie­
bene Physiotherapie bestätigt und formell verordnet. 
Das ist für mich nicht nachvollziehbar, und ich beantrage Ih­
nen daher, materiell zur Regelung vor 1994 zurückzukehren. 
Man wird wahrscheinlich einwenden - seitens des Herrn 
Bundesrates oder auch der Sprecherin der Kommission-, 
dies schaffe Präjudizien, dies schaffe Ausweitungen. Es ist 
nach meiner Überzeugung kein Präjudiz, denn, wie ich be­
reits erwähnt habe, die Chiropraktorinnen und Chiroprakto­
ren sind die einzige Berufsgruppe, welche als Erstversorger 
und selbstständige Medizinalpersonen auf der gleichen 
Stufe wie die Berufsgruppe der Ärzte steht. Wenn Sie die­
sem Antrag zustimmen, erwachsen dadurch auch keine 
Mehrkosten. Im Gegenteil, es gibt Reduktionen bei den heu­
tigen Kosten. Auf der anderen Seite - dies sei auch noch er­
wähnt - gibt es für die Chiropraktorinnen und Chiropraktoren 
keine finanziellen Vorteile. 
Ich bitte Sie daher, diesem Antrag zuzustimmen. 

Forster-Vannini Erika (AL, SG), für die Kommission: Viel· 
leicht nur ganz kurz: Wir haben das in der Kommission nicht 
sehr ausführlich diskutiert; es bestand auch kein Antrag, wie 
er jetzt von Herrn lnderkum gestellt worden ist. Ich möchte 
Sie bitten, diesen Antrag abzulehnen. 
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Herr lnderkum hat mir mein Votum vorweggenommen. Er 
hat gesagt, ich würde über Präjudizien und Ausweitungen 
sprechen. Ich tue es nicht; ich möchte lediglich darauf hin­
weisen, dass Physiotherapie ein sehr enger Bereich ist. Aus 
diesem Grund ist es angezeigt, dass die Anordnung über 
den Arzt oder die Arztin erbracht werden muss. Ich habe 
aber eine gewisse Sympathie für den Antrag. Deswegen 
überlasse ich das jetzt dem Bundesrat, ihn vehement zu be­
kämpfen. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Comme vient de le dire 
Madame Forster, le Conseil federal n'a pas de sympathie 
pour cette proposition. Mais je voudrais quand meme insis­
ter sur le fait que l'article 25 alinea 2 prevoit que les presta­
tions des chiropraticiens eux-memes ne sont pas contes­
tees. Les chiropraticiens peuvent fournir des prestations qui 
sont remboursees par l'assurance-maladie; c'est evident, 
cela a ete voulu. Le probleme, c'est de savoir si les chiropra­
ticiens peuvent ordonner a d'autres de fournir des presta­
tions, par exemple a des physiotherapeutes. Mais ce n'est 
pas limite aux physiotherapeutes, il peut s'agir d'ergothera­
peutes ou de personnes pratiquant d'autres activites qui 
vont encore se developper. 
Alors Monsieur lnderkum, vous pouvez nous dire ce que 
vous voulez, mais c'est une extension; il s'agit bien d'une ex­
tension, quand une categorie supplementaire de personnes 
a la possibilite, non seulement de fournir ses propres presta­
tions - ce qui n'est pas conteste - mais encore de donner 
mandat a des tiers de fournir des prestations. Vous n'avez 
pas vote pour rien, a plusieurs reprises, les restrictions 
d'etablissement des medecins. En effet, tout le monde sait 
qu'une extension de l'offre medicale entraine une extension 
des prestations. Et ici, qu'on le veuille ou non, on peut avoir 
toute la sympathie possible pour les chiropraticiens, a la fin, 
c'est une extension de l'offre. Est-ce que c'est une extension 
de l'offre qui entraine une amelioration qualitative pour les 
pensionnes des homes, pour les personnes ägees et pour 
d'autres categories de personnes? Non! II y a suffisamment 
d'offres medicales en Suisse pour qu'on n'ait pas besoin 
d'etendre encore a d'autres categories cette autorisation de 
prescrire. 
Alors, ne vous laissez pas emporter par une sympathie legi­
time a l'egard de Monsieur lnderkum et des chiropraticiens. 
Jugez sur pieces et constatez que, si vous dites oui a cette 
proposition sympathique, on va vers l'extension des presta­
tions et, a la fin, les petits ruisseaux font les grandes rivieres, 
comme on dit en frani;:ais. A la fin, quand on aura augmente 
les petits ruisseaux, on aura une grande riviere de coüts et 
ce n'est pas le but que l'on poursuil. II y a des points plus im­
portants que celui-la, sur lesquels on peut discuter et qui ap­
porteraient une veritable amefioration pour les patients. 
Retenez vos bons sentiments et votez en fonction de la rai­
son. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag lnderkum .... 24 Stimmen 
Für den Antrag der Kommission .... 14 Stimmen 

Bst. f - Let. f 

Malssen Theo (C, GA): Wir haben hier bei der Frage der Mit· 
berücksichtigung des Aufenthaltes in einer teilstationären 
Einrichtung das Problem, dass wir die verschiedenen Teile 
des Systems, das Schnittstellen hat, getrennt behandelt ha· 
ben. Wir haben vorerst die Spitalfinanzierung behandelt, und 
jetzt behandeln wir die Pflegefinanzierung. Bei der Spitalfi­
nanzierung hat man bei teilstationären Einrichtungen auf ei· 
ne weitere Unterstützung verzichtet. 
Jetzt kann man sich fragen, ob es gerechtfertigt ist, auf die· 
sen Punkt zurückzukommen. Ich denke, wir behandeln hier 
die Pflegefinanzierung, und die Frage, ob man den Aufent· 
halt in einer teilstationären Einrichtung mit Beiträgen unter­
stützen soll oder nicht, hängt in erster Linie mit der Pflegefi· 
nanzierung zusammen. Darum ist es gerechtfertigt, diese 
Thematik hier noch einmal aufzugreifen. 
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Es geht darum, dass pflegebedürftige Menschen, die zu 
Hause von Angehörigen gepflegt werden, zur Entlastung 
dieser Angehörigen zeitweise in eine teilstationäre Einrich­
tung gehen können. Es wird zum Teil eingewendet, man 
könne den Begriff «teilstationäre Einrichtung» nicht definie­
ren. Natürlich kann man ihn definieren. Es ist heute Praxis, 
dass man z. B. in Pflegeheimen sogenannte Ferienbetten 
zur Verfügung stellt, sodass dort vorübergehend solche 
Leute aufgenommen werden können. Wenn wir das nicht 
machen, wird es dazu kommen, dass Angehörige, welche 
bereit wären, jemanden zu Hause zu pflegen - ohne Kosten 
für die Öffentlichkeit -, das nicht mehr machen können. Sie 
müssen die pflegebedürftigen Personen dann in einem Heim 
pflegen lassen - ganzzeitig, was mehr Kosten verursacht. 
Ich möchte in diesem Zusammenhang noch einmal erwäh­
nen, was die informelle Pflege der Angehörigen bringt. Nach 
den Untersuchungen, die ich beim Eintreten erwähnt habe, 
werden damit jährlich 1,2 Milliarden Franken bzw. 20 Pro­
zent der Pflegekosten eingespart. Wenn wir bei den teilsta­
tionären Einrichtungen keine Angebote machen, riskieren 
wir, dass wir einen wesentlichen Teil dieser Kosteneinspa­
rungen verlieren. Vom Gesundheitswesen her kommt noch 
ein zweiter Aspekt dazu. Wenn wir den Angehörigen, die je­
manden pflegen und zeitweise vielleicht Tag und Nacht da­
mit belastet sind, nicht die Möglichkeit geben, sich zeitlich 
entlasten zu lassen, werden auch sie gesundheitliche Bela­
stungen haben und allenfalls daran erkranken. Das brächte 
zusätzliche Kosten für das Gesundheitssystem. 
Deshalb ersuche ich Sie, obwohl wir ja die Spitalfinanzie­
rung geregelt haben, diese Streichung hier rückgängig zu 
machen, damit der Nationalrat das auch noch einmal prüfen 
kann. 

Forster-Vannlni Erika (AL, SG), für die Kommission: Ich habe 
Ihnen vorhin erläutert, dass wir das Wort «teilstationär» 
streichen, weil Kongruenz mit der Regelung der Spitalfinan­
zierung geschaffen werden soll. Ich bin unter anderem auch 
Spitex-Präsidentin des Kantons St. Gallen. In dieser Funk­
tion muss ich gestehen, dass wir dem Aspekt, wie er jetzt 
von Herrn Maissen dargelegt worden ist, in der Kommission 
zu wenig Beachtung geschenkt haben. Es kann nicht sein, 
dass man Angehörige nicht entlasten kann. 
Ich möchte Ihnen aber beliebt machen, bei der Streichung 
zu bleiben. Aber ich gebe zu Protokoll, dass man die Frage, 
die von Herrn Maissen aufgeworfen worden ist, im National­
rat noch einmal wirklich diskutiert. Seiner Argumentation 
muss mehr Beachtung geschenkt werden, als wir das in der 
Kommission - ich gebe das gerne zu, Herr Maissen - ge­
macht haben. 
Von daher kann man die Streichung mit dem Auftrag an den 
Nationalrat verbinden, diese Frage noch einmal zu diskutie­
ren. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Nous vous demandons 
de ne pas soutenir la proposition Maissen pour deux rai­
sons: premierement, dans une loi sur le financement hospi· 
talier, que vous avez recemment approuvee, on a supprime 
la notion de «soins semi-hospitaliers» que l'on a retablie ici. 
Deuxiemement, que veut-on viser par l'expression «soins 
semi-hospitaliers»? C'est une institution qui re~it un patient 
pour le soigner et lui accorde en mäme temps le sejour pour 
une nuit ou plus. L'assurance-maladie, precisement, n'a pas 
pour but de financer le sejour; elle finance les soins. 
Alors, on peut trouver des solutions pratiques si des proble· 
mes se posent, mais il serait faux de soutenir expressement 
le sejour dans une institution prodiguant des soins semi-hos­
pitaliers. Dans le systeme de l'assurance-maladie, on paie 
les soins et non le sejour. C'est d'ailleurs pour cette raison 
que vous aviez, lors de la discussion sur le financement hos­
pitalier, supprime la notion de «soins semi-hospitaliers». Ma­
dame Forster l'a dit, on peut trouver des solutions pratiques 
si l'on veut repondre a quelques cas qui se posent, mais il ne 
laut pas retablir dans ra loi cette notion de «soins semi-hos­
pitaliers». Cela n'amene que de la confusion et une exten-
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sion, une nouvelle fois, des prestations de l'assurance-mala­
die. 

Maissen Theo (C, GR): Ich danke der Kommissionspräsi­
dentin und Herrn Bundesrat Couchepin für die Erläuterun­
gen. Mir geht es um das Anliegen und nicht darum, ob es 
hier oder woanders steht. Wenn es so ist. wie Frau Kommis­
sionspräsidentin Erika Forster gesagt hat, dass man heute 
damit den Auftrag verbindet, dass der Nationalrat das Anlie­
gen noch einmal vertieft ansehen soll, dann bin ich damit 
einverstanden. 
Ich kann deshalb meinen Antrag zurückziehen in der Erwar­
tung, dass das Problem von der praktischen Seite her, von 
der Realität her, dann auch gelöst wird. 

Präsident (Büttiker Rolf, Präsident): Der Antrag Maissen ist 
zurückgezogen worden. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon la proposition de la commission 

Übrige Bestimmungen angenommen 
Les autres dispositions sont adoptees 

Ziff. 3 Art. 25a 
Antrag der Mehrheit 
Titel 
Pflegeleistungen bei Krankheit 
Abs. 1 
Die obligatorische Krankenpflegeversicherung leistet einen 
Beitrag an die Pflegeleistungen, welche aufgrund einer ärzt· 
lichen Anordnung und eines ausgewiesenen Pflegebedarfes 
ambulant oder im Pflegeheim erbracht werden. 
Abs.2 
Der Bundesrat bezeichnet die Pflegeleistungen und regelt 
das Verfahren der Bedarfsermittlung. 
Abs. 3 
Der Bundesrat setzt die Beiträge differenziert nach dem 
Pflegebedarf in Franken fest. Massgebend ist der Aufwand 
nach Pflegebedarf für Pflegeleistungen, die in der notwendi­
gen Qualität, effizient und kostengünstig erbracht werden. 

Antrag der Minderheit 
(Leuenberger-Solothurn, Fetz, Ory) 
Abs. 1bis 
Die obligatorische Krankenpflegeversicherung übernimmt 
bei einer akuten Krankheit pro Kalenderjahr einmal die 
Kosten der Pflegeleistungen, die ambulant durchgeführt 
werden. Der Bundesrat bestimmt die Dauer der Kostenüber­
nahme. Für die Vergütung der Leistungen vereinbaren die 
Versicherer und die Leistungserbringer Zeit- oder Pauschal­
tarife. 
Abs. 4 
Höchstens 20 Prozent der Kosten der Pflegeleistungen kön­
nen auf die Versicherten überwälzt werden. Für die restli­
chen Kosten kommt die öffentliche Hand auf. 

Antrag der Minderheit 
(Leuenberger-Solothurn, Fetz, Frick, Kuprecht, Ory) 
Abs. 3 
Der Bundesrat setzt unter Berücksichtigung der kantonalen 
Unterschiede bei den Lohnkosten die Beiträge fest und 
passt sie alle zwei Jahre zu Beginn des Kalenderjahres ge­
mäss dem Rentenindex nach Artikel 33ter Absatz 2 des 
Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1946 über die Alters­
und Hinterlassenenversicherung (AHVG) an. 

Ch. 3 art. 25a 
Proposition de la majorite 
Titre 
Soins en cas de maladie 
Al. 1 
L'assurance obllgatoire des soins fournit une contribution 
aux soins qui sont dispenses sur la base d'une prescription 

medicale et d'un besoin en soins avere, sous forme ambula­
toire ou dans un etablissement medico-social. 
Al. 2 
Le Conseil federal designe les soins et fixe la procedure 
d'evaluation des soins requis. 
Al. 3 
Le Conseil federal fixe le montant des contributions en 
francs, selon re besoin en soins. L'investissement selon le 
besoin en soins pour las soins fournis avec la qualite re­
quise, de maniere efficace et bon marche est determinant. 

Proposition de /a minorite 
(Leuenberger-Solothurn, Fetz, Ory) 
Al. 1bis 
En cas de maladie aigue, l'assurance obfigatoire des soins 
prend en charge, une fois par annee civile, les coüts des 
soins dispenses sous forme ambulatoire. Le Conseil federal 
determine la duree durant laquelle les coüts sont pris en 
charge. Les assureurs et les fournisseurs de prestations 
conviennent de larifs horaires ou forfaitaires pour ces presta­
tions. 
Al. 4 
Seuls 20 pour cent des coüts des soins peuvent etre mis a Ja 
charge des assures. Les coüts residueJs sont mis a Ja 
charge des collectivites publiques. 

Proposition de la minorite 
(Leuenberger-Solothurn, Fetz, Frick, Kuprecht, Ory) 
Al. 3 
Le Conseil federal fixe le montant des contributions en ten­
ant compte des differences cantonales dans les charges sa­
lariales et l'adapte tous les deux ans, au debut de l'annee ci­
vile, sur la base de l'indice applicable aux rentes selon 
l'article 33ter alinea 2 de la loi federale du 20 decembre 
1946 sur l'assurance-vieillesse et survivants (LAVS). 

Titel, Abs. 1 - Titre, al. 1 

Forster-Vannini Erika (AL, SG), für die Kommission: Die Um­
schreibung des Leistungsbereiches ist heute in der Kranken­
pflege-Leistungsverordnung - Artikel 7 und 8 - zu finden. 
Nach Meinung der Kommission sollen neu bereits im Gesetz 
gewisse Eckwerte für die Pflegeleistungen bei Krankheit 
festgelegt werden; dies in Analogie zur Spitalfinanzierung, 
bei der wir auf der Leistungsseite klare Regeln für Menge, 
Preis und Preisentwicklung gesetzt haben. 
In Absatz 1 wird festgelegt, dass die Pflegeleistung aufgrund 
einer ärztlichen Anordnung und eines ausgewiesenen Pfle­
gebedarfes zu erfolgen hat. Dies gilt sowohl für Pflege­
leistungen im ambulanten Bereich wie für solche, die im 
Pflegeheim erbracht werden. Es wird zudem festgelegt, dass 
die obligatorische Krankenversicherung einen Beitrag an die 
Pflegeleistungen leistet. Der Ausdruck «Pflegeleistung» ist 
dabei umfassend zu verstehen und betrifft letztlich alle 
Leistungen im KVG. Mit diesem Absatz werden keine Ände­
rungen zur heutigen gesetzlichen Regelung und zur Verord­
nung vorgenommen. 
Die Pflegeziele werden zusammen mit dem Patienten und 
dem sozialen Umfeld formuliert. Der Pflegebedarf wird von 
der Fachperson anhand einer Pflegediagnose formuliert. In 
der Spitex zum Beispiel wird der Pflegebedarf mit einem 
sehr detaillierten Instrument, das sämtliche Pflegehandlun­
gen inklusive exakter Zeitangaben vorgibt, eruiert. Angeord­
net wird die Pflege aber letztlich Jmmer - und das ist 
wichtig - von einem Arzt oder einer Arztin. Die Leistungser­
bringenden haben es also nicht in der Hand, wie es teilweise 
herumgeboten wird, die Leistungen, die im Rahmen der 
Krankenversicherung erbracht werden dürfen, selber zu be­
stimmen. Die Fachpersonen dürfen von den Vorgaben auch 
nicht abweichen - dies weder inhaltlich, noch dürfen die 
Zeitangaben überschritten werden. Allfällige zusätzlich er­
brachte Leistungen müssen von der Krankenkasse nicht ver· 
gütet werden. Bezüglich der ärztlichen Anordnung sowie der 
Prüfung der Voraussetzung liegt es an den Versicherern, die 
Rechnung entsprechend zu kontrollieren. Das Wort «Bei-
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trag» - noch einmal - macht klar, dass die Krankenversiche­
rungen nicht die Vollkosten übernehmen müssen. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Abs. 1 bis - Al. 1 bis 

Leuenberger Ernst (S. SO): Erlauben Sie mir - ich war in 
der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit ja 
bloss Stellvertreter-, hier festzuhalten, dass wir jedes Mal, 
wenn wir über Gesundheitspolitik diskutieren, merken: Da 
geht es um einen SO-Milliarden-Franken-Markt, alle wollen 
teilhaben, aber wenn es ums Bezahlen geht, dann schiebt 
man sich gegenseitig den Schwarzen Peter zu oder was da 
auch schwarz sein mag. Es wird auch, weil es ja so grosse 
Zahlen sind, mit Zahlen operiert, die von der anderen Seite 
dann gleich wieder bestritten werden. Und der unabhängige 
Schiedsrichter, der da oben sagen würde: «Das ist die rich­
tige Zahl", fehlt uns bei diesem Streit ein wenig. 
Nun zur Minderheit, die hier einen Absatz 1 bis einfügen will, 
der besagt: «Die obligatorische Krankenpflegeversicherung 
übernimmt bei einer akuten Krankheit pro Kalenderjahr ein­
mal die Kosten der Pflegeleistungen, die ambulant durchge­
führt werden. Der Bundesrat bestimmt die Dauer der 
Kostenübernahme.» Sie haben es in Eintretensvoten bereits 
gehört: Das ist eigentlich in etwa ein Spitex-ArtikeL Es ha­
ben hier Kolleginnen und Kollegen ausgeführt: Sollen wir 
hier in dem Sinne legiferieren, dass die Spitex plötzlich uner­
schwinglich wird? Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, 
dass nicht nur die Spitex, sondern auch andere uns brieflich 
darauf aufmerksam gemacht haben, dass es hier höchstens 
um Mehrkosten von etwa 50 Millionen Franken gehe und 
dass die Summe von 300 Millionen, die da herumgeboten 
wird und auch heute hier bereits in den Raum gestellt wor­
den ist, eher in das Reich der Fabeln zu verbannen sei. 
Wenn man will, dass auch die Übergangspflege von Akuter­
krankten zu Hause geleistet werden kann, dann muss hier 
eine Kostenübernahme gesichert sein. Ich darf Sie aber 
auch darauf aufmerksam machen, dass uns auch die Kan­
tone - und das spielt in einer Kammer, die die Kantonsanlie­
gen besonders gewichtet, eine gewisse Rolle -, vertreten 
durch die Gesundheitsdirektorenkonferenz, darauf aufmerk­
sam machen, dass hier eine Regelung zu treffen ist, die 
zweckmässig ist. In der entsprechenden Zuschrift heisst es 
denn etwa: Die Spitex sei gegenüber der aufwendigeren 
Pflege im Heim aktiv zu fördern; Spitex-Organisationen er­
brächten wesentliche Anteile in der Akutpflege, die eben 
nicht zusammen mit der Langzeitpflege über einen Leisten 
geschlagen werden dürfe; die Pflege müsse wie die übrigen 
Akutleistungen vollständig abgegolten werden, nur so könne 
der sinnvolle Trend zur früheren Spitalentlassung und ambu­
lanten Pflege finanziell begleitet werden. Die Gesundheitsdi­
rektorenkonferenz fordert deshalb die volle Finanzierung der 
Spitex-Pflegeleistungen über die Krankenversicherung. 
Es scheint mir wichtig, dass wir uns hier Rechenschaft ge­
ben, dass die von der Kommission vorgeschlagene Lösung 
nachhaltige und eigentlich für uns alle unerwünschte Auswir­
kungen auf das langsam entstandene, aber zielstrebig 
geschaffene Spitex-System haben könnte. Ich bin davon 
überzeugt, dass nicht alle Auswirkungen überall genügend 
gewichtet worden sind. 
Ich bitte Sie deshalb dringend, hier der Minderheit zuzustim­
men. 
Ich habe eine einleitende Vorbemerkung gemacht; ich ma­
che eine abschliessende Nachbemerkung, etwas boshaft, 
aber ich kann nicht anders: Ich hatte in der ständerätlichen 
Kommission das Gefühl, dass die Anliegen der Krankenkas­
sen sehr, sehr stark gewichtet wurden und dass sie in dieser 
Kommission auch fast überproportional vertreten waren. Ich 
möchte Sie dringend ersuchen, in dieser Frage mehr auf die 
Kantone zu hören als auf die Krankenkassen, etwa nach der 
Devise: Gesundheitspolitik ist eine zu ernsthafte Sache, als 
dass man sie allein den Krankenversicherern überlassen 
könnte. 
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Forster•Vannini Erika (AL, SG), für die Kommission: Gestat­
ten Sie mir, dass ich etwas vorausschicke: Wir haben jetzt 
entschieden, dass wir absatzweise vorgehen. Es ist aber si· 
eher so, dass die Minderheit ein Konzept vorschlägt. Wir 
können also nicht einmal auf der Seite der Minderheit und 
einmal auf der Seite der Mehrheit sein, sonst bekommen wir 
dann insgesamt Probleme. 
Als Präsidentin des Spitex-Verbandes habe ich ein gewisses 
Verständnis für das Anliegen, das die Minderheit aufwirft. 
Auf der anderen Seite musste ich mich letztlich entscheiden: 
Wo stehe ich, und kann ich hinter dem Ziel stehen, dass ins­
gesamt die Krankenversicherungen nicht mehr zu bezahlen 
haben? Ich habe mich hierfür und deshalb für den Antrag 
der Mehrheit entschieden. Denn eine Sonderbehandlung in 
der Spitex führt zu Mehrkosten, die letztlich über die Prä­
mien zu finanzieren wären. Dies widerspricht ich habe es 
Ihnen schon gesagt - dem Grundsatzentscheid, wonach die 
Überführung der Pflegefinanzierung kostenneutral zu ge­
schehen hat Gemäss Verwaltung würden die Mehrkosten 
zwischen 100 und 300 Millionen Franken betragen. Die 
Leistungserbringer und die Kantone beziffern die Mehrko­
sten mit maximal 51 Millionen Franken. Ob das ins Reich der 
Fabeln gehört oder nicht, wie das Herr Ernst Leuenberger 
ausgeführt hat, kann ich nicht sagen. Es muss aber festge­
halten werden, dass die finanziellen Auswirkungen einer 
Spitex-Sonderregelung kaum abzuschätzen sind; deswe­
gen wahrscheinlich auch diese grosse Diskrepanz. Insbe­
sondere sind die dynamischen Effekte nicht quantifizierbar. 
Da auch eine Überwälzung der zusätzlichen Kosten auf den 
Heimbereich nicht infrage kommt, ist es eben so, dass da­
mit, auch aus meiner Sicht, auf das Anliegen der Minderheit 
zu verzichten ist. 
Ich möchte noch einmal darauf hinweisen: Wir haben ja be­
reits entschieden, dass der Anspruch auf Hilflosenentschä­
digung zu erweitern ist. Künftig sollen auch Bezüger von 
AHV und Ergänzungsleistungen bei einer Hilflosigkeit leich­
ten Grades Hilflosenentschädigung erhalten, wenn sie zu 
Hause betreut werden. Damit kann dem Umstand entgegen­
gewirkt werden, dass es wegen hoher Kosten zu Heimeintrit­
ten kommen könnte. 
Alles in allem möchte ich Sie bitten, dass Sie auch bei dieser 
Bestimmung der Mehrheit folgen bzw. den Minderheitsan­
trag ablehnen. 

Schwaller Urs (C, FR): Nur ganz kurz; ich glaube, es gibt da 
zwei Bemerkungen zu machen: 
Erstens ist der Vorschlag der Minderheit meines Erachtens 
nicht zu Ende gedacht und wird auch zu praktischen Proble­
men führen. Ich frage Sie: Was heisst «bei einer akuten 
Krankheit pro Kalenderjahr einmal»? Sie haben eine Grippe 
im Januar oder Februar, dann wird die Spitex bezahlt. Sie 
haben eine ernsthaftere Krankheit im August - dann wird 
nicht mehr weiterbezahlt? 
Vor allem möchte ich aber auf einen zweiten Punkt hinwei­
sen: Der Antrag der Minderheit und indirekt auch der Kan­
tone bedeutet Mehrausgaben von rund 300 Millionen Fran­
ken. Ich gehe mit Ihnen einig: Diese Zahlen sind offensicht­
lich nicht konsolidiert. Im Schreiben der Kantone ist von 
50 MIiiionen Franken die Rede; es ist dann auch davon die 
Rede, dass Umfragen in den Kantonen einen Betrag von 
240 Millionen ergeben haben; und in der Kommission sind 
wir von 300 Millionen, das heisst gut einem Prämienprozent, 
ausgegangen. Wer dem Antrag der Minderheit zustimmt, 
muss bereit sein, entweder die entsprechenden Mittel zu­
sätzlich ins System einzugeben oder diese Mittel von den 
definitionsgemäss schwereren Fällen im Spital auf die an 
sich leichteren Fälle nach dem Spitalaustritt zu übertragen. 
Ich glaube kaum, dass dies der richtige Weg ist. Man mag 
nun einwenden, dass bei Ablehnung des Minderheitsantra­
ges die Leute dann eben länger im Spital bleiben würden. 
Das dürfte aber spätestens mit der in der Spitalfinanzierung 
vorgesehenen leistungsbezogenen Abgeltung mit Fallpau­
schalen nicht mehr der Fall sein. 
Ich lade Sie deshalb ein, den Minderheitsantrag abzulehnen. 
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Maissen Theo (C, GA): Ich möchte nur ganz kurz zu dem, 
was Koflege Schwaller gesagt hat, etwas sagen, damit das 
nicht so im Raum stehen bleibt. 
Ich glaube, man kann bei jedem Gesetzestext fragen, was 
das bedeutet. Hier, im Antrag der Minderheit, heisst es: «bei 
einer akuten Krankheit pro Kalenderjahr". Das wird offenbar 
infrage gestellt; man sagt, man wisse nicht, was das sei. Für 
mich ist das aber recht klar legiferiert, und wir können dem 
deshalb zustimmen. Es ist ein entscheidender Punkt: Wenn 
wir die Spitex-Dienste weiterhin im bisherigen Ausmass be­
halten wollen, müssen wir diesem Absatz zustimmen. Auch 
bei der Einführung der Fallpauschalen - gerade weil diese 
Fallpauschalen kommen, müssen wir die Möglichkeit geben, 
dass die Spitex-Dienste erschwinglich bleiben und dass sie 
auch beansprucht werden können. Nur so funktioniert das 
System. Für mich ist das System nicht kompatibel, so, wie 
es die Kommission vorschlägt. Auf der einen Seite macht 
man Fallpauschalen, damit die Leute möglichst rasch aus 
dem stationären Bereich entlassen werden können, und auf 
der anderen Seite macht man kein Auffangnetz, sondern 
verschliesst die Möglichkeiten. Für mich ist das nicht kompa­
tibel. 
Ich bitte Sie deshalb, diesem Minderheitsantrag zuzustim­
men. Damit ich nachher das Wort nicht noch einmal ergrei­
fen muss, möchte ich Sie bitten, auch der Minderheit betref­
fend den Anteil von 20 Prozent der Kosten zuzustimmen. Ich 
danke Ihnen, dass Sie diese Anliegen unterstützen. 

Fetz Anita (S, BS): Ich möchte mich auch auf das Votum von 
Herrn Schwaller beziehen. Also zuerst einmal zum Spitex­
Artikel: Wegen einer Grippe braucht man keine Spitex. Wir 
reden hier bei diesem Artikel über jene Fälle, wo ein Arzt die 
Pflege verordnet. Da gibt es die Fälle, bei denen man die 
Person mit Unterstützung der Spitex noch zu Hause pflegen 
kann, und dann gibt es jene, wo man es nicht mehr kann und 
die Person ins Heim oder ins Spital muss. Wir reden bei die­
sem Artikel darüber, ob das einmal im Jahr von der sozialen 
Krankenversicherung übernommen wird. Wir haben nota­
bene bei der Volksabstimmung über das KVG - Kollege 
Maissen hat in seinem vorherigen Votum darauf hingewie­
sen - der Bevölkerung gesagt, dass das der Fall ist. Die Min­
derheit hat ja bei Absatz 1 bereits die Kröte sozusagen ge­
schluckt und gesagt: Okay, angesichts der zunehmenden 
Kosten sind wir einverstanden, dass ein Teil der Pflege­
kosten von den Versicherten übernommen werden muss. 
Aber das muss limitiert werden. Wenn wir jetzt der Minder­
heit nicht zustimmen, dann durchlöchern wir im Pflegebe­
reich das Versicherungsprinzip, und wenn das Schule 
macht, dann haben wir mit der Zeit mehr Löcher in der so­
zialen Krankenversicherung als Absicherungen. 
Noch etwas zu den Fallpauschalen, Theo Maissen hat es 
gesagt: Gerade die Fallpauschalen werden richtigerweise 
den Anreiz schaffen, dass die Leute nicht zu lange im Spital 
bleiben - aber dann wird der Bedarf an Übergangspflege 
steigen. Wenn das nicht abgesichert ist, dass adäquat ge­
pflegt und unterstützt wird, dann wird die Zahl der Rückfälle 
entsprechend gross sein. Und auf der Ebene der Versiche­
rung: Es wird auch für die Versicherten ein Anreiz entstehen, 
im Spital zu bleiben. Dort wird nämlich der ganze Betrag von 
der Krankenkasse übernommen. Wenn Sie das jetzt bei der 
Pflege einschränken, schaffen Sie wieder den Anreiz, ins 
Spital zu gehen, den wir mit der Spitalfinanzierung ausge­
schaltet haben. 
Und ein letzter Punkt, zu den Kosten - einfach, damit Sie die 
Verhältnismässigkeit wahren: Wir reden hier über Spitex­
Kosten von jährlich 380 Millionen Franken. Das sind 
1 ,8 Prozent der Gesamtausgaben im Gesundheitswesen. 
Also, man muss hier schon auch die Relationen wahren. Der 
Effekt, den die Spitex hat, nämlich die Pflege zu Hause zu 
unterstützen, ist in unser aller Interesse und sollte eigentlich 
nicht bestritten, sondern unterstützt werden. Die Zahl von 
300 Millionen Franken Mehrkosten wird von vielen Seiten 
bestritten. Es wäre übrigens auch mehr als eine Verdoppe­
lung, es wären praktisch die gesamten Spitex-Kosten. 

Kurz und gut, hier verlangt die Minderheit, dass einmal im 
Jahr die Pflegekosten übernommen werden. Ich denke, das 
ist nicht zu viel, wenn wir wissen, dass dies das Versprechen 
für die soziale Krankenversicherung war. 
Ein letzter Hinweis nur an die Kommissionspräsidentin: Die 
Minderheitsanträge versteht die Minderheit nicht als Kon­
zept, sondern es sind verschiedene Anträge, denen man un· 
abhängig voneinander zustimmen kann. 

Präsident (Büttiker Rolf, Präsident): Beim letzten Satz bin ich 
einverstanden. 

Brändli Christoffel (V, GA): Worüber diskutieren wir hier ei­
gentlich? Es geht ja darum, die Kosten dieser Tagesleistun­
gen aufzuteilen: Einen Teil übernimmt die öffentliche Hand, 
einen Teil die Spitex, und den restlichen Teil übernehmen die 
Patienten. Um welche Beträge geht es hier? Man kann von 
einem Tagesaufwand in der Grössenordnung von 100 Fran­
ken ausgehen. 60 Franken zahlen schon bisher die Kassen, 
20 Franken die öffentliche Hand, und 20 Franken beträgt die 
Kostenbeteiligung des Patienten. Das ist die Ausgangslage. 
Es ist natürlich falsch, wenn wir jetzt sagen: Der Patient 
bleibt dann freiwillig im Spital, wenn er diese 20 Franken be­
zahlen muss. Im Spital muss er eine Kostenbeteiligung von 
20 Prozent auf 800 Franken bezahlen; das ist ein wesentlich 
höherer Beitrag. Diese Argumentationsschiene funktioniert 
also nicht. 
Es geht jetzt um diese 20 Franken. Wir haben hier ein 
System entwickelt, wonach die Kosten derjenigen, welche es 
sich nicht leisten können, übernommen werden; das wird fi. 
nanziert. Aber all jene, die es sich leisten können, müssen 
diese 20 Franken bezahlen. Ich habe es beim Eintreten ge­
sagt: Wenn ich das Spital verlasse, dann ist es doch zumut­
bar, dass ich diese 20 Franken bezahle. Deshalb sehe ich 
nicht ein, warum hier eine Vollkostenfinanzierung angestrebt 
wird. 
Zur Kostenverschiebung: Das Ziel der Vorlage ist es ja, dass 
man das, was man heute bezahlt, weiterhin bezahlt, dass 
man aber in diese Vorlage nicht Mehrleistungen einbaut. 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag der Minderheit abzulehnen. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Monsieur Leuenber­
ger a parle au debut de son intervention d'un marche de la 
sante de 50 milliards de francs - c'est un chiffre qui a ete uti­
lise par quelqu'un d'autre au cours de la matinee. Ces 50 
milliards de francs representent l'assurance-maladie obliga­
toire des soins plus, plus, plus, plus, plus .... C'est en fait 
l'ensemble du marche de la sante. Je ne crois pas que c'est 
Ja valeur de reference qu'on doit prendre en compte ici. On 
est en train de discuter du financement des soins dans le ca­
dre de l'assurance-maladie obligatoire qui represente 25 mil­
liards de francs. 
Si la proposition de la minorite Leuenberger-Solothurn etait 
acceptee, a combien se monteraient les depenses supple­
mentaires? II est vrai comme toujours qu'on doit se baser 
dans ce domaine-ra sur des estimations. Mais les estima­
tions sont assez realistes. Comme vient de le dire Monsieur 
Brändli, il y aurait une prise en charge des couts beaucoup 
plus importante que maintenant par l'assurance-maladie. On 
a calcule que cela pouvait representer environ 150 millions 
de francs, en partant de l'hypothese qua 80 000 a 90 000 
personnes recevraient en moyenne 43 heures de soins a do­
micile, avec un taux de couverture des coüts de 60 pour 
cent. Et ensuite il y aurait un effet de transfert et un effet 
d'augmentation des quantites, un effet d'incitation qui est dif­
ficife a estimer. Mais des gens qui sont proches du terrain 
estiment ce surcout a 150 millions de francs. Au total, on 
aurait 300 millions de francs; c'est un maximum dans un pre­
mier temps, mais c'est une estimation qui est probablement 
assez realiste. 
Alors, 300 millions de francs par rapport a 25 milliards de 
francs, cela represente environ 1 ,3 ou 1.4 pour cent d'aug­
mentation des coüts de l'assurance-maladie, qui s'ajoute a 
tout le reste. C'est important, mais ce n'est pas extremement 
grave socialement. dans la mesure ou la prise en charge so-
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ciale est garantie a ceux qui ne pourraient pas payer, donc 
les cantons profiteraient davantage de cette solution. 
On nous dit que ces chiffres sont exageres et que le trans· 
fert n'est pas aussi important que cela. Si c'etait le cas, !es 
cantons ne se mettraient pas en marche de maniere aussi 
vigoureuse; de meme, certains d'entre vous ne se seraient 
pas exprimes de maniere aussi vigoureuse. A la fin, ce qu'on 
veut, c'est de l'argent! Et de l'argent de maniere assez im­
portante, sinon il n'y aurait pas une bataille comme celle a 
laquelle on a assiste ces dernieres semaines, a travers les 
prises de position des cantons notamment 
II aurait ete bon de voter un principe, mais on ne peut pas le 
faire dans le cadre d'une discussion de la loi. Le principe sur 
lequel tout le monde est d'accord, c'est d'essayer d'en rester 
au depart aux coOts pris en charge actuellement par l'assu­
rance-maladie. Si vous acceptez la proposition de ta mino­
rite Leuenberger-Solothurn, il est cfair qu'on fera sauter cette 
limite. L'evofution meme du systeme nous entrainera vers 
suffisamment de coüts supplementaires sans que legale­
ment on provoque des le depart une extension du verrou 
qu'on a pose au depart et qui seul est de nature a faire que 
cette loi soit praticable socialement a long terme. 
Je vous invite donc a rejeter la proposition de Ja minorite. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 14 Stimmen 
Dagegen .... 28 Stimmen 

Abs. 2-AI. 2 

Forster-Vannini Erika (AL, SG), für die Kommission: Absatz 2 
legt fest, dass sowohl der Bedarf als auch die zu vergüten­
den Pflegeleistungen durch den Bundesrat festgelegt 
werden sollen. Mit dieser Kompetenzregelung sind weder 
Änderungen bei den bisherigen Pflegeleistungen noch Än­
derungen bei der Bedarfsermittlung vorgesehen. Die Be­
stimmung trägt damit den bereits auf Verordnungsebene ge­
troffenen Regelungen Rechnung. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Abs. 3-AI. 3 

Forster-Vannini Erika (AL, SG), für die Kommission: Absatz 3 
legt fest, dass die Beiträge differenziert nach dem Pflegebe­
darf in Franken festzulegen sind. Mit der Neuregelung der 
Pflegefinanzierung ist ein Systemwechsel verbunden. Neu 
ist, dass künftig nicht mehr die Tarifpartner, das heisst die 
Krankenversicherer und die Leistungserbringer, die Beiträge 
an die Pflegeleistungen bei Krankheit festlegen sollen. Im 
Grundsatz werden die Beiträge auf der Basis des heutigen 
OKP-Kostenvolumens ermittelt. sodass der Übergang von 
der alten zur neuen Regelung kostenneutral erfolgt. Damit 
wird implizit der heutige Zustand übernommen, das heisst, 
es wird auf die heutige Gesamtsumme der Vergütungen ab­
gestellt. Massgebend für den Beitrag ist der Aufwand nach 
Pflegebedarf. 
Wie der Pflegebedarf ermittelt wird, habe ich Ihnen bereits 
früher dargelegt. Es gibt dafür ausgeklügelte Instrumente, 
und der Bedarf wird laufend überprüft. Ich möchte hier auch 
nochmals klarmachen, dass der Pflegebedarf letztlich via 
Ärztin oder Arzt verordnet wird. Die Pflegeleistung soll «in 
der notwendigen Qualität, effizient und kostengünstig» er­
bracht werden. Damit wird ausgedrückt, dass es in der 
Pflege nicht für alle Pflegemassnahmen professionelle Pfle­
gefachleute braucht. Für einfache, immer wiederkehrende 
Handlungen können auch Laien angelernt werden. Dies wird 
heute so praktiziert und soll so bleiben. 
Es ist zudem nicht Absicht der Kommission, die unterschied­
liche Abgeltung der Beiträge für Spitex und Pflegeheime auf­
zuheben. Spitex-Leistungen sollen weiterhin im Zeittarif ab­
gegolten werden, während im Pflegeheim Pauschalbeiträge 
pro Tag zur Anwendung gelangen. 

Amtliches Bulletfn der Bundesversammlung 

Leuenberger Ernst (S, SO): Sie haben es gehört: Man war 
sich in der Kommission einig, es seien Beiträge zu leisten. 
Nun geht es darum, wie diese Beiträge festgesetzt werden. 
Bei Absatz 3 gibt es bei dieser Beitragsfestsetzung nun in 
zwei Punkten eine Differenz zwischen Mehrheit und Minder· 
heit: Die Minderheit sagt, bei dieser Beitragsfestsetzung 
seien kantonale Unterschiede bei den Lohnkosten zu be­
rücksichtigen; das ist die eine Differenz. Die zweite Diffe­
renz, die da besteht: Die Minderheit sagt, diese Beiträge 
seien alle zwei Jahre zu Beginn des Kalenderjahres gemäss 
dem Rentenindex anzupassen. Das sind die beiden Diffe­
renzen, die hier bestehen. 
Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, dass sich die Ge­
sundheitsdirektoren und -direktorinnen bereits früh auch zu 
dieser Frage deutlich haben vernehmen lassen. Im Februar 
2006 haben uns die Gesundheitsdirektoren und -direktorin· 
nen zur ersten Frage, die ich als Differenz dargestellt habe, 
zu diesen kantonalen Lohnunterschieden, in einer Fussnote 
geschrieben: «Dabei geht es nicht um eine Belohnung von 
Kantonen mit hohen Lohnkosten, wie dies im Bericht des 
Gesundheitsamtes am Rande vermerkt wird, sondern um 
die Berücksichtigung der Tatsache, dass die Lohnkosten als 
Ausdruck der Lebenshaltungskosten in unserem Land regio· 
nal differieren und diesem Umstand mittels eines standardi· 
sierten Zu- bzw. Abschlagsfaktors im Rahmen der Betriebs­
vergleiche Rechnung getragen werden muss.» Das einmal 
zu diesen Lohnunterschieden, damit ich nicht noch ins Ge­
rede komme, ich würde hier gewerkschaftliche Anliegen ver­
treten. Das wäre Ihnen möglicherweise ja gar nicht so sym­
pathisch. 
Der zweite Punkt, den die Kantone uns unterbreiten, ist die 
Frage des Automatismus der Anpassung. Die Kantone fin­
den, man könne diese Anpassung nicht allein dem Bundes­
rat überlassen, und haften wörtlich fest: «Unseres Erachtens 
ist es Sache des Gesetzgebers, auch die Art und Weise der 
Anpassung festzulegen; ansonsten ist davon auszugehen, 
dass der Krankenkassenbeitrag, gemessen an den Voll­
kosten der Pflege, stetig sinken wird. Wenn die SGK in ihrer 
Mehrheit aus Prinzip keinen Automatismus im Sinne einer 
Anpassung an die allgemeine Teuerung vornehmen will, ver­
kennt sie die neue Ausgangslage. In den anderen Bereichen 
des KVG erfolgt die Anpassung auf Basis der Kostenent­
wicklung der jeweiligen Leistungserbringer, wobei deren Be­
rücksichtigung im Rahmen der Tarifverhandlungen ermittelt 
wird.» In der Pflegefinanzierung sollten Tarifverhandlungen 
zugunsten einer Festlegung seitens des Bundesrates entfal­
len. Es sei daher angezeigt, dass der Gesetzgeber Kriterien 
festlege, nach denen die Beiträge anzupassen seien. Dann 
folgt ein Plädoyer für die Anpassung an die Teuerung, und 
ich plädiere dafür, dass man die Beiträge auch an den Mi­
schindex anpasst. 
Ich bitte Sie also, hier bei Artikel 25a Absatz 3 der Minder­
heit zuzustimmen. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Le Conseil federaf vous 
recommande de soutenir la majorite. 
La proposition de la minorite veut fixer les contributions en 
tenant compte des differences cantonales dans les charges 
salariales. C'est evidemment un vaste programme qui peut 
provoquer pas mal de contestations; il favorise les cantons 
ou les charges salariales sont les plus elevees; il defavorise 
les cantons qui parviennent a maitriser les charges safaria­
les de maniere plus efficace. Je ne suis m~me pas sür que, 
dans certains cantons, il n'y ait pas de differences de char­
ges salariales d'une region a l'autre. 
Mais ce serait assez legitime, car les situations sont differen­
tes en ville ou en campagne dans des cantons relativement 
importants. Le point essential est que le Conseil fecferaf ne 
peut pas commencer a juger du niveau des salaires dans 
toutes les regions de la Suisse. Si on le fait, on va creer un 
precedent qui, petit ä petit, nous obllgera a avoir un observa­
toire permanent de l'evolution des salaires, et de quels salai­
res? Est-ce que ce sont les salaires des secteurs en particu­
lier? Est-ce que ce sont les salaires en general? On devra 
aussi juger de l'equite des safaires car, a certains moments, 
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il y aura des revendications salariales. Et quand il faudra 
fixer le niveau des salaires pour les deux annees a venir. on 
devra tenir compte des legitimes exigences salariales qui 
ont ete manifestees et qui vont certainement se repercuter 
sur les coüts. 
Pour cette raison, on ne peut pas soutenir la proposition de 
la minorite Leuenberger-Solothurn. 
Un autre aspect me parait plus acceptable: on ne combat­
trait pas un systeme qui prevoit une adaptation automatique 
des contributions selon l'indice des rentes AVS. Mais, 
comme c'est lie a la premiere proposition - qui est inadmis­
sible -. nous vous proposons de repousser la proposition de 
la minorite Leuenberger-Solothurn. 
Dans Je cadre des discussions au Conseil national, nous se­
rons d'accord de discuter sur l'adaptation automatique en 
fonction des rentes AVS; on ne s'y opposera pas. Mais alors, 
on s'oppose fermement au risque de voir le Conseil national 
reprendre l'idee des contributions tenant compte des diffe­
rences cantonales dans les charges salariales. 
C'est la raison pour laquelfe c'est la proposition de Ja majo­
rite, qui peut etre modifiee plus tard, qui doit etre la base de 
la discussion qui viendra. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 24 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 12 Stimmen 

Abs. 4-AI. 4 

Forster-Vannini Erika (AL, SG), für die Kommission: 2002 be­
zahlte die öffentliche Hand von Kantonen und Gemeinden 
einen Beitrag von 1, 1 Milliarden Franken an die Pflege. 
Diese Zahl können Sie aus der Botschaft ersehen. Die Basis 
dieses Beitrages ist die aus dem Tarifschutz entstehende 
Verpflichtung. Gemäss dem Modell der Mehrheit sollen künf­
tig die Kosten so weit wie möglich primär aus eigenen Mit­
teln finanziert werden. Herr Schiesser hat in der Eintretens­
debatte auf die Globalbilanz aufmerksam gemacht und hat 
erläutert, dass irgendjemand letztlich die Mehrbeträge, wenn 
solche da sind, bezahlen muss. Wir sind der Meinung, dass 
einen Teil davon die Pflegebedürftigen selber zu überneh­
men haben, immer vorausgesetzt, dass es ihnen möglich ist. 
Bei ungenügenden Eigenmitteln der Pflegebedürftigen kom­
men die subsidiären Pflegeleistungen wie Ergänzungs­
leistungen und allenfalls Sozialhilfe dazu. 
Zusätzlich fallen Subventionen der Kantone und Gemeinden 
für Heime und Spitex-Organisationen an. Die Mehrheit ver­
tritt klar die Meinung, dass sich die Kantone und Gemeinden 
auch künftig bei der Pflegefinanzierung engagieren sollen. 
Es kann aber nicht Sache des Bundes sein, die Beteiligung 
der Versicherten an den Pflegekosten gesetzlich zu begren­
zen. Mit dem NFA haben wir eine klare Aufgabenteilung zwi­
schen Bund und Kantonen eingeführt. Die Finanzierungsträ­
ger für die Ergänzungsleistungen im Zusammenhang mit 
den restlichen Pflegekosten sind die Kantone und Gemein­
den. Mit der Beratung der NFA-Vorlage vom 21. März 2002 
hat sich der Ständerat im Zusammenhang mit den Ergän­
zungsleistungen dafür ausgesprochen, dass es Sache der 
Kantone sein soll, die Finanzierung der Heimaufenthalte 
über personenbezogene Hilfe oder über die Subventionie­
rung von Institutionen zu regeln. Eine KVG-Regelung, die 
eine Begrenzung vorschlägt, würde unserem damaligen Ent­
scheid widersprechen. 
Deshalb bittet Sie die Mehrheit der Kommission, den Min­
derheitsantrag abzulehnen. 

Leuenberger Ernst (S, SO): Bei Absatz 4 beantragt die Min­
derheit, es sei gesetzlich zu fixieren, dass höchstens 20 Pro­
zent der Kosten der Pflegeleistungen auf die Versicherten, 
auf die Patienten, überwälzt werden könnten. 
Selbstverständlich habe ich bisher immer die Kantone zitiert, 
und ich will es aus Fairnessgründen auch hier tun. Die Kan· 
tone wehren sich mit Händen und Füssen und, wie sie 
schreiben, «entschieden» gegen diesen Antrag. Aber wie 
dem auch immer sei, ich finde, die Kommission hat sich zu 

wenig über dieses Problem gebeugt, dass man im Kranken­
bett verarmen kann. Das kann kein sozialpolitisches Ziel in 
diesem lande, in diesem Gesetz sein. Wir brauchen drin­
gend eine entsprechende Lösung. Es gibt hier ja einen Lö­
sungsansatz, der dann in der Luft zerrissen wird, und Herr 
Brändli hat mir angekündigt, er würde dann glossenartig sa­
gen, der zweite Satz dieses Antrages würde bedeuten, dass 
die Krankenkassen nichts mehr bezahlen müssten. 
Es geht mir hier aber nicht um Wortklauberei, sondern es 
geht um die Frage - ich habe es Ihnen gesagt -: Soll es 
möglich sein, dass man in diesem lande im Krankenbett 
verarmt? Sie haben die Zahlen, die da zur Diskussion ste­
hen, auch schon im Eintretensreferat von Herrn Kollege 
Maissen gehört. Die Begrenzung von 20 Prozent ist in Be­
ziehung zu setzen zu dem, was beispielsweise die Spitex 
sagt, nach der es eine Deckungslücke von etwa 45 Prozent 
gibt Das heisst also, die Minderheit wäre bereit, rund die 
Hälfte dieser Lücke den Patienten, den Versicherten, anzula­
sten und dann zu sagen, dass man aber diese andere unge­
deckte Hälfte nicht auch noch diesen Patientinnen und Pati­
enten anlasten kann. 
Das ist, glaube ich, die ganz grosse Frage, die sich hier 
stellt. Unabhängig davon, was hier und jetzt entschieden 
werden soll und was allenfalls an juristischen Spitzfindigkei­
ten von den Krankenkassen-Generalen noch herausgefun­
den wird - die Frage muss beantwortet werden: Wie verhin­
dern wir in diesem Land, dass die Leute im Krankenbett 
verarmen? Ich bitte Sie, mal der Minderheit zuzustimmen. 
Wenn es dann wahr sein sollte, was Juristen vermuten, dann 
kann der Nationalrat diese Sache immer noch anschauen. 
Er wird es ohnedies tun müssen. Ich kann mir nicht vorstel­
len, dass sich im Nationalrat Mehrheiten finden lassen für 
eine Lösung, die diese Grundfrage unbeantwortet lässt. 
Ich bitte Sie, der Minderheit zuzustimmen. 

Brändli Christoffel (V, GA): Es geht hier nicht um Wortklau­
bereien und um juristische Spitzfindigkeiten, ganz abgese­
hen davon, dass ich nicht Jurist bin. Da bin ich unverdächtig. 
Wir müssen natürlich überlegen, welchen Rechtssatz wir 
hier verabschieden. Hier sagt die Minderheit, dass der Pati­
ent höchstens 20 Prozent bezahlt Damit bin ich einverstan­
den. Den Rest zahlt die öffentliche Hand. Wenn Sie den 
Satz so formulieren, dann bezahlen die Krankenversicherer 
nichts mehr. Das ist dann eine klare Aussage. Wir sind der 
Meinung, dass wir einen Schlüssel finden müssen, etwa 60 
zu 20 zu 20. 
Diese Frage kann von mir aus auch im Nationalrat diskutiert 
werden und kommt dann vielleicht in irgendeiner Form 
wieder zu uns zurück. Aber so, wie er hier formuliert ist, dür­
fen wir diesen Rechtssatz nicht verabschieden. Ich meine, 
der Nationalrat kann sich mit der Frage auseinandersetzen, 
aber diesen Minderheitsantrag muss man ablehnen. Sie 
können nicht die vollen Kosten auf die öffentliche Hand über­
tragen. 

Fetz Anita (S, BS): Hier behandeln wir meiner Meinung 
nach das Kernstück dieser Vorlage. Kollege Brändli hat nicht 
im letzten, sondern im vorletzten Votum gesagt: Ziel dieser 
Vorlage ist es, Mehrleistungen zu verhindern. Das Ziel ist 
nicht nur, wenn Sie dann die Gesamtheit anschauen, Mehr­
leistungen zu verhindern, sondern die Kosten umzuver­
teilen - und das tun wir heute! Wenn wir hier nicht eine Be· 
grenzung für Patientinnen und Patienten einführen, dann 
landen wir bald wieder wie im letzten Jahrhundert dort, wo 
man aufgrund von Krankheit - damals gab es zum Teil nicht 
einmal die Fürsorge - arm und fürsorgeabhängig wird, und 
das kann ja nicht das Ziel dieser Vorlage sein. 
Gesetzt den Fall - ich wundere mich, dass dieser juristische 
Vorbehalt in der Kommission nicht vorgebracht wurde -, es 
wäre tatsächlich ein juristischer Hinderungsgrund, dann ist, 
wie Sie wissen, mit diesem Antrag selbstverständlich nicht 
gemeint, dass die Krankenversicherung aus ihren Beteili­
gungsaufträgen entlassen wird; das ist nicht die Meinung. 
Ich bin überzeugt, dass das nicht der Fall ist. Wenn das der 
Fall sein sollte, müsste man das mit einem juristischen Gut-
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achten nachweisen; dann kann das in der nationalrätlichen 
Kommission entsprechend ausgedeutscht werden. 
In der Kommission ist das nicht so besprochen worden, das 
möchte ich an dieser Stelle ganz klar festhalten. Von daher 
schliesse ich nicht aus, dass es vielleicht auch ein kleiner 
«Unterzug» sein sollte. Wir entscheiden bei diesem Minder· 
heitsantrag nur darüber: Ist es in diesem Land wieder mög· 
lieh, durch Krankheit fürsorgeabhängig zu werden? Das be· 
trifft übrigens nicht nur die ältere Generation - ich habe es in 
meinem Eintretensvotum gesagt -: Es gibt x Krebspatienten 
und -patientinnen, die jünger sind, die sehr auf Pflege ange­
wiesen sind. Sollen sie jetzt über die Krankheit hinaus auch 
noch bestraft werden, indem man ihnen noch mehr Finanz­
leistungen abverlangt? Das ist keine gerechte Lösung. Ich 
denke auch nicht, dass wir in unserer Gesellschaft derartige 
Sparmassnahmen nötig haben. Ich erinnere daran: Wir ha­
ben das Kopfprämiensystem; es hat den unschönen Fehler, 
dass die Verkäuferin gleich viel zahlt wie die Bankdirektorin. 
In diesem Sinne ist es halt gerechter, wenn zusätzliche 
Kosten über Steuern, das heisst von jenen bezahlt werden, 
die mehr verdienen. Das heisst, die öffentliche Hand bezahlt 
den Rest. 
Ich bitte Sie sehr, diesem Antrag zuzustimmen. Ich kann Ih­
nen sagen - ich habe sie in verschiedenen Organisationen 
vorgestellt, diese Pflegefinanzierung -: Dieser Artikel ist ein 
Stein des Anstosses; ich schliesse nicht aus, dass man dar­
über noch sehr kritisch sprechen wird. 

Brunner Christiane (S, GE): En fait, je suis l'auteure de la 
proposition, mais pour des raisons de sante je n'ai pas pu la 
defendre en commission. Ce qui est propose ici est tres sim­
ple et ne veut en tout cas pas dire que l'assurance-maladie 
ne paie pas les 80 pour cent restants. Si la commission a re­
luse de dire que la contribution de l'assurance-maladie est 
de 80 pour cent, c'est qu'elle peut etre inferieure a 80 pour 
cent, notamment parce qu'elle est en francs. 
Cette disposition garantit donc que l'assure n'a pas plus de 
20 pour cent des coüts a sa charge, mais que s'il y a des 
coüts residuels, puisque l'assure a 20 pour cent a sa charge 
et que la contribution de l'assurance-maladie peut etre plus 
basse que 80 pour cent, il taut bien que quelqu'un paie les 
coüts residuels qui sont mis a ce moment-la a la charge des 
collectivites publiques. Je ne crois pas qu'il y ait lieu de faire 
un debat juridique sur cette question. 
En ce sens, la proposition que j'avais formulee a l'epoque 
est tres claire et je vous prie de bien vouloir l'adopter. 

Forster-Vannini Erika (AL, SG), für die Kommission: Ich 
möchte Ihnen nur noch einmal klar darlegen, worum es der 
Mehrheit geht. Die Mehrheit möchte nicht bestimmen, wer 
wie viel der Restkosten zu bezahlen hat. Es ist auch nicht 
die Meinung, dass mit der vorgeschlagenen Neuregelung 
die Kantone und Gemeinden den Rückzug aus dieser Ver­
pflichtung antreten; das wollen wir auch nicht. Wir vertreten 
die Meinung, dass der Bundesgesetzgeber keine Kriterien 
festlegen soll, wie viel die Pflegebedürftigen zu bezahlen ha· 
ben. Es ist Sache der Kantone und Gemeinden, zu legiferie­
ren und festzulegen, wie viel sie an diese restlichen Kosten 
bezahlen. Es geht darum, zu entscheiden, ob wir von Bun­
desseite her festlegen sollen, dass höchstens 20 Prozent 
der Pflegekosten auf die zu Pflegenden überwälzt werden 
können. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: Nous partageons le 
point de vue selon lequel dans ce pays, quelqu'un ne doit 
pas eire rapidement appauvri ä. cause d'une maladie. C'est 
pour cela qu'on a une assurance-maladie obligatoire, c'est 
pour cela qu'on a construit un systeme social efficace. 
Recemment, il a ete demontre que la pauvrete a ete 
pratiquement eradiquee dans les classes d'äge les plus ele­
vees. Entre les differents types de prestations qui sont 
fournies, il y a suffisamment de moyens a disposition pour 
eradiquer la pauvrete. Certes, les personnes ägees ne sont 
pas les seules ä. recourir a ce type de soins, mais d'autres 
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instruments repondent aux besoins des personnes moins 
ägees. 
Au cours de la matinee, vous avez approuve la proposition 
de faire sauter le ptafond pour l'acces aux prestations com­
plementaires; vous avez accepte la proposition du Conseil 
federal de creer une allocation pour impotence legere; on a 
donc renforce le dispositif social. Ce n'est donc pas le XIXe 
siecle! Et le risque de reduire a la grande pauvrete des gens 
qui tombent malades est extremement limite. Mais plus en­
core, l'argument qui vient d'etre evoque par plusieurs ora­
teurs, dont Madame Forster, qui dit que le solde n'est pas 
necessairement pris en charge par l'assure ce sont les 
cantons qui doivent decider - me parait convaincant. Les 
cantons sont !es plus proches de !a population, ce sont eux 
qui, avec les communes, sont le plus en mesure de juger 
quelle part chacun peut prendre aux coüts des soins; et ce 
sont eux qui dolvent a !a fin fixer la repartition de !a prise en 
charge des coüts supplementaires. 
C'est la raison pour laquelle !a majorite, en faisant cette pro­
position, tient compte de la vision d'ensemble du systeme 
socia! et du systeme politique, dans lequel !es cantons 
jouent un röle et decident en fonction des conditions locales 
de ce qui est juste ou de ce qui n'est pas juste. Bien sQr, la 
plupart d'entre vous - comme moi d'ailleurs appartiennent 
a une minorite plutöt aisee. Je ne vois pas en quoi on devrait 
me proteger a l'avenir, meme si j'appartiens a une petite mi­
norite, et m'empecher de payer un peu plus si necessaire. Je 
ne souhaiterais pas que mes compatriotes, a la lin de ma 
carriere, le jour ou je serai a l'EMS, doivent prendre en 
charge une partie supplementaire des coüts occasionnes. 
Je serai meme tres fier de payer plus que ce qui est prevu 
ici. Mais c'est le cas pour une minorite. Je crois qu'il taut 
quand meme accepter cela et laisser aux cantons le soin de 
choisir la maniere dont ils veulent faire assumer le reste des 
coüts. 
C'est la raison pour laquelle la minorite devrait etre rejetee. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 10 Stimmen 
Dagegen .... 28 Stimmen 

Ziff. 3 Art. 49 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Für die Vergütung der stationären Behandlung einschlies­
slich Aufenthalt und Pflegeleistungen in einem Spital (Art. 39 
Abs. 1) .... 

Ch. 3 art. 49 al. 1 
Proposition de la commission 
Pour remunerer le traitement hospitalier, y compris le sejour 
et les soins a l'höpital ( art. 39 al. 1 ) .... 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 3 Art. 50 
Antrag der Kommission 
Titel 
Kostenübernahme im Pflegeheim 
Text 
Beim Aufenthalt in einem Pflegeheim (Art. 39 Abs. 3) vergü­
tet der Versicherer die gleichen Leistungen wie bei ambulan­
ter Krankenpflege nach Artikel 25a. Die Absätze 6 und 7 von 
Artikel 49 sind sinngemäss anwendbar. 

Ch. 3 art. 50 
Proposition de la commission 
Titre 
Prise en charge des coüts dans les etablissements medico­
sociaux 
Texte 
En cas de sejour dans un etablissement medico-social 
(art. 39 al. 3), l'assureur prend en charge les memes presta­
tions que pour un traitement ambulatoire, conformement a 
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l'article 25a. Les alineas 6 et 7 de l'article 49 sont applica­
b!es par analogie. 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 3 Art. 104a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. 3 art. 104a 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Ziff. la 
Antrag der Mehrheit 
Titel 
Übergangsbestimmungen 
Abs. 1 
Die Beiträge an die Pflegeleistungen gemäss Artikel 25a 
sind erstmals so festzulegen, dass sie der Summe der Ver­
gütungen für die Pflegeleistungen, die ambulant und im Pfle­
geheim erbracht werden, im Jahre 200X entsprechen. Kann 
diese Regelung im ersten Jahr nach Inkrafttreten nicht ein­
gehalten werden, nimmt der Bundesrat in den nachfolgen­
den Jahren die erforderlichen Anpassungen vor. 
Abs.2 
Die bei Inkrafttreten dieser Änderung geltenden Tarife und 
Tarifverträge sind innert drei Jahren an die vorn Bundesrat 
festgesetzten Beiträge an die Pflegeleistungen anzuglei­
chen. Die Kantonsregierungen regeln die Angleichung. 

Antrag der Minderheit 
(Leuenberger-Sofothurn, Fetz, Ory) 
Abs. 1 
Die Beiträge an die Pflegeleistungen gernäss Artikel 25a 
sind erstmals zu berechnen auf der Basis der Vollkosten der 
Pflegeleistungen, die ambulant und im Pflegeheim durchge­
führt werden. Einbezogen werden auch die Lohnkosten. 
Ausgangslage für die Berechnung ist das Jahr 200X. 

Ch.la 
Proposition de la majorite 
Titre 
Dispositions transitoires 
Al. 1 
Le rnontant des contributions aux soins selon l'article 25a 
est fixe au depart de teile rnaniere qu'il corresponde a l'en­
sernble des rernboursernents effectues pour les soins dis­
penses sous forme arnbulatoire ou dans un etablissernent 
rnedico-social en 200X. Si cette regle ne peut pas etre re­
spectee la prerniere annee apres l'entree en vigueur, Je 
Conseil federal procede aux adaptations necessaires las an­
nees suivantes. 
Al. 2 
Les tarifs et conventions tarifaires valables a l'entree en vi­
gueur de la presente rnodification seront portes dans un 
delai de trois ans au niveau des contributions aux soins 
fixees par le Conseil federal. Les gouvernements cantonaux 
reglent l'adaptation. 

Proposition de /a minorite 
(Leuenberger-Solothurn, Fetz, Ory) 
Al. 1 
Le rnontant des contributions aux couts des soins selon 
l'article 25a est calcule au depart en fonction du total des 
couts des soins dispenses sous forme arnbulatoire et dans 
un etabfissernent medico-social. Le total des couts com­
prend egalement les charges salariales. La base de calcul 
initiale correspond a la Situation de l'annee 200X. 

Forster-Vanninl Erika (RL, SG), für die Kommission: Absatz 1 
besagt, dass die Beiträge an die Pflegeleistung,en so festge­
setzt werden, dass die Kostenneutralität beim Ubergang ge­
wahrt ist. Durch die gesamtschweizerische Festlegung der 
Beiträge werden in einzelnen Kantonen die Versicherer die 
Beiträge nach unten anpassen können, in anderen vielleicht 
nach oben. Die Zahl 200X, die Sie in diesem Antrag vorfin­
den, macht deutlich, dass heute noch nicht absehbar ist, 
wann das Gesetz in Kraft treten wird. Sollte das Gesetz zum 
Beispiel im Jahr 2008 in Kraft treten, würde bei der Berech­
nung der Beiträge auf die Vergütungen von 2006. abgestellt. 
Da ein Systemwechsel vorgesehen ist, ist eine Ubergangs­
regefung vorzusehen, die einen gewissen Spielraum lässt; 
deshalb auch die Regelung, dass der Bundesrat Anpassun­
gen vorsehen kann, wenn der Systemwechsel in den Kanto­
nen nicht im ersten Jahr erfolgen kann, sondern etwas län­
ger dauert. 
Absatz 2 besagt, dass die geltenden Tarife und Tarifverträge 
innert drei Jahren anzupassen sind. Die Angleichung wird 
von den Kantonsregierungen bestimmt. 

Leuenberger Ernst (S, SO): Es wird das letzte Mal sein, dass 
ich rn.\ch in dieser Sache zu Wort melde. Es geht mir bei die­
sen Ubergangsbestimmungen darum, bei der erstmaligen 
Festlegung der Beiträge erneut - ich betone es, um wider 
den Stachel zu löcken - die Idee der Vollkosten in die Dis­
kussion zu bringen. Das ist der wesentliche Unterschied 
zum Antrag der Mehrheit. Ich muss Ihnen gestehen: Ich tue 
dies umso lustvoller, als man mir in der Kommission gesagt 
hat - ich weiss, dass man aus Kommissionsprotokollen nicht 
zitieren darf -, wenn man es geschichtlich betrachte, sei die 
Vollkostenidee im Gesetz gewesen. Daraufhin seien Preise 
ausgehandelt worden, damit man die Rechnung habe ab­
schliessen und Vollkosten feststellen können, aber - und 
jetzt kommt es - in vielen Häusern könne man das immer 
noch nicht. Da muss ich Ihnen gestehen: Wenn es wirklich 
wahr ist, dass man in vielen Häusern die Vollkosten noch 
nicht ermitteln kann, dann wird es langsam Zeit, dass man 
das auch dort machen kann. Wenn es denn in den Über­
gangsbestimmungen des Gesetzes stünde, es sei bei der 
erstmaligen Beitragsberechnung auf die Vollkosten abzu­
sti rnrnen, würde das mindestens bedeuten, dass man sie er­
fassen müsste. 
Ich bitte Sie, diese Minderheit zu unterstützen. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Nous soutenons la rna­
jorite qui exprime clairernent son intention et qui a ete confir­
mee a plusieurs reprises par des votes ce matin. La majorite 
fixe le volume des remboursements a un rnontant equivalent 
ä «l'ensernble des remboursernents effectues pour les soins 
dispenses sous forme arnbulatoire ou dans un etablissement 
medico-social en 200X», suivant la date d'entree en vigueur 
de la loi. 
Je crois que les choses sont claires. La solution alternative 
est moins claire, et surtout efle ouvre Ja porte ä une exten­
sion des volurnes. 
Je vous prie, dans la droite ligne des decisions qui ont ete 
prises ce matin, de suivre la rnajorite. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 25 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 9 Stimmen 

Ziff.11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. II 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 
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Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensembfe 
Für Annahme des Entwurfes .... 28 Stimmen 
Dagegen .... 7 Stimmen 
(2 Enthaltungen) 

Abschreibung - Cfassement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
Proposition du Conseil federal 
Classer les interventions parlementaires 
selon lettre aux Chambres federales 

Angenommen - Adopte 

06.427 

Parlamentarische Initiative 
SGK-SR. 
Erneuerung 
des dringlichen Bundesgesetzes 
vom 8. Oktober 2004 
(Einfrierung der Pflegetarife) 
Initiative parlementaire 
CSSS-CE. 
Renouvellement 
de la loi federale urgente 
du 8 octobre 2004 
(gel des tarifs des soins) 

Erstrat - Premier Conseil 

Einreichungsdatum 24 04 06 
Date de deoöt 24 04 06 
Bericht SGK-SR 29.05.06 (881 2006 7555) 
Rapport CSSS·CE 29.05.06 (FF 2006 7159) 

Stellungnahme des Bundesrates 30.08.06 (881 2006 7563) 
Avis du Conseil federal 30.08.06 (FF 2006 7167) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.09.06 (Erstrat - Premier Conseil) 

Forster-Vannlni Erika (RL, SG), für die Kommission: Mit dem 
dringlichen Bundesgesetz vom 8. Oktober 2004 wurde im 
KVG eine Übergangsbestimmung zur Einfrierung der Pflege­
tarife eingeführt. Gemäss dieser Bestimmung dürfen die 
vom Departement aufgrund von Artikel 104a festgesetzten 
Rahmentarife nicht mehr überschritten werden. Ein Vorbe­
halt gilt bezüglich der Tarife und Tarifvereinbarungen, welche 
die Rahmentarife am 1. Januar 2004 bereits überschritten 
hatten. Sie wurden auf den 1. Januar 2004 in der geltenden 
Höhe begrenzt. Da die Revision der Pflegefinanzierung nicht 
wie geplant am 1. Januar 2007 in Kraft treten kann, bean­
tragt die Kommission, die Einfrierung der Pflegetarife bis 
zum Inkrafttreten der Neuordnung aufrechtzuerhalten und 
das dringliche Bundesgesetz bis zum 31. Dezember 2008 
zu verlängern. So ist es gewährleistet, dass sich die neue 
Regelung lückenlos an die geltende anschliesst. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L 'entree en matiere est decidee sans opposition 
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661 Ständerat 06.427 

Bundesgesetz über die Krankenversicherung (Pflegeta­
rife) 
Lol federale sur l'assurance-maladie (Tarif des soins) 

Detailberatung - Discussion par article 

Titel und Ingress, Ziff. 1, II 
Antrag der Kommission: 881 

Tltre et preambule, eh. 1, II 
Proposition de la commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes .... 23 Stimmen 
( Einstimmigkeit) 
(8 Enthaltungen) 

06.3274 

Motion Forster Erika. 
Säule 3c für die Finanzierung 
der Pflege im Alter 
Motion Forster Erika. 
Pilier 3c destine a financer 
les soins des personnes ägees 

Elnreichungsdatum 15 06 06 
Date de depöt 15 06 oo 
Ständerat/Conseil des Etats 19.09.06 

Präsident (Büttiker Rolf, Präsident): Der Bundesrat beantragt 
die Annahme der Motion. 

Forster-Vannini Erika (AL, SG): Sie entschuldigen, Herr Prä­
sident, dass ich mich noch einmal zu Wort melde. Nachher 
werde ich nicht mehr votieren. 
Ich bin dankbar, dass der Bundesrat bereit ist, meine Motion 
entgegenzunehmen. Ich werde kurz noch einige wenige 
Bemerkungen dazu machen. Wir sind uns alle einig: Die Fi­
nanzierung der Kosten der Langzeitpflege stellt eine grosse 
Herausforderung für unsere Gesellschaft dar. Die Neuge­
staltung der Pflegefinanzierung, die wir eben beraten haben, 
hat dies deutlich gezeigt. Das liegt unter anderem daran, 
dass die Bedürfnisse älterer Menschen sehr unterschiedlich 
sind. Menschen altern so, wie sie gelebt haben. Im Alter ver­
ändert sich das Verhalten nicht entscheidend. 
Die Pflegebedürftigkeit bzw. das Alter, in dem man pflegeab­
hängig ist, hat sich im Vergleich zu demjenigen der Ende 
des 19. Jahrhunderts Geborenen weit nach oben verscho­
ben. Aber längst nicht alle Menschen über achtzig sind pfle­
gebedürftig und leben in entsprechenden Heimen. Im Ge­
genteil: Nur ein Fünftel stirbt in Alters- und Pflegeheimen, 
vier Fünftel leben bis zu ihrem Tod zu Hause - zahlreiche 
noch sehr selbstständig, während andere auf Mahlzeiten­
dienste, Haushaltshilfe oder eben pflegende Angehörige an­
gewiesen sind. Obwohl die zur Debatte stehenden Pflege­
kosten nur einen Fünftel der älteren Menschen betreffen, 
stellen diese nicht zuletzt für den Mittelstand ein ungesicher­
tes und oft als ungerecht empfundenes Feld dar. Wer dank 
eines geregelten Einkommens private Ersparnisse angelegt 
hat, wird vom heutigen System alles andere als belohnt. Es 
ist eben so, dass viele es als ungerecht empfinden, wenn sie 
jahrelang gearbeitet haben und dann nicht genügend Geld 
vorhanden ist, wenn im Alter Pflege beansprucht werden 
muss. 
Deswegen bin ich der Meinung, dass diejenigen, denen es 
möglich ist, die Möglichkeit haben sollen, über eine Säule 3c 
Gelder für das Alter zur Seite zu legen. Es sind Gelder, die 
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gleichzeitig beantragen können, das erwähnte Bundesge­
setz aufzuheben. 
Wie gesagt geht es hier nicht um neue Hilfen, Streichung, 
Ersetzung oder Änderung bestehender Unterstützung, son­
dern es geht einfach um die Weiterführung der geltenden 
Regelung unter einem neuen Namen im Interesse der Rege­
lung der Grundsätze der gesamten Sprachenpolitik unseres 
Landes unter dem gleichen Dach. In der Kommission war 
dies unbestritten. 

Angenommen - Adopte 

Art. 24-28 
Antrag der Kommission: 881 
Proposition de la commission: FF 

Angenommen Adopte 

Aufhebung und Änderung bisherigen Rechts 
Abrogation et modification du droit en vigueur 

Ziff. 1, II 
Antrag der Kommission: BBI 

Ch. l, II 
Proposition de /a commission: FF 

Angenommen - Adopte 

Gadlent Brigitta M. (V, GA). für die Kommission: Verschiede­
ne Kolleginnen und Kollegen haben angekündigt, dass sie 
dem Gesetz in der beschlossenen Form nicht zustimmen 
wollen. 
Ich verstehe, dass die Vertreterinnen und Vertreter vor allem 
verschiedener Deutschschweizer Kantone vorab mit Arti­
kel 15 Mühe haben. Wir sind hier aber der Erstrat. Der Stän­
derat wird alle Artikel nochmals beraten und in Ruhe insbe­
sondere auch Artikel 15 überprüfen und überarbeiten. Als 
Kommissionssprecherin möchte ich Sie bitten, bevor Sie den 
Knopf drücken, zu bedenken, was für ein Signal Sie mit ei­
nem Nein aussenden würden, was für ein Signal der Natio­
nalrat unserer Bevölkerung, insbesondere auch den Minder­
heiten senden würde, wenn er dieses Gesetz, ein Spra­
chengesetz für unser viersprachiges Land, jetzt ablehnen 
und so das gemeinsame Wahrnehmen dieser grossen Ver­
antwortung durch den Bund und die Kantone verhindern 
würde. 
Ich bitte Sie deshalb eindringlich, jetzt Ja zu sagen oder Ih­
rer Unzufriedenheit höchstens mit einer Enthaltung Luft zu 
machen und so eine Zustimmung unseres Rates zu diesem 
Sprachengesetz zu ermöglichen. 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
(namentlich - noroinatif; Beilage - Annexe 04.429/4538) 
Für Annahme des Entwurfes .... 87 Stimmen 
Dagegen .... 68 Stimmen 

- Classement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
Proposition du Conseil federal 
Classer Jes interventions parlementaires 
selon lettre aux Chambres federales 

Angenommen -Adopte 
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07.9004 

Ordnungsantrag 
Motion d'ordre 

Gutzwiller Felix (AL, ZH): Nach diesem sehr wichtigen Ge­
schäft komme ich mit einer Kleinigkeit. Sie mögen das ent­
schuldigen, aber es ist eine Kleinigkeit, welche die Effizienz 
unseres Ratsbetriebes betrifft. Sie wissen alle, dass wir mor­
gen die Vorstösse, die zwei Jahre nach der Einreichung 
noch nicht abschliessend behandelt sind, definitiv erledigen 
sollen. Es sind Vorstösse, die zur Abschreibung vorgeschla­
gen sind oder deren Behandlungsfrist verlängert werden 
soll. 
Nun hat es sich gezeigt, dass unter diesen aufgelisteten Vor­
stössen 21 unbestritten zur Abschreibung vorgeschlagen 
werden, 26 aber betreffend Abschreibung bestritten sind. 
Wenn wir nun diese 26 Vorstösse, deren Abschreibung be­
stritten ist, morgen einzeln durchgehen, brauchen wir - Sie 
können es selber ausrechnen - dreissig bis vierzig Minuten, 
um über Abschreibung oder Nichtabschreibung zu entschei­
den, ohne dass wir wissen, worum es materiell wirklich geht. 
Sie werden also nicht nach bestem Wissen und Gewissen 
abstimmen. 
Wir schlagen Ihnen deshalb vor, auch nach Konsultation ei­
niger Ihrer Kollegen, das Problem so zu lösen, indem wir die 
unbestrittenen Vorstösse abschreiben und die bestrittenen 
nicht abschreiben. Das heisst, sie bleiben bestehen, bzw. 
ihre Behandlungsfrist wird verlängert. Sie würden damit die 
1200 Vorstösse, die hängig sind, um ungefähr 26 Vorstösse 
bereichern, die dann auch noch weiter hängig wären. Wir 
haben das grob angesehen, es gibt keine Nachteile für die 
Parteien. 
Der Vorschlag wäre also, die Vorstösse abzuschreiben, de­
ren Abschreibung unbestritten ist, und die Behandlungsfrist 
der Vorstösse zu verlängern, bei welchen die Abschreibung 
bestritten ist. Sie hätten dann per saldo wie gesagt zwar 
1226 anstatt 1200 hängige Vorstösse, hätten aber morgen 
die Traktandenliste massiv entlastet. 
Ich schlage Ihnen also vor, diesem Ordnungsantrag im 
Sinne der Effizienz der Ratsarbeit zuzustimmen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Ordnungsantrag Gutzwiller .... 133 Stimmen 
Dagegen .... 4 Stimmen 

05.025 

Bundesgesetz 
über die Neuordnung 
der Pflegefinanzierung 
Loi federale 
sur le nouveau regime 
de financement des soins 

Zweitrat - Deuxieme Conseil 
Botschaft des Bundesrates 16.02.05 (BBI 2005 2033) 
Message du Conseil federal 16.02.05 (FF 2005 1911) 

Ständera!/Consell des Etats 19.09.06 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 21.06.07 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Humbel Näf Ruth AG), für die Kommission: Die 
ist in 50 des 

setzes geregelt Danach vergütet 
Aufenthalt in einem die n1<=>1rr1<>n 
bei ambulanter 
Hause. Die von der 
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cherung zu tragenden Pflegekosten sind in der Kranken­
pflege-Leistungsverordnung definiert. Der aktuelle Kosten· 
deckungsgrad durch die Krankenversicherer wird auf 50 bis 
60 Prozent geschätzt. Je nach kantonaler Regelung kann 
der Tarifschutz gemäss KVG nicht eingehalten werden. 
Die Rechtsunsicherheit bei Patientinnen und Patienten, 
Leistungserbringern und Versicherern ist seit der Einführung 
des KVG gross. 
Damit einigermassen Rechtssicherheit geschaffen und eine 
massive Kostenverlagerung auf die Krankenversicherer ver­
hindert werden kann, gilt seit 2005 ein dringliches Bundes­
gesetz, mit welchem die Pflegetarife gemäss den Rahmen­
tarifen eingefroren worden sind. Im Februar 2005 hat der 
Bundesrat die Botschaft zum Bundesgesetz über die Neu­
ordnung der Pflegefinanzierung vorgelegt, mit welchem ins­
besondere zwei Reformziele erreicht werden sollen: Zum ei· 
nen soll die sozialpolitisch schwierige Situation bestimmter 
Gruppen pflegebedürftiger Personen entschärft werden, 
zum anderen geht es darum, die Krankenversicherung, wel­
che im geltenden System zunehmend altersbedingte Pflege­
leistungen übernimmt, finanziell nicht zusätzlich zu belasten. 
Als Erstrat hat der Ständerat die Pflegefinanzierung an der 
letztjährigen Herbstsession in Flims diskutiert. In Abwei­
chung zum bundesrätlichen Entwurf hat der Ständerat ein ei· 
genes Modell entwickelt, im Wesentlichen mit folgendem In· 
halt: Die Versicherer zahlen Beiträge an die Pflegeleistun· 
gen einzig nach dem Pflegebedarf und unabhängig vom Ort 
der Behandlung, also unabhängig davon, ob der Patient in 
einem Pflegeheim, in einer Tageseinrichtung, ambulant oder 
zu Hause gepflegt wird. Der Bundesrat bezeichnet die Pfle­
geleistungen und setzt die Beiträge in Franken fest. Mit einer 
Ubergangsbestimmung will der Ständerat Kostenneutralität 
garantieren, das heisst, dass die Einführung der neuen Pfle­
gefinanzierung kostenneutral erfolgt und die derzeit rund 
2 Milliarden Franken betragenden Pflegekosten nicht anstei­
gen sollen. 
Ausgehend vom Modell des Ständerates hat die Kommis­
sion anlässlich eines Hearings im Februar 2007 Leistungser­
bringerorganisationen, Kantone und Versicherer angehört. 
Verschiedene Anträge der Interessengemeinschaft Pflege 
wurden in der Kommissionsdebatte aufgenommen. Umstrit­
ten war in der SGK, wieweit eine zusätzliche finanzielle Be­
lastung der Krankenversicherer in Kauf genommen werden 
kann. Einigkeit hingegen bestand darüber, dass die Be­
lastung der Patientinnen und Patienten durch Pflegeleistun­
gen berechenbar und begrenzt sein muss. 
Zur Erreichung dieses Zieles schlägt Ihnen die Kommission 
folgende Massnahmen vor: 
1. Eine verstärkte Koordination der Krankenversicherungs­
leistungen mit der Hilflosenentschädigung und den Ergän­
zungsleistungen. Bei der Hilflosenentschädigung wird die 
bisherige Karenzfrist von einem Jahr für eine Hilflosigkeit 
schweren oder mittleren Grades aufgehoben. Zudem wer­
den Bedarfsabklärungen und Leistungen mit denjenigen der 
Krankenversicherung koordiniert. Bei den Ergänzungs­
leistungen wird die Vermögensfreigrenze für die Berechnung 
der Ergänzungsleistungen sowie für selbstbewohntes Wohn­
eigentum erhöht Zudem beantragt die Kommissionsmehr­
heit, dass die Kantone die Kosten für einen Heimaufenthalt 
nur so weit begrenzen können, dass keine Person durch den 
Aufenthalt in einem Heim Sozialhilfe benötigt. 
2. Die Belastung der Patientinnen und Patienten durch nicht­
gedeckte Pflegekosten wird begrenzt. Das heisst, dass der 
von der Krankenversicherung nichtgedeckte Teil nur bis zu 
einem bestimmten Betrag den Patienten verrechnet werden 
darf. Gemäss Kommissionsmehrheit sind das höchstens 
20 Prozent des vom Bundesrat festgesetzten Maximalbetra­
ges der Versicherer. Für den Rest haben die Kantone aufzu­
kommen. Zu berücksichtigen ist, dass in Pflegeheimen die 
Hotellerie- und Betreuungskosten voll zulasten der Patienten 
gehen. 
3. Einrichtungen mit ambulanten Tages- und Nachtstruktu­
ren werden als zugelassene Leistungserbringer aufgenom­
men. 

4. Die obligatorische Krankenpflegeversicherung muss neu 
für eine vom Bundesrat zu bestimmende Dauer die Kosten 
der ärztlich angeordneten Akut- und Übergangspflege über­
nehmen. 
Zu den Kostenfolgen der Revision: Entgegen der ständerätli­
chen Fassung unterbreitet Ihnen die Kommission keine für 
die Versicherer kostenneutrale Vorlage. Es gibt Mehrbe­
lastungen für die Versicherer und für die Kantone. Entlastet 
werden jedoch die Pflegepatientinnen und Pflegepatienten. 
Es 1st dann eine politische Frage, wieweit die Mehrkosten 
auf die Versicherer und auf die öffentliche Hand, das heisst 
auf die Kantone, aufgeteilt werden. 
Für die Krankenversicherer gibt es spürbare Mehrkosten 
gurch die Übernahme der ärztlich angeordneten Akut- und 
Ubergangspflege. Die Kosten dieser Massnahme werden 
unterschiedlich hoch geschätzt. Die Verwaltung rechnet mit 
zusätzlichen Kosten von 130 Millionen Franken, die 
Leistungserbringer mit maximal 250 Millionen Franken, und 
die Versicherer sprechen von Mehrkosten zulasten der Kran­
kenversicherer von gegen 600 Millionen Franken. Der ge­
naue Betrag wird von der Definition der Übergangspflege 
und deren Dauer abhängen. Für die Kantone fallen auch 
Mehrkosten an, einerseits durch den Einbezug in die finanzi­
elle Mitverantwortung bei den Pflegekosten, andererseits 
auch durch die Erhöhung der Freibeträge bei den Ergän­
zungsleistungen. 
Die Verwaltung beziffert die Mehrkosten auf netto 268 Millio­
nen Franken, währenddem die Kantone von 300 bis 340 Mil­
lionen Franken an Mehrkosten sprechen. Der Ständerat wird 
sich mit den Differenzen zu seiner Fassung und den ge­
schätzten Kostenverlagerungen zulasten der Krankenversi­
cherer und der Kantone nochmals auseinandersetzen und 
gegebenenfalls auch Korrekturen vornehmen müssen. 
Der Kommission geht es bei allen Bestimmungen primär 
darum, dass die privaten Haushalte nicht übermässig be­
lastet werden und Patienten und Patientinnen nicht einen zu 
hohen Anteil an den Pflegekosten übernehmen müssen. Die 
Fassung der Kommission schützt vor allem den Mittelstand. 
Es soll möglichst verhindert werden, dass älter werdende 
Menschen frühzeitig ihr Vermögen verteilen, weil sie unter 
den heutigen Bedingungen befürchten, dass bei einer allfälli­
gen Pflegebedürftigkeit das ganze Ersparte innert kurzer 
Zeit wie Schnee an der Sonne dahinschmilzt. 
Zudem soll kein Mensch wegen Pflegebedürftigkeit sozialhil­
feabhängig werden. 
Noch eine Bemerkung zur Fahne: Zu Artikel 25a Absätze 2 
und 3 gibt es, entgegen dem Vermerk auf der Fahne, keinen 
Minderheitsantrag. Der Minderheitsantrag zu Artikel 25a soll 
nicht die Absätze 2 und 3 von Artikel 25a der Mehrheitsfas­
sung ersetzen, sondern steht Absatz 5 gegenüber. Ich bitte 
die Präsidentin, dies bei der Abstimmung zu berücksichti­
gen. 
Die Kommission hat diese Vorlage einstimmig verabschie­
det. Im Namen der Kommission bitte ich Sie daher, auf die 
Vorlage einzutreten und den Mehrheitsanträgen zu folgen. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE), pour la commission: Depuis 
l'entree en vigueur le 1er janvier 1996 de la loi sur l'assu­
rance-maladle, Ja celebre LAMal, l'assurance obligatoire des 
soins doit rembourser les frais de soins au meme titre que 
les autres prestations du catalogue, comme cela avait du 
raste ete promis au cours de la campagne referendaire; 
d'ailleurs, cela a certainement joue un röle dans l'accepta­
tion du projet par le peuple. 
Malheureusement, cette belle promesse a rapidement ete 
dementie, puisqu'en 1998 deja, en raison de l'evolution fi. 
nanciere du domaine des soins et du manque de transpa­
rence dans la comptabilite des institutions prestataires, les 
tarifs-cadres ont ete introduits, solution transitoire, qui per­
dure toujours pres de dix ans plus tard, puisque c'est tou­
jours selon ce systeme que les prestations de soins sont 
maintenant remboursees, alors meme que de grands efforts 
ont ete fournis pour pouvoir presenter des comptabilites 
standardisees. Cette solution est insatisfaisante, car eile ne 
permet pas de remplir les promesses faites, ni de respecter 
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la loi, puisque les assureurs-maladies prennent en charge 
entre 55 et 60 pour cent des coüts, Je reste etant a la charge 
de la personne necessitant des soins et eventuellement des 
pouvoirs publics, pour !es cantons qui en ont decide ainsL 
Pour que les choses soient claires, il convient de preciser 
que !es coüts dont nous parlons aujourd'hui pour les person­
nes sejournant en institution, sont uniquement les coüts des 
soins, les coüts d'hebergement, d'hötellerie et d'animation 
n'etant de toute fayon pas rembourses par l'assurance-mala­
die, mais payes par le"resident, eventuellement soutenu par 
des financements publics si besoin est. 
Ainsi, toute personne vivant en EMS se voit facturer une 
taxe journaliere d'hebergement, qui peut varier entre 
120 francs a 205 francs par jour, ce qui represente une fac­
ture de 3600 a 6000 francs par mois, auxquels s'ajoutent 
des coüts pour !es soins, dont seule une part - de !'ordre de 
55 a 60 pour cent - est remboursee par l'assurance obli­
gatoire des soins. Pour donner un ordre de grandeur, on 
peut dire qu'une personne dont le degre de dependance est 
eleve se voit facturer en moyenne 180 francs par jour, dont 
110 francs sont pris en charge par l'assurance-maladie de 
base. Restant 2100 francs par mois a la charge de la per­
sonne necessitant des soins, et qui s'ajoutent aux frais d'he­
bergement qu'elle paye. Ce sont la des sommes considera­
bles pour des personnes dont un grand nombre - a !'heure 
actuelle en tout cas - ne vit encore qu'avec une rente AVS 
completee eventuellement par une faible rente du deuxieme 
pilier et, fort heureusement, par des prestations complemen­
taires. 
Pour mettre fin a cette situation insatisfaisante, le Conseil fe­
deral a donc presente, en fevrier 2005, un projet de loi fede­
rale sur le nouveau regime de financement des soins que le 
Conseil des Etats a examine le 19 septembre 2006. L'un 
comme l'autre sont partis du principe que ce projet devait 
aboutir a une neutralite des coüts pour les assureurs afin de 
ne pas entrarner de hausse des primes pour les personnes 
assurees selon la LAMal. 
Apres une audition des representants des milieux concernes 
par cette question le 22 fevrier 2007, la Commission de la 
securite sociale et de la sante publique a debattu de cette 
question lors de ses seances des 25 et 26 avril, 31 mai et 
1 er juin derniers, et on peut dire qu'elle a finalement etabli 
des priorites quelque peu differentes de celles du Conseil 
des Etats. 
Si personne n'a conteste la necessite de legiferer dans ce 
domaine, une minorite de la commission a tout de meme 
propose de ne pas entrer en matiere, car le projet issu des 
deliberations du Conseil des Etats ne prenait pas en compte 
la situation des personnes concernees et consacrait un etat 
de fait qui n'est rien d'autre qu'une breche dans le principe 
de solidarite qui prevaut dans la LAMal. 
Bien que ces reproches aient ete exprimes par plusieurs 
membres de la commission, celle-ci a decide d'entrer en 
matiere par 16 voix contre 7 avec 2 abstentions, et ce dans 
le but explicite de mieux prendre en compte la situation des 
personnes directement concernees. Vu l'evolution du projet, 
les membres de la commission qui contestaient au depart 
l'entree en matiere n'ont pas maintenu leur opposition. 
Je vous recommande donc, au nom de la commission, d'en­
trer en matiere sur le projet et de l'adopter tel que la commis­
sion l'a amende a la suite de ses travaux. 
Dans les grandes lignes, le projet contient plusieurs ele­
ments nouveaux qui concourent tous a une meilleure prise 
en consideration des personnes necessitant des soins. 
1. Dans le cadre de la loi federale sur l'assurance-vieilfesse 
et survivants, a l'article 43bis alinea 2, ra commission pro- · 
pose de supprimer le delai de carence d'un an, avant qu'une 
personne puisse toucher une rente pour impotent si l'impo­
tence, grave ou moyenne, est vraisemblablement de longue 
duree. II n'y a en effet aucune raison de faire attendre un an 
une personne, par exemple, victime d'un accident vasculaire 
cerebral et qui doit, de ce fait, entrer en EMS. Le coOt de 
cette mesure a ete estime apres les travaux de la commis­
sion a 90 millions de francs. 
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La commission demande aussi qu'une meilleure coordina­
tion soit assuree entre les differentes assurances sociales, 
revendication qui etait deja formulee en 1992 lors des de­
bats parlementaires sur la LAMal. Cette question doit faire 
l'objet d'un rapport du Conseil federal, pour permettre au 
Conseil des Etats de prendre sa decision en toute connais­
sance de cause, un certain nombre d'elements devant etre 
eclaircis, notamment sur la situation dans l'AVS, mais aussi 
dans l'AI, sur les possibilites de coordination existantes et, le 
cas echeant, sur la maniere d'optimiser au mieux Ja volonte 
de coordination. N'ayant pas suffisamment d'elements en 
notre possession, nous vous prions de creer une divergence 
avec le Conseil des Etats pour nous donner la possibilite 
d'approfondir ces questions. 
2. Au sujet de la loi federale sur les prestations complemen­
taires a l'assurance-vieillesse, survivants et invalidite (LPC), 
vous me permettrez de faire une remarque pre!iminaire. Ne 
sachant en effet pas encore si le nouveau regime de finan­
cement des soins entrera en vigueur avant la nouvelle repar­
tition des taches ou si, au contraire, ce sera celle-ci qui en­
trera en vigueur avant celui-la, la commission a mene ses 
debats sur la LPC en vigueur, puis eile a inclus, dans une 
forme appropriee, ses decisions dans la loi federale du 6 oc­
tobre 2006 sur !es prestations complementaires a l'assu­
rance-vieillesse, survivants et invalidite, la fameuse loi dite 
LPC/RPT. Vous trouverez cela au chiffre lb. 
Dans la loi sur les prestations complementaires a l'assu­
rance-vieillesse, survivants et invalidite, nous avons suivi le 
Conseil federal, qui prevoit de supprimer a l'article 3a ali­
nea 3 la limite maximale de la prestation complementaire 
pour les personnes vivant en institution, limite qui peut em­
pecher, a !'heure actuelle, de prendre en compte l'ensemble 
des frais decoulant d'un tel sejour, entrarnant ainsi la per­
sonne concernee dans la pauvrete. La commission vous 
propose a l'article 3c alinea 1 lettre c d'augmenter de 
50 pour cent les limites de fortune exemptee pour ouvrir le 
droit aux prestations compfementaires. Nous avons pris 
cette decision pour eviter de penaliser les personnes qui ont 
reussi a faire quelques petites economies tout au long de 
leur vie et qui seraient, des lors, obligees de les depenser 
tres rapidement, ne gardant plus aucune latitude dans leur 
gestion. II convient de relever au passage que les montants 
actuels n'ont pas ete modifies au cours des vingt dernieres 
annees, ils n'ont meme pas ete adaptes a l'evolution du coüt 
de la vie. Les coüts supplementaires de cette mesure se­
raient de !'ordre de 66 millions de francs. 
De meme, la commission vous propose d'adopter un ali­
nea 1 bis qui augmente, dans des cas particuliers, la limite 
de la valeur de l'immeuble occupe dans le but d'eviter une 
incitation malvenue a vendre son logement et a aller en insti­
tution plus töt que l'etat de sante ne le requiert. 
Une autre modification a ete apportee a l'article 5 alinea 3, 
mais dans la mesure ou elle fait l'objet d'une proposition de 
minorite, nous en reparlerons tout a l'heure. 
3. La troisieme loi touchee par ce projet de loi, c'est bien evi­
demment la LAMal puisque nous trouvons des modifications 
aussi bien ä l'article 25 qu'a l'article 25a, que vous me per­
mettrez de detailler rapidement puisque ce dernier introduit 
pfusieurs elements importants. 
Ainsi, l'alinea 1 de l'article 25a prevoit que les soins fournis 
dans les structures ambulatoires de jour et/ou de nuit benefi­
cient de contributions de la LAMal, comme ceux qui sont dis­
penses sous forme ambulatoire ou en EMS. II convient de 
relever ici que de telles structures sont souvent tres utiles 
pour decharger les proches qui s'occupent d'une personne 
necessitant des soins et retarder, voire empl!cher complete­
ment, un placement en institution beaucoup plus coOteux a 
tout point de vue. 
Quant a l'alinea 1 bis, il prevoit la prise en charge par l'assu­
rance obligatoire des soins, pour une duree limitee, des 
soins aigus et de transition. Cette decision est a mettre en 
relation avec l'introduction prochaine des forfaits par cas en 
milieu hospitalier, les fameux Swiss DRG, dont on sait par 
l'experience faite dans d'autres pays qu'ils entrainent une di· 
minution voulue, mais parfois problematique, de la duree du 
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sejour a l'höpital. Des lors, la personne qui rentre chez eile 
ou se rend dans un etablissement de rehabilitation a Je plus 
souvent encore besoin de tels soins, et il serait tout a fait ina­
dequat qu'ils ne soient pas pleinement pris en charge par 
l'assurance obligatoire des soins. Le coOt de cette mesure a 
la charge de l'assurance-maladie a ete evalue par Sante­
suisse je vous livre donc les chiffres tels qu'ils sont - a 150 
a 300 millions de francs. Vous voyez la marge d'evaluationl 
Mais il est interessant de noter qu'une augmentation dans 
ce domaine-la devrait en revanche entrainer une reduction 
dans le domaine des soins de longue duree. 
Enfin, l'alinea 5 limite la part maximale de la participation de 
la personne concernee aux coüts des soins a 20 pour cent 
au maximum du montant de Ja contribution aux soins, ce qui 
correspond a une somme d'environ 7000 francs par annee. 
Cette limitation est sans doute !'element le plus important de 
l'ensemble des mesures qui permettent d'eviter a une per­
sonne necessitant des soins de dependre de l'assistance. 
Elle correspond a la demande exprimee par toutes les orga­
nisations, unanimes sur ce point, qui composent la «Com­
munaute d'interets Financement des soins». 
Une minorite Goll propose une solution plus favorable pour 
les menages prives, dont nous parJerons dans la dlscussion 
par article. 
Enfln, la commission a decide de bitter le chiffre la, «Dispo­
sitions transitoires», adopte par te Conseil des Etats. En ef­
fet, notre objectif prioritaire n'est pas de garantir la neutralite 
des coüts pour les assureurs-maladie dans la mise en 
oeuvre de ce projet, mais bei et bien de garantir des condi­
tions de vle dignes pour les personnes ägees et malades. 
L'evolution des coüts dans le domaine des soins a finale­
ment ete relativement proche de ceHe des coüts de l'assu­
rance obligatoire des soins entre 1998 et 2005. Certes, 
l'evolution demographique laisse presager une augmenta­
tion de ces coüts dans les annees a venir, sans pour autant 
que cela soit une fatalite ou une catastrophe. Pour la garder 
dans des proportions raisonnabJes, on doit parier sur des 
mesures de prevention, sur l'amelioration de l'etat de sante 
des personnes ägees et sur Je renforcement de l'aide et des 
soins a domicile, permettant de limiter les sejours beaucoup 
plus coüteux en institution. 
Actuellement, et c'est un ordre de grandeur stable ces der­
nieres annees, les coüts des soins representent environ 
10 pour cent des prestations de l'assurance obligatoire des 
soins. 1 O pour cent des personnes de plus de 65 ans neces­
sitent des soins, mais c'est surtout des 80 ans que le besoin 
augmente, 33 pour cent des personnes de 84 ans et plus 
etant dependantes. Ces soins peuvent etre dispenses a do­
micile ou en EMS. 
En Suisse, a !'heure actuelle, 100 000 personnes souffrent 
de Ja maladie d'Alzheimer, dont 60 000 vivent a domicile; 
80 000 personnes vivent quant a elles en EMS. Ces person­
nes, qui ont travaille toute leur vie, ont le droit de finir leurs 
jours dans la dignite, en ayant la possibilite de payer leurs 
frais courants parce que les coüts engendres par la degra­
dation de leur etat de sante sont pris en charge, dans une 
!arge rnesure comme il se doit, par l'assurance-maladie de 
base. 
C'est forte de cette conviction que la commission, qui a pris 
sa decision ä l'unanimite, vous propose d'accepter ce projet 
deloi. 

Hassler Hansjörg (V, GR): Bei der Pflegefinanzierung besteht 
Handlungsbedarf. Wir haben ja jetzt einige Zeit mit dringli­
chen Bundesbeschlüssen und dem Einfrieren der Pflegeta­
rife gearbeitet. Diese Zeit ist nun vorbei. Wir müssen neue, 
nachhaltige Lösungen für die Pflegefinanzierung finden. 
Aber die Voraussetzungen, in diesem Bereich neue Lösun­
gen zu finden, sind nicht sehr günstig. Es fehlt noch weitge­
hend die Kostentransparenz im Pflegebereich. Auch ist die 
Kostenaufteilung in den verschiedenen Kantonen sehr un­
terschiedlich. 
Bundesrat und Ständerat schlagen vor, dass die Kostenbe· 
teiligung der Versicherer auch betragsmässig etwa im glei­
chen Umfang erfolgen soll wie bisher. Das hat bei steigen-

den Pflegekosten, wie sie absehbar sind, klar zur Folge, 
dass die pflegebedürftigen Personen mehr zur Kasse gebe­
ten werden. Irgendjemand muss diese Kostensteigerung 
dann ja auch bezahlen. 
Ich habe den Eindruck, dass im Gesundheitswesen die Pfle­
gefinanzierung bisher ganz allgemein etwas stiefmütterlich 
behandelt wurde. Der jetzige Zustand befriedigt nicht, weil 
die Pflegebedürftigen auch sehr stark zur Kasse gebeten 
werden. Das ständerätliche Modell kann uns als Grundlage 
dienen. Aber es sind klare Verbesserungen zugunsten der 
pflegebedürftigen Personen vorzunehmen. 
Die vorberatende Kommission schlägt in einigen Bereichen 
Lösungen vor, die gegenüber den Ständeratsbeschlüssen 
patientenfreundlicher sind. Der Grundsatz des ständerätli­
chen Modells hingegen, dass die Krankenversicherer einen 
Beitrag an die Pflegeleistungen unabhängig davon entrich­
ten sollen, ob sie stationär oder ambulant erfolgen, scheint 
uns richtig zu sein. 
Verbesserungen gegenüber den Beschlüssen des Ständera­
tes sind vor allem bei den Vermögensfreigrenzen für den Be­
zug von Ergänzungsleistungen anzubringen. Sie sind heute 
sehr tief und wurden in den letzten zwanzig Jahren nicht ein­
mal mehr an die Teuerung angepasst. Unbefriedigend ist 
auch die Situation bei selbstbewohnten Liegenschaften oder 
wenn ein Ehepartner zu Hause lebt, währenddem der an­
dere bereits im Heim wohnt. Einerseits findet ein Vermö­
gensverzehr statt, andererseits sollte die Wohnmöglichkeit 
für die eine Person noch gewährleistet sein. Stossend ist 
auch, dass Personen, die sich etwas angespart haben und 
auf das Alter hin über ein gewisses Vermögen verfügen, in­
nert kurzer Zeit ihr Erspartes hergeben müssen. Leute in 
mittelständischen Verhältnissen können verarmen, wenn sie 
in ein Pflegeheim ziehen müssen. In diesem Bereich müs­
sen wir klare Korrekturen anbringen. 
Ein weiteres Problem ist die Finanzierung von Tages- und 
Nachtstrukturen. In vielen Fällen werden beispielsweise 
Demenzpatienten noch zu Hause von den Angehörigen ge­
pflegt. Diese Pflege ist zwar sehr kostensparend, aber auch 
sehr intensiv und kräfteraubend. Die Patienten müssen da­
her die Möglichkeit haben, vorübergehend Tages- oder 
Nachtstrukturen aufzusuchen, um die pflegenden Personen 
zu entlasten. Diese Tages- und Nachtstrukturen müssen 
über die Krankenversicherung bezahlt werden. Dies führt 
nicht zu Kostensteigerungen - im Gegenteil: Wenn die Leute 
diese Möglichkeit nicht haben, müssen sie früher in ein Heim 
übersiedeln, dann entstehen die hohen Kosten. 
Handlungsbedarf besteht auch bei der Übergangspflege. Mit 
der Einführung von Fallpauschalen in den Spitälern werden 
die Spitalaufenthalte für die Patienten immer kürzer. Nach 
der möglichst raschen Entlassung aus dem Spital sind viele 
Patienten noch pflegebedürftig. Die krankheitsbedingte Pfle­
ge nach dem Spitalaufenthalt muss von den Krankenversi­
cherern übernommen werden, unabhängig davon, wo diese 
Übergangspflege stattfindet, ob es eine Rehabilitationsklinik 
ist, ob die Übergangspflege durch Spitex oder in einem 
Heim erbracht wird. 
Dann stellt sich auch ganz generell die Frage, wer die 
Kosten tragen soll, die nicht von den Versicherern übernom­
men werden. Es ist nicht in Ordnung, dass der ganze Rest 
von rund 40 Prozent vollumfänglich den pflegebedürftigen 
Personen Oberbunden wird. Es scheint uns richtig zu sein, 
dass die Kantone auch einen Teil dieser Kosten tragen. Dies 
ist vor allem dann richtig, wenn die Pflegebedürftigen in ei­
ner hohen Pflegestufe eingeteilt sind, wenn auch hohe 
Kosten verursacht werden. Die finanziellen Konsequenzen 
der von der Kommission vorgeschlagenen Korrekturen sind 
durchaus vertretbar: Nach den Berechnungen des Bundes­
amtes für Gesundheit betragen die Mehrkosten für die Kran­
kenversicherer rund 130 Millionen Franken, für die Kantone 
268 Millionen Franken, und für den Bund ergäbe sich sogar 
eine Entlastung von rund 60 Millionen Franken. 
Die SVP-Fraktion bittet Sie, auf die Vorlage einzutreten und 
die Anträge der Kommission anzunehmen. 
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Ruey Claude (RL, VD): Le projet de loi qui nous est soumis 
est en realite la consequence d'un marche de dupes qui est 
lie aux evaluations mal faites a l'epoque oll on a adopte la 
LAMal. Cette situation, d'ailleurs, est une menace pour les 
cfasses moyennes de ce pays. Je m'explique: lorsque la LA­
Mal a ete adoptee, il avait ete convenu que les cantons pren­
draient plus fortement a leur charge les frais d'hospitalisa­
tion - jusqu'a Ja moitie de la journee d'hospitalisation au mi­
nimum et qu'en contrepartie les assureurs-maladie pren­
draient a leur charge !es soins en EMS. C'est ainsi que 
l'equilibre avait ete trouve. 
Or, lorsque l'on a conclu ce marche et trouve cet equillbre, 
on a largement sous-estime les couts lies aux soins en EMS 
et aux soins a domicile, et cela pour des montants extreme­
ment importants. Cela fait qu'aujourd'hui, avec un pheno­
mime, d'ailleurs, d'augmentation de la demande liee a lade­
mographie, on constate que les assureurs sont trop charges 
financierement et qu'ils ne veulent plus assumer ce qui avait 
ete prevu par la LAMal dans la mesure Oll on leur reproche 
evidemment que !es primes augmentent. C'est un peu la 
quadrature du cercle. 
Alors, nous devons trouver une solution parce que le risque 
est que ceux qui devaient etre assures ne le soient plus, et 
aussi que /es montants des primes d'assurance-maladie ex­
plosent. Dans ce cadre, nous devons taut faire pour eviter 
que les classes moyennes soient victimes du systeme. Dans 
la mesure Oll ce qui devait etre paye et qui, de banne foi, de­
vait etre pris en charge pour un assure ne le sera plus de la 
meme maniere, on risque de se retrouver dans la situation 
oll les personnes qui sont au benefice des aides sociales 
fournies par les cantons sont celles qui auront taut depense 
jusqu'au moment d'entrer dans le troisieme äge; elles seront 
alors entierement prises en charge soit par la LAMal, soit 
par les cantons, soit par les deux en meme temps. En revan­
che, les personnes qui ont ete prevoyantes et qui auront mis 
de l'argent de cöte pour leurs vieux jours, qui auront un petit 
appartement, une petite maison ou autre, risquent de se re­
trouver surchargees de depenses, ce qui n'est socialement 
pas souhaitable pour l'equilibre de la population de ce pays. 
C'est la raison pour laquelle nous avons recherche en com­
mission des equilibres a ce sujet, une sorte de garantie con­
tre le hold-up sur les classes moyennes et les classes 
moyennes inferieures en particulier, car nous voulons eviter 
d'instaurer un «impöt sur leur succession de leur vivant». 
Je crois que la loi, teile qu'elle a ete adoptee en commission, 
tient compte des inquietudes et repond a ces attentes. Des 
lors, nous pouvons entrer en matiere et soutenir les amen­
dements apportes par Ja commission a la version du Conseil 
des Etats, qui ne comportait pas tous les garde-fous dont je 
viens de vous parler. 
Monsieur Guisan va d'ailleurs vous dire pour quelles raisons 
le groupe radical-liberal entre en matiere sur cet objet. 

Guisan Yves (RL, VD): Les couts d'hebergement en EMS et 
de soins a domicile ont augmente d'un bon tiers depuis l'en­
tree en vigueur de la LAMal en 1996. Les cantons utilisent 
des systemes de classification de la lourdeur des cas diffe­
rents selon les regions linguistiques: PLAISIR en Suisse ro­
mande et BESA, manifestement plus simple, en Suisse a/e· 
manique, avec diverses variantes d'application. Enfin, une 
tarification des soins ä l'acte, introduite par la LAMal en 
1996, a conduit ä une inflation de prestations et constitue 
une cause non negligeable de J'augmentation spectaculaire 
des coOts. 
La solution forfaitaire preconisee par le Conseil federal et 
modifiee par le Conseil des Etats pourrait avoir un effet de 
rationnement indirect inopportun. Un tel modele rigide peut 
ouvrir la porte ä de nombreux derapages avec, ä la fimite, le 
risque de reduire Ja prise en charge des personnes ägees ä 
un minimum du minimum indigne. 
II parait des lors normal qu'en dehors du traitement medical 
proprement dit, les soins aigus et de transitlon soient pris en 
charge par l'assurance-maladie obligatoire. Cela donne ma· 
nifestement plus de flexibilite. Les mesures de rationalisation 
necessalres decouleront par contre des criteres de qualite et 
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d'economicite du traitement en vertu de l'article 25a alinea 3 
qui reste a definir. 
Nous avons ete satisfaits de constater que les normes mini­
males donnant droit aux prestations complementaires 
avaient ete assouplies. Cela temoigne d'une prise en 
campte du patrimoine que, bien souvent, des personnes a 
revenu modeste sont parvenues a constituer pour se mettre 
a l'abri de difficultes au cours de leurs vieux Jours. II en va en 
particulier du logement, dont la valeur deductible a ete por­
tee a 300 000 francs lorsque l'un des conjoints doit le quitter 
pour etre heberge en EMS. 
Enfin, fa !Imitation des participations a 20 pour cent au maxi­
mum du montan! de la contribution aux soins qui ne sont par 
ailleurs pas pris en charge par les assurances sociales 
donne un peu d'oxygene a une classe moyenne dont les 
avoirs ont ete parfois quasiment pilles a la suite du sejour 
prolonge d'un a'ieul dans un etablissement. Encore faut-il 
clarifier quelle est la part effective de la contribution des as­
surances pour pouvoir determiner la portee veritable de 
cette mesure. 
Si la solution qui nous est proposee a le merite de la trans­
parence et de l'equite, le groupe radical-liberal n'est toutefois 
pas indifferent a son cout. Cela represente certes un allege­
ment de quelque 60 miflions de francs pour la Confedera­
tion, mais un supplement de !'ordre de 268 millions de francs 
pour les cantons et de 130 millions pour l'assurance-mala­
die. 
Selon les previsions a dix ou vingt ans, les augmentations 
seront impressionnantes, de l'ordre du double ou du triple. II 
y aura donc lieu ineluctablement de se pencher dans un ave­
nir plus proche que l'on ne l'imagine sur un financement de 
la prise en charge des personnes ägees qui mette davan­
tage l'accent sur la responsabilite individuelle, sans pour 
autant negliger la solidarite. 
Moyennant ces reserves, le groupe radical-liberal entrera en 
matiere et soutiendra en regle generale la majorite. 

Triponez Pierre (RL, BE): Sie haben es gehört: Die SGK hat 
dieser Neuordnung der Pflegefinanzierung in der Gesamtab­
stimmung mit 23 zu O Stimmen, also einstimmig, zuge­
stimmt. Auch die FDP-Fraktion empfiehlt Ihnen Eintreten auf 
die Vorlage. 
Nach den ausführlichen Präsentationen der Kommissions­
mitglieder und meiner Vorredner nur ganz kurz folgende Be­
merkungen: Diese Neuordnung der Pflegefinanzierung be­
rührt drei Vorlagen bzw. drei Erlasse. In der Alters- und Hin­
terlassenenversicherung zunächst einmal gibt es eine Ände­
rung, nämlich in der Definition des Anspruchs auf Hilflosen­
entschädigung. Hier haben wir - es ist von der Kommissi­
onssprecherin französischer Sprache schon erwähnt wor­
den - eine Neuerung eingeführt: Es ist nicht mehr eine War­
tezeit entscheidend, die Hilflosigkeit muss also nicht mehr 
während mindestens eines Jahres bestanden haben, son­
dern, und das ist ein Blick nach vorne, der Anspruch auf Hilf­
losenentschädigung entsteht, wenn die Hilflosigkeit «voraus­
sichtlich von Dauer sein wird». Die Kommission war hier 
einstimmig. Es gibt keine Minderheiten. 
Im Ergänzungsleistungsgesetz haben wir verschiedene Frei­
grenzen erhöht. Sie werden davon im Detail noch hören. 
Im dritten Beschluss schliesslich, beim KVG, haben wir in 
Artikel 25a die Pflegeleistungen neu definiert. Auch hier gibt 
es keine Minderheiten. Hingegen werden wir bei den Eigen· 
leistungen der Versicherten eine Mehrheit und eine Minder­
heit haben. Hier wird die FDP-Fraktion bei Artikel 5 die von 
der Mehrheit vorgeschlagenen «höchstens 20 Prozent des 
höchsten vom Bundesrat festgesetzten Pflegebeitrages» un­
terstützen. 
Ich bitte Sie also, auf die Vortage einzutreten. 

Fasel Hugo (G, FR): Das Krankenversicherungsgesetz sieht 
vor, dass die Pflegeleistungen, ob sie nun in Heimen oder 
ambulant erbracht werden, von den Krankenversicherern 
übernommen werden müssen. Für unsere Fraktion ist die· 
ses Ziel immer noch gültig, weil es die Solidarität ins Zen· 
trum stellt, Spitalbehandlung und Pflege gleichstellt und weil 
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«ambulant» und «stationär» als gleichwertig angesehen 
werden. Doch diese Bestimmung wurde bis heute nicht um­
gesetzt. Kaum war das Krankenversicherungsgesetz einge­
führt, wurde vielmehr begonnen, über die horrenden, stei­
genden Pflegekosten zu jammern, obwohl - nüchtern be­
trachtet - die Pflege, gemessen am Gesamtsystem, nur ei­
nen kleinen Teil ausmacht. 
Werfen wir deshalb zu Beginn einen Blick auf die wesentli­
chen Zahlen, weil wir ja hier bei der anschliessenden Bera­
tung der einzelnen Artikel entscheiden werden, wie wir diese 
Kosten verteilen werden, weil es um die Finanzierung geht. 
Die Tageskosten für den Aufenthalt im Pflegeheim betragen 
heute. basierend auf Zahlen aus dem Jahr 2005, durch­
schnittlich 234 Franken. Das führt zu jährlich rund 6,9 Milliar­
den Franken. Davon machen die Pflegekosten 2,7 Milliarden 
aus, das gibt durchschnittliche Pflegekosten von 92 Franken 
pro Tag. 
Warum gebe ich diese Zahlen ganz am Anfang bekannt? 
Weil ich weiss: Wenn wir später über die Verteilung dieser 
Kosten reden werden, kommen ganz unterschiedliche Re­
sultate heraus. Es war eine der Schwierigkeiten bei der Be­
ratung dieser Vorlage, dass schon in der Kommission wäh­
rend den Hearings völlig verschiedene Zahlen gesetzt wur­
den, wenn es um die Belastung der einzelnen Kostenträger 
ging. Einmal behauptete man, es handle sich um eine Milli­
arde, dann wieder hiess es, es handle sich um eine halbe 
Milliarde Franken. Es ist bedauerlich, dass man heute in der 
Schweiz die genaue Zahl der Hühner und Hühnerställe 
kennt, aber dort, wo es um die Verteilung wesentlicher 
Kosten in Milliardenhöhe geht, auf unbefriedigende Schät­
zungen angewiesen ist und, vereinfacht gesagt, jeder und je­
de ein bisschen behaupten kann, was er oder sie gerade 
will. 
Die Vorlage, die wir hier beraten, ist für die betroffenen Men­
schen eine wichtige, eine emotionale Vorlage, denn es geht 
hier darum, dass wir bei jenen Menschen, die in der letzten 
Lebensetappe sind, bestimmen, wie sie mit den Pflege­
kosten zurande kommen. Wer mit Pflegeheimen zu tun hat, 
wird bei den Betroffenen vor allem eines feststellen: Viele 
Menschen haben Angst, in den letzten paar Jahren vor dem 
Sterben noch zu verarmen. Das ist eine der grössten Sor­
gen, die ältere Menschen haben. Wir müssen uns, wenn wir 
hier die Kosten verteilen, auch bewusst sein - ich habe es 
bei den Vorberatungen in der Kommission und anderswo, 
vor allem bei den Zuschriften, immer wieder festgestellt-, 
dass die Angst besteht, es würden falsche lncentives, fal­
sche Anreize, gesetzt. 
Im Bereich der letzten Lebensjahre sind die Anreize klar ge­
setzt; da können wir ökonomisch gesehen machen, was wir 
wollen, wir können es nur marginal beeinflussen. Wir wissen 
nämlich, dass die älteren und ältesten Menschen in ihrem 
letzten Lebensabschnitt wenn immer möglich zu Hause blei­
ben und zu Hause sterben möchten. Das heisst, sie gehen 
nicht einfach freiwillig und noch so gern in ein Pflegeheim 
oder in die Akutabteilung eines Spitals. Sie möchten, wenn 
sie können, zu Hause bleiben und dort ihre letzten Lebens­
tage verbringen. Das ist zugleich die kostengünstigste Vari­
ante. Also müssen wir alles tun, damit die Betroffenen das 
tun können, was sie wirklich wollen. Wir müssen entspre­
chende Pflegebegleitung bereitstellen, das heisst, wir müs­
sen uns in diesem Gesetz für die richtigen Anreize in Bezug 
auf die Kostenübernahme zugunsten der Spitex engagieren. 
Die grüne Fraktion ist deshalb für Eintreten auf die Vorlage. 
Folgende Punkte sind für uns bei dieser Revision zentral: 
1. Pflegebedürftige Personen haben ein Recht auf die ihnen 
entsprechende Pflege, sei es zu Hause, ambulant oder sta· 
tionär in einem Heim. Wir begrüssen es, dass die Kranken­
versicherer die volle Finanzierung der Akut- und Übergangs­
pflege während einer gewissen Zeit übernehmen müssen. 
Diese Sicherung der Pflegefinanzierung ist auch dringend 
nötig, weil wir auf der anderen Seite, bei der Spitalfinanzie­
rung, die Fallpauschalen beschlossen haben. Denn die Pa­
tientinnen und Patienten dürfen nicht wie heisse Kartoffeln 
möglichst schnell weitergereicht werden. Gesamtwirtschaft­
lich nützt es nichts, wenn die Aufenthaltsdauer in den Akuts-

pitälern gesenkt wird und dann die Behandlung umso länger 
einfach in Rehas oder von der Spitex weitergeführt werden 
muss. 
2. Wir wollen die verschiedenen Pflegeformen gleich behan­
delt haben. Die Zahlen zeigen klar, dass die Kosten der 
Langzeitpflege dank einer gutausgebauten Spitex gesenkt 
werden können. Doch um die Pflege zu Hause für alle Be­
troffenen gut auszugestalten, braucht es auch Einrichtungen 
mit ambulanten Tages- und Nachtstrukturen eine wesentli­
che Verbesserung, die wir unbedingt vornehmen müssen. 
3. Wir begrüssen auch den Grundsatz, dass keine Person 
wegen eines Aufenthalts in einem Pflegeheim sozialhilfeab­
hängig werden soll. Dieser Grundsatz hat für uns auch mit 
Respekt gegenüber der betreuungsbedürftigen Person und 
mit Menschlichkeit zu tun. Es wäre ein Armutszeugnis, wenn 
in der Schweiz stark pflegebedürftige Personen in die Armut 
gedrängt würden. Wir unterstützen deshalb auch die Erhö­
hung der Freigrenze für das selbstbewohnte Wohneigentum, 
weil die betroffenen Personen so möglichst lang das tun 
können, was sie wollen, nämlich in ihrem Haus oder in ihrer 
eigenen Wohnung bleiben. 
Aus diesen Gründen stimmt die grüne Fraktion für Eintreten. 

Goll Christine (S, ZH): Wir haben heute in der Praxis einen 
illegalen Zustand im Bereich der Pflege, und der Bundesrat 
schaut einfach zu. Das Gesetz schreibt nämlich vor, dass die 
Pflege, egal ob sie in einem Spital, in einem Pflegeheim oder 
mit der Unterstützung von Spitex in den eigenen vier Wän­
den geleistet wird, als KVG-Leistung bezahlt werden muss. 
Heute bezahlen die Versicherten jedoch einen beträchtli­
chen Teil selber, im Schnitt fast die Hälfte der Pflegekosten, 
und die kantonalen Unterschiede sind riesengross. Das führt 
heute in der Praxis zu sozialen Härtefällen. Es geht hier bei 
unserer Diskussion wohlverstanden um die ärztlich verord­
neten Pflegekosten. Eine medizinische Intervention kann nie 
erfolgreich sein, wenn die damit zusammenhängende Pflege 
nicht auch gewährleistet ist. Das Pflegepersonal leistet eine 
wertvolle Arbeit und oft auch einen schwierigen Einsatz. Je­
der Abbau bei der Pflege wirkt sich deshalb nicht nur für die 
Patienten und Patientinnen negativ aus, sondern erhöht im­
mer auch den Druck auf das Pflegepersonal. Transparenz 
bei den Pflegekosten herzustellen ist möglich. Aus Transpa­
renzgründen wurde ja im Jahre 2003 auch die Verordnung 
über die Kostenermittlung und die Leistungserfassung durch 
Spitäler und Pflegeheime in der Krankenversicherung in 
Kraft gesetzt. Die Daten liegen längst vor. Der Bundesrat 
hält es aber offenbar nicht für notwendig, den unwahren Be­
hauptungen der Krankenkassenlobby und den wilden Spe­
kulationen bezüglich der Kosten entgegenzutreten. Von ei­
ner Kostenexplosion im Bereich der Pflege kann nämlich 
keine Rede sein. In den Kommissionsberatungen hat sich 
der Bundesrat jedoch konstant geweigert, die Zahlen auf 
den Tisch zu legen; er hat sich geweigert, Berichte mit einer 
Übersicht über die Pflegekosten auf den Tisch zu legen; er 
hat sich geweigert, die Fakten und Daten zu einem relevan­
ten Bereich der Gesundheitsversorgung zu liefern. Damit hat 
er sich auch geweigert, die Grundlagen vorzulegen, welche 
für eine seriöse Gesetzesberatung notwendig sind. 
Um Transparenz herzustellen, hat die SP selber eine Studie 
in Auftrag gegeben. Ich habe Ihnen, Herr Bundesrat Cou­
chepin, ein Exemplar mitgebracht, weil wir die Studie am 
letzten Dienstag auch der Öffentlichkeit vorgestellt haben. 
Diese Studie untersucht die Entwicklung im Bereich der 
Pflege zwischen 1998 und 2005. Ich nenne Ihnen kurz die 
beiden wichtigsten Ergebnisse dieser Studie. 
Das erste wichtige Ergebnis: Die Pflegekosten sind zwi­
schen 1998 und 2005 nicht überdurchschnittlich gewachsen 
und bewegen sich durchaus im Rahmen des gesamten 
Kostenwachstums im Gesundheitswesen. Ein Beispiel: Im 
Bereich der Spitex erfolgte in diesen Jahren, also 1998 bis 
2005, ein Ausgabenanstieg von insgesamt 164 Millionen 
Franken. Zum Vergleich: In nur einem Jahr erfolgte praktisch 
die gleiche Kostenzunahme bei den Ausgaben für die Medi· 
kamente, zwischen 2004 und 2005 betrug der Anstieg kon­
kret 144 Millionen Franken. 
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Das zweite wichtige Ergebnis: Würde das KVG in die Praxis 
umgesetzt. wäre die Deckungslücke für die gesamte Uber­
nahme der ärztlich verordneten Pflegekosten durch die 
Krankenversicherung und die öffentliche Hand nicht so im­
mens, wie immer wieder behauptet wird. Santesuisse pole­
misiert beispielsweise mit einer Zahl von weit über 1 Milliar­
de Franken, ohne jedoch nachvollziehbare Berechnungen 
auf den Tisch zu legen. Heute wird die Deckungslücke zu ei­
nem Drittel vom Bund, einem Drittel von den Kantonen und 
den Gemeinden und einem Drittel von den privaten Haushal­
ten getragen. Würde das Gesetz heute in der Praxis ange­
wendet, würde die Deckungslücke gemäss unserer Studie 
lediglich 350 bis 420 Millionen Franken betragen. 
Unser Fazit: Wegweisend für jede Neuregelung muss das 
Krankenversicherungsgesetz sein, wonach die Pflege­
leistungen vollständig von der Grundversicherung zu über­
nehmen sind. 
Das Modell, das der Bundesrat in seiner Botschaft vom Fe­
bruar 2005 vorgeschlagen hat, ist mittlerweile vom Tisch. 
Der Ständerat hat in der Flimser Herbstsession eine eigene 
Vorlage verabschiedet, die auch die Grundlage für die Bera­
tung in unserer SGK war. Es muss jedoch angefügt werden, 
dass die Ständeratslösung sozial absolut unverträglich und 
geradezu eine Provokation ist. In unserer SGK haben wir zu 
Beginn der Arbeiten eine ungewöhnliche, aber einstimmige, 
einmütige Allianz angehört. Es war die IG Pflegefinanzie­
rung, ein Zusammenschluss sämtlicher Leistungserbringer, 
wie beispielsweise die Leistungserbringer im Bereich der 
Heime, Curaviva, und die im Bereich der Spitäler, H+. Weiter 
dabei sind der Spitexverband, der Berufsverband des Pfle­
gepersonals, SBK, aber auch die Fachorganisationen von 
Chronischkranken und Behinderten sowie diverse Rentne­
rinnen- und Rentnerverbände. Diese IG Pflegefinanzierung 
hat unmissverständlich klargemacht, dass die Abbauvorlage 
des Ständerates nicht akzeptiert werden kann und notfalls 
die Stimmberechtigten an der Urne zu entscheiden hätten. 
Das Pflegerisiko ist für jede und jeden gegeben. Für die SP­
Fraktion ist deshalb klar, dass die Pflegekosten nicht zur Ar­
mutsfalle werden dürfen, sondern solidarisch getragen wer­
den müssen. 
Die Mehrheit der SGK hat eine Vorlage verabschiedet, die 
Verbesserungen enthält. Dazu gehört die Anpassung der 
Vermögensfreigrenzen im Rahmen des ELG, insbesondere 
für selbstbewohntes Wohneigentum. Dazu gehört auch der 
Einbezug der Akut- und Übergangspflege durch Spitex und 
Heime, und dazu gehört auch die Vermeidung von Sozialhil· 
feabhängigkeit für pflegebedürftige Heimbewohnerinnen und 
Heimbewohner. Die zentrale Frage betrifft jedoch die Be­
grenzung der Kosten, welche bei der Pflege auf die privaten 
Haushalte überwälzt werden sollen. Diese Kostenbegren­
zung befürwortet unsere SGK im Gegensatz zum Ständerat. 
Das ist gut so. Allerdings sind die Belastungen für die Pati· 
enten und Patientinnen immer noch zu hoch, weshalb wir 
dann in der Detailberatung auch ein sozialeres und einfa­
cher umsetzbares Modell vorschlagen werden. 
In diesem Sinne wird die SP-Fraktion auf die Vorlage eintre­
ten. 

Meyer Therese (C, FR): Le groupe democrate-chretien es­
time indispensable d'instituer un nouveau regime de finance­
ment des soins. II entre en matiere sur ce projet et soutien­
dra la majorite a tous les articles. 
Avec la loi federale sur l'assurance-maladie (LAMal) qui est 
entree en vigueur en 1996, Je domaine des soins a ete con­
siderablement etendu. Alors que sous l'ancien droit las con­
tributions aux frais de soins etaient souvent minimes, l'assu­
rance obligatoire des soins rembourse des lors les presta­
tions de soins fournies en ambulatoire, a domicile, en milieu 
hospitalier ou semi-hospitalier ou dans un etablissement 
medicosocial (EMS). Le cercle des fournisseurs de presta· 
tions a du meme coup ete elargi: si l'ancien droit ne recon­
naissait a ce titre que las infirmieres et las infirmiers travail­
lant a leur propre compte, le nouveau droit reconnait egale· 
ment comme fournisseurs de prestations les EMS et las or­
ganisations d'aide et de soins a domicile. 
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Le montant estime avant la promulgation de la LAMal du 
surcoüt dü a l'extension des prestations a ete depasse pour 
la premiere fois en 1999 et la tendance reste a la hausse, 
meme si l'on peut constater un ralentissement de la hausse 
et un rapprochement avec l'evolution moyenne des coüts 
dans rassurance obligatoire des soins. Cependant, l'evolu­
tion de la demographie, de la medecine et de la societe 
laisse a penser qu'un besoin croissant de prestations de 
soins sera !a. 
Afin de mieux contröler l'evolution financiere du domaine 
des soins, des tarifs-cadres ont ete introduits en 1998 au ni­
veau de l'ordonnance. lls ont ete conc;us comme une me­
sure limitee dans le temps; ils ne peuvent representer une 
solution viabfe a moyen ou a long terme. C'est pourquoi ils 
doivent etre imperativement remp!aces par un nouveau re­
glme de financement des soins qui prenne egalement en 
compte les autres assurances sociales. 
Le nouveau regime de tinancement des soins doit poursui­
vre deux objectifs: d'une part, ameliorer la situation sociale 
difficile de certains groupes de personnes necessitant des 
soins et, d'autre part, eviter de trop charger financierement 
l'assurance-maladie qui, dans le systeme actuel, doit pren­
dre en charge un nombre croissant de prestations de soins 
Jiees aussi a la vieillesse. Si, dans la pratique quotidienne 
des soins, on n'est guere amene a faire la distinction entre 
ceux qui sont dus a la maladie et ceux qui sont lies a l'äge, il 
est indeniable que la vieillesse augmente nettement le ris­
que d'avoir besoin de soins. 
La commission, comme le Conseil des Etats, a rejete le pro­
jet initial du Conseil federal, lequel voulait faire une distinc­
tion entre les soins de base et las soins de traitement, ar­
guant qu'un tel systeme susciterait des incertitudes et des 
querelfes quant a la repartition de la prise en charge des 
prestations entre les caisses-maladie et les personnes con­
cernees. 
La commission a grandement ameliore la version du Conseil 
des Etats qui propose que le Conseil federal determine les 
prestations de soins et maintienne Jas contributions de l'as­
surance-maladie obligatoire a leur niveau actuel, tandis qu'il 
appartiendrait aux cantons de decider de la prise en charge 
des coüts residuels. Ce modele aurait exige du patient de 
contribuer assez largement a la couverture des soins. 
La commission a donc repris l'article 25 LAMal dans la ver­
sion du Conseil des Etats. Par contre, a l'article 25a alinea 1, 
alle introduit une participation de l'assurance obligatoire des 
soins pour les soins dispenses sous forme ambulatoire, 
dans un etablissement reconnu comprenant des structures 
de soins ambulatoires de jour et/ou de nuit. Cette mesure 
est indispensable pour soutenir l'effort des familles qui gar­
dent des personnes qui ont besoin de soins a domicile et 
souvent a moindre coüt. 
La commission introduit une couverture des soins aigus et 
de transition dont le Conseil federal va determiner la duree 
de prise en charge. Sur ce point, il serait utile de connalfre 
de la part du Conseil federal l'evaluation des durees de prise 
en charge pour ces deux categories de soins. On nous a an· 
nonce un surcout de 130 millions de francs sans connaitre 
tous les details de cette prise en charge. 
La majorite de la commission demande une consultation des 
differents acteurs de ra sante et des personnes concernees 
avant de designer las soins et de fixer la procedure d'evarua­
tion des soins requis. Elle demande l'adaptation de la contri­
bution des soins tous las deux ans, selon la pratique AVS. II 
serait utile aussi de savoir si re modele propose, que nous 
soutenons, est le plus adequat. 
La majorite de Ja commission limite la participation des per­
sonnes elles-mämes a 20 pour cent au maximum du mon­
tant de la contribution aux soins fixe par le Conseil federal, 
les couts supplementaires seraient pris en charge par le 
canton. Elle biffe aussi le chiffre la, «Dispositions transitoi­
res", qui est trop rigide et institue au chiffre lb la coordina­
tion avec Ja loi federale sur las prestations complementaires, 
modifiee par le recent projet de repartition des täches et de 
perequation financiere, la fameuse RPT. 
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Toutes ces mesures completant l'idee de base du Conseil 
des Etats sont necessaires pour rendre cette loi acceptable, 
sans charger trop les personnes qui ont besoin de soins. 
Nous sommes ici responsables d'organiser la couverture 
des soins medicaux prescrits. Pour memoire, les coOts des 
soins Spitex et en EMS ascendent a environ 10 pour cent de 
la facture globale des prestations prises en charge par l'as­
surance obligatoire des soins. De temps en temps, on en­
tend articuler des montants exorbitants, mais ce n'est pas le 
cas. La pension et l'accompagnement ne sont pas concer­
nes par ce projet II est donc juste d'assurer une couverture 
adequate de ces prestations, sans appauvrir ou mettre les 
personnes touchees et leur famille dans des Situations finan­
cieres difficiles. II est Juste aussi de favoriser le maintien a 
domicile, souvent moins onereux, tant qu'il est possible de le 
faire. 
Deux mesures de politique sociale sont prevues pour com­
pleter la couverture financiere des soins et eviter de mettre 
les personnes concernees dans une situation difficile: une 
allocation pour impotent est introduite pour l'AVS, pour les 
rentiers vivant a domicile et presentant une impotence le­
gere - cette allocation entrainera un coOt supplementaire de 
20 millions de francs -, et une adaptation de Ja loi sur Jes 
prestations complementaires doit aussi faciliter l'acces aux 
prestations complementaires pour les pensionnaires de 
home ou les personnes vivant a domicile qui ont besoin de 
soins, nous l'avons entendu, avec une valeur de l'immeuble 
que nous avons montee a 300 000 francs pour les couples 
dont l'un des conjoints vit dans un home ou un höpital, ou 
lorsqu'une personne re~oit une allocation pour impotent. 
La proposition de la majorite de la commission permet aussi 
aux cantons de limiter les frais a prendre en consideration 
en raison du sejour dans un home, mais cette limitation doit 
etre fixee de teile sorte que la personne n'ait pas besoin de 
recourir a l'aide sociale. Nous soutenons aussi ces mesures 
de politique sociale. 
Nous entrons donc en matiere et nous soutiendrons Ja majo­
rite a tous les articles, et nous vous invitons a en faire de 
meme. Ce projet fournit enfin une bonne solution au pro­
bleme du financement des soins en apportant la couverture 
promise par la LAMal et une prise en charge des coOts limi­
tee pour les patients qui ont besoin de ces soins. lls ne doi­
vent pas etre appauvris ou mis dans une situation financiere 
difficile a cause de ces soins. 

Huguenin Marianne(-, VD): Le financement des soins de 
longue duree a ete une des promesses importantes de la 
LAMal qui a contribue a son acceptation par le peuple. Cette 
promesse a ete trahie en 1998 deja par les tarifs-cadres in­
troduits par ordonnance et qui limitaient la couverture des 
soins de longue duree. Ce plafonnement - inchange depuis 
de longues annees - de la participation des caisses-maladie 
aux coOts de ces soins a parfois constitue un report de 
charge sur les cantons, mais surtout sur les beneficiaires 
des soins et leur famille. 
Dans le canton de Vaud, les beneficiaires de prestations 
complementaires survivent juste, avec quelque chose com­
me 240 trancs d'argent de poche mensuel. Les autres, qui 
ont le malheur d'etre Juste au-dessus du minimum PC, ont 
ete particulierement etrangles, surtout dans les cas ou un 
conjoint est en EMS et l'autre a domicile. Les forfaits d'he· 
bergement s'ajoutent a la part des soins non rembourses et 
on en arrive a proposer a un couple äge de divorcer pour 
que le conjoint en bonne sante puisse vivre decemment a 
domicile! Les couches moyennes payent de leur poche sur 
leur fortune ou leur maison leur participation aux soins et a 
l'hebergement. Voila ou nous ont amenes ces promesses 
non tenues. 
Divers milieux brandissent l'epouvantail du vieillissement de 
la population et le mettent en relation avec la hausse des de­
penses de sante, afors qu'il y a eu ralentissement de la 
hausse des coüts dans ce secteur. Ce discours culpabili­
sant, qui stigmatise les personnes ägees, est indigne d'un 
pays riche comme la Suisse. II provoque colere et ressenti· 
ment chez celles et ceux qui ont contribue a notre prospe-

rite. lls se sentent mis de cöte, de trop ou responsables de la 
hausse des cotisations de l'assurance-maladie. En outre, ce 
discours est faux. Des etudes demontrent que ce n'est pas 
tant le vieillissement de la population qui est en cause, mais 
d'autres lacteurs, tels que la professionnalisation des depen­
ses de sante, le recul du travail gratuit des femmes, les 
changements economiques, sociaux et culturels. 
II taut denoncer la confusion entre vieillissement et maladie 
que l'on voit meme dans le numero de !'excellente revue 
«Perspectives» consacre a cette revision: on amalgame äge 
et maladie, on ose dire qu'on ne fait pas la distinction, dans 
les soins des personnes ägees, entre ceux qui sont dus a 
l'äge et ceux qui sont dus a la maladie. Comme syndique vi­
sitant les nonaganaires dans ma commune, je rencontre les 
deux !iers d'entre eux vivant a domicile. Ceux qui sont pJa­
ces et ont besoin de soins medicaux et de base, besoin 
d'hebergement, le sont parce qu'ils sont malades, verite qu'il 
me semble bon de rappeler. Maladie et äge ne sont pas sy­
nonymes, et il faut rappeler aussi que l'etat de sante evolue 
au meme rythme, voire peut-etre plus rapidement que l'es­
perance de vie. L'esperance de vie sans incapacite s'eleve 
aussi rapidement que l'esperance de vie en general, ce qui 
veut dire que la proportion de personnes ägees en bonne 
sante augmente. Le vieillissement n'est donc pas une cause 
importante d'augmentation des coüts de la sante, tel est 
l'avis d'un demographe franvais reconnu. 
II y a donc une injustice fondamentale entre la favon dont 
sont consideres les soins dus a des maladies de longue du­
ree entrainant dependance et hebergement et les soins 
aigus techniques. II n'est pas juste, tout simplement, qu'une 
operation a coeur ouvert soit financee completement alors 
que la maladie d'Alzheimer, mais aussi d'autres maladies 
degeneratives, comme la sclerose en plaques, ruinent une 
famille et pesent sur le malade. 
Dans ce contexte, nous denon~ons toute tentative de desoli­
dariser les personnes agees du raste de la population, de 
creer des assurances speciales. Cette tendance a l'indivi­
dualisation des risques devient une constante de notre sys­
teme d'assurances sociales montrant bien la logique domi­
nante des assureurs et non celle de la politique qui doit viser 
a la solidarite. Cette logique fragilise, isofe, stigmatise ceux 
qui sont les plus atteints et les plus faibles, au Heu de mettre 
au premier plan la solidarite entre jeunes et vieux, entre bien 
portants et malades. On ne fait pas d'assurance speciale 
pour les nouveau-nes qui, eux aussi, coOtent eher. Et heu­
reusement qu'on n'en fait pasl 
Nous nous opposerons donc ici a toutes les propositions vi­
sant, comme le Conseil federal le prevoyait, a augmenter la 
charge financiere des menages. Nous soutiendrons la pro­
position de la majorite de la commission visant a limiter a 
20 pour cent au maximum des coOts non couverts par les 
caisses-maladie la part assumee par les menages ainsi que 
la proposition de la minorite Goll limitant la contribution 
maximale par mois a la franchise annuelle ordinaire. Nous 
soutiendrons egalement les relevements des plafonds des 
prestations compfementaires et, bien sOr, la prise en charge 
des soins a domicile. 
Si ces propositions ne sont pas adoptees, nous soutien­
drons le referendum annonce par la «Communaute d'inte­
rets - Financement des soins», regroupant associations de 
personnes ägees, malades et les institutions travaillant dans 
ce domaine. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Le 4 decembre 2003, 
votre commission a donne mandat au Conseil federal, par la 
motion 00.079, «Reforme du financement des soins», de 
soumettre un projet pour un nouveau regime de financement 
des soins. Le but principal de la reforme etait de limiter la 
charge totale de l'assurance-maladie et d'eviter que les 
coüts des soins dus a l'äge soient entierement supportes par 
l'assurance-maladie. 
Le 16 tevrier 2005, le Conseil federal a propose dans son 
message un financement des soins axe, le plus possibfe, sur 
le systeme de la LAMal. Ce projet a ete rejete par les ac· 
teurs concernes, par les cantons notamment, car le systeme 
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semblalt irrealisable en pratique. Aussi, nous n'avons pas 
poursulvi dans cette voie et nous avons cherche un systeme 
de compromis qui a trouve gräce au Conseil des Etats. Les 
principes de ce compromis ont servi de base pour la discus­
sion du projet au sein de la commission du Conseil des 
Etats. 
Le 19 septembre 2006, le Conseil des Etats a adopte, pour 
le financement des soins, un modele qui correspond ä l'ob­
jectlf vise par le Conseil federal, ä savoir stabiliser les coOts 
des soins dans l'assurance-maladie obligatoire. Le modele 
de financement adopte par fe Conseil des Etats prevolt que 
l'assurance obligatoire des soins fournisse une contribution 
aux soins dispenses sous forme ambulatoire ou en EMS. Le 
Conseil federal fixe le montant des contributions en francs 
selon les besoins en soins. On abandonne ainsi la difference 
prevue dans le modele du Conseil federal entre les soins de 
base et les soins de traitement. Les coOts residuels des 
soins qui ne sont pas pris en charge par l'assurance-maladie 
obligatoire ainsi que !es coüts d'hotellerie et d'encadrement 
en EMS sont factures aux beneficiaires des prestations et fi. 
nances par leurs propres moyens - rentes et allocation pour 
impotent comprises - ainsi que par les prestations sociales 
sous condition de ressources - prestations complementai­
res, aide sociale. 
Le Conseil des Etats a adopte les mesures de politique so­
ciale proposees par le Conseil federal dans son message du 
16 fevrier 2005. II s'agit d'une part de l'introduction d'une al­
location pour impotent dans l'AVS pour las rentiers vivant a 
domicile et presentant une impotence legere; d'autre part de 
la suppression du plafond annuel des prestations comple­
mentaires pour les personnes residant an EMS. 
La reforme proposee du financement des soins ne provoque 
pas de modification fondamentale du cöte des prestations, 
qui seront detinies par le Conseil federal, comme c'est dejä 
le cas maintenant. Elle lui laisse toute latitude de maintenir 
le systeme actuel de prise an charge echelonne par nlveaux 
de soins requis et par categories de prestations. 
A la difference du Conseil des Etats, votre commission ne 
s'est pas bornee a fixer la part des coüts des soins qua l'as­
surance obligatoire des soins devra financer a l'avenir. Elle a 
egalement voulu limiter, dans la LAMal, la charge supportee 
par las assures. Une personne assuree devrait ainsi payer 
de sa poche au maximum 20 pour cent du montant de la 
contribution maximale aux soins pris an charge par l'assu­
rance obligatoire des soins, le raste etant pris an charge per 
las cantons. En d'autres termes, la commission entend for­
cer las cantons, outre ca qui concerne las prestations com­
plementaires, ä participer de favon generale aux coüts des 
soins qui ne sont pas pris an charge par l'assurance obliga­
toire des soins. 
La Conseil des Etats a deliberement renonce a imposer aux 
cantons toute obligation directe et generale de prise an 
charge des coüts des soins. Ce choix rend des lors possible 
des solutions adaptees au contexte cantonal, ce qui a un 
sens dans la mesure ou les coüts des soins variant forte­
ment d'un canton a l'autre. II est important, a nos yeux, de 
respecter la repartition des täches entre la Confederation et 
las cantons. La Confedlflration ne devrait pas obliger las can­
tons ä participer de fayon generale aux coOts des soins, au 
risque d'empieter sur leur politique sociale. Les personnes 
qui ne disposent pas de ressources suffisantes peuvent, de 
toute maniere, recourir aux prestations complementaires ou, 
le cas echeant, a l'aide sociale pour financer ces couts. 
Avec la nouvelle repartition des täches, les cantons devront 
financer las prestations complementaires en lien avec le 
raste des couts des soins. Le systeme instaure par la APT 
ne devrait pas etre supplante par un nouveau regime de fi­
nancement des soins qui imposerait aux cantons des char­
ges financieres supplementaires, en las obligeant ä partici­
per de maniere generale aux couts des soins. 
Quant au röle de l'assurance obligatoire des soins, la com­
mission a opte, tout comme le Conseil des Etats, pour une 
contribution aux coüts des soins. II incomberait au Conseil 
federal d'en fixer le montant selon le besoin an soins. En 
outre, l'assurance devrait aussi prendre integralement en 
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charge, pour une periode limitee, las coüts des soins aigus 
et de transitlon. 
Nous pouvons concevoir qua les cas de soins aigus et de 
soins de transition ne sont pas toujours comparables avec 
las cas de soins de longue duree et qu'une solution differen­
ciee puisse etre souhaitee. II taut cependant bien voir que 
las solutions speciales ont toujours l'effet indesirable d'inciter 
a las exploiter a fond; il y a des effets pervers. Cette incita­
tion se manifesterait surtout dans le domaine des soins de 
longue duree, ou des prestations seraient prescrites le plus 
souvent possible au titre de soins de transition. De plus, de 
nouveaux fournlsseurs de prestations s'etabliront et limite­
ront leur offre a ca creneau lucratif. II an resulterait donc un 
surcroit de coüts, du non seulement au volume des presta­
tions, mals aussi a une extension de l'offre. Une tafle regle­
mentation ne permet pas la stabilisation des coOts dans l'as­
surance obligatoire des soins, mais generera encore des 
coüts supplementaires de 130 mi!lions de francs au mini­
mum. A cette somme s'ajoutent les effets de surcroit de l'of­
fre et de la demande des prestations. 
La Conseil des Etats, soucieux de la neutralite des coüts du 
projet, a adopte une disposition transitoire stipulant que Ja 
premiere annee las contributions aux soins fixes devraient 
correspondre a l'ensemble des remboursements effectues 
pour las soins dispenses l'annee precedente. La commis­
sion, a la difference du Conseil des Etats, s'est abstenue de 
preciser selon quels criteres le Conseil federal devrait fixer la 
premiere fois las contributions de l'assurance obligatoire des 
soins. Nous pensons qua le legislateur devrait se prononcer 
sur cette question de principe. 
Dans cet esprit. je suggere de trancher las deux points sui­
vants dans le sens du Conseil des Etats. C'est an tout cas 
ainsi qua nous appliquerons la loi qua vous voterez. 
La principe de la neutralite des coüts du nouveau regime de 
financement des soins devrait etre inscrit dans le projet, il 
est an tout cas inscrit dans nos Intentions. Cette solution ga­
rantit qua le nouveau regime n'alourdira pas las charges de 
l'assurance obligatoire des soins. 
La principe du remboursement integral des coüts des soins 
aigus et de transition doit etre abandonne, car soit il alour­
dira las depenses de l'assurance obligatoire des soins, soit il 
penalisera las patients necessitant des soins de longue du­
ree, et cela au nom de la neutralite des coüts. L'adaptation 
des contributions a l'evolution des coüts me parait compati· 
ble avec le but de la reforme et donc acceptable. Las contri­
butions devaient etre adaptees tous las deux ans ä l'evolu­
tion des salaires et des prix selon un indice mixte. lt s'aglt 
d'un compromis, car l'assurance obligatoire des soins enre­
gistrera une moindre hausse de coüts que si l'evolution des 
coüts se repercutait integralement sur sa contribution. Las 
assures y gagneront, puisque l'adaptation contlnuelle des 
contributions compense an partie l'evolution des coüts. Las 
homes et las organisations d'aide et de soins a domicile se­
ront incites ä maitriser leurs coüts. 
Quelques mots encore sur las propositions de la com­
mission an matiere de prestations complementaires et d'al­
location pour impotent de l'AVS. Votre commission propose 
un relevement generalise des franchises sur la fortune ordi­
naire de 50 pour cent, ainsi qu'un refevement a 300 000 
francs pour la valeur des immeubles appartenant et servant 
d'habitation a l'un des conjoints tandis que l'autre vit dans 
un home, ou lorsqu'une personne beneficie d'une alloca­
tion pour impotent de l'AVS. Las montants des franchises 
n'ayant plus ete adaptes depuis 1992 et 1998 pour las im­
meubles, nous pouvons nous accommoder de cette evolu­
tion. 
II y a par contre deux autres propositions de la commission 
qua nous combattons. 
l. La limitation par les cantons des frais a prendre an consi· 
deration en raion du sejour dans un home, de tafle sorte 
que personne n'ait besoin de recourir ä l'aide sociale an 
cas de sejour dans un home. Cette mesure, meme si alle 
est inspiree par les meilleurs sentiments, est un empiete­
ment grave sur Ja competence laissee aux cantons de fixer 
Ja limite maximale des frais a prendre an consideration en 
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raison du sejour dans un home ou dans un höpital. Elle a 
un effet pervers au niveau des prestations complementaires 
en ce sens qu'un dessaisissement de revenu et de for­
tune pourrait rester sans effet pour des ayants droit qui 
viendraient a tomber a !a charge des services sociaux. 
En d'autres termes, la mesure encouragerait des person­
nes vivant dans des homes a se dessaisir d'elements de 
revenu et de fortune. Elle engendrerait dans le meme 
temps une inegalite de traitement entre cette categorie 
d'assures et celles et ceux qui n'ont pas besoin d'aide so­
ciale. 
2. Nous nous opposons a l'abolition du delai d'attente d'une 
annee pour l'octroi d'une allocation pour impotent dans 
i'AVS. L'idee part d'un souci de coordination entre !es pres­
tations pour soins selon la LAMal et l'allocation pour impo­
tent. II s'agit de prestations trop !ondamentalement differen­
tes pour atteindre cet objectif. En effet, !es premieres 
couvrent des coüts de soins reellement dispenses et sont or­
dinairement directement versees aux fournisseurs de pres­
tations en fonction de conventions tarifaires, alors que l'allo­
cation pour impotent est versee independamment des coüts 
effectifs des prestations de tiers et du volume reel de celles­
ci, et ce aux ayants droit qui peuvent les utiliser comme ils 
l'entendent. En plus, une teile mesure entraine des coüts 
considerables, puisque l'administration les chiffre a 90 mil­
lions de francs, dont 18 millions a la charge de la Confedera­
tion. 
La proposilion de la commission comporte de profondes 
differences par rapport au modele de financement du 
Conseil des Etats. Nous ne vous cachons pas que le modele 
du Conseil des Etats nous convient davantage que celui de 
votre commission. La version du Conseil des Etats garantit 
non seulement la necessaire stabilisation des coüts des 
soins dans l'assurance-maladie, mais eile contribue aus­
si a ce que les charges financieres soient reparties de 
maniere equilibree entre les principaux agents de finance­
ment. 
Dans ce contexte, je conclus en rappelant que la loi federale 
urgente concernant le gel des tarifs des soins, renouvelee 
en decembre 2006, est valable jusqu'a fin 2008 au plus tard, 
et que le nouveau regime de financement des soins doit en­
trer en vigueur debut 2009 au plus tard. Si nous ne voulons 
pas prolonger une nouvelle fois cette reglementation provi­
soire, il taut chercher et trouver une solution qui soit applica­
ble des que possible, et qui permette un accord rapide avec 
les autres partenaires, le Conseil des Etats tout d'abord, et 
qui soit acceptee et acceptable par les cantons et par l'en­
semble des assures qui payent les primes. 

Humbel Näf Ruth (C, AG), für die Kommission: Die Diskus­
sion, die wir führen, ist für die Materialien. Das heisst, wenn 
künftig Unklarheiten bei der Auslegung des Gesetzes be­
stehen, nimmt man die Materialien und liest nach, was dazu 
gesagt und geschrieben worden ist. Ich habe das auch be­
züglich dieses Artikels 50 KVG getan. Ich möchte Ihnen 
nicht vorenthalten, was in der Debatte dazu gesagt worden 
ist. Ich zitiere aus der Debatte des Ständerates vom 17. De­
zember 1992, in der der damalige Kommissionssprecher zur 
Pflegefinanzierung Folgendes ausgeführt hat: «Grundsätz­
lich wird statuiert, dass der Grundsatz gilt: 'Gleichbehand­
lung von Pflegeheimen und Spitex' .... Wir stellen allerdings 
fest, dass eine Pflegeversicherung, etwa im Sinne der 
deutschen Pflegeversicherung, im schweizerischen Recht 
nicht besteht .... Die künftige Koordination zwischen Kran­
kenversicherungsleistungen im Pflegeheim oder bei Spitex 
und Hilflosenentschädigungen wird zu den Aufgaben des 
Bundesrates gehören. Er wird sich im Wesentlichen davon 
leiten lassen, dass die Krankenversicherer die klassische 
Krankheitsbehandlung zu übernehmen haben. Sie werden 
aber in ihrem Finanzierungssystem nicht in der Lage sein, 
die ganze pflegerische Betreuung zu decken.» So weit die 
Zitate aus der Debatte des Ständerates vom 17. Dezember 
1992. 
An der Pressekonferenz vom 29. September 1995 hat die 
damalige Bundesrätin, Frau Ruth Dreifuss, über die zusätzli-

chen Kosten für Pflegeheime ausgeführt: «Die rund 685 Mil· 
lionen Franken an zusätzlichen Leistungen der Krankenkas­
sen zugunsten von Pflegeheimen wurden gestützt auf die 
höchsten Annahmen in Bezug auf die Schätzung der jährli­
chen Pflegetage errechnet: 14 Millionen. Der entsprechende 
Tagesansatz beträgt 50 Franken.» 
So weit also aus den Materialien zum KVG. Es ist wohl klar, 
dass 50 Franken auch vor zehn Jahren noch keiner Voll­
kostendeckung entsprachen. Es ist also nicht unbedingt so, 
wie Frau Goll ausgeführt hat, dass wir uns in einem illegalen 
Zustand befinden. Es ist vielmehr so, dass sich die Kantone 
seit der Einführung des KVG aus der Pflegefinanzierung zu­
rückgezogen haben und es der Bundesrat versäumt hat, die 
Koordination der verschiedenen Sozialversicherungsberei­
che zu realisieren. 
Indem ich Ihnen diese Zitate vorgelesen habe, möchte ich 
Ihnen auch zeigen, dass wir mit dieser Vorlage, welche die 
Pflegefinanzierung neu regelt, dem ursprünglichen Sinn des 
KVG bezüglich dessen, wie die Pflegefinanzierung kon­
zipiert ist, endlich Nachachtung verschaffen. Also: Wir 
wollen ein Beitragssystem, wir wollen eine Gleichbehand­
lung von Pflegeheimen und Spitex, und wir wollen eine 
bessere Koordination der verschiedenen Sozialversicherun­
gen. 
Ihre Kommission hat die ständerätliche Vorlage insofern ver­
bessert, als Pflegebedürftigkeit nicht in die Armut und nicht 
in die Sozialhilfe führt. 
Ich bitte Sie daher, auf die Vorlage einzutreten und den An­
trägen der Mehrheit der Kommission zuzustimmen. 
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Ziff. 2 Art. 5 Abs. 3 Bst. a 
Antrag der Mehrheit 
a ..... begrenzen. Die Grenze muss so angesetzt sein, dass 
keine Person durch den Aufenthalt in einem anerkannten 
Pflegeheim Sozialhilfe benötigt. 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Antrag der Minderheit 
(Hassler, Borer, Bortoluzzi, Miesch, Müri, Parmelin, Scherer 
Marcel, Triponez) 
Unverändert 

Ch. 2 art. 5 ab. 3 let. a 
Proposition de la majorite 
a ..... dans un höpital. Cette limitation doit etre fixee de telle 
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(Hassler, Borer, Bortoluzzi, Miesch, Müri, Parmelin. Scherer 
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Hassler Hansjörg (V, GA): Die Kantone können die Kosten, 
die wegen eines Aufenthalts in einem Heim entstehen, be­
grenzen. Die Kommissionsmehrheit will diese Grenze so an­
setzen, dass keine Person durch den Aufenthalt in einem 
Pflegeheim Sozialhilfe benötigt. 
Es geht uns von der Minderheit einerseits um eine grund­
sätzliche Frage. Die Sozialhilfe ist das letzte soziale Auffang­
netz, welches grundsätzlich allen Personen zur Verfügung 
steht. Es scheint uns daher nicht richtig zu sein, dass Perso­
nen, die in einem Pflegeheim wohnen, nicht auch Bezüger 
von Sozialhilfeleistungen sein können. Die Sozialhilfe kann 
beansprucht werden, wenn alle anderen Stricke reissen. Sie 
gehört zu unseren sozialen Einrichtungen. 
Hinzu kommt noch ein anderer wesentlicher Punkt: Bei der 
Pflegefinanzierung haben die Kantone einen relativ grossen 
Regelungsspielraum. Gemäss den Bestimmungen des NFA 
sind sie allein zuständig für die Finanzierung der Heime, was 
die Pflege- und die Krankheitskosten angeht. Die Finanzie­
rungsregelungen können in den verschiedenen Kantonen 
sehr unterschiedlich sein. In der Regel werden die Kosten ei­
nes Heimaufenthaltes ohne die Beanspruchung von Sozial­
hilfe finanziert. Es kann aber Ausnahmen geben. Für die Fi­
nanzierung des Heimaufenthaltes ist der Kanton zuständig, 
in dem der letzte Wohnsitz der Heimbewohnerin oder des 
Heimbewohners lag. Wenn nun eine Person in einem ande­
ren Kanton in ein Heim eintritt, kann es aufgrund der unter­
schiedlichen Finanzierungsmodelle zu Schwierigkeiten bei 
der Kostenaufteilung kommen. Wenn die Sozialhilfe für die 
Heimaufenthalte nicht beansprucht werden kann, muss die 
Kostenlimite ausserordentlich hoch angesetzt werden, damit 
in jedem Fall alle Kosten gedeckt werden können. Darum 
muss für diese Einzelfälle auch die Sozialhilfe beigezogen 
werden können. Diese Möglichkeit darf nicht zum Regelfall 
werden; das wollen wir nicht. Aber in Ausnahmefällen und 
als letztes Netz sollte sie auch für die Heimbewohnerinnen 
und Heimbewohner nicht ausgeschlossen werden. 
Wir bitten Sie daher, die Minderheit zu unterstützen. 

Triponez Pierre (AL, BE): Die FDP-Fraktion empfiehlt Ihnen, 
hier die Minderheit zu unterstützen und Artikel 5 Absatz 3 Li­
tera a gemäss Bundesrat und Ständerat zuzustimmen. 
Herr Hassler hat bereits die wesentlichen Gründe genannt, 
weshalb dieser Minderheitsantrag entstanden ist. Darf ich 
noch zwei weitere Punkte anführen? 
Wenn Sie diese Bestimmung ansehen, dann fällt Ihnen auf, 
dass hier eigentlich dispositives und kogitatives Recht mit­
einander auf seltsame Art und Weise vermischt werden. Ge­
mäss geltendem Recht können die Kantone - sie können, 
müssen aber nicht - die Kosten, die wegen des Aufenthaltes 
in einem Heim oder in einem Spital entstehen, begrenzen. 
Damit waren Mehrheit und Minderheit einverstanden. Jetzt 
kommt die Mehrheit und sagt: Wenn sie sie aber begren­
zen - das ist die Folge -, dann muss die Grenze - muss, ko­
gitativ - so angesetzt sein, dass keine Person durch den 
Aufenthalt in einem anerkannten Pflegeheim Sozialhilfe be­
nötigt. Beim Kanton, der gar nicht begrenzt, gilt das nicht. 
Wenn der Kanton aber diese Grenze herabsetzt, dann gilt 
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der Grundsatz, dass solche Personen nicht Sozialhilfe beQö­
tigen dürfen. 
Ich glaube, der Grundsatz, der in der Kommission etwas 
schnell beschlossen worden ist - übrigens in Abwesenheit 
des Departementschefs -, ist sozialpolitisch auch problema­
tisch. Er könnte ja dazu führen, dass Personen, die in ein 
Heim eintreten, dafür sorgen, dass ihr Vermögen und ihre 
Einkünfte möglichst niedrig sind, weil sie dann die Kosten so 
stark reduziert erhalten müssen, dass es praktisch gegen 
null geht, weil sie ja gar keine Sozialhilfe in Anspruch neh· 
men dürfen. Zudem, das ist meine Überzeugung, würde eine 
solche Bestimmung zu einer Ungleichbehandlung der Pfle­
gebedürftigen führen, oder dann müssen Sie die Pflege­
kosten für das ganze Heim so tief ansetzen, dass dies wirk­
lich tieftiefrote Zahlen zur Folge hätte. 
Ich ersuche Sie also, hier der Minderheit zu folgen und die 
Mehrheit abzulehnen. 

Müller Geri (G, AG): Die grüne Fraktion empfiehlt Ihnen, der 
Kommisi,ionsmehrheit zuzustimmen. 
Was Sie jetzt in den beiden Ausführungen vorher gehört ha­
ben, ist eigentlich eine Veränderung der Art und Weise, wie 
man die Pflegefinanzierung aufgleisen möchte. Zuerst muss 
man einmal sagen, dass Pflege eine klare Definition hat: 
Pflege ist eine professionelle Tätigkeit, die festlegt, wie die 
Aktivitäten des täglichen Lebens umgesetzt werden sollen. 
Wenn Sie jetzt bei den Pflegekosten Veränderungen ma­
chen möchten, wenn Sie die Aufteilung der Kosten ändern 
möchten und die Gemeinden dazu verpflichten wollen, mit­
zubezahlen - nämlich mit der Sozialhilfe-, machen Sie ei­
gentlich eine tripartite Finanzierung der Pflegekosten: Eine 
neue Situation tritt hier ein. 
Wir haben mit dieser Vorlage festgehalten, dass die Pflege 
zwischen Bund und Kantonen aufgeteilt wird; das ist die er­
ste Voraussetzung. Man hat dann gesehen, dass die Kosten 
wahrscheinlich ansteigen werden, und man möchte jetzt hier 
eine zusätzliche Ebene hinzuschalten: Das sind die Gemein­
den; es geht vor allem um das. Wenn jetzt Herr Triponez 
ausführt - und da muss man klar sagen: Das ist eine ge­
wisse Unterstellung -, dass dies dazu führen könnte, dass 
jemand sein Kapital so herunterfährt, dass er für die Pflege­
kosten nicht belangt wird, dann ist das eine blosse Unterstel­
lung und entspricht nicht dem, was man heute im Alltag 
sieht, wie sich die Leute mit den Pflegekosten auseinander­
setzen. 
Sie müssen sehen, dass die Pflegekosten für viele Leute ein 
grosses Sicherheitsproblem darstellen. Viele haben Angst 
davor, dass sie es sich nicht leisten können, gepflegt zu wer­
den. Pflege gehört aber in der Schweiz zu den Grundrech­
ten und muss versichert und gesichert werden, durch die 
Allgemeinheit, durch die Gemeinschaft. Wenn es also dort 
eine Steigerung gibt, sind Bund und Kantone verpflichtet, 
dem entgegenzutreten. Wir können das nicht zu einer priva­
ten Sache machen und die Leute auf die Sozialhilfe verwei­
sen. Das wäre eine plötzliche Übernahme von etwas, was 
bisher keiner berechnen konnte. Wenn etwas nicht oder 
nicht mehr berechenbar ist - das hat vorhin die Sprecherin 
ausgeführt-, kommen die Leute unter Stress, weil sie nicht 
wissen, ob sie das effektiv alles finanzieren können. 
Mit diesem Zusatzartikel hingegen versichern wir den Leu­
ten, dass sie im Pflegefall nicht zu Sozialhilfefällen verkom­
men. Das ist eine sehr wichtige Sache. Auch die Angst, dass 
damit die Kosten in den Pflegeheimen steigen könnten, ist 
unbegründet. Immerhin hat der Kanton die Macht, mit einer 
Spitalfiste zu definieren, welche Pflegeheime er unterstützt 
und welche nicht. Der Kanton kann es also regulieren. Wir 
müssen die Kantone einbinden und in die Pflicht nehmen; 
wir dürfen keine Hintertür offenlassen, durch die sie Kosten 
auf die Gemeinden abwälzen können. Das wäre nicht das, 
was im NFA vorgesehen worden ist, und würde das Gleich­
gewicht der drei Ebenen stören. 
Ich bitte Sie also sehr, die Mehrheit zu unterstützen und hier 
keine Zusatzschlaufe vorzusehen, die für die Leute nicht be· 
rechenbar ist. 

Schibli Ernst (V, ZH): Herr Kollege Müller, wie verhält es sich 
denn mit der Sozialhilfe wenn diese nicht angetastet wer­
den soll -, wenn jemand beim Eintritt in ein Pflegeheim be­
reits Sozialhilfe bezieht? 

Müller Geri (G, AG): Das ist ein anderer Fall. Die Sozialhilfe 
ist für den Fall da, dass jemand in seinem Leben ein Pro­
blem bekommen hat, das er nicht mit eigenen Anstrengun­
gen lösen kann. Dann kann er gemäss Gesetz Sozialhilfe 
beantragen. Das ist völlig okay. Das heisst, wenn jemand als 
Sozialhilfeempfänger in ein Pflegeheim kommt, dann wird 
die Sozialhilfe dort mitfinanzieren. 
Aber stellen Sie sich einmal vor: Es geht hier um Leute, die 
ganz normal gearbeitet und verdient haben, die jetzt viel­
leicht das «Problem» bekommen, dass sie sehr alt werden, 
dass ihre Ersparnisse usw. aufgebraucht sind. Ihnen mutet 
man jetzt zu, dass man ihnen sagt: Sorry, jetzt bekommst du 
Sozialhilfe. Das ist ein komplett anderer Fall und hat damit 
nichts zu tun. 

Scherer Marcel (V, ZG): Ich bitte Sie namens der SVP-Frak­
tion, hier die Minderheit Hassler zu unterstützen. Für die 
Minderheit sprechen folgende drei Gründe: 
1. Die Grenzen der berücksichtigten Kosten werden von den 
Kantonen individuell festgelegt. Also liegt es auf der Hand, 
dass sie auch unterschiedlich hoch sein werden. Dies kann 
in Einzelfällen, zum Beispiel bei einem Umzug von einem 
Kanton in den anderen, auch unterschiedliche Leistungen 
bedeuten. Für Einzelfälle - ich betone: für Einzelfälle -
macht es also durchaus Sinn, die Sozialhilfe nicht generell 
auszuschliessen, wie dies mein Vorredner, Geri Müller, fast 
tun will. 
2. Man tut nun so, als sei die Abhängigkeit von Sozialhilfe 
grundsätzlich etwas Schlechtes. Nein, das soziale Netz 
kommt oft nur kurz befristet zum Tragen, wenn alle anderen 
Stricke reissen. Dies soll nun mit der abschliessenden Rege­
lung der Mehrheit ausgeschlossen werden. 
3. Sie spüren, wohin der Antrag der Kommissionsmehrheit, 
der als linker Antrag eine Mehrheit fand, zielt. Mit der formu­
lierten Regelung sollen die Kantone gezwungen werden, die 
obere Grenze der berücksichtigten Kosten so hoch anzuset­
zen, dass jede Person, und befindet sie sich in einer noch so 
schwierigen Situation, ausreichend versorgt ist. Es ist falsch, 
wenn man die Höhe der Grenze so ansetzen will, dass wirk­
lich alle Situationen abgedeckt wären. Für Einzelfälle soll 
ohne Weiteres die Sozialhilfe zum Tragen kommen. 
Ich bitte Sie, der Minderheit Hassler zu folgen und somit auf 
die Fassung von Bundesrat und Ständerat einzuschwenken. 

Meyer Therese (C, FR): Cet article concerne la competence 
des cantons de fixer les montants a prendre en compte pour 
fixer la prestation complementaire destinee a couvrir les de­
penses reconnues qui excedent les revenus determinants. 
C'est tres complique a dire, mais cela signifie que, dans 
notre droit, nous voulons donner aux personnes qui ne peu­
vent pas boucler leur budget par la couverture des assuran­
ces et par leurs moyens la possibilite de vivre correctement 
lorsqu'elles ont besoin de soins, afin qu'elles n'aient pas a 
s'adresser a l'assistance sociale. Donc, la prestation com­
plementaire a ete con9ue pour couvrir la part manquante du 
budget reel et, par essence, elle contribue a eviter de recou­
rir a l'aide sociale. 
Cet article autorise les cantons a limiter las frais a prendre 
en consideration. Cela a ete institue pour qu'ils puissent ver­
ser des prestations pour des besoins reconnus et qu'ils ne 
doivent pas prendre en compte des frais surfaits d'etablisse­
ments non reconnus. 
La proposition de la majorite tient compte de cela. En effet, 
elle contient la formulation «en raison du sejour dans un eta­
blissement medicosocial reconnu»: cela signifie que les ta­
rifs de l'etablissement sont contröles et qu'une personne qui 
sejourne dans un etablissement de ce genre ne doit pas 
avoir besoin de recourir a l'aide sociale. Ce n'est donc pas la 
porte ouverte a la prise en compte de tous les frais qui pour-
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raient faire l'objet de tarifs exorbitants dans des institutions 
privees. 
Je vous invite a adopter la proposition de la majorite, car 
cette formulation clarifie la volonte de la commission qui 
consiste a dire que lorsque les choses sont normales, con­
trölees, que les sejours ont lieu dans des etablissements re­
connus, les personnes ne devraient pas avoir besoin de re­
courir a l'aide sociale. 

Goll Christine {S, ZH): Ich bitte Sie, den Minderheitsantrag 
abzulehnen und der Mehrheit Ihrer Kommission zu folgen. 
Es geht hier nämlich nicht um eine Sozialhilfedebatte, wie 
sie vorher vonseiten der SVP-Fraktion angezogen wurde, 
sondern es geht grundsätzlich um die Koordination von ver­
schiedenen Kostenträgern im Bereich der Pflegebedürftig­
keit, und in diesem speziellen Fall geht es um die Koordina­
tion mit den Ergänzungsleistungen, mit dem Ergänzungs­
leistungsgesetz. Es geht um Personen, die in einem Pflege­
heim leben müssen und die kein Vermögen haben oder de­
ren Vermögen nicht mehr vorhanden ist, weil es bereits für 
die Bezahlung der Heimkosten aufgebraucht wurde. Konkret 
sind AHV- und IV-Rentner und -Rentnerinnen, deren Ren­
teneinkommen nicht ausreicht und die kein Vermögen haben 
oder kein Vermögen mehr haben, heute berechtigt, Ergän­
zungsleistungen als eine Bedarfsleistung zu beziehen, auch 
wenn sie in einem Pflegeheim leben müssen. 
Die Mehrheit Ihrer Kommission hat sich dafür ausgespro­
chen, dass diese Menschen nicht zwei verschiedene Be­
darfsleistungen beziehen bzw. nicht in zwei verschiedene 
Bedarfsleistungssysteme gesteckt werden sollen, nämlich 
auf der einen Seite in das Bedarfsleistungssystem der Er­
gänzungsleistungen und auf der anderen Seite in das Be­
darfsleistungssystem der Sozialhilfe. 
Wie kann es heute überhaupt dazu kommen, dass Bezüger 
und Bezügerinnen von Ergänzungsleistungen in Pflegehei­
men auch noch an die Sozialhilfe verwiesen werden? Die 
Kantone können schon heute die anrechenbaren Kosten bei 
den Ergänzungsleistungen begrenzen. Im Rahmen des Pro­
jektes NFA wurde auch das Ergänzungsleistungsgesetz ei­
ner Totalrevision unterzogen, und darin ist festgehalten, 
dass die Kantone die Tageskosten bei Heim- oder Spitalauf­
enthalten begrenzen können. Der Bundesrat und der Ge­
setzgeber haben immer wieder festgehalten, dass eine zu­
sätzliche Abschiebung von Ergänzungsleistungsbezügern 
und -bezügerinnen in Pflegeheimen an die Sozialhilfe wegen 
ihrer Pflegebedürftigkeit nicht beabsichtigt ist. Das wurde 
auch in unseren Kommissionsberatungen mehrmals betont. 
Die SGK-NR hat deshalb beschlossen, diese Absicht un­
missverständlich im Gesetz festzuschreiben. Deshalb wird in 
Buchstabe a von Artikel 5 Absatz 3 ELG festgehalten, dass 
die Begrenzung dieser Kosten so angesetzt werden muss, 
dass keine Person durch den Aufenthalt in einem anerkann­
ten Pflegeheim Sozialhilfe benötigt. 
Ich bitte Sie, den Minderheitsantrag abzulehnen und der 
Mehrheit Ihrer Kommission zu folgen, weil mit der Neurege­
lung der Pflegefinanzierung ein grosser Teil der Kosten auf 
die privaten Haushalte und damit auf die Menschen über­
wälzt wird, die auf Pflege angewiesen sind. Ich bitte Sie, den 
Minderheitsantrag abzulehnen, weil die Kostenverlagerung 
vom Kanton zu den Gemeinden und von einem Bedarfs­
leistungssystem ins andere ineffizient, bürokratisch und 
teuer ist. Denn damit wird nur das gesamte System unnötig 
kompliziert. 
Folgen Sie der Kommissionsmehrheit, weil die Pflegebedürf­
tigkeit durch die verschiedenen Sozialversicherungsträger 
und die Ergänzungsleistungen abgesichert sein soll, zumal 
die Patientinnen und Patienten einen beträchtlichen Teil der 
Kosten mittragen müssen und keine Lücke entstehen darf. 
Ich bitte Sie, der Mehrheit zu folgen, weil niemand wegen 
langjähriger Pflegebedürftigkeit sozialhilfeabhängig werden 
soll. Denn in einer solchen Lebenssituation ist das für diese 
Menschen zusätzlich entwürdigend. 

Couchepln Pascal, conseiller federal: L'article 5 alinea 3 let· 
tre a comporte une disposition - je vous l'ai dit lors du debat 
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d'entree en matiere - qui a suscite l'opposition du Conseil 
federal. Nous soutenons ici tres clairement la proposition de 
la minorite Hassler. J'ai dit pourquoi nous avons choisi ce 
camp: !out d'abord, parce que la disposition proposee par la 
majorite de la commission est en contradiction avec l'esprit 
de la nouvelle repartition des täches, qui prevoit que !es can­
tons ont un certain nombre de competences, notamment 
celles de fixer le montant de la fortune qui est pris en compte 
comme revenu, ensuite d'arreter le montan! pour des depen­
ses personneUes et enfin de fixer la limite maximale des frais 
ä prendre en consideration en raison du sejour dans un 
home ou dans un höpital. 
Si vous suivez la majorite, vous allez provoquer une opposi­
tion frontale des cantons, alors que leur collaboration est ne­
cessaire pour assurer la mise en oeuvre de cette loi ainsi 
que de celle sur le nouveau regime de financement des 
soins. Plusieurs d'entre vous l'ont dit: l'adoption de cette dis­
position entra1nerait tres probablement des effets pervers au 
niveau des prestations complementaires, pour la tres simple 
raison que le calcul des prestations complementaires com­
prend aussi les elements de revenu et de fortune dont un 
ayant droit s'est dessaisi. On utilise l'expression de «res­
source hypothetique». Si vous adoptez la proposition de la 
majorite, on ne pourra plus tenir compte de cet abus qui con­
siste a se dessaisir des biens pour beneficier des presta­
tions complementaires; on declare que l'on n'a plus de for­
tune et que !'Etat doit venir en aide. 
La disposition prevue par la majorite est telle que celui qui 
ne se dessaisira pas de ses biens pour sembler etre au bord 
de la ruine sera qualifie de stupide. II exigera alors, avant 
meme que les prestations complementaires puissent etre 
prises en consideration, qu'on intervienne par la limitation 
des frais et qu'on evite qu'il tombe dans la pauvrete alors 
que lui-meme s'est mis dans cette situation par un abus. On 
sort de la campagne referendaire sur la 5e revision de l'as­
surance-invalidite au cours de laquelle la notion d'abus a 
parfois ete utilisee, fort heureusement de maniere moderee. 
Mais on ne peut pas jouer avec c;a, et on doit se rendre 
compte que si tout le monde se met d'accord pour defendre 
un systeme genereux, un systeme sociaf qui tienne compte 
de toutes les situations, le systeme social sera ruine et mine. 
De fac;on generale, on n'y fera plus confiance si, par le biais 
d'une disposition legale, on cree les bases pour favoriser les 
abus, donc ceux qui voudront tricher - utilisons un terme 
comme celui-la - et qui essayeront d'utiliser la loi et les lacu­
nes de la loi pour profiter. 
Le mieux est l'ennemi du bien. lci, la commission a voulu al­
ler trop loin, elle a voulu regler des problemes qui ne sont 
pas de sa competence et, de surcroit, elle le fait en ouvrant 
la porte aux abus. 
C'est pour cette raison que nous vous invitons a soutenir la 
proposition de la minorite. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE), pour la commission: Vous 
l'aurez compris, la loi federale sur les prestations comple­
mentaires a l'assurance-vieillesse, survivants et invalidite 
prevoit deja actuellement que les cantons ont la possibilite 
de limiter les frais a prendre en consideration pour la fixation 
de la couverture des besoins vitaux des personnes benefi­
ciant de compensations complementaires. Cela revient a 
dire que si un canton ne veut pas prendre en consideration 
l'entier des frais de sejour en etablissement medicosocial 
(EMS), une personne qui doit y sejourner peut courir le ris­
que de devoir recourir a l'aide sociale. 
II a paru inadmissible ä la majorite de la commission que le 
fait de devoir sejourner en EMS constitue un risque de pau­
vrete. C'est cette conviction qui nous ainsi conduits a com­
pleter la lol ä l'article 5 alinea 3 lettre a, a une condition tou­
tefois: que !'EMS soit reconnu et donc sa qualite contrölee. 
Notre but, en effet, est bien d'assurer une securite juridique 
pour toutes les personnes concernees dans toute la Suisse. 
Encore une fois, le besoin de soins et le fait de devoir sejour­
ner dans un home ne doivent pas conduire a la pauvrete. 
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C'est la raison pour laquelle la commission, par 14 voix con­
tre 7 et 1 abstention, vous demande d'adopter la proposition 
de la majorite. 

Humbel Näf Ruth (C, AG), für die Kommission: Die Kommissi­
onsmehrheit will mit dieser Bestimmung sicherstellen, dass 
kein Mensch einzig wegen seiner Pflegebedürftigkeit sozial­
hilfeabhängig wird. 
Es ist eben nicht so, wie es Herr Triponez ausgeführt hat, 
dass die Kantone die Heimkosten begrenzen, sondern sie 
können nur die anrechenbaren Beiträge für die Ergänzungs­
leistungen begrenzen. Die Grenze haben wir bewusst aus­
schliesslich auf anerkannte Pflegeheime bezogen; das be­
trifft nur Pflegeheime, welche auf einer kantonalen Pflege­
heimliste stehen, also Pflegeheime, welche pflegebedürftige 
Patientinnen und Patienten pflegen. Diese Pflegeheime 
haben dem Kanton Rechenschaft bezüglich Qualität und 
Kosten abzulegen. Insofern können die Kantone eben auch 
direkt bei den Heimen Einfluss auf die Höhe der Kosten neh­
men. Der Grund dafür, dass wir nur anerkannte Pflegeheime 
berücksichtigen, liegt darin, dass wir eben nicht wollen, dass 
die Kantone luxuriöse, kostspielige Heime mitfinanzieren 
müssen. Insofern ist also die Argumentation von Herrn Tri­
ponez nicht stichhaltig: Kantone, welche keine Grenze set­
zen, zahlen eben überall mit. Mit dieser Bestimmung werden 
keine Mehrkosten generiert. Im Gegenteil: Die Kantone wer­
den vermehrt dafür besorgt sein, dass die Heime keine 
überhöhten Preise oder Kosten verrechnen. Zudem verhin­
dert die Bestimmung - und das ist ganz wichtig - eine Verla­
gerung der nichtgedeckten Heimkosten auf die Sozialhilfe. 
Ein Ziel der Neuregelung der Pflegefinanzierung ist die ver­
besserte Koordination der verschiedenen Sozialversicherun­
gen, damit die Kosten für pflegebedingte Heimaufenthalte 
gedeckt sind und nicht auf die Sozialhilfe abgeschoben wer­
den können. 
Dieses Ziel erreichen wir nur mit der Fassung der Kommissi­
onsmehrheit. Ich bitte Sie daher, dieser Fassung zuzustim­
men, wie es die Kommission im Übrigen mit 14 zu 7 Stim­
men getan hat. 

Präsidentin (Egerszegi-Obrist Christine, Präsidentin): Die Ab· 
stimmung gilt auch für Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe a der 
Übergangsbestimmungen. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatit: Beilage - Annexe 05.025/4566) 
Für den Antrag der Mehrheit .... 85 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 79 Stimmen 

Ziff. 3 Art. 25 Abs. 2 Bst. a, abis, f 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 3 art. 25 al. 2 let. a, abis, f 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 3 Art. 25a 
Antrag der Mehrheit 
Abs. 1 
.... ambulant, in Einrichtungen mit ambulanten Tages- und/ 
oder Nachtstrukturen oder im Pflegeheim erbracht werden. 
Abs. 1bis 
Die obligatorische Krankenpflegeversicherung .. übernimmt 
die Kosten der ärztlich angeordneten Akut· und Ubergangs­
pflege, die ambulant oder im Pflegeheim durchgeführt wird. 
Der Bundesrat bestimmt die Dauer der Kostenübernahme. 
Für die Vergütung der Leistungen vereinbaren die Versiehe· 
rer und die Leistungserbringer Zeit· oder Pauschaltarife. 
Abs.2 
.... Bedarfsermittlung. Er hört vorgängig die Krankenversi· 
cherer, die Leistungserbringer sowie Patienten-, Behinder­
ten- und Seniorenorganisationen an. 

Abs. 3 
.... werden. Die Pflegeleistungen werden einer Qualitätskon­
trolle unterzogen. Der Bundesrat legt die Modalitäten fest. 
Abs. 4 
Der Bundesrat passt den Beitrag der obligatorischen Kran­
kenpflegeversicherung alle zwei Jahre auf Beginn des Ka­
lenderjahres der Lohn- und Preisentwicklung gemäss Misch­
index an. Der Mischindex ist das arithmetische Mittel des 
Nominallohnindexes und des Landesindexes der Konsumen­
tenpreise, welche vom Bundesamt für Statistik ermittelt wer­
den. 
Abs. 5 
Der versicherten Person dürfen von den nicht von Sozialver­
sicherungen gedeckten Pflegekosten höchstens 20 Prozent 
des höchsten vom Bundesrat festgesetzten Pflegebeitrages 
überwälzt werden. Die darüber hinausgehenden Pflege­
kosten werden vom Kanton übernommen. 

Antrag der Minderheit 
(Goll, Egerszegi, Fasel, Fehr Jacqueline, Guisan, Maury 
Pasquier, Rechsteiner Paul, Rossini, Schenker Silvia, Teu­
scher) 
Abs.2 
Die Empfängerinnen und Empfänger von Pflegemassnah­
men leisten einen Beitrag an die Pflegeleistungen, welche 
aufgrund einer ärztlichen Anordnung und eines ausgewiese­
nen Pflegebedarfs ambulant oder im Pflegeheim erbracht 
werden. Der Maximalbeitrag pro Monat entspricht der or­
dentlichen Jahresfranchise nach KVG. 
Abs. 3 
Die restlichen Kosten werden von der öffentlichen Hand 
übernommen. 
Abs. 5 
Streichen 

Ch. 3 art. 25a 
Proposition de la majorite 
Al. 1 
.... ambulatoire, dans un etablissement comprenant des 
structures de soins ambulatoires de jour et/ou de nuit, ou 
dans un etablissement medicosocial. 
Al. 1bis 
L'assurance obligatoire des soins prend en charge les coüts 
des soins aigus et de transition prescrits par un medecin, qui 
sont dispenses sous forme ambulatoire ou dans un etablis­
sement medicosocial. Le Conseil federal determine la duree 
durant laquelle les coüts sont pris en charge. Les assureurs 
et les fournisseurs de prestations conviennent de tarifs au 
temps consacre ou forfaitaires pour ces prestations. 
Al. 2 
.... des soins requis. II consulte au prealable les assureurs­
maladie, les fournisseurs de prestations et les organisations 
de patients, de personnes handicapees et de personnes 
ägees. 
Al. 3 
.... determinant. lls sont soumis a un contröle de qualite. Le 
Conseil federal en fixe les modalites. 
Al. 4 
Le Conseil federal adapte tous les deux ans, au debut de 
l'annee civile, la contribution de l'assurance obligatoire des 
soins a l'evolution des salaires et des prix selon l'indice 
mixte. L'indice mixte equivaut a la moyenne arithmetique de 
l'indice des salaires nominaux et de l'indice suisse des prix a 
la consommation determines par l'Office federal de la stati­
stique. 
Al. 5 
Les couts en soins qui ne sont pas pris en charge par les as­
surances sociales ne peuvent etre repercutes sur la per­
sonne assuree qu'a hauteur de 20 pour cent au maximum 
du montant de la contribution aux soins fixe par le Conseil 
federal. Les couts en soins qui depassent ce montant sont 
pris en charge par le canton. 
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· Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Geschäft / Objet: 
Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung 

Loi federale sur le nouveau regime de financemen! des soins 

Gegenstand / Objet du vote: 
ELG 
Art 5. Abs. 3, Bst a 

Abstimmung vom/ Vote du: 21.06.2007 18:48:19 

Abate = R Tl FehrMario + S ZH 
Aeschbacher + E ZH Fluri = R SO 
Allemann + s BE 
Amherd + C VS 
Amslu!z = ~~ Aubert Josiane + 
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+ C so 
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= V AG 
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Gallade + s ZH 
Banoa + s so Garbani . s NE 
Barthassa! + C GE Genner + G ZH 
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Back 0 R VD Glanzmann + C LU 
Berberat + s NE Glassan = R FR 
Bemhardsorütter + G SG Glur = V AG 
Biooer = V SG Goll + S ZH 
Bianasca Attilio . V Tl GrafMava + G BL 
Binder * V ZH Graf-Litscher Edith + s TG 
Borer = V so Gross Andreas . S ZH 
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Burkhalter . R NE Hämmerte + S GR 
Carobbio Guscetti + s Tl Hanv Urs + C ZH 
Cassis lanazio = R Tl Hassler = V GR 
Cathomas = C GR Heaelschweiler = R ZH 
Chappuis + s FR Heim Bea + s so 
Chevrler + C vs Hess Bernhard = . BE 
Oaouet + s BE Hochreutener = C BE 
Oarbellav + C vs Hofmann Urs + s AG 
DeBuman . C FR Huber = R UR 
Donze + E BE Hubmann + s ZH 
Oormond Beouelin + s VD Huouenin + . VD 
Ounant = V BS Humbel Näf + C AG 
Oupraz = R GE 
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Eool\/ = R GE 
EnaelbAmer . R NW 
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Fehr Jaaiuefine + s ZH Kiener Nellen + s BE 

Fraktion / Groupe / Grupoo C G R s E 
Ja I oui / si 18 13 2 47 3 
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Kleiner = R IAR Rosslni 
Kohler :rru Kunz 
Lang 
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Leuenberger Geneve + G GE 
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Michel = R GR Steiner = R so 

~ = V BL 
= R VD 

Stöckli + s BE 
Studer Heiner + E AG 

MiimAti . V ZH Stumo + s AG 
MüllerGeri + G AG Suter . R BE 
Müller Philipp = R AG Teuscher + G BE 
Müller Thomas = C SG Thanei . s ZH 
Müller Walter = R SG Theiler . R LU 
Müller-Hemmi + s ZH Trioonez = R BE 
Müri = V LU Tschümoonin Andv + s sz 
Nordmann + s VD Vanek . . GE 
Noser = R ZH Vaudroz Rene + R VD 
Oehr1i = V BE Veillon = V VD 
Paoan = V GE 
Parmelin = V VD 
Pedrina + s Tl 

~ot-Manoold + s BE 
er + G ZH 

Vollmer + s BE 
Pelti = R Tl Waber Christian . E BE 
Perrin = V NE Wäffer = E ZH 
Pfister Gerhard ' C ZG Walter Hansiöro = V TG 
Pfister Theophil = V SG Wandftuh = V BE 
Rechsteiner Paul + s SG Wehrli + C sz 
Rechsteiner-Basel + s BS Weyeneth . V BE 
Recordan + G VD Wldmer + s LU 
Rennwald + s JU Wobmann = V so 
Rev + s vs wvss Ursula + s BE 
Revmond = V GE Zeller . R SG 
Riklin + C ZH Zemo = C AG 
Rirne = V FR Zisvadis + VD 
Robbianl + C Tl Zuooioer = V ZH 

+ Ja/oui/si 
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Proposition de Ja minorite 
(Goll, Egerszegi, Fasel, Fehr Jacqueline, Guisan, Maury 
Pasquier, Rechsteiner Paul, Rossini, Schenker Silvia, Teu­
scher) 
Al. 2 
Les beneficiaires de soins fournissent une contribution aux 
soins qui sont dispenses sur la base d'une prescription me­
dicale et d'un besoin en soins avere. sous forme ambulatoire 
ou dans un etablissement medicosocial. La contribution ma­
ximale par mois correspond a la franchise annuelle ordinaire 
selon la LAMal. 
Al. 3 
Les coOts residuels sont pris en charge par les collectivites 
publiques. 
Al. 5 
Biffer 

Goll Christine (S, ZH): Ich danke zunächst den Kommissions­
sprecherinnen, dass sie schon bei der Eintretensdebatte 
klargestellt haben, dass es hier auf der Fahne einen Fehler 
gibt. Mit unserem Minderheitsantrag wollen wir nämlich we­
der Absatz 1 bis streichen noch die Absätze 2 und 3 der 
Mehrheitsfassung ersetzen, sondern unser Minderheitsan­
trag betrifft die Modellfrage und bezieht sich deshalb aus­
schliesslich auf Absatz 5 des jetzt diskutierten Artikels. Das 
heisst, unsere Formulierungen werden zu den Absätzen 5 
und 6 gemacht. 
Wir schlagen hier ein Modell vor, das gerechter, einfacher 
und insbesondere berechenbar ist. Gerechter ist das Modell 
der Minderheit, weil es über alle vier Pflegestufen greift. 
Wenn wir es mit dem Modell der Mehrheit vergleichen - das 
wurde in einem Bericht in unserer Kommission erläutert-, 
stellen wir fest, dass das Mehrheitsmodell erst ab Pflegestu· 
fe 3 eine entlastende Wirkung bei der Kostenbegrenzung 
entfaltet. Unser Modell ist auch deshalb gerechter, weil sich 
die maximale Belastung für die Patientinnen und Patienten 
an der heutigen Grundfranchise von 300 Franken im KVG 
orientiert. Das heisst, diese Kosten von 300 Franken dürften 
im Maximum pro Monat von den Patientinnen und Patienten 
erhoben werden. Das würde eine Belastung von 10 Franken 
pro Tag oder, bei schwerer Pflegebedürftigkeit, von maximal 
3600 Franken pro Jahr ausmachen. Auch hier wieder der 
Vergleich mit dem Modell der Mehrheit: Bei der Mehrheit 
würde die maximale Kostenbelastung für die pflegebedürfti­
gen Patientinnen und Patienten über 7000 Franken pro Jahr 
betragen, also fast doppelt so viel wie beim Modell der Min­
derheit. 
Unser Modell ist auch einfacher, weil es mit dem Franchisen­
modell an ein bestehendes und bereits bekanntes System 
anknüpft. Das Modell der Minderheit ist insbesondere bere­
chenbar, weil sich die Kostenabwälzung auf die Versicherten 
zuverlässig berechnen lässt. Das ist beim Modell der Mehr· 
heit nicht der Fall, weil unklar bleibt, welche Berechnungs­
grundlagen der Bundesrat dereinst heranziehen wird. Der 
Pflegebeitrag wird in der Formulierung der Mehrheit ja vom 
Bundesrat festgelegt; ob der Bundesrat das aktuelle Kosten­
volumen oder die Vollkosten als Basis für die Berechnung 
des höchsten Pflegebeitrages nehmen wird, ist heute unklar. 
Der Bundesrat hat in der Eintretensdebatte ja noch einmal 
darauf hingewiesen, dass wir die Pflegetarife bereits heute 
mit Bundesbeschlüssen eingefroren haben. Deshalb kann 
die Kostenbelastung der Versicherten beim Modell der 
Mehrheit nicht zuverlässig vorausgesagt werden. 
In der Kommission ist der Wille vorhanden, die Kosten für 
die Patienten und Patientinnen zu begrenzen; das ist richtig 
und wichtig. Ob dieser parteiübergreifende Wille über die 
eidgenössischen Wahlen hinaus Bestand haben wird, steht 
allerdings in den Sternen. Die Mehrheit der Kommission 
macht mit ihrem Modell einen Schritt in die richtige Richtung, 
aber die finanziellen Auswirkungen für Pflegebedürftige sind 
viel zu gross. 
Ich bitte Sie deshalb, die Minderheit zu unterstützen; ihr Mo­
dell ist in der Praxis einfach umzusetzen, und vor allem stellt 
es eine sozialverträgliche Lösung dar. 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Präsidentin (Egerszegi-Obrist Christine, Präsidentin): Die 
FDP-Fraktion teilt mit, dass sie den Antrag der Mehrheit un­
terstützen wird. 

Hassler Hansjörg (V, GA): Wie wir bereits dargelegt haben, 
bezahlen die Krankenpflegeversicherer etwa 60 Prozent der 
Pflegekosten. Dies wird auch in Zukunft in diesem Rahmen 
liegen. Über die Aufteilung der Restkosten entscheiden 
heute die Kantone. In vielen Kantonen werden den pflegebe­
dürftigen Personen alle Restkosten Oberbunden. Das finden 
wir nicht in Ordnung. Die Kantone sollen sich in bescheide­
nem Mass an den Pflegekosten beteiligen, wenn sehr hohe 
Pflegekosten anfallen. Und diese Beteiligung muss unab­
hängig von den Einkommens- und Vermögensverhältnissen 
der pflegebedürftigen Personen erfolgen. Die Grundversi· 
cherung bezahlt ganz allgemein die erbrachten Leistungen, 
unabhängig von den Einkommens- und Vermögensverhält­
nissen der versicherten Personen. Diesem Grundsatz wollen 
wir auch für die Pflegeversicherung treu bleiben. 
Das Modell der Kommissionsmehrheit schlägt erst bei einer 
hohen Pflegebedürftigkeit eine Kostenbeteiligung der Kan­
tone vor. Die Beteiligung der Kantone setzt erst ab der dritt­
höchsten Pflegestufe ein. Die Kosten in tieferen Pflegestufen 
sind nach wie vor von den pflegebedürftigen Personen sel­
ber zu tragen. Das erachten wir auch als richtig. Tiefe Pfle­
gekosten können den Betroffenen zugemutet werden. An 
höheren Pflegekosten hingegen sollen sich die Kantone be­
teiligen. 
Der Antrag der Minderheit Goll geht grundsätzlich in die glei­
che Richtung. Aber der Selbstbehalt der versicherten und 
pflegebedürftigen Personen ist mit 300 Franken pro Monat 
sehr tief angesetzt. Eine etwas höhere Kostenbeteiligung ist 
den betroffenen Personen zuzumuten und auch sozial zu 
verantworten. Die Minderheitslösung würde für die Kantone 
zu massiven Mehrkosten führen. Die Fassung der Minder­
heit geht uns in Bezug auf die Entlastung der Pflegebedürfti· 
gen zu weit. 
Die SVP-Fraktion unterstützt daher die Mehrheit. 

Präsidentin (Egerszegi-Obrist Christine, Präsidentin): Die 
CVP-Fraktion teilt mit, dass sie den Antrag der Mehrheit un­
terstützen wird. 

Schenker Silvia (S, BS): Wir sind jetzt beim eigentlichen 
Kernstück der Vorlage. Das Ziel ist es ja, im Falle einer Pfle­
gebedürftigkeit die Beteiligungen von Patientinnen und Pati­
enten an den anfallenden Kosten zu definieren. Es stehen 
zwei Varianten zur Wahl: Sie haben auf der einen Seite den 
Mehrheitsantrag, der die Kosten auf 20 Prozent eines noch 
festzulegenden Tarifs beschränkt. Auf der anderen Seite 
steht der Minderheitsantrag Goll. 
Das Modell der Mehrheit hat Tücken: Erstens ist im Moment 
noch nicht klar, wie hoch der Tarif sein wird. Zweitens führt 
das Berechnungssystem dazu, dass eine finanzielle Ent· 
lastung erst für die oberen Pflegestufen eintritt; das heisst, 
es gibt eine Ungleichbehandlung von pflegebedürftigen Per­
sonen. Ausserdem ist gemäss Auskunft der Verwaltung das 
Modell der Mehrheit in der Praxis schwieriger umzusetzen. 
Die jährliche Belastung wird beim Modell der Mehrheit bei 
etwa 7000 Franken pro Person liegen. 
Einfach in der Umsetzung und klar in der Auswirkung auf die 
Betroffenen ist das Modell der Minderheit. Die Belastung der 
Patientinnen und Patienten wird in der Höhe der ordentli· 
chen Jahresfranchise gemäss KVG festgelegt. Damit ist für 
alle klar, wie hoch der Betrag sein wird, der selber zu finan· 
zieren ist. Der jährliche Höchstbetrag würde bei 3600 Fran­
ken liegen. Es ist ebenso klar, dass der Betrag unabhängig 
von der Pflegestufe festgelegt wird. Die finanzielle Ent­
lastung greift also auch bei Personen der unteren Pflegestu­
fen. 
Wichtig ist, dass uns allen bewusst ist: Wenn wir von Pflege­
kosten sprechen, dann sprechen wir immer nur über einen 
Teil der Kosten, der anfällt, wenn jemand in einem Heim un­
tergebracht ist. Nach wie vor ist ein grosser Teil der Kosten, 
die Pensionskosten, selber zu bezahlen. Selbst mit dem An· 
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trag der Minderheit Goll brechen wir ein Tabu, wie heute in 
der «Basler Zeitung" zu lesen war, und bürden den Betroffe­
nen einen Teil der Pflegekosten auf. Die Höhe dieses An· 
teils, wie sie der Antrag der Minderheit Goll definiert, halten 
wir für vertretbar. 
Ich bitte Sie namens der SP-Fraktion, die Minderheit Goll zu 
unterstützen. 

Präsidentin (Egerszegi-Obrist Christine, Präsidentin): Die grü­
ne Fraktion teilt mit, dass sie den Antrag der Minderheit un­
terstützen wird. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Les deux propositions, 
celle de la majorite et celle de la minorite, sont fausses, mais 
l'une est plus fausse que l'autre! La solution de la majorite 
est une intrusion dans le domaine de competence des can­
tons, c'est la raison pour laquelle nous nous y opposons, 
mais comme nous sommes dans le desert, seuls, a clamer: 
«Sauvez les cantons! Respectez le tederalisme!», Jene vais 
pas faire un long discours pour lutter contre la proposition de 
la majorite. Nous comptons sur le Conseil des Etats pour re· 
tablir !'ordre constitutionnel. 
En ce qui concerne la solution de la minorite, elle est encore 
plus tausse! En effet, elle va encore plus loin, impose encore 
plus de coOts et regle les choses de maniere encore plus ta­
tillonne, alors qu'un Etat qui fonctionne bien est capable de 
se limiter et de repartir les competences entre les differents 
niveaux: ce qui releve du federal releve du tederal; ce qui re­
leve des cantons releve des cantons. 
Si vous voulez faire une taute, n'allez pas trop loin, au moins 
ne votez rien; mais si vous voulez voter quelque chose, vo­
tez au moins la majorite et non pas la minorite. 

Humbel Näf Ruth (C, AG), für die Kommission: Beide Anträge 
wollen eine Begrenzung der Belastung der Patienten und 
Patientinnen bei den Pflegekosten. Die Kommissionsmehr­
heit knüpft diese Begrenzung an den vom Bundesrat festge­
setzten Höchstbetrag an. Die Kommissionsmehrheit ist da­
mit der Meinung, dass eine maximale Belastung - von den 
derzeitigen Kosten ausgehend - von rund 7000 Franken pro 
Jahr den Patienten und Patientinnen zuzumuten ist, zumal 
wir mit dem Ausbau der Hilflosenentschädigung und der Er­
gänzungsleistungen eine bessere Abstimmung der verschie· 
denen Versicherungszweige erreicht haben. Gerade mit 
dem vorhin beschlossenen Artikel 5 Absatz 3 des Ergän­
zungsleistungsgesetzes wird niemand wegen Pflegekosten 
sozial hilfebedürftig. 
Die Mehrheitslösung ist im Übrigen auch nicht kompliziert 
in der Umsetzung. Wenn beispielsweise der Bundesrat den 
Höchstbetrag auf 100 Franken festsetzt, dann entspricht 
die maximale Belastung der Patientinnen und Patienten 
50 Franken. 
Die Mehrheit der Kommission findet es auch richtig und ge­
recht, dass stärkere Pflegebedürftigkeit auch eine stärkere 
Entlastung erfährt, weil bei leichterer Pflegebedürftigkeit 
auch tiefere Kosten anfallen, welche jeweils auch von den 
Patientinnen und Patienten getragen werden können. Im 
Weiteren ist es auch sachgerecht, wenn sich die Kostenbe­
teiligung der Patientinnen und Patienten nach den Pflegebei­
trägen der Krankenversicherer richtet und entsprechend 
auch angepasst werden kann, wenn der Bundesrat die Pfle­
gebeiträge der Versicherer erhöht. 
Die Kommission hat die Mehrheitslösung mit 14 zu 10 Stim­
men beschlossen, und ich bitte Sie, der Kommissionsmehr­
heit zu folgen. 

Maury Pasquler Liliane (S, GE), pour la commission: Cela a 
ete evoque tout a !'heure, il est tres difficile de savoir si et 
combien les assureurs devront payer en plus, et si et com­
bien les cantons devront payer en plus, et cela d'autant que, 
selon l'alinea 3, c'est le Conseil federal qui fixera les mon­
tants des contributions a prendre en charge dans le cadre 
de l'assurance obligatoire des soins, et que nous ne savons 
bien evidemment pas encore sur quelle base ces montants 
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seront determines. II s'agira certainement de faire un arbi­
trage entre assureurs et cantons, et il y a en fait fort a crain­
dre que, dans cet arbitrage, les personnes necessitant des 
soins se trouvent prises en tenailles et finissent par faire les 
frais de ce bras de fer. 
C'est bien pour eviter cette consequence fächeuse que la 
majorite de la commission, comme la minorite Goll, ont sou­
haite inscrire dans la loi une disposition prevoyant une pro­
tection des personnes necessitant des soins. Reprenons 
l'exemple dont j'ai parle lors du debat d'entree en matiere, 
pour que l'on comprenne bien de quoi il s'agit. Une personne 
en EMS paye entre 120 et 205 francs de frais de pension par 
jour, ce qui represente 3600 a 6000 francs par mois. Cette 
personne a ete admise sur prescription medicale dans la ca­
tegorie de soins Ja plus haute. Le coüt journalier des soins 
qui lui sont prodigues est de 180 francs par jour, dont l'assu­
rance-maladie paye 110 francs par jour. II reste donc 
70 francs par jour non pris en charge par l'assurance-mala­
die. La solution de la majorite de la commission consiste a 
dire que de ces 70 francs, la personne concernee ne doit 
pas payer plus de 22 francs, ce qui correspond a 20 pour 
cent des 110 francs de contribution de l'assurance obliga­
toire des soins, ce qui entrainera des coOts supplementaires 
a sa charge qui se monteront a 660 francs par mois, sans 
oublier que comme tout assure en Suisse cette personne 
devra payer la franchise annuelle de 300 francs sur ses 
coOts medicaux et la participation aux frais a concurrence de 
700 francs par an. 
La solution prönee par la minorite Goll est plus avantageuse 
pour les menages, puisqu'elle fixe la contribution maximale 
du patient a 300 francs par mois pour les frais de soins, soit 
3600 francs par an. Les pouvoirs publics assumant le solde, 
eile est aussi plus facile a mettre en oeuvre, puisqu'elle ne 
necessite pas de faire des calculs en fonction de pourcenta­
ges. 
La commission a pris sa decision par 14 voix contre 10. 
Je vous prie, pour epargner les pouvoirs publics, de suivre la 
proposition de la majorite a l'alinea 5. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 95 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 61 Stimmen 

Ziff. 3 Art. 49 Abs. 1; 50; 104a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 3 art. 49 al. 1; 50; 104a 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Zlff. la 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Ch. la 
Proposition de la commission 
Biffer 

Angenommen - Adopte 

Ziff. lb 
Antrag der Mehrheit 
Titel 
Koordination mit dem Bundesgesetz vom 6. Oktober 2006 
über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenversicherung (ELG-NFA) 
Ziff. 1 Einleitung 
Unabhängig davon, ob das ELG-NFA oder das vorliegende 
Gesetz zuerst in Kraft tritt, lauten mit dem Inkrafttreten des 

Bulletin offlclel de !'Assemblee federale 
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später in Kraft tretenden Gesetzes sowie bei gleichzeitigem 
Inkrafttreten die nachstehenden Bestimmungen des ELG· 
NFA wie folgt: 
Art. 1 o Abs. 2 Bst. a 
a ..... in einem Heim oder Spital berücksichtigt werden. Die 
Grenze muss so angesetz1 sein, dass keine Person durch 
den Aufenthalt in einem anerkannten Pflegeheim Sozialhilfe 
benötigt; 
Art. 11 Abs. 1 Bst. c 
c. ein Fünfzehntel, bei Altersrentnerinnen und Altersrentnern 
ein Zehntel des Reinvermögens, soweit es bei alleinstehen­
den Personen 37 500 Franken, bei Ehepaaren 60 000 Fran­
ken und bei rentenberechtigten .... 
Art. 11 Abs. 1 bis 
In Abweichung von Absatz 1 Buchstabe c ist nur der 
300 000 Franken übersteigende Wert der Liegenschaft zu 
berücksichtigen: 
a. wenn ein Ehepaar eine Liegenschaft besitz1, die von ei­
nem Ehegatten bewohnt wird, während der andere im Heim 
oder Spital lebt; oder 
b. wenn eine Person Bezügerin einer Hilflosenentschädl­
gung der AHV, IV, Unfallversicherung oder Militärversiche­
rung ist und eine Liegenschaft bewohnt, die sie oder ihr Ehe­
gatte besitzt 

Antrag der Minderheit 
(Hassler, Borer, Bortoluzzi, Miesch, Müri, Parmelin, Scherer 
Marcel, Triponez) 
Art. 1 O Abs. 2 Bst. a 
Unverändert (siehe auch Art 5 Abs. 3 Bst a) 

Ch.lb 
Proposition de la majorite 
Titre 
Coordination avec la loi federale du 6 octobre 2006 
sur les prestations complementaires a l'AVS et a l'AI 
(LPC-RPT) 
Ch. 1 introduction 
Ouel que soit l'ordre dans lequel la presente modification de 
la LPC et la LPC-RPT entrent en vigueur, a l'entree en vi­
gueur de la seconde de ces lois ou a leur entree en vigueur 
simultanee, les dispositions ci-apres de la LPC-RPT ont la 
teneur suivante: 
Art. 10 al. 2 let. a 
a ..... en raison du sejour dans un home ou dans un 
höpital. Cette !Imitation doit etre fixee de telle sorte que 
personne n'ait besoin de recourir a l'aide sociale en rai­
son du sejour dans un etabfissement medicosocial re­
connu; 
Art. 11 al. 1 tet. c 
c. un quinzieme de la fortune nette, un dixieme pour les be­
neficiaires de rentes de vieillesse, dans Ja mesure ou eile 
depasse 37 500 francs pour les personnes seules, 60 000 
francs pour les couples et 15 000 francs pour les enfants 
ayant droit a une rente d'orphelin ou donnant droit a une 
rente pour enfant de l'AVS ou .... 
Art. 11 al. 1 bis 
En derogation a l'article 1 lettre c, seule la valeur de l'im· 
meuble superieure a 300 000 francs entre en consideration 
au titre de la fortune: 
a. lorsqu'un couple possede un immeuble qui sert d'habita­
tion a l'un des conjoints tandis que l'autre vit dans un home 
ou dans un höpital; ou 
b. lorsqu'une personne pen;:oit une allocation pour impotent 
de l'AVS, de l'AI, de l'assurance-accident ou de l'assurance 
militaire et vit dans un immeuble lui appartenant ou appar­
tenant a son conjoint. 

Proposition de la minorite 
(Hassler, Borer, Bortoluzzi, Miesch, Müri, Parmelin, Scherer 
Marcel, Triponez) 
Art. 10 al. 2 let. a 
lnchange (voir aussi art. 5 al. 3 !et. a) 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Präsidentin (Egerszegi-Obrist Christine, Präsidentin): Hier 
gibt es noch eine Korrektur auf der Fahne. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE): Cela concerne seulement 
le depliant en franvais, puisque vous trouvez a la lettre a le 
montant de 40 000 francs pour !es couples, alors qu'en fait ia 
commission avait decide 60 000 francs pour les couples. Je 
vous remercie de corriger. 

Präsidentin (Egerszegi-Obrist Christine, Präsidentin): Auf der 
deutschen Fahne steht der richtige Betrag. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Ziff.11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch.II 
Proposition de Ja commission 
Adherer ä Ja decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur rensemble 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 05,025/4568) 
Für Annahme des Entwurfes .... 151 Stimmen 
Dagegen .... 2 Stimmen 

Abschreibung - Classement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
Proposition du Conseil federal 
Classer les interventions parlementaires 
selon lettre aux Chambres federales 

Angenommen - Adopte 

07.027 

Soziale Sicherheit. 
Abkommen mit Australien 
Securite sociale. 
Convention avec 1' Australie 

Erstrat - Premier Conseil 
Botschaft des Bundesrates 28.02.07 (BBI 2007 1787) 
Message du Conseil federal 28.02.07 (FF 2007 1677) 

Bericht SGK-NA 25 04 01 
Rapport CSSS-CN 25 04 07 
Nationalral/Conseil national 21.06.07 (Erstrat - Premier Conseil) 

Präsidentin (Egerszegi-Obrist Christine, Präsidentin): Sie 
haben einen schriftlichen Bericht erhalten. Die Kommission 
beantragt einstimmig, dem Bundesbeschluss zuzustimmen 
und den Bundesrat damit zu ermächtigen, das Abkommen 
zu ratifizieren. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L 'entree en matiere est decidee sans opposition 
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Aeschbacher . E 
AUemann . s 
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Amstutz + V 
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klausel wird erst nach erfolgter Differenzbereinigung be­
schlossen. 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes .... 32 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
(0 Enthaltungen) 

05.025 

Bundesgesetz 
über die Neuordnung 
der Pflegefinanzierung 
Loi federale 
sur le nouveau regime 
de financement des soins 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 16.02.05 (BBI 2005 2033) 
Message du Conseil federal 16.02.05 (FF 2005 1911) 

Ständeral/Conseil des Etats 19.09.06 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalral/Conseil national 21.06.07 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Ständeral/Consell des Etats 24.09.07 (Differenzen - Divergences) 

Ständeral/Conseil des Etats 25.09.07 (Fortsetzung - Suite) 

Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzie­
rung 
Loi federale sur le nouveau regime de financement des 
soins 

Ziff. 1 Art. 43bis Abs. 2 
Antrag der Mehrheit 
Festhalten 
(= Unverändert) 

Antrag der Minderheit 
(Fetz, Brunner Christiane, Ory) 
.... Grades voraussichtlich von Dauer sein wird. Der An­
spruch erlischt am Ende .... 

Ch. 1 art. 43bis al. 2 
Proposition de Ja majorite 
Maintenir 
(= lnchange) 

Proposition de /a minorite 
(Fetz, Brunner Christiane, Ory) 
. . .. ou moyenne qui sera vraisemblablement de longue du­
ree. Le droit s'eteint .... 

Forster-Vannini Erika (AL, SG), für die Kommission: Bei Arti· 
kel 43bis Absatz 2 haben wir eine Mehrheit und eine Minder­
heit. Hier geht es· um die Anspruchsvoraussetzungen für 
Entschädigungen bei einer Hilflosigkeit mittleren oder 
schweren Grades. Der Nationalrat hat sich für zwei Ände­
rungen gegenüber unserer Fassung ausgesprochen. Zum 
einen soll die einjährige Karenzfrist für den Anspruch auf 
Hilflosenentschädigung zur AHV aufgehoben werden. Zum 
anderen sollen die Hilflosenentschädigungen mit den Pfle­
geleistungen der obligatorischen Krankenpflegeversiche­
rung sowie mit der Bedarfsabklärung koordiniert werden. 
Damit soll ein möglichst schneller und unbürokratischer Zu­
gang zu den Leistungen ermöglicht werden. 
Die Mehrheit der Kommission bittet Sie, integral an unserer 
Fassung festzuhalten. Eine Minderheit spricht sich bei der 
Karenzfrist für die Fassung des Nationalrates aus. 
vorerst äussere ich mich zur geforderten Koordination der 
Leistungen mit denjenigen der Krankenversicherung. Hierzu 
stützt sich die Kommission auf die Stellungnahme des Bun­
desrates zu einer Motion im Nationalrat. Dort hat der Bun-
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desrat festgehalten, dass aufgrund der unterschiedlichen Art 
und Zweckbestimmung der Pflegeleistungen nach KLV und 
der Hilflosenentschädigung der AHV/IV keine wesentliche 
Vereinheitlichung der Grundlagen zur Abklärung der unter· 
schiedlichen Anspruchsvoraussetzungen vorgenommen 
werden kann. Diese Vorschläge für die Koordination der 
Leistunge.r.i führen zwar zu einer besseren Abstimmung und 
können Uberentschädigungen vermeiden, bringen aber 
gleichzeitig Abhängigkeiten zwischen den Sozialversiche· 
rungen mit sich, welche die Umsetzung anspruchsvoller ma­
chen. 
Aus diesem Grund schlägt Ihnen die Kommission vor, bei 
unserer Fassung zu bleiben, und zwar insgesamt. Der Min­
derheitsantrag betrifft dann die Karenzfrist. Der Bundesrat 
macht den Anspruch auf eine Hilflosenentschädigung von 
der Karenzfrist abhängig. Der Nationalrat hat sich darauf ge­
einigt, dass bereits Anspruch besteht, wenn die Hilflosigkeit 
voraussichtlich von Dauer sein wird. 
Aus Gründen der Rechtsgleichheit mit anderen Bereichen 
der IV, die alle eine Karenzfrist enthalten, ist Ihre Kommis­
sion nicht bereit, hier eine Ausnahme zu machen. Es gibt un­
serer Ansicht nach keinen triftigen Grund, die Hilflosigkeit 
nicht wie andernorts anhand einer Karenzfrist belegen zu 
müssen. 

Fetz Anita (S, BS): Die Minderheit beantragt Ihnen, gemäss 
Nationalrat zu entscheiden. 
Es geht hier im Prinzip um die Regelung der Koordination 
und auch der Wartefrist bei der Übergangspflege. Wir sind 
der Meinung, dass die nationalrätliche Version die Über­
gangspflege sinnvoller und kostensparender organisiert. 
Wenn man nämlich ein Jahr lang zuerst beweisen muss, 
dass man jetzt in diese Kategorie fällt - bei der Koordination 
zwischen Hilflosenentschädigung und KVG -. ist dies keine 
überzeugende und schon gar keine patientenfreundliche Re­
gelung. Es geht auch darum, dass dies auch entsprechend 
abgegolten werden soll. 
Ich bitte Sie also, hier der Lösung des Nationalrates zuzu­
stimmen. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Le Conseil federal vous 
invite a soutenir la proposition de la majorite de la commis­
sion pour les raisons qui ont ete donnees il y a un instant par 
Madame Forster. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 25 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 5 Stimmen 

Ausgabenbremse Frein aux depenses 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme der Ausgabe .... 33 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
(0 Enthaltungen) 

Das qualifizierte Mehr ist erreicht 
La majorite qualifiee est acquise 

Zlff. 2 Art. 3c Abs. 1 Bst. c, Abs. 1bls 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. 2 art. 3c al. 1 let. c, al. 1 bis 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Forster-Vannlnl Erika (RL, SG), für die Kommission: Der Na­
tionalrat hat sich bei Artikel 3c Absatz 1 Buchstabe c für eine 
Erhöhung der Freibeträge ausgesprochen, um ein Zeichen 
zu setzen. Dabei fasste er eine moderate Erhöhung der Frei­
beträge um 50 Prozent ins Auge. Bei Alleinstehenden soll 
der Betrag um 12 500 Franken und bei Ehepaaren um 
20 000 Franken erhöht werden. Bei Personen in eigener, 
selbstbewohnter Liegenschaft schlägt der Nationalrat einen 
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Betrag von 112 000 anstatt 75 000 Franken vor. Wichtig ist 
gemäss Nationalrat, dass die Leute ihr Vermögen nicht auf­
zehren müssen und so nicht zu Sozialhilfeempfängern wer­
den. Die Erhöhung gilt selbstverständlich für alle Betagten, 
die Ergänzungsleistungen beziehen. Gemäss Berechnung 
der Verwaltung ergäben sich damit Mehrkosten von insge­
samt 66 Millionen Franken, wobei rund 70 Prozent oder 
46 Millionen Franken zulasten der Kantone gingen. 
Wir haben nach ausführlicher Diskussion entschieden. dass 
wir uns bei Artikel 3c Absatz 1 Buchstabe c dem Nationalrat 
anschliessen. 
Zu Artikel 3c Absatz 1 bis: Der Nationalrat will mit seinem 
Entscheid verhindern, dass Wohneigentümer mit geringem 
finanziellen Spielraum ihr Wohneigentum zwecks Finanzie­
rung der Pflegekosten veräussern müssen. Durch die Erhö· 
hung der Freigrenze auf 300 000 Franken, wie sie der Natio­
nalrat beschlossen hat, soll sichergestellt werden, dass 
finanzschwache Eigentümer, die in der Regel in bescheide· 
nen Verhältnissen leben, nicht ihr Haus oder ihre Eigentums­
wohnung liquidieren müssen, um die Kosten der Pflege zu 
Hause zu bestreiten. 
Wir empfehlen Ihnen, auch bei Artikel 3c Absatz 1 bis dem 
Nationalrat zu folgen. 

Angenommen - Adopte 

Abs. 1 Bst. c-AI. 1 let. c 

Ausgabenbremse - Frein aux depenses 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme der Ausgabe .... 34 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
(0 Enthaltungen) 

Das qualifizierte Mehr ist erreicht 
La majorite qualifiee est acquise 

Ziff. 2 Art. 5 Abs. 3 Bst. a 
Antrag der Kommission 
a ..... begrenzen. Die Kantone sorgen dafür, dass durch den 
Aufenthalt in einem anerkannten Pflegeheim in der Regel 
keine Sozialhilfe-Abhängigkeit begründet wird; 

Ch. 2 art. 5 al. 3 let. a 
Proposition de la commission 
a ..... dans un höpital. Les cantons veillent a ce que le sejour 
dans un etablissement medicosocial reconnu ne mene pas, 
en regle generale, a une dependance a l'aide sociale; 

Forster-Vanninl Erika (RL, SG), für die Kommission: Mit die­
ser Bestimmung soll gemäss Nationalrat sichergestellt wer­
den, dass niemand einzig wegen seiner Pflegebedürftigkeit 
sozialhilfeabhängig wird. Die Grenze wurde bewusst aus­
schliesslich auf anerkannte Pllegeheime bezogen, das 
heisst, es werden nur Pflegeheime berücksichtigt, welche 
auf einer kantonalen Pflegeliste stehen. Diese Pflegeheime 
haben dem Kanton bezüglich Qualität und Kosten Rechen­
schaft abzulegen. Insbesondere wird damit sichergestellt, 
dass keine kostspieligen Pflegeheime mitberücksichtigt wer­
den. 
Die Problematik in dieser Frage ist entstanden, weil wir in 
der NFA-Gesetzgebung im Bundesgesetz über die Institutio­
nen zur Förderung der Eingliederung von invaliden Perso­
nen (lfeg) eine ähnliche Formulierung verabschiedet haben. 
Im lfeg steht, dass sich die Kantone an den Kosten des Auf­
enthalts in einer anerkannten Institution so weit beteiligen, 
dass keine invalide Person wegen dieses Aufenthaltes Sozi­
alhilfe benötigt. 
Die Kommission hat festgehalten, dass die Kantone die Vor­
gabe des NFA, nämlich die Kostenneutralität, nicht einhal­
ten. Um eine ähnliche Entwicklung bei der Pllegebedürftig­
keit zu vermeiden, stimmten wir mit 11 zu O Stimmen bei 
1 Enthaltung im Grundsatz dem Nationalrat zu. Wir wollen 
aber festhalten, dass die Kantone dafür zu sorgen haben, 

dass durch den Aufenthalt in einem anerkannten Pflegeheim 
in der Regel keine Sozialhilfeabhängigkeit begründet wird. 
Damit wird den Bedürfnissen der Pllegebedürftigen Rech­
nung getragen; gleichzeitig bleiben die Kantone aber frei, die 
Vorgaben ihren Bedürfnissen entsprechend zu regeln. 

Angenommen - Adopte 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 19.20 Uhr 
La seance est tevee a 19 h 20 

Bulletin officlel de l'Assemblee federale 
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Diese Argumente führen schliesslich dazu, dass keine Min­
derheit der Kommission einen anderen Antrag stellt. Ich darf 
Sie und den Bundesrat einladen, sich der Kommission anzu­
schliessen. Es bestehen sehr gute Aussichten, dass sich der 
Nationalrat, der im letzten Durchgang nur noch relativ knapp 
an seiner Haltung festhielt, uns anschliessen wird. 

Leuthard Doris, Bundesrätin: Meine Argumente für die bun­
desrätliche Version sind nicht mit solchen gegen Schweiz 
Tourismus gekoppelt, das war noch nie so. Wir haben immer 
dargelegt, dass Schweiz Tourismus eine ausgezeichnete Ar­
beit macht, dass sich das in der Vergangenheit auch stark 
verbessert hat und dass die Mittel gut eingesetzt werden. 
Darum geht es nicht. Ich kann dasselbe zu 0sec und zu Lo­
cation Switzerland sagen. Dort haben Sie ebenso konse­
quent alle Budgeterhöhungen abgewiesen. Volkswirtschaft­
lich, das muss ich Ihnen sagen, wäre eine Ausweitung des 
Budgets bei Location Switzerland noch wichtiger als bei 
Schweiz Tourismus. Dort haben Sie gesagt, dass das fi­
nanzpolitisch nicht drinliege und Sie eine Ausweitung des 
Budgets nicht wollten. Ich muss Sie einfach auch hier auf die 
finanzpolitischen Konsequenzen hinweisen. Ich hätte unzäh· 
lige Gründe gehabt, um Ihnen Budgeterhöhungen für all 
diese Organisationen schmackhaft zu machen. Ich bleibe 
ebenso konsequent in meiner Haltung, indem ich sage, dass 
wir uns bemüht haben, die bisherigen Zahlungsrahmen im 
Finanzplan beizubehalten; Erhöhungen wären für alle Orga­
nisationen, die in diesem Rahmengesetz enthalten sind, ge­
rechtfertigt. 
Wenn Sie das Budget ausweiten, müssen Sie diese 9 Millio­
nen Franken zusätzlich über das Kredit-Budget zuschanzen 
und mir einmal mehr sagen, was Sie aber erneut nicht tun, 
wo Sie diesen Betrag kompensieren wollen. Deshalb ist 
mein einziger Appell finanzpolitischer Natur. Alles andere, 
beispielsweise die Qualität der Leistungen, steht für mich 
nicht zur Diskussion. Dass selbstverständlich auch die zu­
sätzlichen 9 Millionen Franken gut eingesetzt würden, ist 
zweifellos so. 
Nachdem wir hier eine weitere Differenz haben, glaube ich, 
dass es sinnvoll ist, wenn Sie abstimmen; das ist auch dem 
Nationalrat gegenüber korrekt. Deshalb muss ich an meiner 
Version festhalten. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 26 Stimmen 
Für den Antrag des Bundesrates .... 9 Stimmen 

05.025 

Bundesgesetz 
über die Neuordnung 
der Pflegefinanzierung 
Loi federale 
sur le nouveau regime 
de financement des soins 

Fortsetzung - Suite 
Botschaft des Bundesrates 16.02.05 (BBI 2005 2033) 
Message du Conseil federal 16.02.05 (FF 2005 1911) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.09.06 (Erstrat- Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 21.06.07 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 24.09.07 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 25.09.07 (Fortsetzung Suite) 

Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzie­
rung 
Loi federale sur le nouveau regime de financement des 
soins 

Ziff. 3 Art. 25a 
Antrag der Mehrheit 
Abs. 1 
Festhalten 
Abs. 1bis 
Streichen 
Abs.2 
Festhalten 
Abs. 3 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Abs. 4 
Streichen 
Abs. 5 
.... überwälzt werden. Die Kantone regeln die Restfinanzie­
rung. 

Antrag der Minderheit 
(Fetz, Brunner Christiane, Ory) 
Abs. 1bis 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Antrag der Minderheit 
(Brunner Christiane, Fetz, Ory) 
Abs. 4 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. 3 art. 25a 
Proposition de la majorite 
Al. 1 
Maintenir 
Al. 1bis 
Biffer 
Al. 2 
Maintenir 
Al. 3 
Adherer a la decision du Conseil national 
Al. 4 
Biffer 
Al. 5 
. .. . haute ur de 20 pour cent au maximum de la contribution 
maximale fixee par le Conseil federaf. Les cantons reglent le 
financement residual. 

Proposition de la minorite 
(Fetz, Brunner Christiane, Ory) 
Al. fbis 
Adherer a la decision du Conseil national 
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Proposition de la minorite 
(Brunner Christiane, Fetz, Ory) 
Al. 4 
Adherer a la decision du Conseil national 

Abs. 1-AI. 1 

Forster-Vannini Erika (AL, SG), für die Kommission: Im Na­
tionalrat wurden Befürchtungen geäussert, dass mit der 
Streichung der Tages- und/oder Nachtstrukturen die ent­
sprechenden Leistungserbringer ausgeschlossen würden. 
Tatsache ist aber, dass diese Leistungen auch bei Ein­
richtungen mit ambulanten Tages- und/oder Nachtstrukturen 
oder bei Pflegeheimen vergütet werden, sofern die 
leistungserbringende Institution an sich anerkannt ist. Die 
Tagesinstitution muss also entweder auf der Tagesheimliste 
geführt werden, oder sie ist als Spitex-Organisation aner­
kannt, oder sie wird von einer Spitex-Organisation betreut; 
dann wird die Leistung der Spitex-Organisation übernom­
men. 
Im Rahmen der Spitalfinanzierung wurde das Konzept « Teil­
stationär» gestrichen. Aus Sicht des KVG ist das Konzept 
« Teilstationär» grundsätzlich eine Abwandlung des akutsta­
tionären Konzeptes. Die Pflegeeinrichtungen, die heute Ta­
ges-, Nacht- oder Ferienpatienten aufnehmen, sind nach der 
heute geltenden Interpretation unter den Pflegeheimen sub­
sumiert. In diesem Sinne stellt die Streichung des Begriffs 
«teilstationär» keine Streichung von Tageseinrichtungen dar. 
Ich möchte aber noch festhalten, dass nur die Kosten der 
Pflegeleistungen von den Krankenversicherern übernom­
men werden. Die Aufenthaltskosten hingegen werden von 
der Krankenversicherung nur bei einem stationären Aufent­
halt übernommen. 
Ich bitte Sie, dem Antrag Ihrer Kommission auf Festhalten 
zuzustimmen. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Nous sommes d'avis 
que la solution du Conseil des Etats est meilleure; elle evite 
d'introduire une nouvelle categorie de fournisseurs de pres­
tations dans la LAMal. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Abs. 1 bis - Al. 1 bis 

Forster-Vannini Erika (AL, SG), für die Kommission: Hier gibt 
es eine Mehrheit und eine Minderheit. Ich spreche im Na­
men der Mehrheit. 
Gemäss Nationalrat soll die Übergangspflege voll von den 
Krankenversicherern übernommen werden. Die volle Über­
nahme der Kosten, so der Nationalrat, sei notwendig, weil 
mit den geplanten Fallpauschalen in den Spitälern die Ver­
kürzung der Spitalaufenthalte eingeleitet werde. Das wie­
derur::i bedinge aber eine nachgelagerte professionelle Akut­
und Ubergangspflege. Nur so könnten mögliche Wiederein­
tritte in ein Spital verhindert werden. Als Teil der Behandlung 
einer akuten Erkrankung sei diese Pflege zwingend voll 
durch die Krankenversicherer zu übernehmen. Zudem kön­
ne die Akut- und Übergangspflege nicht mit der Langzeit­
pflege über einen Leisten geschlagen werden, weshalb sie 
voll über die OKP zu finanzieren sei. 
Der Nationalrat hat nach unserer Meinung mit dem Ent· 
scheid, dass di!l OKP die Vollkosten der ärztlich angeordne­
ten Akut- und Ubergangspflege, die ambulant oder im Pfle­
geheim durchgeführt wird, während einer vom Bundesrat 
bestimmten Dauer übernehmen soll, einen Entscheid getrof­
fen, der weit über die ursprünglichen Absichten des Parla­
mentes bei der Pflegefinanzierung hinausgeht. 
Die Mehrheit Ihrer Kommission ist deshalb der Meinung, 
dass an unserem Beschluss festgehalten werden soll. Die 
Unterscheidung bei der Pflege ist nicht von Vorteil, ja kann 
zu falschen Anreizen führen. Insbesondere würde die Lang­
zeitpflege dadurch schlechtergestellt. Die Krankenversiche­
rer sollten dazu verpflichtet werden, die Kosten für die Pflege 
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zu tragen, unabhängig davon, wie lange die Pflege dauert. 
Eine Sonderbehandlung der Akutpflege würde zu Mehr­
kosten führen, die über die Prämien zu finanzieren wären. 
Dies wiederum widerspricht unserem Grundsatzentscheid, 
dass die Überführung der Pflegefinanzierung kostenneutral 
zu geschehen hat. Mit einem solchen Entscheid würde zu­
dem eine eigentliche «Wundertüte", wie das in unserer 
Kommission gesagt worden ist, geöffnet, weil die Über­
gangspflege nirgends definiert ist. 
Die Kostenfolge wird von den verschiedenen Kostenträgern 
denn auch unterschiedlich eingeschätzt. Für den Fall, dass 
die Kosten z. B. während 60 Tagen voll von der Krankenver­
sicherung übernommen werden müssen, wird seitens des 
Departementes mit einem zusätzlichen Betrag für die Kran­
kenversicherer von rund 130 bis 250 Millionen Franken ge­
rechnet. Bei einem Stimmenverhältnis von 9 zu 3 bittet Sie 
die Kommission deshalb, auf Absatz 1 bis zu verzichten. 
Die Mehrbelastung wiegt umso mehr, als dadurch die finan­
zielle Last der Patientinnen und Patienten nicht etwa kleiner 
wird. In den meisten Kantonen wird mit dieser Finanzie­
rungsänderung nämlich nicht der Patient, sondern die öffent­
liche Hand entlastet. Die Rechnung für den Patienten zur Fi­
nanzierung der nichtgedeckten Kosten wird trotz Vollfinan­
zierung nicht kleiner werden. 
In diesem Sinn bitte ich Sie, der Mehrheit zu folgen. 

Fetz Anita (S, BS): Die Kommissionsminderheit beantragt 
Ihnen, hier dem Nationalrat zu folgen. Ich möchte voraus­
schicken, dass es sich hier um eine der Kerndifferenzen bei 
der Pflegefinanzierung handelt, die aus unserer Sicht ge­
nauso wichtig ist wie die Beschränkung der Patientinnen­
und Patientenbelastung auf 20 Prozent; denn es gibt sehr 
viele Leute, die davon betroffen sind oder es sein werden. 
Deshalb bitte ich Sie, sich genau zu überlegen, wem Sie hier 
folgen wollen. 
Im Nationalrat war es eine grosse Mehrheit, die sich dafür 
eingesetzt hat, dass die Kosten der nachgeordneten Akut­
und Übergangspflege von der obligatorischen Krankenpfle­
geversicherung übernommen werden, und zwar zeitlich be­
schränkt. Einfach, damit das klar ist: Es handelt sich hier im 
Maximum um zweimal 30 Tage, die Pflege muss ärztlich ver­
ordnet sein, und es muss auch entsprechend nachgewiesen 
werden können, dass sie nötig ist. Es werden also sämtliche 
Einschränkungen, die notwendig sind, in diesem Artikel ge­
nannt. Es ist deshalb nicht einzusehen, warum ärztlich ver­
ordnete Pflegeleistungen im Akut- und Übergangsbereich 
nicht von der OKP übernommen werden sollen. 
Eine der Überlegungen hat die Kommissionspräsidentin 
schon genannt: Wir schätzen die Auswirkungen der Rege­
lung anders ein. Wir haben ja gestern in der Spitalvorlage 
entschieden, dass wir jetzt auf Fallpauschalen umsteigen, 
was wir alle befürworten. Man muss einfach wissen, dass 
das Einführen der Fallpauschalen sicher zu einer Verkür­
zung der Spitalaufenthalte führen wird, was ja auch richtig 
und in unserem Sinn ist; denn die teuerste Form der Be­
handlung ist die Spitalbehandlung. Durch die Verkürzung 
der Spitalaufenthalte wird es aber immer mehr vor allem äl­
tere Patientinnen und Patienten geben, die auf eine an­
schliessende Übergangspflege angewiesen sein werden, 
die je nachdem im Heim oder zu Hause erfolgt. Diese Pfle­
ge, das kann nicht genug betont werden, ist krankheitsbe­
dingt und deshalb auch durch die Krankenversicherung zu 
übernehmen. Wenn das nicht geschieht, also wenn wir hier 
sozusagen meinen, wir würden etwas sparen, dann erhöhen 
wir ganz einfach den Anreiz, Leute länger im Spital zu las­
sen, insbesondere, wenn sie zu Hause nicht entsprechend 
betreut werden können - und das ist dann ein sehr teurer 
Anreiz. 
Dann möchte ich noch etwas zu den befürchteten Kosten 
sagen: Es stimmt, die Spitex-Kosten sind in den letzten Jah· 
ren im Vergleich überdurchschnittlich stark gestiegen. Das 
hat natürlich damit zu tun, dass wir sehr viel mehr ältere 
Leute haben, die auf die Spitex angewiesen sind; aber diese 
Wachstumsrate darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass es 
sich immer noch um eine relativ kleine Summe handelt. Ich 
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möchte Ihnen zum Vergleich nur sagen, dass die Wachs­
tumsrate bei der Spitex über mehrere Jahre, nämlich 1989 
bis 2005, zu einem Ausgabenanstieg von insgesamt 
164 Millionen Franken führte; allein die Medikamenten­
kosten sind innerhalb eines Jahres, zwischen 2004 und 
2005, um 144 Millionen Franken gestiegen. Was ich Ihnen 
mit diesem Vergleich sagen möchte: Es ist nicht lauter, die 
Erhöhung der Spitex-Kosten isoliert zu betrachten und zu 
meinen, das sei nun ein neuer Kostentreiber im Gesund­
heitswesen. Die Kostentreiber liegen ganz woanders: Die 
liegen im Spitalbereich, und sie liegen im Medikamentenbe­
reich. Spitex ist nicht nur eine der günstigsten, sondern im­
mer noch eine der patientenfreundlichsten Unterstützungs­
massnahmen. Wenn Sie dann noch einberechnen, dass die 
Mehrkosten bei der Spitex dadurch kompensiert werden, 
dass teure Spitalaufenthalte verkürzt werden und es keinen 
Anreiz mehr gibt, Leute nur deshalb in ein Spital einzuwei­
sen, weil die Pflege sonst von der Krankenkasse nicht be­
zahlt würde, dann darf man, glaube ich, mit Fug„ und Recht 
behaupten, dass diese Bezahlung der Akut- und Ubergangs­
pflege durch die Krankenkasse - beschränkt auf Patienten 
mit ärztlichem Zeugnis, beschränkt auf zweimal 30 Tage -
sicher nicht einen Kostenschub auslösen wird. 
In diesem Sinne möchte ich Sie bitten, bei Absatz 1 bis dem 
Nationalrat zu folgen. 

Brändli Christoffel (V. GR): Ich möchte auch hier darauf hin­
weisen, dass Mehrkosten, die Sie der Grundversicherung 
anlasten, zu Prämienerhöhungen führen. Die Kommission 
hat sich eigentlich immer ganz klar für Lösungen eingesetzt, 
die eben nicht prämientreibend sind. Sie hat sich auf den 
Standpunkt 9.estellt, man solle an der bisherigen Kostentra­
gung keine Anderung vornehmen. Die Krankenversicherer 
bzw. die Prämienzahler sollen also in etwa gleich viel bezah­
len, wie sie das heute tun. 
Ich möchte hier das, was ich gestern schon gesagt habe, 
wiederholen: Man muss nicht immer davon sprechen, die 
Krankenversicherer würden das bezahlen; die Krankenversi­
cherer sind hier Zahlstelle, sie belasten das den Prämien­
zahlern. Wir müssen deutlich sagen, was der Nationalrat 
will: Der Prämienzahler soll die Vollkosten zahlen - das ist 
die Aussage. 
Die Kommissionsmehrheit ist nun der Auffassung, dass man 
auch im Pflegebereich nicht die vollen Kosten der Akutpflege 
auf die Prämienzahler überwälzen soll, sondern dass ein Teil 
wie bisher über die Steuerzahler zu bezahlen ist, also über 
die öffentliche Hand, über den Träger usw. Da muss man 
jetzt schon klar die Frage beantworten: Wollen Sie wirklich 
alles auf die Prämienzahler überwälzen, oder sind Sie auch 
im Bereich der Pflege für eine gemischte Finanzierung? 
Die Kommission hat im Weiteren festgehalten, dass es 
grundfalsch sei, wenn Sie nur im Spital eine Leistungsfinan­
zierung einführen. Sie verlangen von den Spitälern Effizienz, 
nachdem wir ja über Jahrzehnte hinweg mit der Kostenfinan­
zierung unmögliche Strukturen geschaffen haben, in einzel­
nen Spitälern übersetzte Preise haben. Wir korrigieren das 
jetzt bei den Spitälern. Und zum gleichen Zeitpunkt kommen 
wir und sagen: Aber wenn sie dann aus dem Spital entlas­
sen werden, führen wir das alte Kostenprinzip Vollkostenfi· 
nanzierung bei der Pflege ein. Das mit entsprechenden 
Mehrkosten; das ist so. Das kann es nicht sein! 
Ich meine, dass wir auch im Pflegebereich Effizienz durch­
setzen müssen. Wir müssen auch die Kostentragung durch 
den Träger haben, also durch Gemeinden, Kantone, allen­
falls Stiftungen, welche die Pflegeleistungen erbringen. 
Diese müssen eben auch einen Anteil bezahlen. Sonst ha­
ben sie überhaupt kein Interesse, effizient zu arbeiten. Dass 
wir in der Kommission die Frage der sozialen Abfederung mit 
der 20-Prozent-Beschränkung aufgenommen haben, ist 
meiner Meinung nach zu befürworten. 
Ich habe es gesagt: Die Spitalfinanzierung, wie wir sie ge­
stern geregelt haben, wirkt prämientreibend; jetzt werden 
Prämienerhöhungen stattfinden. Ich bitte Sie einfach, bei der 
Pflegefinanzierung jetzt darauf zu achten, nicht wieder Be· 
schlüsse zu fassen, die zu Prämienerhöhungen führen - und 

zwar auch im Hinblick auf die demografische Entwicklung, 
die auf uns zukommt. Machen wir uns nichts vor: Im Pflege­
bereich werden wir in den nächsten Jahren aus demografi­
schen Gründen einiges an Kostensteigerungen erleben und 
irgendwann einmal auch über Sonderfinanzierungen reden 
müssen. Das Nationalratskonzept ist - ich möchte das fest­
stellen - erstens nicht prämienneutral, zweitens prämientrei­
bend und setzt drittens falsche Anreize. 
Ich bitte Sie deshalb, dem Konzept der Mehrheit unserer 
Kommission zuzustimmen und an unserem Beschluss fest­
zuhalten. 

Malssen Theo (C, GR): Wir haben dieses Geschäft über die 
Pflegefinanzierung zum ersten Mal in der letzten Herbstses­
sion in FIims behandelt, und Sie können sich erinnern, dass 
ich dort eine Reihe von Anträgen gestellt habe, die nicht an­
genommen worden sind. Der Nationalrat ist jetzt in die Rich­
tung dieser Anträge gegangen, und auch die ständerätliche 
Kommission hat jetzt einzelne dieser Punkte, die ich damals 
unterbreitet habe, übernommen. 
Jetzt gibt es allerdings einen Punkt, auf den ich aufmerksam 
gemacht hatte; die Kommissionssprecherin, Frau Forster, 
hat gesagt, man gehe dem näher auf den Grund. Das betrifft 
Artikel 25 Absatz 2 Buchstabe f, den Sie auf der Fahne auf 
Seite 11 oben links sehen. Hier geht es um den Aufenthalt in 
einer teilstationären Einrichtung. Ich hatte damals den An­
trag gestellt, das nicht zu streichen; es ist nun gestrichen. 
Aber es wurde damals gesagt, man müsse dieser Frage 
nachgehen, und ich erlaube mir nun. Herr Präsident, noch 
etwas zu Artikel 25a Absatz 1 zu sagen. Ich habe mich näm­
lich vorher gemeldet, und Sie haben mir das Wort nicht ge­
geben. 
Ich stelle hier keinen Antrag zu Absatz 1. Es gibt hier nun 
eine Differenz zum Nationalrat, und ich möchte zuhanden 
des Amtlichen Bulletins sagen, dass der Nationalrat sich hier 
überlegen müsste, ob er nicht eine andere Formulierung, 
eine andere Regelung wählen sollte. Es geht mir immer an 
und für sich um ein Gesamtsystem, auch von den Kosten 
her. Es braucht eine Gesamtschau. Es ist nicht so, dass es 
nicht anderswo eine Auswirkung hat, wenn wir auf der einen 
Seite sparen. Wenn man zum Beispiel bei der Spitex spart, 
dann werden Sie einfach anderswo und dort allenfalls gar 
höhere Aufwendungen haben. Darum geht es auch bei dem 
nun gestrichenen Buchstaben f, Aufenthalt in einer teilstatio­
nären Einrichtung. Das wissen wir. Das wird in Zukunft noch 
mehr der Fall sein - Herr Brändli hat darauf hingewiesen -, 
das wird mit der demografischen Entwicklung ein Problem 
werden. Herr Couchepin hat jüngst den Vorschlag gemacht, 
dass man auch Pensionierte in den ganzen Pflegedienst ein­
binden sollte im Sinne von Freiwilligenleistung. Ich finde das 
einen positiven Ansatz. 
Aber man muss dann natürlich Folgendes sehen: Wir haben 
bereits heute die sogenannte informelle Pflege. Das bedeu­
tete im Jahre 2000 eine Kostenersparnis von 20 Prozent 
oder von 1,2 Milliarden Franken. Diese Pflege wird von An­
gehörigen oder Bekannten gemacht. Aber diese können das 
nicht 365 Tage lang machen, sondern sie müssen eine Mög­
lichkeit haben, sich selber auch zu erholen und vielleicht für 
zwei oder drei Wochen die Person, die von ihnen gepflegt 
wird, in eine entsprechende Einrichtung zu geben. Das war 
an und für sich die Idee von Litera f im vorangehenden Arti­
kel. 
Nun hat der Nationalrat mit Absatz 1 wieder etwas in diese 
Richtung gemacht. 
Wie ich gestern von der Kommissionspräsidentin, Frau For­
ster, erfahren habe, war das Problem in der Kommission bei 
der Regelung von Absatz 1 , dass damit nicht nur die Pflege­
kosten finanziert werden sollen, sondern auch die Hotel­
kosten, also die Verpflegung usw. Ich möchte nun beliebt 
machen, dem Nationalrat das Anliegen weiterzugeben, also 
die Frage, ob man bei Absatz 1 nicht eine Formulierung fin· 
den könnte, mit der mindestens die Pflegekosten finanziert 
wären - ohne die Aufenthaltskosten als solche, die ja dann 
zu Hause wegfallen. Mein Anliegen bei Absatz 1 ist also, 
dass man eine angemessene Regelung findet. 
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Nun zu Absatz 1 bis: Hier schliesse ich mich ganz klar der 
Kommissionsminderheit an. Auch hier muss man das Ge­
samtsystem sehen. Wir haben heute die Situation, dass in 
den Spitälern Fallpauschalen geplant sind. Diese zielen zu 
Recht auf eine Verkürzung der Aufenthalte im Spital ab. Da­
mit werden wir Kosten sparen. Nun ist es so: Je mehr die 
Dauer der Aufenthalte im Spital verkürzt wird, umso mehr ist 
eine anschliessende Pflege notwendig - sie wird hier als 
Übergangspflege bezeichnet -, die früher bei den längeren 
Spitalaufenthalten im Spital geleistet wurde, und zwar zu viel 
höheren Kosten. Wenn wir nun die Fallpauschalen einführen 
und die Spitalaufenthalte verkürzen, ist es konsequent. dass 
wir die dadurch bedingte nachgelagerte professionelle Akut­
und Übergangspflege während einer beschränkten Zeit fi. 
nanzieren. Es heisst ja hier, dass der Bundesrat die Dauer 
der Kostenübernahme bestimmt, es ist also nicht ein Fass 
ohne Boden, sondern es wird ganz klar beschränkt. Es ist 
auch so, dass bei der Finanzierung der weiteren Pflege die 
Steuerzahler mitmachen müssen. Wir haben ja Absatz 5, wo 
wir den Anteil der leistungsbezüger bei höchstens 20 Pro­
zent festlegen. Aber dort wird dann bei der Pflegeleistung 
gesagt, dass die Kantone die Restfinanzierung regeln. Dort 
sind Kantone und Gemeinden also eingebunden. Es geht 
mir wirklich um die beschränkte Zeit der Akut- und Über­
gangspflege, die sich, nachdem wir nun die Spitalaufenthalte 
verkürzen, vermehrt ergibt. 
Ich empfehle Ihnen deshalb, bei Absatz 1 bis der Minderheit 
zu folgen. 

Stähelin Philipp (C, TG): Was Artikel 25a Absatz 1 anbe­
trifft, kann ich Kollege Maissen beruhigen: Wir sind hier 
schlicht und einfach daran, die teilstationäre Behandlung, 
die wir als Begriff im übrigen KVG jetzt weggelassen ha­
ben - davon sind wir weggekommen -. auch im Bereich der 
Pflegeleistungen zu eliminieren. Es ändert aber in der Sache 
gar nichts. Wenn man diesen Artikel anschaut, sieht man ja, 
dass der Bereich «ambulant oder im Pflegeheim» alles ab­
deckt. Das ist abgedeckt, es ist nicht ein Unterschied. Herr 
Maissen, wir wollen hier nicht irgendwie die Behandlung in 
Einrichtungen, Tages- oder Nachtstrukturen, quasi bestrafen 
und ausschliessen; das ist gar nicht der Fall. Das ist abge­
deckt, entweder ist es ambulant oder stationär. Wir wollen 
einfach diesen ambivalenten Begriff der teilstationären Be­
handlung, der nirgends richtig definiert ist, nicht mehr im Ge­
setz haben; es geht nur darum. Wenn immer eine Pflege­
leistung aufgrund einer ärztlichen Anordnung erfolgt - das 
ist hier der Fall, darum geht es hier-, wird diese auch abge­
golten. 
Noch ein letztes kurzes Wort zu den Bemerkungen zu Ab­
satz 1 bis beziehungsweise zur Systemwahl: Herr Maissen 
hat gesagt,· wir müssten das Gesamtsystem sehen. Genau 
das machen wir mit dem Antrag der Mehrheit. Der Antrag 
der Mehrheit geht im Grunde genommen eben dahin, dass 
wir auch im Bereich der Pflegemassnahmen vom Kosten­
denken - Abgeltung der Kosten - zur leistungsbezogenen 
Entschädigung, zu einem Preisdenken übergehen. Das ent­
spricht dem System, das wir nun generell im KVG gefunden 
haben. Wir wollen im Bereich der Pflegefinanzierung nicht 
wieder in eine andere Richtung gehen. Wir sehen exakt das 
Gesamtsystem, und darum geht es uns hier. 
Ich bitte Sie, der Mehrheit zu folgen. 

Fetz Anita (S, BS): Kollege Stähelin hat mich noch einmal 
auf den Plan gerufen. Mir geht es auch darum, dass Sie 
wirklich verstehen, worüber wir hier abstimmen. Es ist mir 
gestern schon aufgefallen; es ist wirklich ein komplexes Ge­
biet: Wenn wir ausschliesslich von Systemen reden - wir 
sind gar nicht so verschiedener Meinung darüber-. dann 
möchte ich die Gelegenheit schon nochmals wahrnehmen 
und auch Ober die Menschen reden, die davon betroffen 
sind. Bei jedem System haben Sie Schnittstellen, bei wel­
chen ein Überg_ang stattfindet. Darum geht es bei dieser 
Frage; Soll der Ubergang zwischen Spital und Wiederselbst­
ständlgsein für eine kurze Zeit von der Krankenkasse be­
zahlt werden oder nicht? Das ist die Frage. 
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Kollege Maissen hat selbstverständlich Recht, wenn er sagt, 
der systemische Druck, den wir jetzt aufbauen, sei wichtig, 
damit die Spitalaufenthalte kürzer werden. Man darf aber 
doch nicht vergessen, was mit den Menschen passiert, die 
nachher nicht einfach wieder fit und auf den Beinen sind, 
sondern eine Übergangspflege brauchen, sei das nun im 
Heim oder zu Hause. Wir finden, es ist nicht gerechtfertigt, 
dass diese Pflege für eine kurze Zeit nicht von der Kranken· 
kasse übernommen wird. 
Ein letzter Punkt: Wir sind hier die Vertretung der Kantone. 
Wir mussten uns heute medial vorwerfen lassen, dass wir 
die Kantone gestern nicht optimal vertreten haben. Der 
Nachteil des Antrages der Kommissionsmehrheit ist relativ 
einfach zu formulieren: Das Beitragssystem. das die Mehr­
heit will, setzt voraus, dass es Auffangnetze für die soge­
nannten Härtefälle gibt, also z. B. die Ergänzungsleistung 
oder die Hilflosenentschädigung. Das ist auch richtig, diese 
gibt es. Das gilt allerdings nur für Personen, die entweder 
eine AHV- oder eine IV-Rente beziehen. Für die vielen Chro­
nischkranken, die nicht berentet sind, gibt es diese Auffang­
netze nicht. Was passiert mit ihnen, wenn sie die Kosten 
nicht übernehmen können? Die Sozialhilfe muss einsprin­
gen, das heisst, die Kosten werden einfach zur Sozialhilfe 
und damit zu den Kantonen und den Gemeinden verscho­
ben. Das wird passieren. Ich finde es nicht richtig, dem Ri­
siko ausgesetzt zu sein, ein Sozialfall zu werden, wenn man 
pflegebedürftig ist. Dafür haben wir die Krankenversiche­
rung. 

Altherr Hans (Al, AR): Ich ersuche Sie, dem Antrag der 
Mehrheit zu folgen, und ich möchte nur ganz kurz auf das 
Votum von Frau Fetz reagieren. Sie hat gesagt, jedes 
System habe Schnittstellen. Wenn Sie aber dem Antrag der 
Minderheit folgen, schaffen Sie zwei zusätzliche Schnittstel­
len: Wo beginnt die Akut- und Übergangspflege, und wo en­
det sie? Wo geht es dann weiter im System - davon abgese­
hen, worauf Frau Forster hingewiesen hat, dass die Defini­
tion der Akut- und Übergangspflege äusserst unsicher ist? 
Es kommt dazu. dass jedes System auch Anreize schafft. 
Überlegen Sie sich einmal etwas ganz Einfaches: Wir haben 
zuerst einen Spitalaufenthalt. Der wird mit DRG vermutlich 
kürzer. Das heisst, in den Spitälern werden Betten oder Ab­
teilungen frei. Dann schaffen Sie ein System der Übergangs­
pflege, mit welchem Sie die Kosten übernehmen, nicht ir­
gendwelche Leistungen, sondern die Kosten. Jedes Spital, 
das vor diesem Problem - freie Betten - steht, wird eine Ab­
teilung für Akut- und Übergangspflege schaffen. Das ist be­
triebswirtschaftlich völlig normal, man reagiert auf die An­
reize. Aber volkswirtschaftlich ist das verheerend. Die 
Kosten werden weiter massiv steigen. Das kann nicht das 
richtige System sein. Für die Idee habe auch ich ein gewis­
ses Verständnis, aber wenn schon, dann müsste man das 
anders machen. 
Ich mache Ihnen beliebt, selbst wenn Sie unsicher sind, der 
Mehrheit zuzustimmen. Damit schaffen Sie eine Differenz 
zum Nationalrat, und die Diskussion kann hier weitergeführt 
werden. 

Stadler Hansruedi (C, UR): Schon gestern habe ich anstän­
dig zugehört, jetzt auch. Ich möchte als Nichtmitglied der 
Kommission eine Bemerkung aus der Praxis abgeben. Ich 
unterstütze in diesem Falle den Antrag der Kommissions· 
minderheit. 
Früher sagte man in den Spitälern: «Ja, wir behalten Sie 
noch eine Weile.» Heute fragt man - etwas überspitzt formu­
liert- in den Spitälern: «Wann gehen Sie endlich?» Dies vor 
allem aufgrund der Fallpauschalen, die richtig sein mögen. 
Gerade in .,dieser Hinsicht spielt die ärztlich angeordnete 
Akut- und Ubergangspflege eine wichtige Rolle, ja gar eine 
segensreiche Rolle. 
Ich wünsche niemandem unter uns, dass er ein Fall für eine 
Fallpauschale wird. Es sei einfach einmal gesagt: Auch 
wenn das System der Fallpauschalen richtig und gut sein 
mag, ist der Mensch nicht nur eine Maschine, bei welcher 
beispielsweise eln Ölwechsel vorzunehmen ist, sondern der 
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Mensch ist etwas komplexer. Es sei einfach gesagt, dass in 
solchen Fällen die Spitex und die ärztlich angeordnete Akut­
und Übergangspflege eine wichtige Rolle spielen. 
Deshalb unterstütze ich hier den Antrag der Kommissions­
minderheit. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Dans le domaine de la 
sante, je ne connais pratiquement aucun prestataire de 
soins qui n'ait pas, dans son «carquois». l'argument suivant: 
«Si vous depensez plus pour mes prestations, vous allez 
economiser ailleurs.» Tous les prestataires de soins utilisent 
cet argument. Lorsqu'on interroge les representants de l'in­
dustrie pharmaceutique, ils disent: ,,Naturellement, on evite 
que les gens aillent a l'höpital. » Lorsqu'on interroge les re­
presentants des höpitaux, ils affirment: «Nous sommes de 
plus en plus efficaces, et le systeme DRG va nous obllger a 
etre encore plus efficaces a l'avenir. Ainsi, on va economiser 
de l'argent.» 
Monsieur Altherr a dit avec raison qu'en soi, le systeme DRG 
ne signifie encore rien, parce qu'il est possible que la duree 
moyenne du sejour soit reduite et que, par consequent, des 
lits soient libres. Mais avant qu'on accepte que la conclusion 
soit de fermer un höpital ou de fermer une section, on inven­
tera beaucoup de choses pour reussir ä reoccuper ces lits. 
Or, une chose parmi les plus simples est de creer de nouvel­
les prestations telles que celle qui est proposee par le Con­
seil national. 
Les medecins qui pratiquent en ambulatoire nous expliquent 
que, gräce ä eux, on evite le traitement en «stationnaire am­
bulatoire», qui est plus eher; ceux qui pratiquent en «station­
naire ambulatoire» nous disent que, gräce ä eux, on evite 
l'hospitalisation. Bref, dans le systeme de la sante, chacun 
pretend que si on fait un petit effort en taveur de sa corpora­
tion, on va avoir un benefice pour tous. En realite, il y a tou­
jours un peu de vrai dans ce discours; mais il ne faut jamais 
pousser ce systeme ä !'extreme: un systeme aussi complexe 
que celui-la ne peut fonctionner de maniere efficace que s'il 
est modere. 
Les soins a domicile (Spitex) entrent exactement dans cette 
categorie. C'est quelque chose de doux, de bienveillant: Ma­
dame Mörikofer ici presente est une personne sympathique, 
et s'attaquer aux coOts du Spitex est quelque chose qui est 
quasiment contre la morale. Or le Spitex est en train de nous 
coüter tres eher. Les coOts ne sont pas sous contröle. Et 
parmi les explosions de coOts auxquelles on assiste ces 
temps-ci, il y a ceux relatifs aux soins ä domicile. Mais la 
somme absolue est encore relativement faible, si bien que 
les 10 ou 12 pour cent d'augmentation ne provoquent pas 
une catastrophe. Cependant, petit ä petit, les soins ä domi­
cile deviendront un probleme, car leurs coüts ne sont pas 
sous contröle, malgre toute Ja sympathie que nous inspirent 
!es personnes qui sont ä la tete de cette organisation. 
Par consequent, il taut etre tres prudent et ne pas inscrire 
dans la loi des «moteurs a explosion» qui, un jour, tireront ä 
consequence et feront qu'on devra revenir en arriere. Per­
sonne ne conteste l'interet des soins a domicile ni leur im­
portance accrue dans le futur aussi du fait du vieillissement 
de la population, du systeme DRG et, je l'espere, de la re­
duction du nombre de lits. Mais le systeme DRG seul 
n'aboutit ä aucune economie. C'est seulement si, a la suite 
de l'introduction du systeme DRG, on peut reduire les pres­
tations fournies par les höpitaux et qu'on supprime des lits 
que cela se produira. Est-ce que Qa aura lieu? j'ai quelques 
doutes a ce sujet. Par consequent, personne ne peut affir­
mer qu'introduire des prestations supplementaires en faveur 
du systeme des soins a domicile debouchera sur des econo­
mies, surtout lorsque, comme dans le cas present, on intro­
duit une terminologie qui n'a plus cours dans la loi, ce qui 
permettra, comme l'ont dit Monsieur Altherr et d'autres ora­
teurs, sous cette terminologie, d'avoir des prestations extra· 
mement larges et genereuses. 
Bien sür, Madame Fetz, si le systeme DRG est bien appfi· 
que, il faudra trouver des solutions, et on les trouvera, mais 
Qa coütera deja plus. Si vous commencez ä l'avance a ouvrir 
largement la porte a de nouvelfes prestations, on va proba-

blement vers une catastrophe. Pendant les cinq, dix premie­
res annees, <;:a se passera bien, et puis tout ä coup il faudra 
lancer des programmes urgents ou des programmes d'eco­
nomies qui auront pour consequence la suppression de cer­
taines prestations. 
Je' dois dire que le Conseil des Etats et sa commission ont 
travaille avec bon sens. Tout le monde est sensible aux 
avantages des soins ä domici!e, mais il vaut mieux une loi 
relativement sobre et modeste - II y a deja 1 O pour cent 
d'augmentation simplement sur la base de la loi actuelle -, 
qui, avec le temps, experience faite, permettra d'ameliorer 
des prestations, plutöt que de prevoir dans le texte des le 
depart un elargissement des prestations, ce qui tout a coup 
nous placera devant un desastre qui nous obligera ä revenir 
en arriere. 
Selon nos calculs, la solution que preconise le Conseil natio­
nal coüte au minimum 130 millions de francs de plus - ce qui 
n'est pas peu pour un seuf secteur. Et surtout, elle introduit 
une certaine insecurite dans les termes et dans les defini­
tions. 
C'est pour cela que je suis convaincu que pour l'instant, les 
choses etant ce qu'elles sont - peut-etre que dans cinq ou 
dix ans on pourra revoir les choses en fonction des experien­
ces faites -, il taut faire preuve d'une certaine prudence 
dans les definitions inscrites dans la loi, s'en tenir ä ce qui 
est sür et soutenir la proposition de la majorite. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 26 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 12 Stimmen 

Abs. 2, 3-AI. 2, 3 
Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon /a proposition de la majorite 

Präsident (Bieri Peter, Präsident): Ich möchte an dieser 
Stelle Folgendes festhalten: Wir haben bei uns die Usanz, 
dass zuerst die Anträge der Mehrheit und dann diejenigen 
der Minderheit begründet werden. Danach haben die Mit­
glieder der Kommission, dann diejenigen des Rates und am 
Schluss der Bundesrat das Wort. Zudem sollte man sich in 
der Regel auf ein einziges Votum beschränken - auch im 
Hinblick auf den Zeitplan. 

Abs. 4-AI. 4 

Forster-Vannini Erika (RL, SG), für die Kommission: Ganz 
kurz: Der Nationalrat hat entschieden, dass der Beitrag der 
Krankenversicherung alle zwei Jahre gemäss Mischindex 
angepasst werden muss. Die Mehrheit Ihrer Kommission 
vertritt die Auffassung, dass damit eine präjudizierende Wir­
kung einhergehen könnte, die auch anderswo ungewollte 
Automatismen nach sich ziehen würde. Es sei nicht oppor­
tun, einer einzelnen Gruppe von Leistungserbringenden ei­
ne Zusicherung bezüglich Index zu machen, die anderen 
nicht zusteht. Deshalb haben wir mit 9 zu 3 Stimmen ent­
schieden, hier an unserem Beschluss festzuhalten. 
Ich bitte Sie, der Mehrheit zu folgen. 

Fetz Anita (S, BS): Hier geht es um den Mischindex; im 
Prinzip brauche ich nicht viel zu sagen. Die Meinungen sind 
geteilt, die Frage ist Will man die OKP alle zwei Jahre ge­
mäss Mischindex anpassen? Die Minderheit und vor allem 
der Nationalrat finden, dass das richtig ist. Ich möchte Sie 
bitten, hier der Minderheit zu folgen. Es ist nämlich die Fra­
ge, was passiert, wenn die Beiträge der OKP nicht ange­
passt werden. Irgendwo entsteht dann eine Lücke, wenn 
nicht regelmässig an die Teuerung angepasst wird. Diese 
Frage ist letztendlich offen. 
Jetzt können Sie sagen: Ja, okay, das gibt einen Druck auf 
die Lohnkosten usw. Aber dann muss man ehrlich sagen, 
dass der fehlende Teuerungsausgleich auf Kosten der Quali­
tät geht. Wir haben in sämtlichen anderen Systemen auch 
die Regel, dass die Teuerung via Mischindex ausgeglichen 
wird. 
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Deshalb bitte ich Sie, dem Nationalrat und der Minderheit zu 
folgen. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Nous soutenons la pro­
position de la majorite. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 23 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 8 Stimmen 

Abs. 5 -Al. 5 

Forster-Vannini Erika (RL, SG), für die Kommission: Der Na­
tionalrat will eine Begrenzung der Kostenbelastung für die 
Pflege einführen. Der Rest soll von den Kantonen bezahlt 
werden. Gemäss einem Zusatzbericht der Verwaltung teilen 
sich die Zusatzkosten auf einen Beitrag der Versicherung 
und einen Restbetrag auf, der prozentual vom Versicherten 
mitgetragen wird. Wenn im Sinne einer statistischen Schät­
zung die Gesamtkosten berechnet werden, muss man von 
einer Mehrbelastung von 630 Millionen Franken für die Kan­
tone ausgehen, wobei 152 Millionen an Subventionen und 
168 Millionen an EL-Beiträgen entfallen, sodass die tatsäch­
liche Mehrbelastung rund 310 Millionen Franken beträgt. 
Dies deckt sich auch mit den Schätzungen der Kantone, die 
eine Mehrbelastung der Kantone im Umfang von 300 bis 
340 Millionen Franken prognostizieren. Die GDK macht zu­
dem geltend, dass es nicht Sache der Kantone sein kann, 
dass Personen ohne finanziellen Bedarf von ihnen subven­
tioniert werden müssen. Der Finanzbedarf der Pflegebedürf­
tigen sei über die EL hinreichend gedeckt. 
Die Kommission kann sich dem Anliegen des Nationalrates 
insofern anschliessen, als der Anteil der Kostenbelastung für 
die versicherten Personen begrenzt werden soll. Sie ist aber 
der Meinung - da besteht eine Differenz zum Nationalrat -, 
dass die Restfinanzierung, das heisst die innerkantonalen 
Restkosten, von den Kantonen in eigener Kompetenz gere­
gelt werden soll. Im KVG haben wir nur zu regeln, was von 
der obligatorischen Krankenversicherung zu übernehmen 
ist. Wie die Kantone die restlichen Kosten begleichen, soll in 
ihrer eigenen Kompetenz bleiben. Es ist damit aber gesi­
chert, dass der Versicherte höchstens zu 20 Prozent des 
Höchsttarifs belangt werden kann. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Ziff. la 
Antrag der Mehrheit 
Festhalten 

Antrag der Minderheit 
(Brunner Christiane, Fetz, Ory) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
(= Streichen) 

Ch. la 
Proposition de 1a majorite 
Maintenir 

Proposition de la minorite 
(Brunner Christiane, Fetz, Ory) 
Adherer a la decision du Conseil national 
(= Bitter) 

Forster-Vannlni Erika (RL, SG), für die Kommission: Absatz 1 
besagt, dass die Beiträge an die Pflegeleistuni;i~n so festge­
setzt werden, dass die Kostenneutralität beim Ubergang ge­
wahrt ist. Durch die gesamtschweizerische Festlegung der 
Beiträge werden in einzelnen Kantonen die Versicherer die 
Beiträge je nach Stufe erhöhen müssen; in anderen Kanto­
nen werden die Beiträge nach unten angepasst werden 
müssen. Die Zahl 200X, die wir festhalten, macht klar, dass 
heute noch nicht absehbar ist, wann das Gesetz in Kraft tre­
ten wird. Sollte das Gesetz zum Beispiel im Jahr 2008 in 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Kraft treten, was unwahrscheinlich ist, würde bei der Berech­
nung der Beiträge auf die Vergütung von 2006 abgestellt. 
Tritt es 2009 in Kraft, soll auf die Vergütung von 2007 abge­
stellt werden. Da ein Systemwechsel vorgesehen wird, ist 
eine Übergangsregelung vorzusehen, die einen gewissen 
Freiraum zulässt; deshalb auch die Regelung, dass der Bun­
desrat Anpassungen vorsehen kann, wenn die Regelung 
nicht im ersten Jahr erfolgen kann. 
Absatz 2 besagt dann - wenn Sie gestatten. Herr Präsi­
dent -, dass die geltenden Tarife und Tarifverträge innert 
drei Jahren anzupassen sind. Die Angleichung wird von den 
Kantonsregierungen bestimmt. 

Fetz Anita (S, BS): Hier geht es ja bezüglich der gesamten 
Finanzierung der Pflege um die Kostenneutralität für die 
Krankenversicherer. Wir beantragen Ihnen, dem Beschluss 
des Nationalrates zu folgen und diese - ich sage einmal: -
einseitige Kostenneutralität für die Krankenversicherer aus 
mehreren Gründen zu streichen. 
Erstens möchte ich Sie daran erinnern, dass die Kosten für 
die Pflege ja über die vereinbarten Rahmentarife übernom­
men werden müssen. Wir alle - zumindest alle, die in die­
sem Bereich kundig sind - wissen aber, dass diese 
Rahmentarife seit 1997 nicht mehr angepasst worden sind 
und dass die Kosten trotzdem steigen, sodass hier eine 
Deckungslücke entsteht. Man muss sich wieder fragen, wer 
diese ungedeckten Kosten bezahlt. Mit der Vorlage über die 
Pflegefinanzierung ist die Kostenneutralität von Anfang an 
vorgegeben worden. Mir scheint es nicht nachvollziehbar, 
warum ausgerechnet nur für einen Kostenträger - die 
Kosten tragen ja verschiedene: die Haushalte, die öffentliche 
Hand und die Krankenversicherer - die Kostenneutralität 
gelten soll. Jetzt werden Sie natürlich sagen: «Ja, die Erhö­
hung der Kosten in der Krankenversicherung bedeutet auch 
eine Erhöhung der Prämien.» Ich bin diesbezüglich nicht so 
pessimistisch wie die Krankenversicherer, dass die Kosten 
derart stark steigen. Sie werden innerhalb der generellen 
Steigerung im Gesundheitswesen zunehmen. Aber wir müs­
sen hier auch einmal zur Kenntnis nehmen, dass die Zu­
nahme der Kosten im Gesundheitswesen damit zu tun hat, 
dass wir mehr Bedarf haben, weil die Menschen älter wer­
den - das kann man den Menschen nicht vorwerfen. 
Deshalb meine ich: Wir sollten hier nicht nur für einen 
Kostenträger die Kostenneutralität definieren. Damit verla­
gern wir einfach die Kosten auf die Haushalte und die öffent­
liche Hand. 
Ich bin mir darüber im Klaren: Sie werden hier sicher nicht 
der Minderheit zustimmen, wie Sie das schon die ganze Zeit 
nicht machen. Aber ich möchte klar darauf aufmerksam ma­
chen, dass das ein Kernproblem ist, und es wird sich ver­
mutlich in unserem Differenzbereinigungsprozess noch ir­
gendeine sinnvolle Lösung finden lassen. Ich denke schon 
über den heutigen Tag hinaus, denn diese einseitige Kosten­
neutralität ist jetzt wahrlich weder im Sinne der Mehrheit 
noch im Sinne der öffentlichen Hand oder der Patientinnen 
und Patienten. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Je vous recommande 
de soutenir la proposition de la majorite de la commission du 
Conseil des Etats. Ce que vient de dire Madame Fetz est 
faux, a savoir que les tarifs n'ont pas ete readaptes; ils l'ont 
ete a ptusieurs reprises. Dans la loi, dont on a prolonge la 
validite l'annee derniere, il y a une invitation adressee au 
Conseil federal de readapter les tarifs en fonction du renche­
rissement. Donc, pretendre qu'il n'y a pas eu de readapta­
tion est faux; on n'est pas «realitätsfremd» au point de ne 
pas readapter les tarifs en fonction de l'evolution du coüt de 
lavie. 
Ce qui est vrai, c'est qu'il s'agit d'un point de depart: celui 
des tarifs. Ensuite, ils evolueront en fonction d'un certain 
nombre de facteurs. Mais je le repete, le Spitex, les soins a 
domicile ne sont pas sous contröle actuellement du point de 
vue des couts, ce qui ne veut pas dire qu'on gaspille - je 
n'en sais rien. Leurs coüts ont augmente massivement au 
cours de ces derniers mois. Alors on partira non pas d'une 
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somme globale qui date d'une periode historique, mais 
d'une somme globale qui sera fixee au demier moment. Par 
consequent, c'est deja plus qu'aujourd'huil II y a deja une 
augmentation. Si on fixe des le depart, alors qu'on sait que 
dans ce domaine-la les depenses progressent a un rythme 
soutenu, la base a un niveau plus eleve qu'au moment ou 
cela entre en vigueur, dans la realite on cree un double dy­
namisme et on «met le turbo». A la fin, il y a quelqu'un qui 
paie, mais ce ne sont pas les assurances-maladie. Elles ne 
sont pas des banques nationales irresponsables qui cree­
raient de la fausse monnaie. 
Les assurances-maladie transferent les coüts et les frais aux 
citoyens et aux citoyennes. Et socialement, c'est probable­
ment encore moins Juste que si de temps en temps c'est le 
contribuable qui paie, car on sait qua ce dernier paie en 
fonction de sa capacite contributive. Dans rassurance-mala· 
die, on paie par täte, ce qui est une bonne chose parce qua 
r;a implique une certaine responsabilite de tous, mais il est 
faux de pretendre qua, si on met a la charge des caisses­
maladie, c'est sociaf et que, si on ne met pas a la charge des 
caisses-maladie, ce n'est pas social. C'est le citoyen ordi· 
naire qui doit payer au nom d'une politique sociale saine, au 
nom d'une volonte de contenir Je volume des coüts, sans 
bfoquer f'evofution. 
Nous vous invitons a soutenir la proposition de la majorite de 
la commission. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 25 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 7 Stimmen 

Ziff. lb 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
mit Ausnahme von: 
Art. 10 Abs. 2 Bst. a 
a ..... werden. Die Kantone sorgen dafür, dass durch den 
Aufenthalt in einem anerkannten Pflegeheim in der Regel 
keine Sozialhilfeabhängigkeit begründet wird; 

Ch.lb 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 
a l'exception de: 
Art. 10 al. 2 let. a 
a ..... en raison du sejour dans un home ou dans un höpital. 
Les cantons veillent a ce qua le sejour dans un etablisse­
ment medicosocial reconnu ne mene pas, en regle generale, 
a une dependance a l'aide sociale; 

Präsident (Bieri Peter, Präsident): Die Berichterstatterin teilt 
mir mit, dass es sich lediglich um entsprechende Anpassun­
gen infolge früherer Beschlüsse handelt. 

Angenommen Adopte 
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Parlamentarische Initiative 
Levrat Christian. 
Bundesgesetz 
über die Landessprachen 
Initiative parlementaire 
Levrat Christian. 
Loi federale 
sur les langues nationales 

Zweitrat - Deuxieme Conseil 

Ejnreichungsdatum oz 05 04 
Date de dOO<)t oZ 05 Q4 

Bericht WBK-NR 15.09.06 (BBI 2006 8977) 
Rapport CSEC-CN 15.09.06 (FF 2006 8505) 

Stellungnahme des Bundesrates 18. 10.06 (BBI 2006 9047) 
Avis du Conseil federal 18.10.06 (FF 2006 8575) 

Nationalral/Conseil national 21.06.07 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalral/Conseil national 21.06.07 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalral/Conseil national 21.06.07 (Fortsetzung - Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 25.09.07 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Nationalral/Conseil national 26.09.07 (Differenzen - Dlvergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 02.10.07 (Differenzen - Divergences) 

Nationalral/Conseil national 03. 10.07 (Differenzen - Divergences) 

Nationalral/Conseil national 05.10.07 (Schlussabstimmung-Vota final) 

Ständerat/Conseil des Etats 05. 10.07 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses (BBI 2007 6951) 
Texte de l'acte legislatif (FF 2007 6557) 

Fetz Anita (S, BS), für die Kommission: Die Traktandenliste ist 
heute so zusammengesetzt, dass ich kaum dazu komme, 
die Akten zu wechseln. Eine Sekunde bitte. - Nun ist alles 
beisammen. Die WBK beantragt Ihnen einstimmig, auf die 
Vorlage Sprachengesetz einzutreten. Das Bundesgesetz 
über die Landessprachen, das Ihnen vorliegt, hat eine län­
gere Vorgeschichte, die ich hier kurz erwähnen möchte. Sie 
ist nämlich wichtig, um den Zusammenhang zu verstehen. 
Sie erinnern sich: 1996 hat das Volk einen Sprachenartikel 
angenommen; in der heutigen Bundesverfassung ist er als 
Artikel 70 eingegliedert. Seither gab es x Versuche, diesen 
Artikel in einem entsprechenden Gesetz umzusetzen. Nach 
mehreren Anläufen hat der Bundesrat 2004 einen entspre­
chenden Gesetzentwurf definitiv abgelehnt, zum Leidwesen 
der sprachlichen Minderheiten in unserem Land, aber auch 
zum Leidwesen aller Kantone und der beiden Kammern un­
seres Parlamentes. Deshalb haben diese das Zepter selber 
in die Hand genommen und der parlamentarischen Initiative 
Levrat Folge gegeben. Unser Rat, aber auch der Nationalrat 
war und ist klar der Meinung, dass der Verfassungsauftrag 
jetzt endlich eine gesetzliche Ausführung verlangt. 
Die WBK-NR als Schwesterkommission hat dann während 
vier Sitzungen intensiv beraten und einen eigenständigen 
Vorschlag ausgearbeitet, der Ihnen jetzt in Form einer Bot­
schaft vorliegt In der Sommersession 2007 hiess dann der 
Nationalrat die Vorlage mit 87 zu 68 Stimmen in einer na­
mentlichen Abstimmung relativ knapp gut. Ich komme später 
darauf zurück, warum das so knapp war, wenn ich über die 
Verhandlungen in unserer Kommission über den Artikel be­
treffend die Schulsprache referieren werde; doch bevor wir 
in die Diskussion über die Fremdsprachen eintreten, möchte 
ich Ihnen ein paar Kernelemente des Sprachengesetzes 
präsentieren, damit das nicht verlorengeht, was alles gere­
gelt wird. 
Das Sprachengesetz soll die Vielsprachigkeit unseres 
Landes erhalten sowie die Verständigung und den Aus­
tausch zwischen den Sprachgemeinschaften als zentrale 
Teile des schweizerischen Selbstverständnisses fördern. Es 
soll auch die der Deutsch, 
Französisch und innerhalb der Bunr1,~sh,0hörcten 
sowie im Verkehr mit den und Bürgern explizit 
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Deshalb bitte ich Sie im Namen der Kommission, unter Arti­
kel 3 Absatz 5 und Ziffer II Absatz 2 die Geltungsdauer die­
ses Gesetzes bis maximal 31. Dezember 2009 zu verlän­
gern und unter Ziffer II Absatz 1 das Gesetz dem fakultativen 
Referendum zu unterstellen. 
So weit das Ergebnis der Kommissionsberatungen; vielleicht 
als Zusatz die folgende Bemerkung: Richtiger wäre es ei­
gentlich, eine Synchronisation mit dem Geschäft 04.061, 
Spitalfinanzierung, und dort mit der Übergangsbestim­
mung II Absatz 1 sicherzustellen. Dort wird festgelegt, dass 
die Einführung einer neuen Spitalfinanzierung bis späte­
stens 31. Dezember 2011 zu erfolgen hat. Diese Synchroni­
sation wäre sachlich richtig, ist aber in der Kornmissionsar­
beit nicht vorgesehen worden. Wir können nur hoffen bzw. 
anregen, dass der Ständerat dieses Synchronisationsanlie­
gen noch aufgreifen und das in Ordnung bringen wird. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L'entree en matiere est decidee sans opposition 

Bundesgesetz über die Anpassung der kantonalen Bei­
träge für die innerkantonalen stationären Behandlungen 
nach dem Bundesgesetz über die Krankenversicherung 
Loi federale sur l'adaptation des partlcipations cantona­
les aux coüts des traitements hospitaliers dispenses 
dans le canton selon la lol federale sur l'assurance-ma­
ladie 

Detailberatung - Discussion par article 

Titel und Ingress, Ziff. 1 Einleitung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Titre et preambule, eh. 1 introduction 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 3 Abs. 5 
Antrag der Kommission 
... längstens aber bis zum 31. Dezember 2009 verlängert. 

Art. 3 al. 5 
Proposition de la commission 
... rnais au plus tard jusqu'au 31 decembre 2009. 

Angenommen - Adopte 

Ziff. II 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
... als dringlich erklärt und untersteht nach Artikel 141 Ab­
satz 1 Buchstabe b der Bundesverfassung dem fakultativen 
Referendum. 
Abs. 2 
Es tritt am 1. Januar 2008 in Kraft und gilt bis zum 31. De­
zember 2009. 

Ch. II 
Proposition de la commission 
Al. 1 
... de la Constitution federale. Elle est sujette au referendurn 
prevu par l'article 141 alinea 1 lettre b de la Constitution. 
Al. 2 
Elle entre en vigueur le 1 er janvier 2008 et a effet jusqu'au 
31 decembre 2009. 

Angenommen - Adopte 

Le president (Bugnon Andre, president): Le vote sur l'ensem­
ble porte sur tout le projet sauf sur le chiffre II, etant donne 
qu'une clause d'urgence est prevue au chiffre precite. La 

clause d'urgence est exceptee du vote sur l'ensemble. Le 
vote sur la clause d'urgence aura lieu separement apres l'e!i­
mination des divergences. 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 07.464124) 
Für Annahme des Entwurfes ... 157 Stimmen 
Dagegen ... 1 Stimme 

05.025 

Bundesgesetz 
über die Neuordnung 
der Pflegefinanzierung 
Loi federale 
sur le nouveau regime 
de financement des soins 

Differenzen - Divergences 

Botschaft des Bundesrates 16.02.05 (BBI 2005 2033) 
Message du Conseil federal 16.02.05 (FF 20051911) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.09.06 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalral/Conseil national 21 .06.07 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Ständeral/Conseil des Etats 24.09.07 (Differenzen - Divergences) 

Sländeral/Conseil des Etats 25.09.07 (Fortsetzung- Suite) 
Nationalral/Conseil national 04.12.07 (Differenzen - Divergences) 

Humbel Ruth (CEg, AG), für die Kommission: Beim Bundes­
gesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung haben 
wir über vier wesentliche Differenzen gegenüber dem Be­
schluss des Ständerates zu entscheiden. Es betrifft dies Ar­
tikel im AHVG und im KVG. 
Bei Artikel 43bis Absatz 2 AHVG beantragt Ihnen die Kom­
missionsmehrheit, an der Koordination zwischen Hilflosen­
entschädigung und Krankenversicherung sowie an der Auf­
hebung der Karenzfrist festzuhalten. Die Begründung des 
Ständerates, welche sich auf einen Bericht der Verwaltung 
stützt, vermochte unsere Kommission nicht zu überzeugen. 
Im Bericht wird ausgeführt, dass es sich bei der Hilflosenent­
schädigung und den KVG-Leistungen um unterschiedliche 
Leistungen handle. Die Hilflosenentschädigung sei eine 
Geldleistung und beziehe sich auf den Zustand des Patien­
ten, während sich die Pflegeleistungen gemäss KVG auf 
Sachleistungen bezögen, welche effektiv erbracht würden. 
Aufgrund der unterschiedlichen Art und Zweckbestimmung 
der Pflegeleistungen nach KLV und der Hilflosenentschädi­
gung der AHV/IV könne keine wesentliche Vereinheitlichung 
der Grundlagen zur Abklärung der unterschiedlichen An­
spruchsvoraussetzungen vorgenommen werden. Für die 
Kommissionsmehrheit ist diese Argumentation weder sach­
gerecht noch patientenfreundlich. Für einen Patienten, eine 
Patientin sind solch formaljuristische Abgrenzungen nämlich 
irrelevant. Es ist einfach unverständlich, dass man bei einem 
Pflegefall ein Jahr lang auf die Hilflosenentschädigung war­
ten muss. 
Bei Artikel 25 Absatz 1 bis KVG hält die Kommission daran 
fest, dass die Kosten der ärztlich angeordneten Akut- und 
Übergangspflege während einer vom Bundesrat zu bestim­
menden Dauer von der Krankenversicherung zu überneh­
men seien. Es ist unbestritten, dass durch die Einführung 
von leistungsorientlerten Fallpauschalen nach DRG eine 
Verkürzung der Spitalaufenthaltsdauern erfolgen wird und 
Patientinnen und Patienten teilweise zu früh aus den Spitä­
lern entlassen werden. 
Solche Patienten können während einer bestimmten Zeit­
dauer auf eine intensive Pflege und Betreuung angewiesen 
sein, ohne dass sie eine spezielle Rehabilitation benötigen. 
Für diese Nachbehandlung soll keine Finanzierungslücke 
entstehen, weshalb die SGK Festhalten an der Fassung des 
Nationalrates beantragt. 

Bulletin oftlciel de !'Assemblee federale 

glenda.meli
Rectangle

glenda.meli
Rectangle

glenda.meli
Rectangle



4. Dezember 2007 1779 Nationalrat 05.025 

Im Weiteren beantragt die Kommission bei Artikel 25a Ab­
satz 4 KVG, eine Teuerungsklausel ins Gesetz aufzuneh­
men. Die SGK ist zwar zum Schluss gekommen, dass es 
nicht sachgerecht ist, die Anpassung der Teuerung an den 
Mischindex zu knüpfen; deshalb beantragt sie Ihnen, die 
Beiträge der Krankenversicherer an die Kostenentwicklung 
bei den Pflegeleistungen anzupassen. Es ist zu berücksichti­
gen, dass sich die Pflegekosten weitgehend aus Lohnkosten 
zusammensetzen. Lohnanpassungen müssen erfolgen, und 
diese Anpassungen sollen von den Krankenversicherern, 
der öffentlichen Hand wie auch von Privaten getragen wer­
den. 
Noch eine Bemerkung zu Artikel 25a Absatz 5 KVG: Hier ha­
ben wir keine Differenz, weil der Ständerat die nationalrätli· 
ehe Fassung übernommen hat, wonach die maximale Bela­
stung der Patientinnen und Patienten durch Pflegekosten 
höchstens 20 Prozent des höchsten vom Bundesrat festge­
setzten Pflegebeitrages betragen darf. Die SGK hat die For­
mulierung des Ständerates übernommen, wonach die Kan­
tone die Restfinanzierung regeln. Sie hat dem Ständerat 
deshalb zugestimmt, weil es in den Kantonen in der Tat un­
terschiedliche Zuständigkeiten gemäss kantonaler Gesetz­
gebung gibt. Nun scheinen einzelne Kantone schon anzu­
kündigen, dass diese Restfinanzierung via Ergänzungs­
leistungen oder allenfalls Pauschalzahlungen erfolgen soll. 
Eine solche Umsetzung würde allerdings nicht dem Sinn un­
seres Entscheids entsprechen. Ergänzungsleistungen sind 
einkommens- und vermögensabhängig, und mit Artikel 25a 
Absatz 5 KVG soll der Tarifschutz im Pflegebereich durchge­
setzt werden, das heisst, dass die Krankenversicherer einen 
Teil bezahlen, der Patient seinen fixierten Teil und dass die 
restlichen Kosten individuell pro Patient vom Kanton bzw. 
gemäss Regelung nach kantonaler Gesetzgebung von der 
öffentlichen Hand finanziert werden müssen. 
Vonseiten der Pflegeheime wurde die Befürchtung laut, dass 
die Gefahr einer Risikoselektion bestehe, wenn Kantone nur 
Pauschalbeträge zurückerstatten würden. Mit unserer Be­
stimmung sollten indes gerade schwerstpflegebedürftige Pa­
tientinnen und Patienten vor zu hohen nicht privat finanzier­
baren Pflegekosten geschützt werden. Daher dürfen die 
Kantone die Restfinanzierung auf jeden Fall nicht so steu­
ern, dass die Pflegeheime angehalten werden, Risikoselek­
tion zu betreiben und nur noch leichte Pflegefälle aufzuneh· 
men. Auch bei den Übergangsbestimmungen hält die SGK 
am Beschluss des Nationalrates fest und will dort keine 
kostenneutrale Einführung beziehungsweise kein Global­
budget im Pflegebereich gesetzlich einführen. 
Zusammenfassend ersuche ich Sie, den Anträgen der Kom­
missionsmehrheit zu folgen. 

Carobbio Guscettl Marina (S, Tl), pour la commission: Un des 
buts du nouveau regime de financement des soins est 
d'ameliorer la situation sociale de certains groupes de per­
sonnes et d'empecher que la maladie ne devienne un fac­
teur d'appauvrissement. Pour cette raison, la Commission 
de la securite sociale et de la sante publique du Conseil na­
tional maintient pour l'essentiel ses propositions, outre la de­
cision de limiter la contribution financiere ä la charge des pa­
tients a 20 pour cent des couts non couverts par l'assu­
rance-maladie, soit 7000 francs - decision a laquelle mäme 
le Conseil des Etats se rallie. Cependant, le Conseil des 
Etats n'a pas souhaite obliger les cantons a prendre en 
charge les couts residuels, a l'article 25a alinea 5 LAMal. 
II laut rappeler que la Conference suisse des directrices et 
directeurs cantonaux de la sante a calcule que les couts 
supplementaires pour les cantons se montaient a 300 a 
400 millions de francs. La majorite de la commission a donc 
decide de suivre le Conseil des Etats afin que les cantons 
puissent ätre libres de decider de quelle fa9on regler les 
couts residuels. Au contraire, une minorite propose non seu­
lement que les cantons soient obliges de regler les couts re­
siduels, mais aussi que la charge des couts non couverts ne 
depasse pas le 20 pour cent, avec un maximum de 150 pour 
cent du montant de la franchise ordinaire. 
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Pour eviter que le sejour dans un EMS puisse amener a la 
pauvrete et que des personnes soient contraintes de vendre 
leur maison, le Conseil des Etats se rallie a la decision du 
Conseil national d'augmenter le seuil a partir duquel la for· 
tune est prise en compte pour le calcul des prestations com­
plementaires. En calculant ces dernieres, les cantons doi­
vent aussi veiller a ce que le sejour dans un EMS n'entraine 
pas une dependance a l'aide sociale. 
Pour tenir compte de l'evolution des salaires et des prix, la 
commission a decide d'adapter tous les deux ans la contri­
bution de l'assurance obligatoire a l'evolution du coüt des 
soins. La commission a longuement discute le theme de l'al· 
location pour impotent. Pour etre plus precis, eile s'est de· 
mande s'il fallait coordonner les prestations des soins. L'ad­
ministration a redige un rapport selon lequel l'allocation pour 
impotent et les prestations de soins sont fondamentalement 
differentes. L'allocation pour impotent est une prestation en 
especes dont le montan! est calcule sur la base des besoins 
personnels d'aide concrets. Par contre, les prestations de 
soins de l'assurance-maladie sont des prestations ponctuel­
les faisant l'objet d'un remboursement pris en charge sur la 
base d'une evaluation des besoins et des prescriptions me­
dicales. Cependant, la commission est d'avis qu'un nouveau 
regime de financement des soins doit aussi regler les pro­
blemes de coordination entre allocation pour impotent et as­
surance-maladie. 
Pour cette raison, la majorite de la commission a decide de 
maintenir la decision de notre conseil concernant le delai de 
carence d'un an pour obtenir le droit a une allocation pour 
impotent. Elle souhaite en outre une coordination necessaire 
entre AVS et prestations de soins reconnues dans l'assu­
rance-maladie de base. 
La minorite de la commission, par contre, propose de suivre 
les indications de l'administration. Pour la minorite, le besoin 
de coordination ne peut pas etre regle en ce moment dans la 
loi. 
Lors de sa seance du 21 juin dernier, notre conseil a decide 
d'introduire a l'article 25a alinea 1 LAMal que la contribution 
aux soins en cas de maladie soit fournie aussi pour les soins 
dispenses dans des structures de soins ambulatoires de jour 
et/ou de nuit. Le Conseil des Etats approuve l'argumenta­
tion, pourtant il ne veut pas introduire de nouvelles catego­
ries dans la loi. 
Etant donne que, fondamentalement. il n'y a pas de differen­
ces entre les argumentations exposees dans les deux con­
seils, la majorite de la commission a decide de maintenir la 
decision de notre conseil. Ce genre de structures est tres 
important pour soulager des familles, par exemple des per­
sonnes atteintes de demence. La formulation adoptee par la 
majorite de la commission est plus claire et evite les conflits 
d'interpretation. 
Un point central des divergences concerne le financement 
des soins de transition prescrits par un medecin (art. 25a 
al. 1bis LAMal). Avec l'introduction des forfaits par cas pour 
le financement des höpitaux, des malades devront quitter 
plus töt l'höpital. Cela signifie qu'il faudra disposer de plus de 
possibilites de traitements dispenses en höpital, sous forme 
ambulatoire et en etablissement medlcosocial. Pour la majo­
rite de la commission, des couts supplementaires ne doivent 
pas ätre imputes a ces personnes, couts qu'efles n'auront 
pas si elles restent a l'höpital. 
Pour la minorite, ces couts ne doivent pas ätre payes seule­
ment par l'assurance-maladie, mais, par analogie avec le fi­
nancement hospitalier, partages entre l'assurance-maladie 
et les cantons. 
Queste sono le quattro proposte ehe la commissione manti­
ene, creando delle divergenze. Sono proposte ehe vanno 
proprio in direzione di quel principio ehe citavo all'inizio del 
mio intervento: le eure fornite in modo ambulatoriale, tramite 
Spitex o case per anziani, devono essere accessibili a tutti e 
non devono rendere piu povero chi ne ha bisogno. Le propo­
ste sul finanziamento delle eure ambulatoriali di giorno e di 
notte, per esempio, e le proposte sul finanziamento delle 
eure di transizione vanno proprio in questa direzione. 
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Couchepin Pascal, conseiller federal: Dans cette affaire, nous 
traitons de la loi federale sur l'assurance-vieillesse et survi­
vants, alors que nous sommes en train de discuter de la loi 
federale sur le nouveau regime de financement des soins, 
c'est-a-dire que nous changeons une loi qui est partielle­
ment en rapport avec la loi que nous discutons actuellement, 
mais seulement partiellement. II taut donc agir avec une cer­
taine prudence, parce que meme si la proposition de la ma­
jorite peut apporter une certaine amelioration au probleme 
du financement des soins, eile provoque des difficultes 
ailleurs. C'est la raison pour laquelle la minorite Schenker 
Silvia propose de s'en tenir a la decision du Conseil des 
Etats, c'est-a-dire au droit en vigueur. Et c'est aussi la posi· 
tion du Conseil federal. 
La majorite propose deux choses: d'abord, la suppression 
du delai d'attente. C'est une intervention dans Je secteur de 
l'AVS, qui a un coüt, de !'ordre de 90 millions de francs par 
an pour l'AVS. Ce n'est pas quelque chose de dramatique, 
mais c'est quand meme une somme relativement importante 
pour l'AVS. Ensuite, et c'est plus grave, la majorite croit as­
surer ainsi la coordination avec les prestations de soins de 
l'assurance-maladie obligatoire ainsi qu'avec l'evaluation 
des besoins. Partiellement, c'est vrai, mais la coordination 
va plus loin et !es prestations pour les soins selon la LAMal 
et les allocations pour impotent de l'AVS/AI sont des presta­
!ions de nature differente et ä buts distincts. On ne peut pas 
faire une coordination au coup par coup, comme le propose 
la majorite. II taut approfondir le systeme, et on ne peut pas 
changer des lois etrangeres a l'objet qu'on traite sans avoir 
une vue plus ample. 
Le Conseil federal propose donc de soutenir la proposition 
Schenker Silvia, defendue il y a un instant par Madame Ca­
robbio Guscetti et differentes personnalites. Cela ne veut 
pas dire qu'a la fin, le jour ou on etudiera ce probleme, on 
sera entierement d'accord avec la minorite, mais au moins 
on aura opte pour une vision plus large et pas seulement 
sectorielle, ce qui est malheureusement le cas de la majo­
rite. Nous vous proposons donc de soutenir, pour des rai­
sons de logique, pour des raisons de coherence, pour des 
raisons de vision !arge du probleme, la solution de la mino­
rite. 

Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzie­
rung 
Loi federale sur le nouveau regime de financement des 
soins 

Ziff. 1 Ziff. 1 Art. 43bis Abs. 2 
Antrag der Mehrheit 
Festhalten, aber: 
.. . schweren, mittleren oder leichten Grades voraussicht­
lich ... 

Antrag der Minderheit 
(Schenker Silvia, Carobbio Guscetti, Fehr Jacqueline, Rech­
steiner-Basel, Rossini, Teuscher) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates, aber: 
... schweren, mittleren oder leichten Grades ununterbro­
chen ... 

Ch. 1 eh. 1 art. 43bls al. 2 
Proposition de la majorite 
Maintenir, mais: 
... grave, moyenne ou faible qui sera vraisemblablement ... 

Proposition de la minorite 
(Schenker Silvia, Carobbio Guscetti, Fehr Jacqueline, Rech­
steiner-Basel, Rossini, Teuscher) 
Adherer a la decision du Conseil des Etats, mais: 
... grave, moyenne ou faible sans interruption ... 

Schenker Silvia (S, BS): Wir haben es bei diesem Artikel mit 
einer sehr schwierigen Materie zu tun. Man muss sehr tief 
ins Thema einsteigen, um die Problematik, die wir in diesem 

Artikel abhandeln, wirklich aufzuzeigen. Dies in fünf Minuten 
zu tun ist sehr, sehr schwierig. 
Es geht bei diesem Artikel um zwei Bestimmungen. Eine da­
von war in der Kommission und auch im Plenum absolut un­
bestritten: Es geht darum, dass die Karenzfrist für Hilflosen­
entschädigung von einem Jahr in eindeutigen Fällen wegfal­
len soll. Bei der zweiten Bestimmung handelt es sich um 
eine Koordinationsregel. Die Mehrheit will mit ihrer Variante, 
dass die Hilflosenentschädigung und die Entschädigung für 
Pflegeleistungen miteinander koordiniert werden. Auf den 
ersten Blick scheint dies richtig zu sein. Beide Leistungen 
betreffen Menschen, die Pflege und Unterstützung brau­
chen. Warum soll man also diese beiden Leistungen nicht 
miteinander koordinieren, konkret: miteinander verrechnen? 
Es handelt sich aber bei der Hilflosenentschädigung um eine 
Geldleistung, die jemand erhält, der oder die bei den tägli­
chen Verrichtungen dauernd Hilfe braucht. Diese Geld­
leistung erhält man unabhängig von den effektiv entstehen­
den Kosten. Vereinfacht könnte man sagen, dass die 
Hiltlosenentschädigung ein zusätzlicher Bestandteil einer 
Rente für besonders hilfsbedürftige AHV- und IV-Rentne-

, rinnen und -Rentner ist. Bei den Pflegeleistungen bezie­
hungsweise den entsprechenden Vergütungen, über die wir 
bei diesem Geschäft sprechen, handelt es sich um effektiv 
beanspruchte und entsprechend in Rechnung gestellte 
Leistungen, die aufgrund einer Pflegebedürftigkeit notwen­
dig sind. Der Allgemeine Teil des Sozialversicherungsrech­
tes legt fest, welche Sozialversicherungsleistungen koordi­
niert werden. Die Hilflosenentschädigung und die Vergütung 
für Pflegeleistungen sind aber nicht Leistungen gleicher Art 
und gleicher Zweckbestimmung. Sie fallen deshalb f}icht un­
ter die Bestimmung, die bei einer sogenannten Uberent· 
schädigung zum Tragen kommt. 
In der Kommission haben wir zu diesem Antrag einen Be· 
richt der Verwaltung erhalten, der aufzeigt, dass die von der 
Mehrheit unterstützte Formulierung bei der Umsetzung zu 
Problemen führen kann, die wir - so sehe ich das - während 
der Kommissionsberatung nicht in ihrer vollen Tragweite an­
geschaut haben. Wir wehren uns nicht dagegen, die Proble­
matik der Hifflosenentschädigung in Kombination mit der 
Pflegefinanzierung genauer anzuschauen. Wir wehren uns 
jedoch dagegen, in dieser Vorlage jetzt etwas festzuschrei· 
ben, von dem wir nicht genau wissen, ob in der Praxis da­
durch nicht neue Ungerechtigkeiten entstehen. 
Nun haben wir ein Problem: Wir stimmen der Regelung zu, 
dass die Karenzfrist wegfällt. Wir wollen jedoch die Koordi· 
nationsregel nicht. Ich ziehe meinen Minderheitsantrag zu­
rück und will dem Ständerat damit die Möglichkeit geben, 
diese Bestimmung auseinanderzunehmen und den Teil ein­
zufügen, der hier im Rat unbestritten war - nämlich das 
Wegfallen der Karenzfrist -, und die Koordinationsregel her­
auszunehmen. 

Le president (Bugnon Andre, president): Madame Schenker 
retire sa proposition de minorite. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon /a proposition de la majorite 

Zlff. 1 Zlff. 2 Art. 3c Abs. 1 Bst. e; Art. 5 Abs. 3 Bst. a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 1 eh. 2 art. 3e al. 1 let. e; art. 5 al. 3 let. a 
Proposition de la commission 
Adherer ä la decislon du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 1 Zlff. 3 Art. 25a 
Antrag der Mehrheit 
Abs. 1, tbis 
Festhalten 
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Abs. 4 
Der Bundesrat passt den Beitrag der obligatorischen Kran­
kenversicherung alle zwei Jahre auf den Beginn des Kalen­
derjahres der Kostenentwicklung der Pflege an. 
Abs. 5 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Humbel Näf, Borer, Bortoluzzi, Hassler, Miesch, Parmelin, 
Scherer Marcei, Stahl, Wehrli) 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Hassler, Borer, Bortoluzzi, Humbel Näf, Miesch, Parmelin, 
Robbiani, Scherer Marcel, Stahl, Wehrli) 
Abs. 1bis 
Die Kosten der ärztlich angeordneten Akut- und Übergangs­
pflege werden nach den Regeln der Spitalfinanzierung 
gemäss Artikel 49 Absatz 1 KVG (bzw. Art. 49a Abs. 2 KVG 
gemäss KVG Teilrevision Spitalfinanzierung) anteilmässig 
von der obligatorischen Krankenpflegeversicherung und 
dem Kanton übernommen. Für die Vergütung der Leistun­
gen vereinbaren die Vertragsparteien Pauschalen. 

Antrag der Minderheit 
(Schenker Silvia, Carobbio Guscetti, Fasel, Fehr Jacqueline, 
Rechsteiner-Basel, Rechsteiner Paul, Rossini, Teuscher) 
Abs. 5 
. . . Pflegebeitrages, maximal aber das Anderthalbfache der 
ordentlichen Franchise, überwälzt werden. Die darüber hi­
nausgehenden Pflegekosten werden vom Kanton übernom­
men. 

Antrag Loepfe 
Abs. 4 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates (= Streichen) 

Ch. 1 eh. 3 art. 25a 
Proposition de la majorite 
Al. 1, 1bis 
Maintenir 
Al. 4 
Le Conseil federal adapte tous les deux ans, au debut de 
l'annee civile, la contribution de l'assurance obligatoire a 
l'evolution des coüts des soins. 
Al. 5 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition de la minorite 
(Humbel Näf, Borer, Bortoluzzi, Hassler, Miesch, Parmelin, 
Scherer Marcel, Stahl, Wehrli) 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition de la minorite 
(Hassler, Borer, Bortoluzzi, Humbel Näf, Miesch, Parmelin, 
Robbiani, Scherer Marcel, Stahl, Wehrli) 
Al. 1bis 
Les coOts des soins aigus et de transition prescrits par un 
medecin sont pris en charge par l'assurance obligatoire des 
soins et le canton selon leur part respective, conformement 
a la reglementation du financement hospitalier prevue a l'ar­
ticle 49 alinea 1 LAMal (respectivement art. 49a al. 2 de la 
revision partielle de la LAMal concernant le financement 
hospitalier). Les parties a une convention conviennent de ta· 
rifs forfaitaires pour ces prestations. 

Proposition de /a minorite 
(Schenker Silvia, Carobbio Guscetti, Fasel, Fehr Jacqueline, 
Rechsteiner-Basel, Rechsteiner Paul, Rossini, Teuscher) 
Al. 5 
. . . hauteur de 20 pour cent au maximum de la contribution 
maximale fixee par le Conseil federal et ne peuvent pas de· 
passer 150 pour cent du montant de la franchise ordinaire. 
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Les coüts en soins qui depassent ce montant sont pris en 
charge par les cantons. 

Proposition Loepfe 
Al. 4 
Adherer a la decision du Conseil des Etats(= Biffer) 

Le presldent (Bugnon Andre, president): La proposition de 
!a minorite Humbel Näf est presentee par Monsieur Wehrli. 

Abs. 1-AI. 1 

Wehrll Reto (CEg, SZ): Ich vertrete hier die Minderheit Hum­
bei Näf und die Position unserer Fraktion; diese unterstützt 
nämlich die Minderheit Humbel Näf und somit die Fassung 
des Ständerates, d. h., die Einrichtungen mit ambulanten Ta­
ges- und/oder Nachtstrukturen sind als Leistungserbringer 
aus dem Gesetzestext zu streichen. De facto ändert das an 
der Leistungserbringung nichts; materiell hat das Gesetz 
durch diese Streichung keine Leistungseinbusse zur Folge. 
Mit der Streichung bleibt aber die Terminologie einheitlich. 
Worum geht es im Kern? Allein die Pflegesituation soll für 
den Beitrag der Krankenkassen massgebend sein, nicht 
aber der Ort der Leistungserbringung. Mit der expliziten Er­
wähnung der Einrichtungen mit ambulanten Tages- und/oder 
Nachtstrukturen im Gesetzestext wollte sich der Nationalrat 
in der ersten Fassung komplett absichern, damit diese Insti­
tutionen auch wirklich als Leistungserbringer einbezogen 
sind. Denn diese Institutionen sind beispielsweise für Ange­
hörige dementer Personen besonders wichtig, da sie nachts 
oder über das Wochenende entlastet werden können. 
Könnte die Leistung nicht vergütet werden, so würde der Pa­
tient vielleicht in ein Heim eingewiesen werden, was weder 
ihm noch den Angehörigen dienlich wäre und am Ende viel 
teurer käme. Das möchte niemand; es geschieht aber auch 
nicht mit der Streichung des Begriffs «Einrichtungen mit am­
bulanten Tages- und/oder Nachtstrukturen» aus dem Geset­
zestext, denn diese Einrichtungen sind in den Begriffen 
«ambulant» oder «Pflegeheim» mitgemeint. 
Die Regelung sieht heute so aus, dass die Leistungen von 
Einrichtungen mit ambulanten Tages- und/oder Nachtstruk­
turen oder von Pflegeheimen vergütet werden, sofern die 
leistungserbringende Institution an sich anerkannt ist. In ver­
schiedenen Kantonen gibt es heute Tageskliniken, die auf 
der Pflegeheimliste stehen. Auf der anderen Seite gibt es 
Pflegeheime, die ein Tages- und ein Nachtangebot führen; 
auch das ist in der Pflegeheimliste vermerkt. In wieder ande­
ren Kantonen läuft das über den Spitex-Bereich, d. h., die 
Spitex-Organisation betreut die Personen an einem Ort, wo 
sie sich den ganzen Tag aufhalten. Auch diese Leistung der 
Spitex-Organisation wird übernommen. Deshalb betone ich 
nochmals, dass es sich hier nicht um einen Leistungsabbau, 
sondern um die Klärung eines terminologischen Problems 
handelt. Wenn wir keine neuen Kategorien von Leistungser­
bringern schaffen wollen - und das wollen und sollen wir 
nicht-, dann müssen wir den Begriff «Einrichtungen mit am­
bulanten Tages· und/oder Nachtstrukturen» wieder aus dem 
Gesetz streichen und somit dem Antrag der Minderheit 
Humbel Näf zustimmen. 

Fasel Hugo (G, FR): Das Geschäft ist relativ einfach. Wir 
sind mit der Situation konfrontiert, dass viele Familien de­
menzkranke Eltern bei sich zu Hause behalten. Das ist -
ökonomisch gesprochen - die günstigste Lösung. Hier sind 
wir nun beim Punkt, bei welchem wir im Gesetz verankern 
sollen, ob Tagesstrukturen, in welche man diese älteren 
Menschen hin und wieder, zum Beispiel an Wochenenden, 
geben kann, um die Familie zu entlasten, definitiv aufgeführt 
werden sollen oder nicht. 
Die Interpretation, die Herr Wehrli gegeben hat, haben wir 
auch in der Kommission diskutiert. Die einen waren der Auf· 
fassung, die explizite Erwähnung sei nicht notwendig. Meine 
Erfahrung in unserem Kanton hat gezeigt, dass die klare Er­
wähnung im Gesetz notwendig ist, um künftig Zweifel und 
unterschiedliche Interpretationen zu verhindern. Ich lade Sie 
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deshalb ein, hier der Mehrheit der Kommission zuzustimmen 
und diese Regelung anzunehmen, die eigentlich alle wollen. 
Sie ist nämlich eine kostengünstige Lösung, indem Pflege zu 
Hause weiterhin möglich ist und weil sie trotzdem diejeni­
gen, die eine solche Belastung auf sich nehmen, hin und 
wieder durch eine Tagesstruktur entlastet 
Ich bitte Sie namens der grünen Fraktion, dem Antrag der 
Kommissionsmehrheit zuzustimmen. 

Schenker Silvia (S. BS): Vor allem dort, wo Pflegebedürftige 
nur deshalb noch nicht in einem Pflegeheim untergebracht 
werden müssen, weil sie von Partnerinnen oder Partnern 
oder anderen Angehörigen gepflegt werden, sind Einrichtun­
gen mit ambulanten Tages- und/oder Nachtstrukturen von 
grosser Bedeutung. Gerade bei dementen Patientinnen und 
Patienten sind diese Strukturen besonders wichtig. Es ist 
eine riesige Aufgabe und eine grosse Herausforderung, sol­
che Patientinnen und Patienten zu Hause zu betreuen. 
Wenn es in diesen Fällen möglich ist, die Angehörigen da­
durch zu entlasten, dass die Patientinnen und Patienten 
z. B. mehrmals pro Woche in ein Tagesheim gehen können 
und dort professionelle Pflege und Betreuung erhalten, dann 
ist dies meistens für alle Beteiligten eine grosse Erleichte­
rung. Wenn in diesen ambulanten Tages- und/oder Nacht· 
strukturen ärztlich angeordnete Pflegeleistungen erbracht 
werden, soll die Krankenkasse einen Teil davon finanzieren. 
In der Kommission bestand meiner Meinung nach keine Dif­
ferenz bei der Frage, ob diese Pflegeleistungen von der 
Kasse mitfinanziert werden sollen. Hingegen wurde bei der 
Frage, ob man diese ambulanten Tages- und/oder Nacht­
strukturen explizit im Gesetz erwähnen soll, unterschiedlich 
argumentiert; Sie haben das vorhin auch gehört. Wir haben 
in der Kommission lange darüber diskutiert; die Meinungen 
gehen auseinander. 
Ich bitte Sie, hier der Mehrheit zuzustimmen und diese Ein­
richtungen mit ambulanten Tages- und/oder Nachtstrukturen 
explizit zu erwähnen. Dann sind wir nämlich ganz sicher, 
dass diese Angebote, die für die Lebensqualität der Patien­
tinnen und Patienten und zur Entlastung der pflegenden An­
gehörigen so wichtig sind, auch in Zukunft von der Kranken­
kasse mitfinanziert werden. Ich bitte Sie, die Mehrheit zu 
unterstützen. 

Hassler Hansjörg (V, GA): Es war in der Kommission unbe­
stritten, dass die Krankenversicherungen einen Beitrag an 
die Pflegeleistungen erbringen müssen, die auf ärztliche An­
ordnung hin ambulant oder in einem Pflegeheim erfolgen. 
Die Pflegeleistungen in Einrichtungen mit ambulanten Ta­
ges- und/oder Nachtstrukturen entlasten vor allem die Ange­
hörigen von pflegebedürftigen Personen, die zu Hause ge­
pflegt werden können. Zur Entlastung der Pflegepersonen 
sind die Einrichtungen mit ambulanten Tages- und/oder 
Nachtstrukturen sehr wertvoll. Die Pflegepersonen zu Hause 
müssen sich von Zeit zu Zeit entlasten können, sonst wird 
die Belastung für sie untragbar. Wenn sie dies nicht tun kön­
nen, sind sie gezwungen, die pflegebedürftigen Personen in 
ein Heim zu geben - dann entstehen die hohen Kosten erst. 
Das wollen wir ja vermeiden. 
Die Differenz zwischen der Mehrheit und der Minderheit 
Humbel Näf ist nicht materieller Art. Es ist klar, dass in diese 
Leistungen auch die anerkannten Einrichtungen mit ambu­
lanten Tages- und/oder Nachtstrukturen mit einbezogen 
sind. Die Mehrheit will dies explizit erwähnen, die Minderheit 
will darauf verzichten und sich dem Ständerat anschliessen. 
Einrichtungen mit Tages- und/oder Nachtstrukturen sind am­
bulante Einrichtungen und damit so oder so mit einbezogen, 
auch bei der Variante des Ständerates. Wichtig ist einfach, 
dass die Krankenversicherungen einen Beitrag an diese am­
bulanten Pflegeleistungen erbringen. 
Die Minderheit ist der Auffassung, dass Einrichtungen mit 
ambulanten Tages- und/oder Nachtstrukturen im Gesetz 
nicht explizit erwähnt werden müssen. Ich bitte Sie, den An­
trag der Minderheit und damit den Beschluss des Ständera­
tes zu unterstützen. 

Couchepin Pascal, conseifler federal: Je crois qu'apres l'in­
tervention de Monsieur Hassler, je pourrais aussi renoncer a 
prendre la parole. II a dit l'essentiel, a savoir que la diver­
gence, ici, n'est pas une divergence materielle, mais une di­
vergence de vocabulaire. Nous pensons que la solution du 
Conseil des Etats, qui n'introduit pas un nouveau concept, 
est la plus raisonnable. Sur le fond, la difference n'existe 
pas, mais on introduit plus de clarte dans l'ensemble des 
dispositions de la loi en s'en tenant a la rigueur de la solution 
du Conseil des Etats. 
Nous vous invitons donc a soutenir la proposition de la mino­
rite Humbel Näf. 

Carobblo Guscetti Marina (S, Tl), pour la commission: On l'a 
entendu, tout le monde est d'accord sur le fait que la contri­
bution aux soins qui sont dispenses en cas de maladie doit 
aussi etre fournie pour les soins dispenses dans des structu­
res de soins ambulatoires de jour etlou de nuit. La commis­
sion etait tres partagee sur cet objet; eile a pris sa decision 
par 11 voix contre 9. 
Par souci de clarte et afin d'eviter des conflits d'interpreta­
tion, la minorite ne veut pas introduire de nouvelles catego­
ries d'etablissements dans Ja loi. Pourtant, ce genre de 
structures est tres important pour soulager des familles, par 
exemple de personnes atteintes de demence ou gravement 
malades. II est donc difficile de comprendre pourquoi, si tout 
le monde s'accorde a dire que la contribution aux soins doit 
aussi etre fournie pour les soins dispenses dans des structu­
res de soins ambulatoires de jour et/ou de nuit, on ne veut 
pas introduire clairement cette disposition dans la loi, surtout 
si l'on considere l'importance de ces structures, comme je 
l'ai dejä dit et comme l'ont dit beaucoup d'intervenants, pour 
toujours davantage de personnes qui peuvent ainsi rester a 
domicile et aussi pour leur famille. 
Pour cette raison, il taut aussi que l'assurance-maladie parti­
cipe; il faut, comme je l'ai deja dit, etre clair et eviter les con­
flits d'interpretation. 
C'est pourquoi je vous invite a suivre la majorite de la com­
mission sur cet objet. 

Le president (Bugnon Andre, president): Le groupe radical­
liberal soutient la proposition de la majorite. 

Abstimmung Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 05.025/26) 
Für den Antrag der Mehrheit ... 95 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit ... 75 Stimmen 

Abs. 1bis-AI. 1bis 

Hassler Hansjörg (V, GA): In Artikel 25? Absatz 1 bis geht es 
um die Finanzierung der Akut- und Ubergangspflege. Die 
Übergangspflege gewinnt zunehmend an Bedeutung. Die 
Patientinnen und Patienten werden mit der Einführung des 
DRG-Systems früher aus den Spitälern entlassen. Sie benö­
tigen in vielen Fällen eine zusätzliche Pflege, die medizi­
nisch begründet ist. Diese Pflege muss von jemandem be­
zahlt werden. Es darf nicht sein, dass die Pflegebedürftigen 
selber diese Kosten zu übernehmen haben. 
Es ist nun die Frage, wer für diese Kosten aufkommen soll. 
Beim ersten Beschluss unseres Rates entschieden wir, dass 
dies die Krankenversicherer sein sollten. Nach reiflicher 
Überlegung müssen wir aber eingestehen, dass dies nicht 
ganz gerecht ist und dass dies zu einem starken Prämien­
schub führen könnte. Die Minderheit schlägt nun vor, die 
Kosten für die Übergangspflege gleich aufzuteilen wie die 
Spitalkosten: Die Krankenversicherer und die Kantone sollen 
die Kosten zu gleichen Teilen übernehmen, wie dies auch 
die· Spitalfinanzierung vorsieht. Diese Lösung scheint uns 
richtig zu sein, weil die Übergangspflege klar eine Folge der 
frühen Entlassung der Patientinnen und Patienten aus den 
Spitälern ist. Darum ist es folgerichtig, dass die Übergangs­
pflege gleich finanziert wird wie die Spitalleistungen. Qamit 
binden wir auch die Kantone in die Finanzierung der Uber­
gangspflege ein. Sie werden damit auch daran interessiert 
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sein, dass diese Kosten nicht aus dem Ruder laufen. Das 
Gleiche gilt natürlich auch für die Krankenversicherer. 
Aus der Sicht der Minderheit ist das eine gerechte und aus­
gewogene Lösung. Ich bitte Sie daher, der Minderheit zuzu­
stimmen. 

Schenker Silvia (S, BS): Bei dieser Differenz geht es um 
eine wichtige Bestimmung in dieser Vorlage. Das Problem, 
welches wir lösen wollen, ist folgendes: Unter dem Kosten­
druck ist schon seit einiger Zeit eine Entwicklung im Gange, 
die sich jetzt durch die Einführung von Fallkostenpauschalen 
noch verstärkt. Patientinnen und Patienten werden bei ei­
nem Spitalaufenthalt möglichst rasch wieder entlassen. Da 
die Patientinnen und Patienten aber in vielen Fällen noch 
professionelle Pflege brauchen, wird diese dann durch Spi­
tex-Dienste durchgeführt. Dagegen ist in der Regel auch 
nichts einzuwenden. Falsch ist es jedoch, wenn diese Pati­
entinnen und Patienten gegenüber denen, die im Spital ver­
bleiben können und dort weitergepflegt werden, finanziell 
stärker belastet werden. Anders als die Kostenbeteiligung 
für die Akutpflege im Spital beträgt die Kostenbeteiligung für 
Pflegeleistungen, die zu Hause erbracht werden, in Zukunft 
20 Prozent. Wir sind der Meinung, dass dies im Falle von 
Patientinnen und Patienten nicht richtig ist, die früh - viel­
leicht sogar zu früh - aus dem Spital entlassen werden und 
deshalb zu Hause noch Pflege brauchen. Die Bestimmung, 
wie wir sie im Nationalrat bereits einmal beschlossen haben, 
gibt dem Bundesrat die Kompetenz, zu entscheiden, für wel· 
ehe Zeitdauer in einem solchen Fall die Pflegekosten durch 
die obligatorische Krankenpflegeversicherung übernommen 
werden sollen. 
Nun ist in der Kommission eine neue Idee aufgetaucht. Sie 
finden sie im Minderheitsantrag Hassler, den Herr Hassler 
soeben begründet hat. Sie haben gehört, was dieser Antrag 
beinhaltet. Wir haben von unserer Seite her Sympathien für 
diesen Antrag und meinen, im Ständerat könne diese Idee 
noch etwas vertiefter betrachtet werden. Wir haben in unse­
rer Kommission nur sehr kurz darüber gesprochen; ob wir 
wirklich alle Aspekte dieses Antrages betrachtet haben, ist 
aus meiner Sicht schwer zu sagen. 
Wir bitten Sie, der Mehrheit zu folgen, und können uns vor­
stellen, dass der Ständerat den Minderheitsantrag Hassler 
nochmals ernsthaft prüft und in die Debatte einbringt. 

Wehrll Reto (CEg, SZ): Unsere Fraktion folgt auch hier der 
Kommissionsminderheit. Der Antrag der Minderheit Hassler 
wird nämlich dem Problem, das wir mit dem Begriff «Über­
gangspflege» haben, besser gerecht. 
Warum? Es ist nicht klar, was man unter dem Begriff «Über­
gangspflege» überhaupt versteht. Je nachdem, ob man 
Heime, Rehabilitationskliniken, Spitäler oder Spitex-Organi­
sationen befragt, erhält man unterschiedliche Antworten. Die 
einen nennen die Übergangspflege «Akutpflege», andere 
wiederum reden von «Postakutpflege». Es gibt Pflegeheim­
konzeptionen, in denen die Übergangspflege den Pflegehei­
men angegliedert ist; andere Kantone sagen, sie gehöre 
eher in den akutstationären Bereich usw.; da entsteht ein ba· 
bylonisches Sprachengewirr. 
Da wir mit dieser Pflegephase ein Abgrenzungsproblem ha­
ben, macht es deshalb erstens Sinn, dass die Finanzierung 
der Akut- und Übergangspflege gleich geregelt werden soll 
wie jene des stationären Bereichs. Zweitens soll die 
Leistung über die Grundversicherung und die Kantone ver­
gütet werden und nicht nur über die Versicherer. Aufgrund 
der verkürzten Aufenthaltsdauern werden die Kantone entla­
stet, sodass sie sich dafür ähnlich wie im Rehabilitationsbe­
reich in der Übergangspflege engagieren können. Drittens 
kommen wir im Gesetz generell vom Prinzip der Kostenrück­
erstattung weg. Bei der Spitalfinanzierung werden Preise 
festgelegt, bei der Pflege Beiträge. Bei der Finanzierung der 
Übergangspflege nach dem Antrag der Mehrheit kämen wir 
aber wieder auf das Prinzip der Kostenrückerstattung zu­
rück. Das ist doppelt problematisch, weil nicht klar ist, wie 
die Übergangspflege abgegrenzt werden soll. 
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Deshalb unterstützt die CVP/EVP/glp-Fraktion den Antrag 
der Minderheit, der all diesen Punkten gerecht wird. Die Auf­
wendungen bleiben dabei dieselben; sie werden nur auf eine 
andere Art und Weise finanziert, nämlich anteilsmässig nach 
den Regeln der Spitalfinanzierung von der obligatorischen 
Krankenversicherung und den Kantonen. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Nous soutenons la pro­
position de la minorite Hassler. Nous aurions prefere la ver­
sion du Conseil des Etats, mais nous constatons que per­
sonne ne la reprend, et par consequent, dans !'ordre 
degressif de nos preferences, c'est la proposition de la mino­
rite que nous choisissons. 
La proposition de la majorite de maintenir la decision du 
Conseil national prevoit la prise en charge totale des coüts 
des soins aigus et de transition prescrits par un medecin et 
dispenses sous forme ambulatoire dans un etablissement 
medicosocial. Bien sür, le Conseil federal peut limiter cette 
prise en charge dans la mesure ou il est autorise a determi­
ner la duree durant laquelle !es coüts sont pris en charge. 
La solution du Conseil des Etats nous paraissait plus claire. 
Tout etait pris en charge dans la mesure ou c'etait prescrit 
par un medecin et le Conseil federal decidait quelle etait la 
part mise a la charge de l'assurance. Avec la solution du 
Conseil national, nous craignons une augmentation massive 
des coüts et des primes. La proposition de la minorite 
pousse les cantons a avoir des structures meilleur marche, 
plus efficaces, repondant aux besoins, ce qui par la meme li­
mite les charges mises sur le compte de l'assurance-mala­
die. 
C'est la raison pour laquelle le Conseil federal, en l'absence 
d'une proposition de ralliement a la decision du Conseil des 
Etats, vous invite a soutenir la proposition de la minorite 
Hassler. 

Carobbio Guscettl Marina (S, Tl), pour la commission: Un 
point central des divergences concerne le financement des 
soins de transition prescrits par un medecin. 
On l'a entendu, avec l'introduction des forfaits par cas pour 
le financement des höpitaux, des malades devront quitter 
plus töt l'höpital. Tout le monde est donc d'accord qu'il faudra 
disposer de plus de possibilites de traitements post-hospita­
liers sous forme ambulatoire ou dans un etablissement 
medicosocial. 
Pour la majorite de la commission, ces personnes ne doivent 
pas supporter des coüts supplementaires qu'elles n'auront 
pas en restant a l'höpital. C'est donc au Conseil federal de 
decider et de determiner la duree durant laquelle les coüts 
sont pris en charge. II taut donc une solution au probleme du 
financement des soins; la minorite propose la prise en 
charge de ces soins par l'assurance obligatoire des soins et 
par le canton selon leur part respective, par analogie avec le 
financement hospitalier. 
La commission est tres partagee - eile a vote par 12 voix 
contre 11 - sur la proposition d'introduire ce type de finance­
ment. 
Je pense, comme cela a deja ete dit, qu'il taut decider 
aujourd'hui, mais que le Conseil des Etats devra de nouveau 
se prononcer sur cette proposition. 

Le president (Bugnon Andre, president): Le groupe radical­
liberal soutient la proposition de la minorite Hassler. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nomjnat;t: Benage - Annexe 05.025/27) 
Für den Antrag der Minderheit ... 116 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit ... 58 Stimmen 

Abs. 4-AI. 4 

Loepfe Arthur (CEg, Al): Die Kommission schlägt vor, den 
Beitrag der obligatorischen Krankenversicherung automa­
tisch alle zwei Jahre an die Kostenentwicklung der Pflege 
anzupassen. Mein Einzefantrag unterstützt die Fassung des 
Ständerates und will Artikel 25a Absatz 4, wie ihn die Mehr-
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heit der Kommission vorschlägt, streichen. Wir sind gegen 
eine automatische Preisanpassung bei den Kosten der 
Pflege. Die Pflegekosten widerspiegeln auch die Mengen­
ausweitung, nämlich Menge mal Preis gleich Pflegekosten. 
Mit der Anknüpfung der Preisanpassung an die Entwicklung 
der Pflegekosten wirk1 auch die Mengenentwicklung preis­
steigernd. Dies ist ein falscher Ansatz. Die automatische 
Preisanpassung muss nicht im Gesetz festgehalten werden. 
Der Bundesrat soll darüber entscheiden, und ein gewisser 
Handlungsspielraum muss bleiben. 
Die Lösung des Ständerates ist richtig und ausreichend. Ich 
lese Ihnen diesen Text nochmals vor: «Der Bundesrat setzt 
die Beiträge differenziert nach dem Pflegebedarf in Franken 
fest. Massgebend ist der Aufwand nach Pflegebedarf für 
Pflegeleistungen, die in der notwendigen Qualität, effizient 
und kostengünstig erbracht werden.» Es kann nicht sein, 
dass wir einfach nur die Preise anpassen, sondern es geht 
darum, dass man sich auch von Zeit zu Zeit überlegt, ob die 
Leistung nach Art, Qualität, Effizienz und Wirtschaftlichkeit 
so richtig ist 
Deshalb bitte ich Sie, meinen Antrag zu unterstützen und 
dem Ständerat zu folgen. 

Goll Christine (S, ZH): Ich möchte Sie daran erinnern, dass 
unser Rat bereits in der ersten Runde eine automatische An­
passung beschlossen hatte. Sie haben das Wort «automa­
tisch» betont. Es war in der ursprünglichen Fassung des Na­
tionalrates vorgesehen, dass der Bundesrat den Beitrag der 
obligatorischen Krankenpflegeversicherung alle zwei Jahre 
gemäss heute geltendem Mischindex bei der AHV und der 
IV erhöht. Diese Bestimmung passierte unseren Rat in der 
ersten Runde mit einer klaren Mehrheit; der Ständerat hat 
sie dann wieder gestrichen. Sie wollen dasselbe wie der 
Ständerat, Sie wollen überhaupt keine Anpassung der Bei­
träge der obligatorischen Krankenpflegeversicherung. 
Wir haben die Diskussion im Rahmen unserer Kommission 
noch einmal intensiv geführt und waren uns einig, dass eine 
Anpassung unbedingt notwendig ist. Wir haben nach einer 
anderen Lösung gesucht und schlagen Ihnen deshalb hier in 
der neuesten Fassung eine Anpassung nach Kostenentwick­
lung in der Pflege vor. Letztlich kommt das einer Anpassung 
im Bereich der grundsätzlichen Kostenentwicklung im Ge­
sundheitswesen gleich, weil sämtliche Untersuchungen zei­
gen, dass sich die Pflegekosten im Vergleich mit den gesam­
ten Gesundheitskosten in den letzten zehn Jahren nicht 
überdurchschnittlich entwickelt haben, sondern sich genau 
im selben Rahmen bewegen; das heisst also, dass von einer 
Kostenexplosion im Bereich der Pflege keine Rede sein 
kann. 
Ich möchte Sie deshalb bitten, der Fassung der nationalrätli­
chen Kommission zuzustimmen, und beantrage Ihnen im 
Namen der SP·Fraktion, den Einzelantrag Loepfe abzuleh­
nen. Ich möchte Sie auch daran erinnern, dass bereits bei 
der Übergangslösung, die wir in diesem Rat entscheiden 
mussten, beim Bundesbeschluss für die Pflegefinanzierung, 
bei dem es auch um die Einfrierung der Pflegebeiträge ging, 
ebenfalls eine Kostenanpassung gemäss Teuerungsentwick­
lung im Rahmen des Landesindexes der Konsumenten­
preise beschlossen wurde. Deshalb bitte ich Sie, hier die 
Mehrheitsfassung anzunehmen. 

Triponez Pierre (AL, BE): Der Einzelantrag Loepfe lag vor 
dem heutigen Tag natürlich nicht auf dem Tisch. Er hat si­
cher etwas Verständniserweckendes, er hat etwas für sich. 
Ich möchte aber darauf aufmerksam machen, dass die Kom­
mission den ursprünglichen Text ja bereits ein bisschen mo­
difiziert hat. Ursprünglich hatte der Nationalrat festgehalten, 
dass der Bundesrat den Beitrag der obligatorischen Kran­
kenpflegeversicherung alle zwei Jahre auf den Beginn des 
Kalenderjahres der Lohn- und Preisentwicklung anzupassen 
habe. Da hätte ich jetzt Verständnis dafür, dass diese For­
mulierung bei Herrn Loepfe Anstoss erregt. In der Fassung, 
die wir im zweiten Durchgang erarbeitet haben, steht einfach 
noch drin, dass der Bundesrat den Beitrag alle zwei Jahre 
auf den Beginn des Kalenderjahres der Kostenentwicklung 

der Pflege anpassen solle. Diese Formulierung lässt dem 
Bundesrat genügend Spielraum, um hier eine vernünftige 
Anpassung vorzunehmen. 
Ich empfehle, den Einzelantrag Loepfe deshalb nicht zu un­
terstützen. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Monsieur Loepfe a na­
turellement raison pas toujours, mais dans ce cas-la cer­
tainement Je ne dis pas cela parce qu'il veut donner plus de 
competences au Conseil federal, qui ne reclame pas cette 
croix supplementaire. En effet, devoir adapter ces contribu­
tions n'est pas la chose la plus facile, mais il est pret a assu­
mer cette charge. Je crois que si vous suivez la majorite, 
vous aurez une difficulte supplementaire, consequence de la 
decision prise il y a quelques instants. En soutenant la pro­
posltion de la minorite Hassler, vous avez decide que les 
cantons devaient participer au financement de ces soins 
pour 55 pour cent. Maintenant, vous decidez de l'adaptation 
de la part de l'assurance-maladie uniquement. Qu'est-ce 
que vous faites, si vous suivez la majorite, de l'adaptation de 
la part des cantons? 
De toute fa~on, la solution de la majorite ne me parait pas en 
accord avec la decision qui a ete prise par la majorite des 
membres du conseil tout ä !'heure, qui ont soutenu la propo­
sition de la minorite Hassler. Comme on l'a dit, adapter de 
maniere rigide les contributions de l'assurance obligatoire ä 
l'evolution des coüts des soins, c'est quelque chose qui s'ap­
parente a une vis sans fin. Des !'Instant oü vous etes favora­
bles au principe d'une adaptation, vous allez provoquer des 
hausses parce que les gens vont adapter les salaires, les ta­
rifs, et des ce moment les coüts des soins augmenteront et il 
faudra deja proceder a une readaptation. Toutes les adapta· 
tions qui sont «auto-allumees», comme c'est le cas avec ce 
que vous etes en train de faire, sont negatives et incitent ä la 
hausse permanente. La seule raison qu'on pouvait avoir de 
voter la solution du Conseil national etait de creer une diver­
gence. 
Mais, dans cette loi, je trouve qu'il commence a y avoir beau­
coup d'articles oü l'argumentation de votre conseil est de 
dire: «Votez la proposition de la majorite, ainsi on cree une 
divergence et, ä la fin, on va trouver une solution qui est 
meilleure. » On ne peut pas aller jusqu'au bout des travaux 
sur ce projet de loi avec cette attitude. II taut quand meme 
trancher le plus possible d'elements de teile sorte qu'on 
puisse avancer, sauf a vouloir prolonger les deliberations sur 
ce nouveau regime de financement des soins assez long­
temps. Ce qui au fond ne me derangerait pas plus que cela 
parce que chacun sait qu'a la fin, il y aura des coüts supple­
mentaires pour l'assurance-maladie. Dans mon combat per­
manent pour essayer de maintenir une pression sur les pri­
mes d'assurance-maladie, si vous prenez un peu plus de 
temps pour traiter le projet relatif au nouveau regime de fi. 
nancement des soins, je ne vous en ferai pas grief eternelle­
ment. Mais je crois quand meme qu'il taut que les travaux 
aboutissent un jour et que la loi soit adoptee. 
C'est la raison pour laquelle, en fonction de principes et sans 
tenir compte des arguments d'opportunite, tout en tenant 
compte de la logique, le Conseil federal pense que la propo­
sitlon Loepfe est la plus logique et qu'II taut se rallier a la SO­
iution du Conseil des Etats, non pas pour que le Conseil fe­
deral soit charge d'une täche supplementaire, mais parce 
que c'est la solution qui est la plus en accord avec ce que 
vous avez decide et, notamment, il y a quelques instants, en 
votant la proposition de la minorite Hassler. 

Humbel Ruth (CEg, AG), für die Kommission: Es ist zuzuge­
ben, dass Teuerungsklausefn im KVG artfremd sind und 
dass in den übrigen Leistungsbereichen längst darauf ver­
zichtet wird. Wir müssen aber berücksichtigen, dass wir in 
der Pflege keine Leistungsfinanzierung und keine kosten­
deckenden Preise haben, sondern vom Bundesrat politisch 
festgesetzte Beiträge. Deshalb haben wir das letzte Mal 
auch ohne Opposition beschlossen, eine Teuerungsklausel 
einzuführen und die Anpassung der Beiträge an den Mi­
schindex zu knüpfen. 
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In der Diskussion in der nationalrätlichen Kommission haben 
wir festgestellt, dass der Mischindex nicht die richtige 
Grösse ist; deshalb möchten wir die Anpassung an die Ent­
wicklung der Kosten im Pflegebereich knüpfen. Es ist so, 
dass durch eine solche Anpassung eine gewisse Mengen­
entwicklung mit eingeschlossen würde. Wir müssen uns 
aber bewusst sein, dass der grösste Kostenblock in der 
Pflege die Lohnkosten sind. In der Regel werden löhne re­
gelmässig angepasst, sie sollten deshalb auch von den ver­
schiedenen Kostenträgern, d. h. von den Kantonen, den 
Krankenversicherungen und den Privaten, anteilmässig 
übernommen werden. Es ist davon auszugehen, dass der 
Bundesrat die Beiträge regelmässig anpassen wird, weil 
sonst die ganze Kostenentwicklung zulasten der Kantone 
ginge. Die Kommission hat sich aber noch einmal damit aus­
einandergesetzt und will im Sinne der Rechtssicherheit eine 
Teuerungsklausel im Gesetz verankern. Sie hat diesen Ent­
scheid mit 13 zu 8 Stimmen gefällt. 
Ich empfehle Ihnen, der Kommission zu folgen. 

le presldent (Bugnon Andre, president): Le Conseil federal 
soutient la proposition loepfe. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif· Beilage - Annexe 05,025129) 
Für den Antrag der Kommission ... 151 Stimmen 
Für den Antrag loepfe ... 21 Stimmen 

Abs. 5-AI. 5 

Schenker Silvia (S, BS): In diesem Absatz haben wir festge­
legt, dass die Beteiligung der Patientinnen und Patienten an 
den Pflegekosten in Zukunft höchstens 20 Prozent eines 
vom Bundesrat festgelegten Pflegebeitrages betragen soll. 
Dieser Teil des Absatzes ist sowohl im Nationalrat wie auch 
im Ständerat unbestritten. 
Unklar ist jedoch für die Betroffenen, wie hoch dieser Betrag 
in Zukunft sein wird. Es wurde zwar immer wieder von einem 
Betrag von etwa 7000 Franken gesprochen oder geschrie­
ben; aber festgeschrieben ist das nirgends. Wir meinen, 
dass im Sinne der Transparenz die Patientinnen und Patien­
ten wirklich wissen müssen, was auf sie zukommt, dass also 
die obere Grenze des Kostenbeitrags festgeschrieben wer­
den sollte. Da es nicht sinnvoll ist, einen absoluten Betrag 
ins Gesetz zu schreiben, schlagen wir die Formulierung vor, 
die Sie im Minderheitsantrag finden: «das Anderthalbfa­
che der ordentlichen Franchise». Im Moment wären das 
5400 Franken; dies soll die obere Grenze des Kostenbei­
trags der Patientinnen und Patienten sein. Mit unserem An­
trag wissen die Betroffenen in Zukunft ganz konkret, wie viel 
sie an die Kosten der Pflege bezahlen müssen. 
Ein zweites Element des Minderheitsantrages betrifft die Re­
gelung der Restfinanzierung. Der Ständerat schlägt vor, die 
Formulierung «Die Kantone regeln die Restfinanzierung» zu 
verwenden. Wir hingegen beantragen Ihnen eine offene und 
klare Formulierung: Die Kantone müssen den Teil der 
Kosten übernehmen, der nicht von der Krankenkasse oder 
den Patientinnen und Patienten bezahlt wird. Mit unserer 
Formulierung ist dies klar festgeschrieben. Letztlich wird es 
auch mit der Formulierung des Ständerates darauf hinaus­
laufen, dass die Kantone dies finanzieren müssen. Warum 
schreiben wir das dann nicht gleich klar so ins Gesetz? 
Ich bitte Sie, den Minderheitsantrag zu unterstützen. 

Ruey Claude (Rl, VO): Je vous invite, au nom du groupe ra­
dical-liberal, a rejeter la proposition de la minorite Schenker 
Silvia. 
Pourquoi? Dans cette loi, toute la problematique est de sa­
voir comment assurer le financement des soins a domicile et 
dans un etablissement medicosocial, en evitant d'une part, 
une trop forte pression sur les assurances et donc sur la 
hausse des primes et, d'autre part, de surcharger les per­
sonnes physiques, les patients, et notamment les classes 
moyennes quant a leur participation aux coüts de la sante. 
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Nous avons constamment recherche l'equilibre entre ces 
deux pöles. 
La solution que nous avons trouvee lors du premier debat 
est une limite de la participation des patients a 20 pour cent 
des coOts. Cela nous parait etre une limite suffisante, sans 
ajouter un plafond comme le veut la proposition Schenker 
Silvia. II en va aussi de la responsabilite personnelle et du 
fait que l'on doit assumer les coüts en question. La limite de 
la participation a 20 pour cent nous parait donc satisfai­
sante. C'est le premier point de la proposition de la minorite 
Schenker Silvia que nous ne pouvons pas approuver. 
le deuxieme point concerne le financement residual. A par­
tir du moment ou l'on admet que, par protection des person­
nes, cefles-ci ne paient que 20 pour cent des frais au maxi­
mum, on demande aux cantons de regler le financement 
residual. La minorite Schenker Si!via voudrait, eile, imposer 
aux cantons la part qu'ils doivent financer. Par respect du fe­
deralisme, le Conseil des Etats accepte tres justement que 
les cantons reglent la question comme ils le veulent. Peu im­
porte que tel canton veuifle faire participer les communes ou 
non, peu importe que tel canton veuille payer seul cette par­
ticipation. Ce qui est important, c'est que les citoyens, les 
patients soient proteges et que, par ailleurs, les cantons 
choisissent tout a fait librement la solution qui est la leur. 
C'est conforme au federalisme suisse. Cela n'entraine 
aucun probleme financier, aucun probleme economique par 
rapport a la pression sur les coüts et a l'economicite des trai­
tements. Des lors, laissons la liberte aux cantons. 

Goll Christine (S, ZH): Im Gegensatz zu meinem Vorredner 
empfehle ich Ihnen natürlich wärmstens, den Antrag der 
Minderheit Schenker Silvia anzunehmen. Wir diskutieren 
hier das eigentliche Kernstück dieser Vorlage über die Neu­
ordnung der Pflegefinanzierung, geht es doch um die grund­
sätzliche Frage, wie hoch die Belastung für pflegebedürftige 
Patienten und Patientinnen künftig sein soll. 
Seit bald zwölf Jahren ist das Krankenversicherungsgesetz 
in Kraft. Seit bald zwölf Jahren schreibt Artikel 24 dieses Ge­
setzes vor, dass die Kosten der Pflege, egal ob im Spital, in 
einem Pflegeheim oder zu Hause mit Spitex, von der Kran­
kenversicherung übernommen werden müssen. Seit bald 
zwölf Jahren regelt Artikel 44 KVG auch den Tarifschutz und 
verbietet somit, ungedeckte Kosten auf Patientinnen und Pa­
tienten abzuwälzen. Nur: Die grosse Crux ist, dass dieses 
Gesetz heute nicht eingehalten wird. Mit dieser Vorlage zur 
Neuordnung der Pflegefinanzierung macht der Gesetzgeber 
einen grossen Schritt, nämlich von einer bisherigen Bela­
stung von theoretisch null Franken auf rund 7100 Franken 
pro Jahr. So war es zumindest in einem Bericht der Verwal­
tung in Bezug auf das 20-Prozent-Modell festgeschrieben, 
das heute nicht mehr infrage gesteift wird; da besteht keine 
Differenz mehr. Nur ist dazu auch zu sagen, dass die Zahl 
von gut 7000 Franken im Gesetz nicht festgehalten ist, auch 
wenn sie in der Medienberichterstattung über diese gesetzli­
che Neuregelung immer wieder erwähnt wurde. 
Das heisst, dass wir heute nicht wissen, wie das im Endef­
fekt einmal in der Praxis aussehen wird. Dem möchten wir 
mit dem Modell der Minderheit. wie es Frau Schenker vorge­
stellt hat, entgegenwirken. Wir stellen das 20-Prozent-Mo­
dell nicht infrage, aber wir sagen, dass die Belastung maxi­
mal 5400 Franken pro Jahr betragen darf. Das ist genau der 
Betrag, der sich ergibt, wenn man als Maximum das 
Anderthalbfache der heutigen ordentlichen Franchise von 
300 Franken pro Monat nimmt. 
Viele Angehörige leisten heute in grossem Ausmass Pflege­
arbeit, Betreuungsarbeit. Diese Menschen brauchen auch 
Entlastung, um diese Arbeit leisten zu können. Sie brauchen 
die Entlastung in Form einer professionellen Pflege, sei es in 
einem Heim oder zu Hause. Wesentlich dabei ist aber, dass 
diese Pflegeleistungen für Patienten und Patientinnen und 
für ihre Angehörigen finanziell auch tragbar sind. Wir behan­
deln hier das Kernstück dieser Vorlage, und ich erinnere 
daran, dass ursprünglich die Interessengemeinschaft Pfle­
gefinanzierung an Sie alle gelangt ist. Die IG Pflegefinanzie­
rung ist ein ungewöhnlicher, einmaliger Zusammenschluss 
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von verschiedenen Patienten· und Patlentinnenorganisatlo· 
nen, von Rentner· und Rentnerinnen· sowie Behindertenor· 
ganisationen wie auch von Dachverbänden der Leistungser­
bringer, beispielsweise der Spitäler, der Heime und der 
Spitex; ein Zusammenschluss mit dem Ziel, die finanzielle 
Belastung der pflegebedürftigen Patienten und Patientinnen 
klar zu begrenzen. 
Es braucht eine soziatverträgliche Lösung. Wir dürfen die 
Menschen, die von Pflege abhängig werden, nicht im Unge­
wissen lassen, wie hoch die maximale Belastung in Franken 
und Rappen im Endeffekt sein wird. 
Deshalb bitte ich Sie auch, das Modell der Minderheit 
Schenker Silvia zu unterstützen. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Nous soutenons dans 
le cas precis la proposition de la majorite. Nous vous invi­
tons a ne pas adopter la proposition de la minorite Schenker 
Silvia. 
La plupart des arguments ont ete donnes. II y a un argument 
supplementaire, c'est que lorsqu'on lit le texte propose par la 
minorite Schenker Silvia, on se demande exactement ce 
qu'elle veut dire quand eile prevoit « 150 pour cent du mon· 
tant de la franchise ordinalre». Cela ferait donc 450 francs, 
vu que la franchise ordinaire est de 300 francs. Je suppose 
que la minorite ne veut pas limiter a 450 francs par an la par· 
ticipation du citoyen qui serait appele a participer a ces frais. 
II y a donc quelque chose qui n'est pas clair: est-ce que ce 
sont 450 francs par mois? par jour - ce qui serait beaucoup 
alors? ou par annee? Tel que le texte est propose, on a le 
sentiment que ya ne peut pas depasser 450 francs par anl 
Lorsqu'il est precise «20 pour cent au maximum de la contri­
bution maximale fixee par le Conseil federaf», c'est une par­
ticipation en pourcentage, qui, donc, s'adapte aux differents 
chiffres. Mais lorsqu'on ajoute un chiffre absolu - ce qui est 
fait dans la proposition de la minorite: 150 pour cent du mon­
tant de la franchise annuelle -, il taut au moins specifier a 
quoi il se rapporte. 
Pour ces raisons de fond et de forme, le Conseil federal vous 
demande de soutenir la proposition de la majorite et d'eviter 
de creer, sur une base aussi imprecise, une divergence sup­
plementaire avec le Conseil des Etats. 

Humbel Ruth (CEg, AG), für die Kommission: Wir haben diese 
Diskussion schon einmal geführt, nämlich bei der ersten Be­
ratung des Bundesgesetzes über die Neuordnung der Pfle­
gefinanzierung. Damals ging es nicht um den anderthalbfa· 
chen Betrag der ordentlichen Jahresfranchise für die 
Besserung der Patientenbelastung, sondern um den einfa­
chen Betrag der ordentlichen Jahresfranchise. Wir haben 
damals den entsprechenden Minderheitsantrag mit 95 zu 
61 Stimmen abgelehnt. 
Im Namen der Kommissionsmehrheit möchte ich Sie auch 
dieses Mal bitten, diesen Minderheitsantrag abzulehnen. Es 
geht ja hier nicht um die Frage, ob der Tarifschutz eingehal· 
ten werden soll oder nicht. Es ist so, dass dies bisher nicht 
geschehen ist, dass häufig die Pflegekosten irgendwie noch 
mit der Tagestaxe verrechnet worden sind und so der Patient 
nicht geschützt war und, vor allem in schweren Pflegesitua­
tionen, sehr stark privat zur Kasse gebeten worden ist. Wir 
limitieren nun die Beteiligung des Patienten und verpflichten 
die Kantone mitzufinanzieren. Damit setzen wir den Tarif­
schutz durch. Es ist nicht so, dass dieser Beitrag nicht be­
rechnet werden könnte. Wenn jetzt von rund 7200 Franken 
die Rede ist, dann geht dieser Betrag vom Jetzigen maxima­
len Pflegebetrag aus, der im Rahmentarif auf 84 Franken 
festgesetzt ist. Also, die Patienten können sich an diesem 
Betrag orientieren. 
Aber es ist so, dass mit dieser Lösung auch die Belastung 
der Patienten und Patientinnen steigt, wenn der maximale 
Beitrag der Krankenversicherer angehoben wird. Es ist die 
Frage, ob das richtig ist. Ich meine mit der Kommissions­
mehrheit, dass es sachgerecht ist, wenn der Beitrag der Pa­
tientinnen und Patienten an den Beitrag der Versicherer ge­
knüpft wird. Wir haben vorher die Teuerungsklausel ins 
Gesetz aufgenommen. Es ist nach der Kommissionsmehr· 

heit richtig, dass eben an den steigenden Kosten alle drei 
Kostenträger - Krankenversicherer, Kantone wie auch die 
Privaten - partizipieren. Es ist für die Privaten wie auch für 
die übrigen Finanzierer berechenbar. 
Die Kommission hat diese Fassung, die jetzt Mehrheitsfas­
sung ist, mit 13 zu 8 Stimmen beschlossen, und ich bitte Sie, 
dem Antrag der Kommissionsmehrheit zuzustimmen. 

Le president (Bugnon Andre, president): Le Conseil federal 
soutient la proposition de la majorite. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich- nomioatif: Beilage -Annexe 05,025/28) 
Für den Antrag der Mehrheit ... 115 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit 56 Stimmen 

Ziff. la 
Antrag der Kommission 
Festhalten(:: Streichen) 

Ch. la 
Proposition de la commission 
Maintenir (= Biffer) 

Angenommen - Adopte 

Ziff. lb Art. 10 Abs. 2 Bst. a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. lb art. 1 o al. 2 let. a 
Proposition de fa commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 
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Bundesgesetz 
über die Krankenversicherung. 
Teilrevision. Managed Care 
Loi federale 
sur l'assurance-maladie. 
Revision partielle. Managed Care 

Zweitrat - Deuxieme Conseil 
Botschaft des Bundesrates 15.09.04 (881 2004 5599) 
Message du Conseil federal 15.09.04 (FF 2004 5257) 

Ständerat/Conseil des Etats 05.12.06 (Erstral - Premier Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.06.07 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalral/Conseil national 04.12.07 (Zweitrat- Deuxieme Conseil) 

Stahl Jürg (V, ZH), für die Kommission: Wir entscheiden heute 
über die gesetzlichen Rahmenbedingungen, die für die Ver­
gütung von Arzneimitteln durch die obligatorische Kranken· 
pflege-Grundversicherung gelten. Der Bundesrat hat bereits 
in seiner Botschaft vom 15. September 2004 zur Änderung 
des KVG Massnahmen im Arzneimittelbereich vorgeschla­
gen. Inzwischen hat sich der Ständerat intensiv mit diesem 
Geschäft befasst; die Vorschläge des Bundesrates genügen 
ihm nicht. Er hat beschlossen, für den Arzneimittelbereich 
eine eigene Vorlage auszuarbeiten und sie getrennt vom 
Managed-Care-Paket in einem Paket 2 zu behandeln. In der 
vergangenen Sommersession hat der Ständerat das KVG 
entsprechend ergänzt und auch verschärft, d. h. neue Eck­
werte ins Gesetz eingeführt. 
Ihre Kommission hat sich mit der neuen Arzneimittelrege· 
lung, wie sie der Ständerat beschlossen hat, intensiv ausein­
andergesetzt. Sie hat auch die Verwaltung dazu konsultiert 
und von ihr hilfreiche Unterstützung erfahren. Anlass zur kri-
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cessitera une jurisprudence. Que signifie «prendre en consi­
deration de maniere appropriee»? Que sont les «couts de 
recherche et de developpement»? Je vous rappelle encore 
une fois que l'industrie pharmaceutique a des coüts de re­
cherche, mais que ceux-ci sont generalement couverts par 
ce que rapportent quelques medicaments qui sont des suc· 
ces de vente, appeles «blockbusters». C'est ce que rappor­
tent ces medicaments qui couvre l'ensemble des coüts. 
Alors, comment prendra+on en consideration les coüts de 
recherche et de developpement de maniere appropriee? 
Chaque endroit de cette phrase permet une certaine la!itude 
dans l'appreciation qui ouvre la porte aux recours. 
La solution du Conseil des Etats prevoit tout simplement qu'il 
faul veilier a «garantir un approvisionnement avantageux en 
medicaments dans l'assurance obligatoire des soins». Com­
me l'a dit Monsieur Stähelin, cela ne signifie pas que l'on im­
pose a toutes !es pharmacies de Suisse d'avoir tel ou tel me· 
dicament qui existe dans le monde, mais qu'on a un mandat 
pour admettre dans la liste des specialites des medicaments 
dont le prix est avantageux. 
Ensuite, au niveau de l'ordonnance, il faut fixer un certain 
nombre de regles. En particulier, comme l'a aussi dit Mon­
sieur Stähelin, l'ordonnance stipule qu'une prima a l'innova­
tion est prise en compte si le medicament represente un pro· 
gres pour le traitement medical. C'est plus l'innovation qui 
est prise en compte que les coüts de recherche, et une 
prima est accordee, car on veut un marche qui soit approvi­
sionne en medicaments innovateurs. Ces dernieres annees, 
si vous regardez l'evolution des prix des medicaments, il y a 
eu une forte pression sur les anciens medicaments et sur les 
generiques, il y a eu un effort pour developper les generi­
ques. On a ete plutöt genereux, mais c'est ce qu'on souhaite 
pour !es medicaments innovateurs, de telle sorte que les pa· 
tients de Suisse puissent profiter le plus rapidement possible 
des progres therapeutiques. C'est ce qu'on a prevu dans 
l'ordonnance pertinente. 
Si vous inscrivez trop de details dans la loi, vous n'arriverez 
jamais a faire en sorte qu'elle soit adaptee a l'innovation 
commerciale. En effet, les partenaires sont toujours en train 
de trouver une idee nouvelle pour qu'en fonction de la loi, on 
tienne compte encore de telle ou teile chose. Je crois qu'il 
faul un article simple, court. On a dit qu'il n'avait pas ete 
traite longuement. Si je ne craignais pas de choquer un peu, 
je dirai meme qu'il a ete traite un peu plus longtemps que 
l'article constitutionnel que les commissions adopteront en 
juin prochain ce qui n'est deja pas mal! L'article en ques· 
tion a ete traite suffisamment longtemps, et je crois que les 
choses sont claires. 
Si par hasard quelqu'un a encore des doutes, il faut bien sür 
adopter la solution du Conseil des Etats, de teile sorte qu'il y 
ait un nouveau debat. Adherer a la solution du Conseil natio· 
nal, apres avoir entendu toutes les questions qui ont ete po­
sees par ceux qui l'ont defendue, revient a dire: «Dans le 
doute, je me rallie a quoi? a l'article le plus obscur? le plus 
difficile?» 
II faut soutenir la version du Conseil des Etats et, s'il y a lieu, 
il faudra la completer, mais je ne crois pas qu'il soit juste de 
faire un article compllque. Je crois que votre solution est la 
meilleure et, dans tous les cas, je souhaite qu'elle soit adop­
tee ulterieurement par Je Conseil national. Si alle doit etre 
completee, on verra cela en temps utile. Je pense toutefois 
qu'elle est bien meilleure que celle du Conseil national; dans 
tous les cas, eile permet d'eclaircir le probleme, si probleme 
il y a encore. 
C'est la raison pour laquelle je vous invite a soutenir la pro­
position de votre commission. 

Art. 52 Abs. 1 bis-1 septies - Art. 52 al. 1 bis-1 septies 
Angenommen - Adopte 

Art. 52a1 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission ... 25 Stimmen 
Für den Antrag Schweiger ... 13 Stimmen 
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Ständerat/Conseil des Etats 19.09.06 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalral/Conseil national 21.06.07 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 24.09.07 (Differenzen - Oivergences) 
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Ständerat/Conseil des Etats 04.03.08 (Differenzen Divergences) 

Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzie­
rung 
Loi federale sur le nouveau reglme de financement des 
soins 

Schwaller Urs (CEg, FR), für die Kommission: Im Geschäft 
der Pflegefinanzierung haben wir heute noch vier inhaltliche 
Differenzen zur Fassung des Nationalrates zu diskutieren. 
Unsere SGK ist vor allem aus Kostengründen davon ausge­
gangen, dass 
1. die Karenzfrist von einem Jahr bei der Koordination zwi­
schen Pflegeleistungen und Hilflosenentschädigung beibe· 
halten werden soll; 
2. davon abzusehen sei, dass die obligatorische Kranken­
pflegeversifherung die Vollkosten der ärztlich angeordneten 
Akut- und Ubergangspflege trägt, die ambulant oder im Pfle­
gebereich angeboten wird; 
3. der Beitrag der obligatorischen Krankenpflegeversiche· 
rung nicht automatisch alle zwei Jahre der Kostenentwick· 
lung der Pflege anzupassen sei; 
4. der Übergang zur neuen Pflegeversicherung kostenneu­
tral zu erfolgen habe. 
Es ist schwierig abzuschätzen, welches die genauen 
Kostenunterschiede zwischen den Lösungen des National­
rates und des Ständerates sind. Wenn ich bei Wegfall der 
Karenzfrist von den genannten und zwei- oder dreimal wie­
derholten 90 Millionen Frank~!"' ausgehe, wenn ich bei der 
vollen Kostenübernahme der Ubergangspflege von den vom 
Bundesamt berechneten mindestens 130 Millionen Franken 
ausgehe und dann auch noch die automatische Kostenan­
passung und die nicht kostenneutrale Überführung in die 
neue Pflegeversicherung mit einrechne, dürften mindestens 
300 bis 400 Millionen Franken zusätzlicher Kosten anste­
hen. Aber, wie gesagt, es ist eine Schätzung, die sich hier 
aus den verschiedenen Diskussionen der Kommission erge­
ben hat. 
Die SGK unseres Rates schlägt nun in ihrer Mehrheit vor, 
heute an den früher gefassten Beschlüssen unseres Rates 
festzuhalten. Nach meiner Einschätzung müssten wir dann 
vielleicht im letzten Umgang zusammen mit dem Nationalrat 
höchstens noch„ eine Lösung für eine befristete Übernahme 
der Kosten der Ubergangspflege finden. 
Ich komme bei der Diskussion über Artikel 25a KVG, d. h. 
bei den Pflegeleistungen bei Krankheit, auf diese Frage zu­
rück. 

Ziff. 1 Ziff. 1 Art. 43bis Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Festhalten, aber: 
... schweren, mittleren oder leichten Grades ununterbrochen 
während mindestens eines Jahres ... 
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Ch. 1 eh. 1 art. 43bls al. 2 
Proposition de la commission 
Maintenir. mais: 
... grave, moyenne ou faible sans interruption durant une an· 
nee au moins ... 

Sehwaller Urs (CEg, FR), für die Kommission: Es geht hier 
um die Beibehaltung der einjährigen Karenzfrist beim Bezug 
der Hilflosenentschädigung. Unsere Argumentation für die 
Beibehaltung dieser Karenzfrist war und ist folgende: Die 
Hilffosenentschädigung ist eine Geldleistung; sie bezieht 
sich auf den Zustand des Patienten, während sich die 
Pflegeleistungen gemäss KVG auf Sachleistungen bezie· 
hen, welche dann auch effektiv erbracht werden. Aufgrund 
der unterschiedlichen Art und Zweckbestimmung der Pflege­
leistungen nach KLV und der Hilflosenentschädigung der 
AHV/IV kann keine wesentliche Vereinheitlichung der 
Grundlagen zur Abklärung der verschiedenen Anspruchs· 
voraussetzungen vorgenommen werden. Präzisierend ha­
ben wir aber auch die Hilflosigkeit leichten Grades in den 
Text mit einbezogen; es ist dies eine Ergänzung redaktionel­
ler Art. 

Couehepin Pascal, president de la Confederation: II n'y a pas 
d'opposition. Je ne pense pas qu'il vaut la peine de faire un 
long debat sur ce sujet. 
J'adhere a la solution du Conseil des Etats. 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 1 Ziff. 3 Art. 25a 
Antrag der Mehrheit 
Abs. 1 
... ambulant, auch in Tages- oder Nachtstrukturen, oder im 
Pflegeheim erbracht werden. 
Abs. 1bis, 4 
Festhalten 
( == Streichen) 

Antrag der Minderheit 
(Maury Pasquier, Egerszegi-Obrist, Fetz, Ory) 
Abs. Ibis 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates, aber: 
... Vertragsparteien Zeit- oder Pauschaltarife. 
Abs. 4 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Antrag Maissen 
Abs. tbis 
... von der obligatorischen Krankenpflegeversicherung 
und dem Kanton übernommen. Der Bundesrat bestimmt 
die Dauer der Kostenübernahme. Für die Vergütung der 
Leistungen ... 

Ch. 1 eh. 3 art. 25a 
Proposition de la majorite 
Al. 1 
... ambulatoire, egalement dans des structures de soins de 
jour ou de nuit, ou dans un etablissement medicosocial. 
Al. 1bis, 4 
Maintenir 
(= Bitter) 

Proposition de la minorite 
(Maury Pasquier, Egerszegi-Obrist, Fetz, Ory) 
Al. 1bis 
AdMrer a la decision du Conseil national, mais: 
... conviennent de tarifs au temps consacre ou forfaitaires 
pour ces prestations. 
Al. 4 
Adherer a la decision du Conseil national 
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Al. 1bis 
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... sont pris en charge par l'assurance obfigatoire des soins 
et le canton selon leur part respective, conformement a la 
reglementation du financement hospitalier prevue a l'arti­
cle 49 alinea 1 LAMat (ou art. 49a al. 2 de la revision parti­
elle de Ja LAMal concernant Je financement hospitalier). Le 
Conseil federal determine la duree durant laquelle les couts 
sont pris en charge. Les parties a une convention ... 

Abs. 1-AI. t 

Schwaller Urs (CEg, FR), für die Kommission: In der Sache 
haben wir uns hier dem Nationalrat angeschlossen. Dieser 
hat daran festgehalten, dass die ambulanten Tages­
und/oder Nachtstrukturen bzw. das Pflegeheim im Text aus­
drücklich erwähnt werden. Unsere Differenz war von jeher 
eher redaktioneller als inhaltlicher Natur. Mit unserem Antrag 
sollte nun diese Differenz ausgeräumt sein. 
In der Kommission kam dabei klar zum Ausdruck, dass es 
sich hier nur um die an.,bulante Behandlung und die Grund­
pflege und nicht um Ubernachtungspauschalen oder -bei­
träge handelt. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon /a proposition de /a majorite 

Abs. 1bis -Al. 1bis 

Sehwaller Urs (CEg, FR), für die Kommission: Wir haben hier 
wahrscheinlich die wichtigste Differenz. Im Gegensatz zum 
Nationalrat wollten wir bis anhin keine volle Kostenüber­
nahme der ärztlich angeordneten Übergangspflege durch 
die obligatorische Krankenpflegeversicherung (OKP) wäh­
rend einer noch zu bestimmenden Dauer. Unser Modell sah 
im Gegensatz dazu immer rund 60 Prozent zulasten der 
OKP, 20 Prozent zulasten der öffentlichen Hand und im Ma­
ximum 20 Prozent zulasten des Patienten vor. Der National­
rat ist immer von einem anderen Konzept, nämlich von ei­
nem Konzept der vollen Kostenübernahme durch die 
Versicherungen, ausgegangen. 
Im letzten Umgang hat nun der Nationalrat die Kostenüber­
nahme insofern noch einmal geändert, als er nun vorschlägt, 
die Kostenaufteilung nach den Regeln der Spitalfinanzierung 
vorzunehmen, das heisst 55 Prozent zulasten der Kantone 
und 45 Prozent zulasten der Versicherungen. Mit seinem 
Schreiben vom 19. Februar, das ich erst nach der Kommissi­
onssitzung erhalten habe, hat der Vorstand der Schweizeri­
schen Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen 
und -direktoren (GDK) auf unsere Anfrage hin geantwortet, 
der neue Vorschlag des Nationalrates - das heisst die 
Kostenaufteilung nach dem System, welches für die Spitalfi­
nanzierung gilt - sei verantwortbar, wenn gleichzeitig die Ta­
rife der OKP regelmässig der Kostenentwicklung angepasst 
würden. Der Vorstand der GDK führte ebenfalls aus, dass 
die Dauer der Kostenübernahme maximal dreissig Tage be­
tragen dürfe, eventuell mit einmaliger Verlängerung um ma­
ximal weitere dreissig Tage. Die SGK unseres Rates war bis 
heute immer sehr zurückhaltend bei neuen Leistungen, wie 
sie sich auch immer gegen automatische Anpassungen von 
Tarifen und Preisen ausgesprochen hat. Dieser Automatis· 
mus, wie er nun vom Vorstand der GDK als Voraussetzung 
für die finanzielle Regelung nach den Regeln der Spitalfi­
nanzierung genannt wird, scheint uns zu kostentreibend zu 
sein. 
Ich beantrage Ihnen daher für heute, an unserem ersten 
Entscheid festzuhalten; dieser Antrag wurde mit 7 zu 4 Stim­
men in der Kommission beschlossen. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE): Comme vous l'avez cons­
tate, ma proposition de minorite comporte en fait deux ele­
ments. Le premier, qui prevoit de reprendre la version du 
Conseil national, consiste a garder dans la loi federale sur le 
nouveau regime de financement des soins une reglementa­
tion claire du financement des soins aigus et de transition 
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prescrits par un medecin. Dans la mesure ou !es soins de ce 
type sont la consequence de maladies aigues, il est a mes 
yeux necessaire de garantir une prise en charge de ces 
soins compatible avec la LAMal. De plus, la nouvelle reparti· 
tion des coüts proposee par le Conseil national, qui met sur 
pied d'egalite le financement hospitalier et celui des soins 
aigus et de transition, devrait permettre de diminuer le risque 
de fausses incitations, risque notablement augmente par l'in­
troduction des forfaits par cas. 
En effet, !es forfaits par cas, le fameux systeme des DRG, 
ont pour but de diminuer le coüt des hospitalisations, de les 
rendre plus efficaces et ils ont donc pour effet de raccourcir 
la duree des sejours hospitaliers. Dans ces conditions, les 
patients ont encore besoin, le plus souvent en !out cas, de 
soins a leur retour a domicile ou dans leur EMS, et il con­
vient que ces soins ne soient pas a la charge des personnes 
malades ou convalescentes mais bien de l'assurance-mala­
die et, pour eviter tout effet pervers, du canton. La Commu­
naute d'interets «Financement des soins» et le comite direc­
teur de la Conference suisse des directrices et directeurs 
cantonaux de la sante (CDS) soutiennent cette proposition. 
Le deuxieme element de ma proposition consiste a repren­
dre une formulation precedente du Conseil national en ce 
qui concerne le mode de remuneration des soins aigus et de 
transition. En effet, s'il peut etre possible, dans certaines Si­
tuations, de fixer des forfaits par cas pour ces prestations, il 
faut parfois passer par des forfaits au temps consacre, seuls 
a meme de garan!ir une prise en charge adequate et adap­
tee a l'evolution de la situation. Les soins dispenses a une 
personne qui rentre a la maison peuvent grandement varier 
en fonction de son etat de sante et, bien sür, selon qu'elle 
quitte l'höpital au quatrieme jour ou au sixieme jour apres 
l'operation. Je rappelle qu'il s'agit toujours ici de soins pres­
crits par un medecin. 
Dans ce sens, je vous invite a soutenir ma proposition de mi­
norite, ce qui permet de se rapprocher grandement de la de­
cision du Conseil national dans une des dernieres divergen­
ces que nous avons encore dans cette loi. 
Monsieur Schwaller l'ayant deja evoquee, je dirai juste quel­
ques mots au sujet de ma proposition de minorite a l'ali­
nea 4. En faisant mention dans la loi de l'adaptation des ta­
rifs tous les deux ans par le Conseil federal, en fait on tire la 
consequence logique d'une reglementation sur le finance­
ment des soins aigus et de transition, comme le reconnait 
d'ailleurs le comite de la CDS. Cette proposition est en fait la 
seule a meme d'empecher avec les annees le developpe­
ment d'une situa!ion financiere qui ne permettrait plus la 
complete mise en oeuvre de la loi. 
Pour cette raison, je vous invite aussi a soutenir cette propo­
sition. 

Maissen Theo (CEg, GR): Wir führen hier ja immer noch die 
gleiche Diskussion wie an der Flimser Session vor einein­
halb Jahren; haben wir uns doch bereits damals mit diesen 
Fragen befasst. Ich möchte vorerst einfach darauf hinwei­
sen, dass wir von der Situation der Patienten, also von den 
Betroffenen, ausgehen sollten. Wenn man von dieser Situa­
tion ausgeht, ist klar, dass wir uns dem Antrag der Minder­
heit bzw. dem Beschluss des Nationalrates anschliessen 
müssen, mit zwei Korrekturen, auf die ich noch kurz einge­
hen werde. 
Wir haben mit der neuen Spitalfinanzierung die Fallpauscha­
len eingeführt. Damit ist das Interesse der Spitäler ganz klar 
so: Um Kosten zu sparen, will man den Spitalaufenthalt der 
Patienten möglichst kurzhalten. Das ergibt generell eine 
Kostenersparnis. Diese frühen Spitalentlassungen haben 
aber zur Folge, dass ein Teil sowohl der medizinischen als 
auch der pflegerischen L~istungen nachträglich spitalextern, 
im Sinne der Akut- und Ubergangspflege, erbracht werden 
muss. Mit anderen Worten: Etwas, das über Jahrzehnte im 
Spital gemacht worden ist, bis der Patient jeweils entlassen 
wurde, wird heute ersetzt durch eine Aufgabenteilung. 
Was wirklich notwendigerweise im Spital gemacht werden 
muss, wird dort gemacht - medizinisch, pflegerisch-, und 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

17 Ständerat 05.025 

was nicht mehr zwingend im Spital erfolgen muss, wird spi­
talextern gemacht. 
Damit ist aber auch deutlich, dass diese Akut- und Über­
gangspflege sich klar abgrenzt von der sogenannten Lang­
zeitpflege. Von der Logik des KVG her haben wir damit aber 
zwei Bereiche, nämlich den Spitalaufenthait mit der nachfol­
genden Akut- und Übergangspflege einerseits und die soge­
nannte Langzeitpflege andererseits. Diese beiden Bereiche 
sollten auch von der Finanzierung her unterschiedlich be­
handelt werden; diese beiden Pakete sind nämlich unter 
dem Aspekt der Finanzierung verschieden geregelt und soll­
ten es auch durchwegs sein. 
Deshalb ist es richtig, dass die Akut- und Übergangspflege 
wie die Spitalaufenthalte als Kernbereich der Krankenversi­
cherung betrachtet werden. Dieser Auffassung haben sich 
nun auch eindeutig die Kantone angeschlossen. _Sie verlan­
gen zwar. dass man den Begriff der Akut- und Ubergangs­
pflege klar definieren soll, was möglich sein wird. So soll vor 
allem die Abgrenzung zwischen akutstationärer Behandlung 
und Langzeitbehandlung klar geregelt sein. Dies ist insbe­
sondere auch dann notwendig, wenn zum Beispiel einem 
Regionalspital ein Pflegeheim angegliedert ist Da bra.!-Jcht 
es ganz klare Abgrenzungen und Definitionen, ~ie im Ubri­
gen auch bei der Spitex, die sowohl Akut- und Ubergangs­
pflege wie auch Langzeitpflege macht. 
Es ist deshalb wichtig - damit komme ich auf meinen Antrag 
zu sprechen, den ich gestellt habe-, dass einerseits diese 
Akut- und Übergangspflege ärztlich verschrieben und ande­
rerseits zeitlich limitiert ist Da ist wahrscheinlich im Gesetz­
gebungsverfahren etwas passiert, denn bei der heute vorlie­
genden nationalrätlichen Fassung, welche von der 
Kommissionsminderheit unterstützt wird, fehlt nämlich der 
Satz in der Mitte des Absatzes, der vorher in der nationalrät­
lichen Fassung enthalten war: «Der Bundesrat bestimmt die 
Dauer der Kostenübernahme.» Ich beantrage Ihnen, den 
Antrag der Kommissionsminderheit mit diesem Text zu er­
gänzen. Das liegt auch im Interesse der Kantone; die haben 
eindeutig unterstützt, dass der Bundesrat diese Dauer limi­
tieren könne. Die GDK spricht hier von maximal dreissig Ta­
gen mit einer einmaligen Verlängerung um weitere maximal 
dreissig Tage. Das ist ein Vorschlag der GDK, den man dann 
noch genauer ansehen müsste. 
Was zudem wichtig ist, damit der Antrag der Kommissions­
minderheit dann auch in der Praxis funktioniert, ist die Frage 
der Definition der Pauschalen. Diese sind heute als Fallpau­
schalen bei der Akut- und Übergangspflege nicht möglich, 
dazu fehlen heute die Grundlagen. Aber es sollte möglich 
sein, dass man mit Zeitpauschalen im Spitex-Bereich und 
bei den Tagespauschalen in Pflegeheimen eine angemes­
sene Lösung findet. 
Ich fasse zusammen: 
1. Es ist systemkonform nach KVG, wenn wir die Akut- und 
Übergangspflege als Teilbereich der Akutbehandlung im Spi­
tal betrachten, die im Gegensatz zur Langzeitpflege steht 
Wir unterscheiden hier und machen einen Schnitt, auch in 
Bezug auf die Finanzierung. 
2. Zu den finanziellen Konsequenzen, die auch von Kollege 
Schwaller angesprochen worden sind: Ich bin davon über­
zeugt, dass es im gesamten System mittel- und langfristig 
richtig ist, wenn bei den Spitälern mit den Fallpauschalen 
gearbeitet und die Akut- und Übergangspflege gleich finan­
ziert wird wie die spitalinterne Behandlung. Denn je klarer 
wir das als ein einziges Paket, als Einheit betrachten, umso 
mehr wird man dazu übergehen, die Dauer der Spitalal;!fent­
halte möglichst kurzzuhalten, weil über die Akut- und Uber­
gangspflege die fortgesetzt notwendige Pflege geregelt ist. 
Dies geschieht, ohne dass für die Beteiligten bezüglich der 
Finanzierung ein Nachteil entstünde. Also ist vom System, 
von der Logik her klar, dass es mittel· und längerfristig einen 
kostensparenden Effekt hat, wenn wir der Minderheit und 
dem Nationalrat mit den erwähnten erforderlichen Anpas­
sungen folgen. 
Ich bitte Sie also, die Minderheit zu unterstützen. 



05.025 Conseil des Etats 

Forster-Vannini Erika (AL, SG): Ich möchte Sie ebenfalls 
bitten, dem Minderheitsantrag zuzustimmen, dies aber klar 
mit der Zusatzformulierung, wie sie jetzt von Kollege Mais· 
sen beantragt wird. Sie müssen wissen, dass ich nicht etwa 
die Seite gewechselt habe, aber ich war in der Kommission 
leider nicht anwesend, sonst hätte ich mich nämlich bereits 
an der Sitzung für den Minderheitsantrag ausgesprochen. 
Ich hätte aber auch dort bereits die Ergänzung gemäss An­
trag Maissen verlangt, näm!ich dass die Dauer der Kosten­
übernahme bei Akut· und Ubergangspflege vom Bundesrat 
zu bestimmen ist. Herr Maissen hat Ihnen Ausführungen 
dazu gemacht, die ich nur bestätigen kann. Ich bitte Sie also, 
vorerst einmal seinem Antrag zuzustimmen, denn es scheint 
mir ganz wichtig, dass wir hier eine B~stimmung aufnehmen, 
wonach die Dauer der Akut- und Ubergangspflege durch 
den Bundesrat zu bestimmen ist. 
Ich begründe kurz, weshalb ich der Meinung bin, dass der 
Minderheit zu folgen ist: In Absatz 1 wird ja festgelegt, dass 
die Pflegeleistungen aufgrund einer ärztlichen Anordnung 
und eines ausgewiesenen Pflegebedarfs zu geschehen ha­
ben, und dies sowohl für Pflegeleistungen, die im ambulan­
ten Bereich, wie auch für solche, die im Pflegeheim erbracht 
werden. Es wird weiter festgehalten, dass die obligatorische 
Krankenpflegeversicherung einen Beitrag an die Pflege­
leistungen zu leisten hat. Der Nationalrat - Sie ersehen das 
aus der Fahne, und es wurde jetzt auch mehrmals darauf 
hingewiesen hat sich ja in seiner ersten .. Fassung für die 
volle Kostenübernahme der Akut- und Ubergangspflege 
durch die Krankenpflegeversicherung ausgesprochen, was 
zu einem markanten Prämienanstieg in der Grundversiche­
rung geführt hätte. Deshalb hat ja unser Rat dieses Ansin­
nen klar zurückgewiesen. Aufgrund unseres Widerst~!1des 
hat sich nun der Nationalrat von der Idee der vollen Uber­
nahme durch die Versicherungen verabschiedet und will neu 
eben die Finanzierungsregelung der Akut- und Übergangs­
pflege der Finanzierung von Spitalaufenthalten gleichstellen. 
Die Kosten sollen damit auf die öffentliche Hand und die 
Krankenpflegeversicherung aufgeteilt und nicht mehr einsei­
tig dem Prämienzahlenden belastet werden. 
Die Patientenbeteiligung, wie sie in dieser Vorlage mit Arti­
kel 25a KVG für die Pflege eingeführt worden ist, soll damit 
auf die Langzeitpflege beschränkt werden - das ist für mich 
der springende Punkt, da geht es mir wie Herrn Maissen und 
Frau Maury Pasquier. In der Debatte habe ich bereits in der 
letzen Runde ein gewisses Verständnis für das Anliegen des 
Nationalrates signalisiert, da di~. Akutpflege eher eine Kern­
aufgabe des KVG darstellt. Die Ubergangspflege ist ein spe­
ziell medizinisch-pflegegerichtetes Konzept innerhalb der 
Akutpflege. Diese Gründe sprechen dafür, die Übergangs­
pflege nicht als Langzeitpflege zu entschädigen; deshalb 
sollte auch die Patientenbeteiligung hier keinen Eingang fin­
den. 
Es wurde auch bereits darauf hingewiesen - ich möchte das 
nicht wiederholen-, dass die DRG sicher dazu führen, dass 
frühere Entlassungen aus dem Spital stattfinden werden. 
Entsprechend den früheren Entlassungen gibt es nachfol­
gend auch mehr Akut- und Übergangspflege zu Hausa - sei 
es durch Spitex oder in den Pflegeheimen -, deren Dauer 
kaum beeinflusst werden kann. Deshalb bin ich der Mei­
nung, dass man hier dem Beschluss des Nationalrates fol­
gen kann, dies umso mehr, als man in der Kommission - ich 
habe das zumindest so im Protokoll nachgelesen - davon 
ausgegangen ist, dass die Kantone sich klar gegen diesen 
Minderheitsantrag und gegen die nationalrätliche Lösung 
aussprechen werden. Sie, Herr Kommissionspräsident, ha­
ben bereits ausgeführt, dass die GDK in einem Brief be­
kanntgibt, dass sie der Lösung zustimmen kann. Auch ich 
habe den Brief der GDK eigentlich mit Verwunderung zur 
Kenntnis genommen. Damit kann ich mich jetzt auch als 
Kantonsvertreterin mit gutem Gewissen hinter diesen Min­
derheitsantrag mit dem Zusatzantrag Maissen stellen. 

Egerszegl-Obrist Christine (AL, AG): Sie finden mich eben­
falls auf der Seite der Minderheit. Ich finde es nicht richtig, 
die Akut- und Übergangspflege zu streichen. Die Argumen-
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te, die uns der Kommissionspräsident dargelegt hat keine 
neue Behandlungskategorie, keine Ausweitung der Leistun­
gen -, sind zwar vordergründig überzeugend, aber in der 
Praxis sieht das eben anders aus. Diese intensive Pflege 
wird nach einem Spitalaufenthalt oder einer schweren Aku­
terkrankung benötigt, und sie dient einzig dazu, den Patien­
ten oder die Patientin möglichst rasch wieder in die Selbst­
ständigkeit zu führen. Sie beinhaltet zwar für eine kurze Zeit 
einen grösseren pflegerischen Aufwand - es kann den Ver­
bandswechsel fast rund um die Uhr bedeuten oder auch die 
ganze Körperpflege beinhalten -. aber das Ziel ist klar, die 
Betroffenen wieder in ihre gewohnte Umgebung mit ihrem 
selbstbewältigbaren Alltag zurückzuführen. Damit geben wir 
doch für eine bestimmte Zeit bewusst mehr zulasten der 
Krankenversicherung aus, aber wir können in vielen Fällen 
eine chronische Krankheit verhindern, einen Pflegeheimein­
tritt vermeiden oder zumindest verschieben, und wir reduzie­
ren die Notwendigkeit eines erneuten Spitalaufenthalts. 
In der früheren Fassung - Herr Maissen hat es gesagt - war 
der Umfang zeitlich auf dreissig Tage begrenzt. Das ist ab· 
handengekommen, deshalb ist der Antrag Maissen, mit wel­
chem diese Zeit wieder beschränkt und die entsprechende 
Kompetenz dem Bundesrat überlassen werden soll, sinnvoll. 
Die Mitglieder der SGK haben von Santesuisse eine Bro­
schüre mit dem ntel «Brennpunkt Gesundheit» erhalten. 
Dort lautete eine reisserische Schlagzeile zu diesem Be­
reich: «Gefährliche Entwicklung für die Prämienzahler und 
Patienten.» Gerade das möchte ich widerlegen: Als Folge 
der Fallpauschale werden die Patienten in Zukunft früher 
aus dem Spital entlassen, was - zu Recht - eine Kostensen­
kung zur Folge hat. Die noch benötigte intensive Pflege 
muss durch die Spitex oder im Pflegeheim als Übergang ge­
währleistet sein, und zwar um Folgekosten zu sparen. Das 
dient wiederum den Patientinnen und Patienten, aber auch 
den Prämienzahlenden. 
Es wurde von Kosten in der Höhe von 300 bis 400 Millionen 
Franken gesprochen. In der Kommission hatten wir noch 
viel höhere Angaben vonseiten der Santesuisse: 700 bis 
800 Millionen Franken. Das ist völlig überrissen. Diese 
Pflege muss gewährleistet sein. Es ist nur die Frage, wer sie 
bezahlt. Wir haben bei der Einführung der Krankenversiche­
rung klar gesagt: Jede medizinisch verordnete Leistung, sei 
es im Pflegeheim, im Spital oder ambulant, muss von der 
Krankenversicherung übernommen werden. Ohne diesen 
Passus wäre dieses neue Gesetz damals von der Bevölke­
rung nie angenommen worden. Dem müssen wir jetzt nach­
leben. Es ist so: Das ist eine Pflege, die vom Arzt verordnet 
wird. Sie kann und würde uns Folgekosten ersparen. Des­
halb wird sie auch von der GDK unterstützt. 
Ich bitte Sie, hier dem Antrag der Minderheit zuzustimmen. 

Ory Gisele (S, NE): Je vous propose aussi d'accepter Ja ver­
sion du Conseil national, avec la modification supplemen­
taire que vous propose la minorite Maury Pasquier. Le Con­
seil national prevoit de prendre en compte las soins aigus et 
de transition, et ce point me parait tres important. II introduit 
aussi une certaine coherence en rappelant la disposition 
qua nous avons adoptee sur le financement hospitalier. 
Cependant, la version du Conseil national introduit la notion 
de «tarifs forfaitaires pour ces prestations», tarifs qui se­
raient a negocier. Or, il est actuellement encore tres difficile 
de fixer des tarifs forfaitaires par cas, car il nous manque les 
bases necessaires pour les calculer. Las cas peuvent etre 
tres differents si l'on sort de l'höpital un peu plus töt ou un 
peu plus tard. Plus on sort töt de l'höpital, plus le cas est 
lourd ensuite. II parait donc tres aleatoire et meme tres ris­
que de vouloir fixer des tarifs forfaitaires par cas, car on ris­
que d'induire des effets pervers sur la date de sortie de l'hö· 
pital pour alleger les cas ou de mettre las prestataires de 
soins dans des situations inextricables si le patient sort de 
l'höpital trop töt et que le forfait mis a disposition ne suffit pas 
a couvrir les besoins en soins. II me parait donc judicieux de 
prevoir aussi de fixer des tarifs horaires qui correspondent 
beaucoup mieux a la realite. 
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La proposition Maissen reprend aussi la version du Conseil 
national. L'auteur y ajoute cependant une determination par 
Je Conseil federal de la duree pendant laquelle les coüts 
sont pris en charge et ce!a me parai! tout a fait compatib!e 
avec les objectifs que poursuit la minorite Maury Pasquier. 
Cela me parait !out a fait acceptable. 
Je vous propose donc aussi, si Monsieur Maissen y est favo­
rable, d'integrer sa proposition dans celle de la minorite, et 
donc d'adopter les deux propositions. 

Stähelin Philipp (CEg, TG): Wir haben letzte Woche erstaun· 
liehe Post von der Schweizerischen Konferenz der kantona­
len Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren erhalten. Ich 
habe sehr gestaunt - das muss ich Ihnen sagen -, als wir 
hier plötzlich zur Kenntnis nehmen durften, dass die Kan­
tone geradezu gerne 55 Prozent der hier anfallenden Kosten 
übernehmen würden. Ich weiss zwar nicht, wer dahinter­
steckt - es heisst «Gesundheitsdirektorenkonferenz»; ich 
war auch einmal deren Mitglied und auch Präsident. Mögli­
cherweise ist es der Vorstand, möglicherweise der Präsi­
dent ich weiss das nicht. Es sind nicht die Kantone. Ich 
nehme nicht an, dass die Finanzdirektoren hier ohne Weite­
res mitunterschrieben hätten. Aber wir haben diesen Brief. 
Eigentlich ich staune - müsste damit für uns ja alles in 
Ordnung, okay sein: Wir haben jemanden, der das zahlt -
und wer will da dagegen sein? Wir haben jemanden, tipp­
topp! 
Ich habe aber ein Problem mit dem Antrag der Minderheit. 
Nicht damit, dass man hier diese verordnete Akut- und Über­
gangspflege finanzieren will; mein Problem ist vielmehr das 
System. Diese Übergangspflege, diese Akutpflege, kann 
stationär oder ambulant sein - die Spitex ist ambulant -; es 
kann beides sein. Damit machen wir aber einen echten 
Bruch zum bisherigen Finanzierungssystem. Die soge­
nannte Lösung nach den Regeln der Spitalfinanzierung gilt 
jetZ1 in den Spitälern nur für den stationären Behandlungs­
teil. Nirgends, in keinem Bereich, sind bis heute auch ambu­
lante Massnahmen mitbezahlt worden. Das ist ein System­
bruch, den wir jetzt begehen. Hier frage ich mich, was dann 
künftig noch gelten soll. In der gleichen Behandlung haben 
Sie künftig Pflege, gleichzeitig aber ohne Zweifel vielleicht 
auch einmal die Mitwirkung eines Arztes. Das wird dann 
nach den Regeln für die ambulante Behandlung, die Pflege 
nach den Regeln für die stationäre Behandlung bezahlt. Ich 
sehe hier kein System mehr. Davor habe ich - das muss ich 
Ihnen ehrlich sagen - auch etwas Angst. 
Wenn man in den Finanzierungen keine sauberen Regeln 
mehr einhält, dann wachsen die Ausgaben. Davon können 
Sie hundertprozentig ausgehen. Davor habe ich wirklich 
Angst. Wo ziehen Sie die Grenzen? Im Gesetz finden Sie sie 
nie mehr, im Gesetz haben Sie kein sauberes System mehr. 
Ja, der Bundesrat kann da noch mit Verordnungen mitwir­
ken; er wird aber laufend unter Druck kommen. Ich habe 
Mühe mit diesem Antrag der Kommissionsminderheit. Für 
mich ist er noch nicht sauber durchdacht. Ich möchte ein 
System bei der Finanzierung. Ohne ein solches System 
kann ich hier nicht zustimmen. 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Kommissionsmehrheit zuzu­
stimmen. 

David Eugen (CEg, SG): Wenn ich die Diskussion verfolge, 
erhalte ich den Eindruck, als ob die Pflege nicht finanziert 
wäre. Die Pflege ist aber nach Absatz 1 finanziert; das ist die 
Grundregel. Es geht jetzt nur darum, ob wir für bestimmte 
Fälle der Pflege noch eine Zusatzleistung aus der Kranken­
versicherung erbringen. Ich muss einfach darauf hinweisen: 
Jede zusätzliche Leistung der Krankenversicherung wird 
den Prämiendruck erhöhen. Ich vertrete heute tatsächlich 
den Standpunkt: Bevor wir bei der Prämienentwicklung 
keine Abflachung erreichen, sollten wir darauf verzichten, 
der Krankenversicherung neue Leistungen aufzuladen. Ich 
finde die Stossrichtung grundsätzlich falsch, wenn man das 
immer wieder macht. Ich gebe allen, die sich jetzt dafür aus­
gesprochen haben, Recht: Es gibt x Orte, wo man zu Recht 
Mehrleistungen fordern kann - denken Sie an die Psycho-
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therapie, denken Sie an die Kompfementärmedizin. In allen 
diesen Bereichen gibt es durchaus berechtigte Forderungen; 
man sagt, dass das auch die Krankenversicherung bezahlen 
solle. 
Ich finde auch, dass wir uns all diesen Gesuchstellern ge­
genüber einigermassen gleich verhalten müssen. Entweder 
gehen wir zum Prinzip über, dass wir im Moment - solange 
die Entwicklung der Prämien nicht abflacht - keinen Ausbau 
der Leistungen vornehmen, oder wir fangen an und sagen: 
Da machen wir einen Ausbau. Dann müssen wir aber ehrli­
cherweise sagen, warum wir das andernorts nicht tun wol­
len. Das ist für mich das Grundprinzip. 
Die Befürworter dieses Antrages können nicht mit dem Ar­
gument daherkommen, dass die Abflachung bereits einge­
treten sei. Die Entwicklung, die sich im Jahr 2006 gezeigt 
hat, ist leider eine einmalige Erscheinung. Die heutigen Zah­
len deuten in eine ganz andere Richtung. Wir sind leider 
wieder im alten Fahrwasser, und wir müssen alles unterneh· 
men, damit wir diese Steigerung in den Griff kriegen. 
Aus diesen Gründen bin ich der Meinung, dass wir auch hier 
nicht einer Ausweitung der Leistungen zustimmen sollten. 
Es geht ja nicht darum, dass wir etwas abbauen, was heute 
nicht zugesprochen wird, sondern wir bauen aus. 
Eine weitere Frage: Ist es angemessen, hier Nein zu sagen? 
Frau Forster hat gesagt, es störe sie, dass die Beteiligten 
eine Eigenleistung erbringen müssten. Wir haben die Eigen· 
leistung fixiert - Sie erinnern sich an das letzte Mal: Ab· 
satz 5, Seite 9 der Fahne -: Das sind 20 Franken pro Tag. Ist 
es unangemessen, nach der jetzt beschlossenen und von 
der ständerätlichen Kommission vorgeschlagenen Fassung 
20 Franken pro Tag vom Betreffenden zu verlangen? Wir ha­
ben die Begrenzung ja gemacht. 
Nehmen wir jetZ1 den Fall von zehn Tagen Pflege nach ei· 
nem Spitalaufenthalt. Dann wäre der Betrag nach der jetzi· 
gen Lösung, die hier vorgesehen ist, 200 Franken. Ich den­
ke, es ist angemessen, dass wir diesen Beitrag verlangen. 
Ich sehe auch nicht ein, warum wir von den Chronischkran­
ken den Beitrag verlangen, bei denen es ja eigentlich viel 
härter ist, weil die Situation viel länger dauert, und bei dieser 
Kurzpflege den Beitrag nicht verlangen. 
Ein weiterer Punkt, weshalb ich dieser Lösung kritisch ge· 
genüberstehe - es wurde auch verschiedentlich angespro­
chen -: Es ist die Fortsetzung des Aufenthaltes im Spital. Ich 
habe mit Spitalärzten darüber diskutiert. Sicher könnten fünf 
bis sechs Tage Pflege als direkte Folge des Spitalaufenthal­
tes akzeptiert werden. Wenn wir das dem Spital zuordnen, 
ist das noch okay; aber hier geht es um andere Grössenord­
nungen. Herr Maissen und andere haben es gesagt: Es sind 
dreissig bis sechzig Tage, die man so finanzieren müsste. 
Das hat mit der spitalnachfolgenden Pflege eigentlich nichts 
mehr zu tun. Wenn man festlegen könnte, dass wirklich die 
spitalnachfolgenden Tage in diesem Bereich angerechnet 
würden, wäre das etwas ganz anderes. Jetzt ist die Frist of­
fen. Herr Maissen beantragt, dass der Bundesrat sie festlegt; 
er hat aber auch darauf hingewiesen, dass man dreissig bis 
sechzig Tage meint. Das ist meiner Meinung nach weit über 
dem, was mit der Spitalversorgung zu tun hat. 
Ich möchte auch jetzt gelegentlich zu hörenden Vorwürfen 
entgegentreten und bestreiten, dass Leute einfach «blutig» 
aus dem Spital entlassen werden. Die Ärzte werden ihre 
Verantwortung wahrnehmen und medizinisch korrekte Ent­
scheide fällen. 
Letzter Punkt - Herr Stähelin hat das angesprochen -: Wir 
können ja eigentlich froh sein, dass sich hier ein Zahler ge­
meldet hat. Die Kantone - jedenfalls die GDK - haben offen­
bar gesagt, sie akzeptierten diese Zahlungen zulasten der 
kantonalen Steuerzahler. Persönlich kann ich, ehrlich ge­
sagt, diesen Entscheid nicht ganz nachvollziehen. Nichtsde­
stotrotz tragen wir hier im Bundesparlament die Gesamtver­
antwortung für die Krankenversicherung und ihre Entwick­
lung. Aus dieser Sicht - trotz dieser kantonalen Grosszügig­
keit, die hier plötzlich aufscheint - bitte ich Sie, der Lösung 
zuzustimmen, die wir in der ersten Behandlungsrunde be­
schlossen haben, nämlich in diesem Punkt keine Auswei­
tung der bisherigen Leistungen vorzunehmen. 



05.025 Conseil des Etats 

Fetz Anita (S, BS): Ich wollte mich eigentlich nicht auch 
noch einbringen. weil meine Kolleginnen glasklar, kompetent 
und vertieft dargestellt haben, warum der Minderheitsantrag 
der richtige ist. Aber nach den gehörten Voten glaube ich, Ih­
nen doch noch zwei Dinge mitgeben zu müssen. 
All jenen, die sich nicht mit dem Spezialdossier befassen 
das ist ja bei den Gesundheitsvorlagen immer das Problem, 
dass sie kompliziert sind-. möchte ich versuchen zu zeigen, 
was, vereinfacht gesagt. der Unterschied zwischen den Fas­
sungen von Mehrheit und Minderheit ist. Beide wollen die 
Kostenwirksamkeit und die Effizienz in der Pflege zwischen 
Spitalaufenthalt und Wiedergenesung erhöhen bzw. Lang­
zeitpflege und chronische Krankheiten vermeiden, also 
kostengünstig handeln. Die Minderheit sieht einfach etwas 
mehr die praktische Seite, wie dies geschehen soll. Kollege 
Stähelin hat die Angst zum Ausdruck gebracht, dass dieser 
Systembruch nicht mehr kontrolliert werden könne. Dazu 
möchte ich einfach sagen: Wenn wir die Akut- und Über­
gangspflege, die ja ärztlich verordnet und mit dem Antrag 
Maissen erst noch zeitlich beschränkt wird, nicht anders be­
handeln als die Langzeitpflege, dann entsteht ein gewaltiger 
Anreiz für eine «Rück-Hospitalisierung» - das passiert näm­
lich in der Praxis! Kollege David, die Beteiligung beträgt 
dann nicht 20 Franken, sondern 20 Prozent! Das können ge­
waltige finanzielle Unterschiede sein. 
Das muss man sich einmal praktisch vorstellen, wie es ist, 
wenn jemand aus dem Spital kommt. Wir wollen ja, dass die 
Spitalaufenthalte durch die DRG-Fallpauschalen kürzer wer­
den, und zwar aus Kostengründen, aber auch aus menschli­
chen Gründen, weil es sinnvoller ist, wenn man im gewohn­
ten Umfeld gepflegt wird. Ganz abgesehen davon ist die 
Spitex-Pflege und die Pflege zu Hause wesentlich günstiger 
als die Pflege im Spital. Also, da kommt jetzt jemand aus 
dem Spital, und dann muss er betreut werden. Wenn jetzt 
der Kostendruck durch die Beteiligung zu hoch wird, dann ist 
das Risiko, dass er wieder hospitalisiert werden muss, 
enorm gross. Sie blenden nämlich bei Ihren Systemüberle­
gungen dauernd das menschliche Umfeld aus, das erlaube 
ich mir hier einmal zu sagen. Es sind die Angehörigen, die 
dann entsprechend einspringen müssen, um das abzusi­
chern. Und alle diejenigen, die in ihrem Umfeld selber davon 
betroffen sind, kennen das - wir sind ja in einem Alter, in 
dem das jetzt häufiger passiert, weil wir ja die «Sandwich­
Generation» sind: Man hat meistens Eltern, die jetzt zum Teil 
in diese Phase kommen können. Die Dauerbelastung für die 
Angehörigen ist also auch zu berücksichtigen, denn dies 
wird einen Anreiz schaffen, wieder zu hospitalisieren, anstatt 
die Übergang.spflege wirklich wahrzunehmen. Aus all di.~sen 
praktischen Uberlegungen heraus bin ich der tiefen Uber­
zeugung, dass der Minderheitsantrag der kostengünstigere 
ist. Er ist nicht nur für die Betroffenen der wirksamere und 
menschlichere, sondern er ist auch kostengünstiger, weil er 
keine falschen Anreize schafft. 
Noch zum Prämienargument: Santesuisse oder auch Eugen 
David Sie werden mir das verzeihen - bringen bei jeder 
Änderung, die wir machen, immer den Prämienschub als 
das Killerargument. Man kann es aber nicht beweisen, man 
kann es nur approximativ berechnen. Ich würde darum sehr 
dafür plädieren anzuschauen, wie in der Praxis die Anreize 
optimiert werden können, damit die Menschen im kosten­
günstigen Umfeld der Hauspflege und der Angehörigen­
pflege verbleiben und kein Anreiz entsteht, in den teuren 
Spitalbereich zu gehen. Das ist für mich die Hauptrichtung, 
die wir mit dem Minderheitsantrag fahren. 
Deshalb bitte ich Sie, der Minderheit zuzustimmen. 

Diener Verena (CEg, ZH): Wir sind uns wahrscheinlich alle 
einig, dass eine Übergangspflege in einer guten Qualität für 
unsere Bevölkerung wünschbar ist. Das wird aber auch 
heute schon gemacht. Ich denke, dass die Spitex einer der 
grösseren Wachstumsbereiche ist. Das heisst, die Spitex­
Leistungen werden zunehmend hochprofessionell erbracht. 
Sie werden umfassend erbracht. Die Organisation in den 
Kantonen ist professioneller geworden. Diesem Anliegen der 
Übergangspflege wird in diesem Bereich, im ambulanten 
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Bereich, bei der Pflege zu Hause seit Jahren Rechnung ge­
tragen. Da hat sich eine markante Verbesserung ergeben. 
Es ist auch bei den Institutionen üblicher geworden, eine 
Übergangspflege anzubieten. Inhaltlich sind wir uns einig, 
da sind wir auf dem richtigen Wege. 
Jetzt geht es ja nur noch darum zu fragen, wer diese ganze 
Sache bezahlt. Wir haben heute ein Bezahlungssystem, bei 
dem die Eigenleistungen - ich spreche hier vor allem von 
den älteren Leuten - recht gross sind. Jetzt stellt sich die 
Frage, ob das etwas Schlechtes, etwas Ungerechtes ist. 
Wenn wir das System ändern und die Kostenübernahme an­
ders regeln, dann muss man sich auch fragen: Wen trifft es 
dafür stärker? Bei der Fassung der Minderheit und der Re­
gelung des Nationalrates ist es klar so, dass die Prämien­
und die Steuerzahlenden mehr Kosten übernehmen und das 
Individuum entlastet wird. Bei den Steuerfragen das lasse 
ich einmal beiseite - besteht mindestens mit der Progres­
sion eine gewisse Solidarität oder eine Unterschiedlichkeit 
der Belastung. Aber was die Krankenkassenprämien anbe­
langt, besteht heute die Situation, dass die jungen Men­
schen mit ihren Prämien die älteren und alten Menschen 
quersubventionieren. Das finde ich persönlich eine grosse, 
störende Ungerechtigkeit. Wir wissen auch, dass die älteren 
Menschen in unserem lande eigentlich grossmehrheitlich 
die Vermögenswerte besitzen. Nun stellt sich für mich schon 
die Frage: Wen wollen wir in diesem System nochmals zu­
sätzlich belasten? Sind das die jungen Menschen, oder ist 
es zuzumuten - neben der Tatsache, dass die Erbschafts­
steuer praktisch überall abgeschafft wurde -. dass die älte­
ren Menschen hier vielleicht ein gewisses Mass an Solidari­
tät auch in diesem gesellschaftlichen Bereich übernehmen, 
indem sie bei der Übergangspflege mehr bezahlen? 
Da muss ich sagen: Das finde ich nicht störend. Mich stört 
vielmehr, dass die jungen Menschen und die jungen Fami­
lien mit den Krankenkassenprämien Belastungen erleiden, 
die immer häufiger zu unhaltbaren Zuständen führen. In die­
ser Güterabwägung bin ich klar bei der Mehrheit - das hat 
nichts mit der medizinischen Versorgung zu tun, dort sind wir 
uns ja einig; es geht nur darum, wer welche Solidarität lebt. 
Ich denke nicht, dass es angeht, dass man dreissig bis sech­
zig Tage Übergangspflege gemäss Verteilschlüssel der Kan­
tone und Krankenkassen bezahlt. Das ist ein Schritt in eine 
Richtung, die für mich nicht Solidarität, sondern eine Entsoli­
darisierung gegenüber den jüngeren Menschen in unserer 
Gesellschaft bedeutet. 
Noch kurz zum Schreiben der GDK: Meines Wissens hat 
nicht das Plenum, sondern der Vorstand der GDK diesen 
Entscheid gefällt. 

Schwaller Urs (CEg, FR), für die Kommission: Erlauben Sie 
mir noch ein paar Bemerkungen. 
Zum Antrag Maissen: Wir haben diesen nicht diskutiert. Mir 
scheint es - immer auf der Linie der Kommissionsmehrheit 
bleibend -. dass es richtig ist, wenn man mindestens eine 
Bestimmung vorsieht. mit welcher es möglich wäre, die 
Dauer zu beschränken, und diese Kompetenz dem Bundes­
rat einräumen würde. 
Zum Antrag der Minderheit Maury Pasquier: Diesen Antrag 
haben wir diskutiert, wir haben auf unsere Nachfrage auch 
folgende Präzisierung erhalten: «Im Gesetz spricht man tat­
sächlich von Zeittarif oder Pauschaltarif. Zeittarife sind 
vor allem bei der Spitex üblich, Pauschaltarife beziehen sich 
eher auf Tagespauschalen im Pflegeheim." Bei der ur­
sprünglichen Diskussion im Nationalrat hat man die volle 
Kostenübernahme nicht nur auf die Pflege im Anschluss an 
einen Spitalaufenthalt bezogen, sondern allenfalls auch auf 
den Fall einer schwerwiegenden Erkrankung; jetzt bezieht 
es sich klar nur noch auf den Spitalaufenthalt. Wir haben uns 
nachher mit 6 zu 2 Stimmen gegen diesen Antrag ausge­
sprochen. 
~och eine abschliessende Bemerkung: Wir streichen ja die 
Ubergangspflege nicht; das wurde verschiedentlich gesagt. 
Es ist nicht so, dass wir überhaupt nichts mehr bezahlen 
wollen, sondern wir haben für diese Übergangspflege - so­
weit diese bei einer Rehospitalisierung nicht wieder voll 
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übernommen werden muss - nur einen anderen Schlüssel: 
60 Prozent über die Versicherung, 20 Prozent über die öf­
fentliche Hand und maximal 20 Prozent bzw. 20 Franken 
durch den Privaten. Im ersten Vorschlag des Nationalrates 
war vorgesehen, die Kosten der Übergangspflege voll und 
ganz von der Versicherung übernehmen zu lassen. 
Nun, man kann auch 55 Jahre alt werden und trotzdem je­
den Tag Neues erleben und staunen. Das ist mir passiert, 
als wir den Brief der GDK erhalten haben. Da haben wir 
während Jahren Ordner mit Briefen vonseiten der GDK, von­
seiten der Finanzdirektoren, vonseiten der Konferenz der 
Kantonsregierungen gefüllt, in denen sich diese strikt dage­
gen gewandt haben, dass wir im Ständerat irgendeine 
Kostenverschiebung zulasten der Kantone vornehmen - und 
plötzlich geht das, plötzlich ist man bereit, 55 Prozent von 
100, 200, 300 Millionen Franken oder von wie viel auch im­
mer - zu übernehmen. 
Weiter mischen sich die Kantone nun auch in den Bereich 
der ambulanten Versorgung ein. Meines Erachtens ist das 
nicht angängig. Ich bitte Sie, beim Konzept der Mehrheit 
bzw. bei unserem Konzept zu bleiben. 

Couchepin Pascal, president de la Confederation: Le Conseil 
national a decide d'introduire dans la loi une reglementation 
separee pour la repartition de la prise en charge des soins 
aigus et des soins de transition. Cette repartition se ferait 
entre les cantons et l'assurance obligatoire des soins, selon 
les regles adoptees dans le cadre du financement hospita­
lier. 
La majorite de la commission, a notre avis avec raison, con­
sidere qu'il n'est pas souhaitable de faire une distinc!ion en­
tre soins aigus et de transition et soins de longue duree. En 
effet, les premiers - soit les soins aigus et de transition - re­
levant egalement de la contribution prevue a l'arlicle 25 ali­
nea 1 . La majorite de la commission a raison de s'opposer a 
la solution du Conseil national: en effet, une reglementation 
separee pour les soins aigus et de transition entrainerait une 
inegalite de traitement dans Je domaine des prestations des 
soins pour des cas graves, si vous adoptiez la solution du 
Conseil national, et le fait que des prestations seraient pres­
crites le plus souvent possible a titre de soins de transition. 
Plusieurs orateurs partisans de la solution de la minorite ont 
evoque le probleme du systeme des DRG. Premierement, 
ce n'est pas encore tout a fait demain qu'il entrera en vi­
gueur. On est en pleine etude sur Je sujet, et le systeme des 
DRG comprendra evidemment aussi une disposition «puni­
tive» pour les cas ou on ferait sortir un patient beaucoup trop 
töt de l'höpital, provoquant ainsi le risque d'un retour a l'höpi­
tal. C'est un probleme qui devra etre discute lorsqu'on adop­
tera concretement un systeme de DRG. Ce n'est pas un pro­
bleme qui doit etre resolu au stade actuel. 
Deuxiemement - et la, je ne peux que remercier Madame 
Diener d'etre intervenue pour dire qu'a la fin quelqu'un paie, 
et que le probleme, c'est de savoir qui le fait: est-ce que c'est 
le contribuable et/ou l'assure - ce qui revient au meme, dans 
la pratique? ou bien est-ce que le patient paie lui-meme en 
fonction de ses moyens? 
II est vrai qu'on a constate qu'au cours de ces dernieres an­
nees, ce qui etait social autrefois ne l'est plus, parce que 
toutes les etudes montrent que les gens de notre generation 
ont profite d'une situation economique fantastique. lls ont 
bäti un systeme qui feur permet d'envisager l'avenir avec 
une grande securite. Par contre, ceux qui nous suivent, les 
plus jeunes et les familles en particulier, eux, ont beaucoup 
plus de difficultes et il s'agit de ne pas les charger davan­
tage. A un certain moment, ce qui apparaissait comme quel­
que chose de social est devenu une manifestation d'ego­
'isme de notre generation et, dans le cas precis, nous 
sommes en train de passer de ce cöte-fa. Notre generation, 
si eile n'est pas prudente dans ce domaine, risque de mani­
fester non plus un sens social mais de l'ego"isme. C'est Ja 
raison pour laquelle, avec conviction, je vous invite a adopter 
la proposition de la majorite de Ja commission. 
On vient de me transmettre la lettre de la Conference suisse 
des directrices et directeurs cantonaux de la sante (CDS). 
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Je ne la commenterai pas. On est habitue a recevoir en der­
niere minute une lettre de la CDS, en particulier lorsqu'elle 
est signee par son nouveau president, Monsieur Pierre-Yves 
Maillard. Le secretaire central suppleant croit qu'il ne faut 
pas trop s'inquieter de cela. Si l'on attend encore 24 heures, 
on recevra une deuxieme lettre qui donnera - et c'est sou­
vent le cas - un avis un peu different. En tout cas, ces lettres 
arrivent loujours en derniere minute. Celle-ci est datee du 
19 fevrier. (Remarque intermediaire Maury Elle 
est arrivee bien avant, Monsieur le president de 
ration!) Si vous lisez cette lettre, vous remarquez que ce 
n'est pas aussi simple que certains l'ont dit. C'est une lettre 
tres complexe dans laquelle le pour et le contre sont expo­
ses et, a la fin, il est ecrit ceci: «Nous vous prions tout de 
meme de prendre note du fait que malgre notre position en 
faveur d'un compromis dans !es questions soulevees, nous 
continuons a considerer comme errones les transferts de 
coüts deja statues a la charge des cantons, particulierement 
la decision de soutenir des personnes en home qui n'ont 
aucun besoin financier.» Si on analyse le contenu de cette 
lettre, on conclut qu'on aura droit a une nouvelle lettre dans 
les prochains jours qui precisera encore les choses. 
Je crois qu'il faut en rester aux arguments de fait qui ont ete 
exposes par le president de la commission, Monsieur 
Schwaller, par Monsieur Stähelin, par Madame Diener, par 
Monsieur David et adopter la proposition de la majorite de la 
commission. 

Erste Abstimmung - Premier vote 
Für den Antrag Maissen ... offensichtliche Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit ... Minderheit 

zweite Abstimmung - Oeuxieme vote 
Für den Antrag der Mehrheit ... 23 Stimmen 
Für den Antrag Maissen ... 18 Stimmen 

Abs. 4-A/. 4 

Schwaller Urs (CEg, FR), für die Kommission: Gestatten Sie 
mir eine Vorbemerkung an die Adresse des Bundespräsi­
denten: 
Monsieur le president de la Confederation, il faul que je vous 
dise que, suite a la decision qui a ete prise par le Conseil na­
tional, c'est la commission de notre conseil qui, par mon in­
termediaire, s'est adressee a la Conference suisse des di­
rectrices et directeurs cantonaux de la sante pour lui 
demander si elle avait vu que, d'apres la solution choisie par 
le Conseil national, les cantons devraient assumer 55 pour 
cent du financement. Donc la reponse qui nous est parve­
nue faisait suite a une lettre envoyee a l'organe precite. Je 
pense qu'il faut que cela soit dit pour que les choses soient 
claires. 
Bei Artikel 25a Absatz 4 schlägt die Kommission vor, wie bei 
den anderen Bereichen der OKP keine automatischen An­
passungen vorzunehmen. Ich bitte Sie, auf der früher einge­
schlagenen Linie zu bleiben. 

Maury Pasquier Uliane (S, GE): J'ai defendu ma proposition 
de minorite en developpant ma proposition de minorite pre­
cedente (al. 1bis), puisque c'est en fait une consequence de 
celle-ci. De ce point de vue, le vote sur cette proposition de 
minorite est devenu inutile. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Ziff. la 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Ch. la 
Proposition de la commission 
Maintenir 



Schwaller Urs (CEg, FR). für die Kommission: Wir halten hier 
daran fest, dass der Übergang in die neue Pflegeversiche­
rung kostenneutrai zu erfolgen hat. 

Angenommen - Adopte 

07.030 

Heilmittelgesetz. 
Teilrevision. 
Spitalpräparate 
Loi sur les produits therapeutiques. 
Revision partielle. 
Preparations hospitalieres 

Erstrat - Premier Conseil 
Botschaft des Bundesrates 28.02.07 (BBI 2007 2393) 
Message du Conseil federal 28.02.07 (FF 2007 2245) 

Ständeral/Conseil des Etats 04.03.08 (Erstrat - Premier Conseil) 

Schwaller Urs (CEg, FR), für die Kommission: Die Änderu.ng 
des Heilmittelgesetzes, erste Etappe, betrifft dringliche An­
derungen für Spitalpräparate. Ende dieses Jahres läuft die 
Übergangsfrist des neuen Heilmittelgesetzes aus. Das neue 
Gesetz fordert dann für praktisch alle Präparate eine Zulas­
sung beim Schweizerischen Heilmittelinstitut Swissmedic. 
Gleichzeitig sind die Anforderungen für solche Zulassungen 
stark gestiegen. Das stellt nun aber Apotheken, vor allem 
Spitalapotheken, vor das Problem, dass sie für viele 
selbsthergestellte Präparate Neuzulassungen, ähnlich wie 
die Pharmaindustrie, beantragen müssten. Das wäre auf­
grund des finanziellen, zeitlichen und personellen Aufwands 
gar nicht realisierbar. 
Es gibt im neuen Heilmittelgesetz gewisse Ausnahmen von 
der Zulassungspflicht für selbsthergestellte Präparate; diese 
dürfen aber nur noch als Einzelanfertigungen und ohne Vor­
ratshaltung produziert werden. Das ist mit einer effizienten 
und sicheren Herstellung und mit dem Spitalbetrieb kaum 
vereinbar. 
zusammengefasst können vor allem Spitäler viele Präpa­
rate, für welche es kein zugelassenes Fertigmedikament 
gibt, nicht mehr legal selber herstellen oder im Ausland be­
schaffen und gegebenenfalls vorrätig halten. 
Die Kommission empfiehlt Ihnen deshalb, die Anpassung 
des neuen Heilmittelgesetzes bei praktisch allen Punkten 
gemäss dem Entwurf des Bundesrates vorzunehmen. Damit 
dürfen neu folgende Arzneimittel in Charge und auf Vorrat 
hergestellt werden: Arzneimittel auf ärztliche Verschreibung, 
Arzneimittel gemäss der sogenannten schweizerischen 
Pharmakopöe, Arzneimittel nach einer eigenen Formel, also 
Hausspezialitäten, und Arzneimittel gemäss einer soge­
nannten Spitalformel. Es soll auch eine Herstellerfirma im 
Lohnauftrag mit der Herstellung beauftragt werden dürfen. 
Damit durch diese Praxis keine Umgehung der Zulassungs­
pflicht im grossen Stil stattfindet, z. B. durch eine Apothe­
kenkette, die für alle ihre Apotheken ein Arzneimittel herstel­
len lässt, wird der Bundesrat beauftragt, qualitative und 
quantitative Kriterien für die so hergestellten Arzneimittel 
festzulegen. 
Es folgen dann noch einige eher detaillierte, aber wichtige 
Anpassungen: 
Erstens wurde die Definition der Arzneimittel nach eigener 
Formel auf Arzneimittel nach eigenen Formeln oder nach ei­
ner in der Fachliteratur veröffentlichten Formel ad hoc erwei· 
tert. Das ist von Tragweite, weil die alte Formulierung sehr 
strikt ausgelegt wird und Arzneimittel auf Formeln be­
schränkt, die vom Apotheker selbst erfunden sind. 
zweitens ist neu ebenfalls eine Ausnahme der Zulassung für 
spezifische Spitalzwecke vorgesehen. Spitalapotheken dür­
fen neu Arzneimittel für die eigenen Patienten selber herstel-
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Jen, wenn kein alternativ anwendbares und gleichwertiges 
Arzneimittel zugelassen oder verfügbar ist; man spricht hier 
von der sogenannten Spitalformel. Dies erlaubt Spitälern 
auch die Herstellung von Arzneimitteln, für welche zwar ein 
zugelassenes Fertigprodukt existiert, das in der Schweiz 
aber nicht geliefert werden kann. Somit können Liefereng­
pässe der Pharmaindustrie abgefangen werden; dies 
scheint sinnvoll zu sein. In diesem Sinne wird dann auch 
eine weitere Massnahme zur Sicherstellung der Verfügbar­
keit von Fertigarzneimitteln vorgeschlagen. Die Kommission 
beantragt, dass die sogenannte «Sunset-Clause» im Gesetz 
verankert wird. Danach kann die Zulassung eines Medika­
mentes widerrufen werden, wenn dieses während einer ge· 
wissen Zeit man spricht hier von drei Jahren - nicht wirk­
lich auf dem Schweizer Markt zur Verfügung steht. Dies 
zwingt die Pharmafirmen in gewissem Masse, ein zugelas­
senes Medikament auch wirklich anzubieten, was gerade für 
den kleinen Markt Schweiz wichtig ist. 
Weiter gehende Änderungen mit Konfliktpotenzial wurden 
auf die zweite Etappe der Revision ~es Heilmittelgesetzes 
verschoben, denn die vorliegenden Anderungen für Spltal­
präparate müssen noch vor Jahresende greifen, um Vers~r­
gungsprobleme zu verhindern. Solche weiter gehenden An­
derungen betreffen zum Beispiel eine mögliche Lockerung 
der Parallelimportbestimmungen. 
Ebenfalls verschoben wurde eine Regelung für eine verein­
fachte Zulassung von Arzneimitteln mit mindestens zehnjäh· 
riger kantonaler Zulassung. Worum geht es dabei? In eini­
gen Sätzen: Kantonale Zulassungen vor Arzneimitteln, die 
vor Inkrafttreten des Heilmittelgesetzes am 1. Januar 2002 
ausgestellt wurden, bleiben gemäss heutiger Regelung noch 
bis Ende 2008 gültig. 
Bei diesen Arzneimitteln handelt es sich nämlich um Kom­
plementär- und Phytoarzneimittel, die im Kanton Appenzeil 
Ausserrhoden registriert sind, wie man uns berichtet hat. Es 
geht hier um rund 3300 Präparate. 600 davon werden als 
sogenannte Hausspezialitäten hergestellt, und die restlichen 
2700 werden über den Grosshandel vertrieben. Um dem be­
sonderen Status dieser Arzneimittel im Heilmittelgesetz bes­
ser Rechnung zu tragen, soll nun im Rahmen der Behand­
lung der parlamentarischen Initiative Kleiner 07.424 eine 
adäquate Regelung gefunden werden. Die Schwesterkom­
mission hat diesem Vorstoss bereits mit 22 zu O Stimmen 
bei 1 Enthaltung Folge gegeben. Bis diese Regelung vor­
liegt, soll den Herstellern von kantonal registrierten Arznei­
mitteln eine Fristverlängerung zugestanden werden. Vorge­
sehen ist, dass diese Arzneimittel drei zusätzliche Jahre 
ohne Zulassung von Swissmedic in Verkehr gebracht wer­
den können. 
Damit lade ich Sie ein, auf die Vorlage einzutreten. Ich 
werde dann bei der Detailberatung noch die eine oder an­
dere Bemerkung anzubringen haben. 

Couchepin Pascal, president de la Confederation: Nous abor· 
dons aujourd'hui la premiere etape de la revision partielle de 
la loi sur las produits therapeutiques qui doit permettre 
d'ameliorer la disponibilite de medicaments importants dans 
las höpitaux. 
La Conseil federal a deja adopte an fevrier 2007 le projet de 
loi qui fait l'objet de la discussion aujourd'hui. La solution qua 
nous vous proposons repose sur trois piliers. 
Pilier 1: les preparations hospitalieres pour lesquelles il 
n'existe aucune alternative equivalente sur le marche suisse 
sont liberees de l'obligation generale d'obtenir une autorisa­
tion de mise sur le marche de Swissmedic: il sera en plus 
possible de fabriquer des preparations magistrales pour las 
stocker et las remettre ulterieurement sur prescription medi· 
cale. 
Pilier 2: lorsque le Parlament aura debattu et approuve la re­
vision partielle de cette loi, le Conseil federal assouplira las 
ordonnances applicables a l'importation par las höpitaux de 
medicaments non autorises en Suisse; de plus, les indica­
tions sur las emballages et l'information relative aux produits 
utilises a l'höpital pourront etre redigees dans une seule lan­
gue officielle ou an anglais. 
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Polizeiliche 
Informationssysteme 
des Bundes. Bundesgesetz 
Systemes d'information 
de police de la Confederation. 
Loi federale 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 24.05.06 (BBI 2006 5061) 
Message du Conseil federal 24.05.06 (FF 2006 4819) 

Nationalrat/Conseil national 18.12.07 (Erstrat- Premier Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 11.03.08 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 17.03.08 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 18.03.08 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 28.05.08 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 13.06.08 (Schlussabstimmung Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.06.08 (Schlussabstimmung- Vote final) 

Fluri Kurt (RL, SO), für die Kommission: Wir haben zu diesem 
Geschäft noch eine vermutlich kurze Diskussion über eine 
verbliebene Differenz zu führen. Wir hatten ursprünglich 
zwei Differenzen. Sie erinnern sich vielleicht, dass wir uns 
bei Artikel 11 Absatz 6 entschieden hatten, dass nur die 
durch die Bundeskriminalpolizei beschafften Daten der be­
troffenen Person mitgeteilt werden müssen und nicht die an­
derweitig beschafften Daten. Der Ständerat hat sich hier un­
serer Fassung angeschlossen; es besteht keine Differenz 
mehr. 
Es geht nun noch um den Begriff der Daten in Artikel 6 Ab· 
satz 1, in Artikel 11 Absatz 1 und in Artikel 14 Absatz 3. Das 
Problem besteht insofern eigentlich nicht mehr, als zuhan­
den der Materialien in der Kommission festgehalten wurde, 
dass beide Wortfassungen zu richtigen rechtlichen Ergeb­
nissen führen. Es geht noch um die Formulierung. Das Pro­
blem besteht andererseits darin, dass im Datenschutzgesetz 
die Personendaten und andere Daten einander gleichge­
setzt sind, weil in diesem Gesetz nur die Personendaten be­
troffen sind. Im BPI geht es aber auch um Sach- und Ge­
schäftsdaten oder beispielsweise um Fahrzeugdaten. Des­
wegen ist der Ständerat zum Schluss gekommen, dass man 
es dort, wo es nur um Personendaten geht, auch so formu­
lieren soll. Bei den übrigen Bestimmungen, also z. B. bei Ar­
tikel 6 Absatz 2, spricht man lediglich von Daten, weil es 
auch um Sachdaten geht. 
Die Kommission für Rechtsfragen konnte sich diesen Über­
legungen anschliessen, gerade auch in Anbetracht des Um­
standes, dass daraus kein unrichtiges Ergebnis resultiert. 
Deshalb beantragen wir Ihnen ohne Gegenantrag, sich in 
dieser Frage dem Ständerat anzuschliessen und somit das 
Geschäft zu bereinigen. 

Chevrler Maurice (CEg, VS), pour la commission: Sur cet ob­
jet, nous en sommes a la deuxieme et derniere navette 
avant une eventuelle, mais tres improbable, seance de la 
Conference de conciliation. En effet, les points sur lesquels 
les divergences subsistent entre les deux chambres peuvent 
ätre qualifies de mineurs. La Commission des affaires juridi­
ques, a l'unanimite, vous invite a eliminer les dernieres di­
vergences. Elle vous propose de nous rallier a la decision du 
Conseil des Etats, decision relative aux articles 6 alinea 1 , 
11 alinea 1 et 14 alinea 3, traitant de la mäme problemati­
que. 
La question, en realite, est celle de savoir s'il est opportun 
de qualifier de personnelles les donnees s'agissant de leur 
conservation et du systeme de traitement. Restreindre aux 
seules donnees personnelles - parce qu'il y a d'autres don­
nees de portee plus generale qui pourraient faire l'objet de 
conservation et concerner le systeme de traitement - les 
mesures proposees paraissait effectivement une erreur. 
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C'est la raison pour laquelle la preference a ete donnee a la 
version du Conseil des Etats. Precisons, pour etre complet, 
que le Conseil des Etats nous a suivis sur l'article 11 ali­
nea 6. La commission, a l'unanimite, vous invite a la suivre 
dans son appreciation. 

Bundesgesetz über die polizeilichen Informations­
systeme des Bundes 
Loi federale sur les systemes d'information de police de 
la Confederation 

Art. 6 Abs. 1; 11 Abs. 1; 14 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 6 al.1; 11 al.1; 14 al. 3 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

05.025 

Bundesgesetz 
über die Neuordnung 
der Pflegefinanzierung 
Loi federale 
sur le nouveau regime 
de financement des soins 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 16.02.05 (8812005 2033) 
Message du Conseil tederal 16.02.05 (FF 2005 1911) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.09.06 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 21.06.07 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 24.09.07 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 25.09.07 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 04.12.07 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 04.03.08 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 28.05.08 (Differenzen - Divergences) 

Einigungskonferenz/Conference de conciliation 05.06.08 

Ständerat/Conseil des Etats 05.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 11.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.06.08 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 13.06.08 (Schlussabstimmung Vote final) 

Humbel Näf Ruth (CEg, AG), für die Kommission: Wir haben 
noch drei Differenzen zum Ständerat. 
Bei Artikel 25a Absatz 1 bis beantragt Ihnen die Kommission 
Festhalten am nationalrätlichen Entscheid. Die Kosten der 
ärztlich angeordneten Akut- und Übergangspflege sollen 
nach den Regeln der Spitalfinanzierung gemäss Artikel 49 
Absatz 2 des revidierten Krankenversicherungsgesetzes 
(KVG) anteilmässig von den Krankenversicherungen und 
den Kantonen übernommen werden. Nochmals kurz zur Be­
gründung: Es ist davon auszugehen, dass die Einführung 
von leistungsorientierten Fallpauschalen (DRG) die Spital­
aufenthaltsdauern verkürzen wird und Patienten teilweise 
früher entlassen werden, das heisst zu einem Zeitpunkt, wo 
sie noch nicht in der Lage sind, ein selbstständiges Leben 
aufzunehmen, aber auch nicht der intensiven Pflege und 
Therapie einer speziellen Rehabilitation bedürfen. Für diese 
Nachbehandlungen soll keine Finanzierungslücke el}tste· 
hen. Es ist indessen durchaus denkbar, dass die Uber­
gangspflege nach einem Akutspitalaufenthalt künftig einmal 
auch in ein DAG gefasst wird. Gegenüber der letzten Fas­
sung schlägt Ihnen die SGK insofern eine Änderung vor, als 
der Bundesrat die Dauer der Kostenübernahme bestimmt. 
Damit soll sichergestellt werden, dass nur medizinisch indi-
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zierte Fälle nach einem Spitalaufenthalt in die Übergangs­
pflege kommen und eine Leistungs- und Kostenausweitung 
verhindert wird. Die Kommission hat mit 19 zu 5 Stimmen 
bei O Enthaltungen Festhalten beschlossen. 
Die SGK-NR hält ebenfalls an der Teuerungsklausel gemäss 
Artikel 25a Absatz 4 fest. Die Beiträge sollen jedoch nicht 
der Kostenentwicklung der Pflege, sondern alle zwei Jahre 
an die Entwicklung des Landesindexes der Konsumenten­
preise angepasst werden. Im Ständerat wurde das Festhal­
ten primär damit begründet, dass es systemfremd sei, im 
KVG wiederum eine Teuerungsklausel einzuführen, wäh­
rend in anderen Bereichen, insbesondere im Spitalbereich, 
eine Leistungsfinanzierung eingeführt wird. Dieser Argu­
mentation ist entgegenzuhalten, dass wir bei der Pflege kei­
ne Leistungsfinanzierung einführen, sondern ein Beitrags­
system. Es ist folglich richtig, dass alle drei Finanzierer -
Krankenversicherer, öffentliche Hand und Private die 
Kostenentwicklung zu gleichen Teilen mittragen. Die SGK 
hat dieser modifizierten Teuerungsklausel mit 18 zu 6 Stim· 
men ohne Enthaltungen zugestimmt. .. 
Die dritte Differenz haben wir bei den Ubergangsbestimmun­
gen: Der Ständerat möchte eine kostenneutrale Einführung 
der neuen Pflegefinanzierung, Ihre SGK hingegen beantragt 
Ihnen, auf die Kostenneutralität zu verzichten, weil mit der 
Übergangspflege eine neue Form von Leistung abgegolten 
werden muss. Die finanziellen Auswirkungen sind nicht ganz 
klar; die SGK will jedoch verhindern, dass die ordentlichen 
Pflegeleistungen gemäss Artikel 25 Absatz 1 KVG reduziert 
werden. Sie hat diesen Entscheid mit 10 zu 9 Stimmen bei 3 
Enthaltungen relativ knapp gefällt. 
Namens der Kommission ersuche ich Sie, bei allen Differen­
zen dem Antrag der Kommission zu folgen. 

Rossini Stephane (S, VS), pour la commission: Je dirai tres 
brievement quelques mots par rapport aux divergences rela­
tives au financement des soins. En complement des propos 
et des precisions qui ont ete apportes par Madame Humbel 
Näf, j'aimerais evoquer d'abord le point concernant l'arti­
cle 25a alinea 1 bis, qui se rapporte a la question importante 
des soins de transition. 
La commission vous recommande de maintenir sa version 
qui comporte en effet la notion de soins aigus et de transi­
tion. Cette notion n'a pas retenu les faveurs du Conseil des 
Etats, mais eile nous semble pourtant adequate. Elle de­
coule notamment du modele de financement des soins, 
identique a celui des höpitaux que nous avons confirme ici, a 
savoir le principe d'une repartition entre le canton et la 
caisse-maladie de 55 et 45 pour cent respectivement. En ef­
fet, les caracteristiques de la population qui requiert des 
soins de longue duree pour les malades chroniques ou 
pour les soins de rehabilitation - font qu'il est indispensable, 
selon nous, de maintenir ce concept pour eviter des risques 
de rationnement des soins. II s'agit d'eviter que des person­
nes prises en charge, notamment dans les etablissements 
medicosociaux ou par les soins et le soutien a domicile, se 
retrouvent avec des charges trop elevees en raison de traite­
ments nombreux et parfois lourds. 
D'un point de vue plus technique, notre discussion s'est te­
nue en regard des modifications que nous avons apportees 
en decembre 2007 dans le cadre de la revision de la partie 
consacree au financement des soins de la loi sur l'assu­
rance-maladie et plus particulierement de l'introduction d'un 
nouveau mode de paiement, a savoir les forfaits DAG par 
prestation. Comme ce tut le cas lors des deux premieres dis­
cussions au conseil, la commission a donc maintenu sa po­
sition de fond. 
Nous vous invitons evidemment a soutenir la version de no­
tre commission. 
Toutefois, pour eviter une mauvaise interpretation, la com­
mission a apporte une precision en introduisant une nou­
velle competence pour le Conseil federal, qui sera charge de 
preciser la duree de la prise en charge des coüts a la charge 
de l'assurance-maladie. Nous avons conscience qu'il faut 
cerner au mieux, d'un point de vue quantitatif, cette notion, 
pour eviter l'emergence de conflits d'interpretation. 
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Nous avons egalement introduit dans les dispositions transi­
toires un delai de trois ans et, au niveau de l'adaptation des 
contributions de l'assurance-maladie, nous avons fait, dans 
le cadre de cette discussion, un pas vers !e Conseil des 
Etats, en renonvant a une adaptation de la contribution a 
l'assurance obligatoire des soins qui suive l'evolution des 
coats des soins, pour nous limiter a une evoiution a l'indice 
suisse des prix a la consommation qui est en principe plus 
basse, ce qui a ete tres clairement le cas ces dernieres an­
nees. Enfln, nous discuterons d'une proposition de minorite 
qui sera presentee a Ja fin du debat concernant une motion 
de Ja commission relevant de la question de l'allocation pour 
impotent. 
Apres ces quelques elements introductifs, je vous invite a 
soutenir les propositions de la commission. 

Couchepin Pascal, president de la Confedera!ion: Le Conseil 
federal vous recommande de vous rallier aux decisions du 
Conseil des Etats. Par consequent, sur les trois propositions, 
nous ne partageons pas l'avis de votre commission. Quelles 
en sont les raisons? 
Examinons en premier lieu la question des soins aigus et de 
transition. Le Conseil des Etats est oppose a une reglemen­
tation separee pour les soins aigus et de transition. Votre 
commission, de son cöte, soutient l'idee d'une reglementa­
tion separee pour ces soins; elle y ajoute la proposition 
Maissen du 4 mars 2008 selon laquelle le Conseil federal 
fixe la duree de la prise en charge des coüts. II y a un point 
qui n'est pas encore eclairci dans la proposition de votre 
commission: c'est la question de savoir si la prise en charge 
se ferait uniquement pour les cas en lien avec une hospitali­
sation ou pour tous les cas. II semblerait que pour la majorite 
des membres de votre commission, cela dependra des or­
donnances medicales, laissant ainsi au medecin le soin de 
decider. 
A nos yeux, une reglementation separee pour les soins 
aigus et de transition entrainerait une inegalite de traitement 
dans le domaine des prestations de soins. Le risque es! que 
des prestations, plus particulierement lorsqu'elles ne sont 
pas liees a une hospitalisation, soient prescrites le plus sou­
vent possible au titre de soins de transition. Le volume de 
financement lie a une telle reglementation est estime a un 
minimum de 330 millions de francs, dont 45 pour cent pour 
l'assurance obligatoire des soins - soit 148 millions de 
francs de frais supplementaires pour l'assurance -, et 
55 pour cent pour les cantons - soit 182 millions de francs 
supplementaires pour les cantons. 
Pour ces raisons, nous vous invitons a soutenir la version du 
Conseil des Etats. 
Sur le deuxieme point, le mecanisme d'adaptation, nous 
sommes aussi d'avis que la position du Conseil des Etats 
est meilleure. Les deux conseils sont en accord sur le fait 
que l'assurance obligatoire des soins fournisse une contribu­
tion en francs absolus aux soins dispenses sous forme am­
bulatoire ou dans un etablissement medicosocial. La diver­
gence porte sur la maniere d'adapter le montan! de ces 
contributions. 
Le Conseil des Etats est oppose a une reglementation 
d'adaptation au niveau de la loi. En effet, la LAMal ne con­
nait pas d'adaptation automatique. Une seule exception 
existe: il s'agit de la reglementation de duree limitee pour 
l'adaptation des tarifs-cadres pour les soins, qui prevoit une 
adaptation des tarifs au rencherissement. Votre commission 
cependant veut maintenir une reglementation d'adaptation 
au niveau de la loi - ce qui est incongru. Elle voudrait que 
les contributions a l'assurance obligatoire des soins ne 
soient pas liees a l'evolution des coüts des soins, mais plutöt 
a l'indice suisse des prix a la consommation. Le Conseil fe­
deral devrait proceder a cette adaptation tous les deux ans. 
Cette proposition, soutenue par la commission, creerait une 
exception pour un groupe de fournisseurs de prestations. 
Cette adaptation automatique, basee sur f'indice suisse des 
prix ä la consommation, conduirait a des coüts supplemen· 
taires, de l'ordre d'environ 20 a 30 millions de francs, a la 
charge de l'assurance obligatoire des soins. La reglementa-
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tion prevue par votre commission ne laisse pas esperer une 
stabilisation des coüts dans l'assurance obligatoire des 
soins; bien au contraire, elle va entra7ner des coüts suppfe­
mentaires par cet automatisme. 
Selon la version du Conseil des Etats, l'adaptation est dele­
guee au Conseil federal. Cela permet finalement la prise en 
campte de plusieurs indicateurs et donc une appreciation 
plus souple. Pour ces raisons, nous sommes d'avis qu'il fau­
drait suivre la decision du Conseil des Etats. 
La troisieme divergence porte sur les dispositions transitoi­
res et concerne la neutra!ite des coüts: la aussi, nous pen­
sons que la version du Conseil des Etats est meilleure. Le 
Conseil des Etats propose deux dispositions transitoires: la 
premiere garantit ta neutralite des coüts, et la deuxieme pre­
voit une phase d'introduction pour des contributions unifor­
mes sur le plan suisse. 
La proposition relative a l'introduction des contributions uni­
formes sur le plan suisse est reprise par votre commission. 
Mais votre commission raste opposee a la disposition con­
cernant la neutralite des coüts. A nos yeux, il est important 
que le principe de la neutralite des coüts soit inscrit dans !es 
dispositions transitoires afin de garantir que le nouveau re­
gime de financement des soins n'engendre pas des coüts 
supptementaires a la charge de l'assurance et des assures. 
De plus, le principe de la neutralite des coüts permet de fixer 
des criteres d'apres lesquels le Conseil federal doit fixer le 
montant de la contribution a l'assurance obligatoire des 
soins au cours de la premiere annee. 
Pour ces raisons, nous sommes favorables au maintien du 
projet des dispositions transitoires comportant une disposi­
tion sur la neutralite des coüts selon la version du Conseil 
des Etats. En taute hypothese, le Conseil federal est decide, 
au depart, a obtenir des mesures qui correspondent a la 
neutralite des coüts. Nous esperons que vous le fassiez au 
moyen de la loi. Si vous ne le faites pas au moyen de la loi, 
nous chercherons, par la voie des ordonnances, le moyen 
d'avoir au depart la neutralite des coüts. 

Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzie­
rung 
Loi federale sur le nouveau regime de financement des 
soins 

Ziff. 1 Ziff. 1 Art. 43bis Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 1 eh. 1 art. 43bis al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 1 Ziff. 3 Art. 25a 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 1bis 
Festhalten, aber: 
... übernommen. Der Bundesrat bestimmt die Dauer der 
Kostenübernahme. Für die Vergütung der Leistungen verein­
baren die Vertragsparteien Pauschalen. 
Abs. 4 
Der Bundesrat passt den Beitrag der obligatorischen Kran­
kenversicherung alle zwei Jahre auf den Beginn des Kalen­
derjahres der Entwicklung des Landesindex der Konsumen­
tenpreise an. 

Ch. 1 eh. 3 art. 25a 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

0 

Al. Ibis 
Maintenir, mais: 
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... hospitalier). Le Conseil federal fixe la duree de la prise en 
charge des coüts. Les parties a une convention conviennent 
de tarifs forfaitaires pour ces prestations. 
Al. 4 
Le Conseil federal adapte tous les deux ans, au debut de 
l'annee civile, la contribution de l'assurance obligatoire a 
l'evolution de l'indice suisse des prix a la consommation. 

Abs. 1-AI. 1 
Angenommen - Adopte 

Le president (Bugnon Andre, president): Aux divergences 
qui subsistent, a la difference de votre commission, Je 
Conseil federal vous invite a adherer a la decision du 
Conseil des Etats. 

Abs. 1 bis - Al. 1 bis 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 05.025/586) 
Für den Antrag der Kommission ... 168 Stimmen 
Für den Antrag des Bundesrates ... 1 Stimme 

Abs. 4-AI. 4 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 05.025/587) 
Für den Antrag der Kommission ... 170 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Ziff. la 
Antrag der Kommission 
Die bei Inkrafttreten dieser Änderung geltenden Tarife und 
Tarifverträge sind innert drei Jahren an die vom Bundesrat 
festgesetzten Beiträge an die Pflegeleistungen anzuglei­
chen. Die Kantonsregierungen regeln die Angleichung. 

Ch. la 
Proposition de la commission 
Les tarifs et conventions tarifaires valables a l'entree de la 
presente modification seront portes dans un delai de trois 
ans au niveau des contributions aux soins fixees par le 
Conseil federal. Les gouvernements cantonaux reglent l'ad­
aptation. 

Abstimmung Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 05.025/588) 
Für den Antrag der Kommission ... 171 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Le president (Bugnon Andre, president): Les divergences 
sont maintenues. L'objet va donc a la Conference de conci­
liation. 
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IV. Zusatzfinanzierung 
Al. Financement additionnel 

Differenzen - Divergences 

Botschaft 22.06.05 (BBI 2005 4623) 
Message du 22.06.05 (FF 2005 4377) 

Nationalrat/Conseil national 19.03.07 (Erstrat Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 20.03.07 {Fortsetzung - Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 18.12.07 (Zweitrat Deuxieme Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 18.12.07 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 18.03.08 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 19.03.08 (Fortsetzung Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 27.05.08 (Differenzen Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 04.06.08 (Differenzen Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 05.06.08 (Differenzen Divergences) 

Einigungskonlerenz/Conference de concilia!ion 11.06.08 

Nationalrat/Conseil national 11.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 12.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 13.06.08 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.06.08 (Schlussabstimmung - Vote final) 

2. Bundesgesetz zur Sanierung der Invalidenversiche­
rung 
2. Lol federale sur l'assainissement de l'assurance-lnva­
lidite 

Art. 2, 3 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art. 2, 3 
Proposition de la commission 
Maintenir 

Ziff. II Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. II al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Schwaller Urs (CEg, FR). für die Kommission: Wir sind hier 
in der letzten Runde. Der Nationalrat hat sich bei der Erhö­
hung der Mehrwertsteuer unserer Fassung angeschlossen, 
d. h. 0,4 Prozentpunkte proportional. Wir haben also bei der 
ersten Vorlage keine Differenzen mehr, weshalb wir direkt in 
die zweite Vorlage einsteigen können. 
Es geht dabei um das Bundesgesetz zur Sanierung der In­
validenversicherung. Wir haben hier zwei Konzepte: Wir wa­
ren der Auffassung, dass die 5 Milliarden Franken, die als 
Schwankungsreserven in den IV-Fonds hineingegeben wer­
den, in Form einer Einmaleinlage einbezahlt werden sollten. 
Der Nationalrat hingegen ist der Auffassung, dass diese 
5 Milliarden als verzinsliches Darlehen in den IV-Fonds ge­
geben werden sollten. 
Wir haben heute die Frage noch einmal diskutiert und sind 
klar und einstimmig der Auffassung, dass wir an unserem 
Beschluss festhalten, es also bei einer Einmaieinlage belas­
sen sollten. Wir trennen diese beiden Fonds, und es scheint 
uns richtig zu sein, den IV-Fonds mit gewissen Mitteln aus­
zustatten, um ihm überhaupt gewisse Startchancen zu ge­
ben. Es kommt dazu: Wenn Sie es bei einem verzinslichen 
Darlehen bewenden lassen, werden Sie jedes Jahr beim 
Budget eine Zusatzbelastung von rund 500 Millionen Fran­
ken finden. Warum? Wir haben einen Verlustvortrag von 
rund 12 Milliarden Franken, die Zinsenlast wäre voll und 
ganz vom Bund zu übernehmen; hiezu kämen nachher noch 
die 5 Milliarden Franken des Darlehens. Wenn Sie das hoch-
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rechnen, ergibt das 400 bis 500 Millionen Franken. die das 
Budget jedes Jahr belasten würden; diese wären dann ent­
sprechend auch beim Budget zu finden. 
Unser Antrag lautet demnach, an unserem Beschluss fest­
zuhalten und es bei einer Einmaieinlage bewenden zu las­
sen. Das entspricht jetzt natürlich unserem Entscheid, mit 
dem Darlehen zu arbeiten, und ich bin Ihnen zu Seite 7 der 
Fahne noch eine Bemerkung schuldig. Dort haben wir uns 
dem Nationalrat angeschlossen, der beschlossen hat, die 
Vorlage sei bis 2010 auszuarbeiten. Vor allem heisst es aber 
in Absatz 2: ,, Die Botschaft wird - eventuell neben anderen 
Vorschlägen eine ausgabenseitige Sanierung der IV 
beinhalten.» Unseres Erachtens - man hat mich beauftragt, 
das zu sagen - lässt die Qualität dieser Art von Gesetzge­
bungsarbeit wirklich zu wünschen übrig. Diesen Einschub 
stufen verschiedene Kommissionsmitglieder als ungenü­
gend ein. 
Wir beantragen Ihnen aber mit 6 zu O Stimmen bei 6 Enthal­
tungen, sich dem Nationalrat anzuschliessen. 

Angenommen Adopte 

05.025 

Bundesgesetz 
über die Neuordnung 
der Pflegefinanzierung 
Loi federale 
sur le nouveau regime 
de financement des soins 

Differenzen - Divergences 

Botschaft des Bundesrates 16.02.05 (8812005 2033) 
Message du Conseil federal 16.02.05 (FF 2005 1911) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.09.06 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 21.06.07 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 24.09.07 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 25.09.07 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 04.12.07 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 04.03.08 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 28.05.08 (Differenzen - Divergences) 

Einigungskonferenz/Conference de conciliation 05.06.08 

Ständerat/Conseil des Etats 05.06.08 (Differenzen Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 11.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.06.08 (Schlussabstimmung Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 13.06.08 (Schlussabstimmung Vote final) 

Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegeflnanzle· 
rung 
Lol federale sur le nouveau regime de financement des 
soins 

Ziff. 1 Ziff. 3 Art. 25a 
Antrag der Einigungskonferenz 
Abs. 1bis 
Leistungen der Akut- und Übergangspflege, welche sich im 
Anschluss an einen Spitalaufenthalt als notwendig erweisen 
und die im Spital ärztlich angeordnet werden, vergüten die 
obligatorische Krankenpflegeversicherung und der Wohn­
kanton des Versicherten während längstens zwei Wochen 
nach den Regeln der Spitalfinanzierung. Versicherer und 
Leistungserbringer vereinbaren Pauschalen. 
Abs. 4 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
(= Streichen) 
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Ch. 1 eh. 3 art. 25a 
Proposition de la Conference de conciliation 
Al. 1bis 
Les prestatlons liees aux soins aigus et de transition qui se 
revelent necessaires a la suite d'un sejour hospitalier et qui 
sont prescrits par un medecin de l'höpital sont prises en 
charge par l'assurance obligatoire des soins et par le canton 
de domicile de l'assure durant deux semaines au maximum 
et conformement a la reglementation du financement hospi­
talier. Les assureurs et les fournisseurs de prestations convi· 
ennent de tarifs forfaitaires. 
Al. 4 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
(= Biffer) 

Ziff. la 
Antrag der Einigungskonferenz 
Abs. 1 
Die Beiträge an die Pflegeleistungen gemäss Artikel 25a Ab­
satz 1 sind erstmals so festzulegen, dass ... (Rest gemäss 
Ständerat) 
Abs. 2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. la 
Proposition de /a Conference de conciliation 
Al. 1 
Le montan! des contributions aux soins selon l'article 25a 
alinea 1 est fixe au depart ... (reste selon Conseil des Etats) 
A/.2 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Schwaller Urs (CEg, FR), für die Kommission: Wir haben uns 
heute Morgen mit drei Punkten zu befassen, die gestern 
Morgen Gegenstand der Diskussion in der Einigungskonfe­
renz waren. 
Was die Finanzierung der Akut- und Übergangspflege nach 
einem Spitalaufenthalt anbelangt, so hat die Einigungskonfe­
renz weitgehend das Konzept des Nationalrates übernom­
men. Sie beantragt Ihnen mit ~.nderen Worten, für die Fi­
nanzierung dieser Kosten der Ubergangs- und Akutpflege 
die Aufteilung der Spitalfinanzierung zu übernehmen, d. h. 
55 Prozent zulasten der Kantone und 45 Prozent zulasten 
der Versicherer. Was die Frage der Anpassung der Beiträge 
der obligatorischen Krankenpflegeversicherung an die Ko­
stenentwicklung anbelangt. so beantragt die Einigungskon­
ferenz, der bisher vom Ständerat bevorzugten Lösung zuzu­
stimmen und auf eine automatische bzw. periodisch festge­
setzte Anpassung der Beiträge zu verzichten. Der Bundesrat 
kann die Beiträge anpassen, muss dies aber nicht zwingend 
jedes Jahr oder alle zwei Jahre tun. So viel zur Einleitung; 
anschliessend können wir die Fahne durchgehen. 
Zu Artikel 25a Absatz 1 bis: Es geht hier um die Kosten der 
Leistungen der Akut- und Übergangspflege im Anschluss an 
einen Spitalaufenthalt. Wenn diese Leistungen im Spital vom 
Arzt angeordnet werden, so sollen die Kosten nach dem An· 
trag der Einigungskonferenz während längstens vierzehn Ta­
gen nach den Regeln der Spitalfinanzierung aufgeteilt wer­
den. Nicht auszuschliessen ist, dass in Zukunft die DRG­
Fallpauschalen auch einige Tage Übergangs- oder Akut­
pflege umfassen werden. Das wissen wir aber noch nicht. 
Mit dem Antrag der Einigungskonferenz ist aber klar, dass 
die Kostenübernahme nach der Regelung der Spitalfinanzie­
rung nur unter den in dieser Bestimmung genannten Ein· 
schränkungen erfolgen soll. 
Der Nationalrat hatte die Auffassung vertreten, die Festset­
zung der Dauer dem Bundesrat zu überlassen. Bundesprä· 
sident Couchepin hat uns gestern Morgen erklärt, dass der 
Bundesrat die Dauer der zu übernehmenden Akut- oder 
Übergangspflege auf zwischen zehn und zwanzig Tage fest­
setzen würde. Sie sehen, mit unseren vierzehn Tagen liegen 
wir so etwa in der Mitte, und das entspricht auch dem, was 
der Bundesrat wahrscheinlich anordnen würde. 
Was die automatische Anpassung der Beiträge an die Ko· 
sten anbelangt, so sind wir hier ganz klar auf der Linie des 

Ständerates geblieben. Die Einigungskonferenz beantragt 
Ihnen denn auch, auf eine Verpflichtung zu einer automati­
schen Anpassung zu verzichten. Das Krankenversiche· 
rungsgesetz kennt keine automatische Anpassung von Bei­
trägen und Tarifen. Wie Bundespräsident Couchepin 1m 
Nationalrat ausgeführt hat, besteht heute eine Ausnahme 
einzig bei der zeitlich beschränkten Regelung der Rahmen­
tarife in der Pflege. Mit dem Antrag der Einigungskonferenz 
machen wir keinen Einbruch in das System. Ein solcher Ein· 
bruch beziehungsweise eine automatische Anpassung hier 
in der Pflegefinanzierung hätte sicher Forderungen in ande­
ren Bereichen nach si!?h gezogen. 
Zur kostenneutralen Uberführung: Indem wir nun vierzehn 
Tage Akut- und Übergangspflege aus dem System heraus­
nehmen, wird die Kostenneutralität für die übrigen Bereiche 
gewahrt. Es ist dies ein folgerichtiger Schluss nach der in 
Absatz 1 bis getroffenen Lösung. 

Maury Pasquier Liliane (S, GE): Le rapporteur vous a donne 
les resultats de ce que je trouve la mal nommee Conference 
de conciliation et, pour ma part, je m'y opposerai. En effet, 
ifs ne me semblent pas satisfaisants, notamment du point de 
vue des personnes necessitant des soins. 
D'abord, plus precisement sur l'article 25a alinea 1bis, la 
proposition de la Conference de conciliation est non seufe­
ment tres restrictive pour la prise en charge des soins aigus 
et de transition, mais eile me semble aussi difficilement prati­
cable et presenter a mon sens un risque d'augmentation des 
hospitalisations plutöt que de diminution. En effet, elle sou­
met la prise en charge des coüts des soins aigus et de tran­
sition a un sejour hospitalier prealable et a une prescription 
uniquement par un medecin hospitalier. Cela me parait de 
plus eire une mention qui ne devrait pas figurer dans la loi 
mais plutöt dans une ordonnance d'application, dans la me­
sure oü une ordonnance permettrait d'etre plus souple par 
rapport a l'evolution de la realite. 
Sur le plan plus general ensuite, la loi telle qu'elle ressort de 
nos travaux represente par rapport a la situation legale ac­
tuelle une augmentation importante de la participation des 
malades aux coüts. Alors que pres de 90 pour cent de la po· 
pulation genevoise et pres de 70 pour cent de la population 
suisse se sont prononces le week-end dernier pour le main­
tien des soins de longue duree dans l'assurance de base, 
vous comprendrez que je ne peux pas soutenir un projet qui 
pejore autant la situation des patients. 
Je rejetterai donc la proposition de la Conference de conci­
liation. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Einigungskonferenz ... 22 Stimmen 
Dagegen ... 6 Stimmen 
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2. Bundesbeschluss zur Genehmigung und Umsetzung 
des Protokolls über die Ausdehnung des Freizügigkelts­
abkommens zwischen der Schweizerischen Eidgenos­
senschaft einerseits und der Europäischen Gemein­
schaft sowie ihren Mitgliedstaaten andererseits auf 
Bulgarien und Rumänien 
2. Arrete federal portant approbation et mise en oeuvre 
du protocole relatif a l'extension de l'accord entre la 
Confederation sulsse, d'une part, et la Communaute 
europeenne et ses Etats membres, d'autre part, sur la 11-
bre circulation des personnes a la Bulgarie et a la Rou­
manie 

Antrag der Mehrheit 
Festhalten 

Antrag der Minderheit 
(Fehr Mario, Allemann, Amacker, Barthassat, Fehr Hans­
Jürg, John-Calame, lang, Markwalder Bär, Meier-Schatz, 
Moser, Rechsteiner-Basel, Sommaruga Carlo) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Proposition de la majorite 
Maintenir 

Proposition de la minorite 
(Fehr Mario, Allemann, Amacker, Barthassat, Fehr Hans­
Jürg, John-Calame. lang, Markwalder Bär, Meier-Schatz, 
Moser, Rechsteiner-Basel, Sommaruga Carlo) 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de Ja majorite 

Le president (Bugnon Andre, president): Les divergences 
sont ainsi maintenues. le dossier va a la Conference de 
conciliation. 

05.025 

Bundesgesetz 
über die Neuordnung 
der Pflegefinanzierung 
Loi federale 
sur le nouveau regime 
de financement des soins 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 16.02.05 (BBI 2005 2033) 
Message du Conseil federal 16.02.05 (FF 2005 1911) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.09.06 (Erstral - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 21.06.07 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 24.09.07 (Differenzen - Divergences) 
Ständerat/Conseil des Etats 25.09.07 (Fortsetzung - Suite) 
Nationalrat/Conseil national 04.12.07 (Differenzen - Divergences) 
Ständerat/Conseil des Etats 04.03.08 (Differenzen - Divergences) 
Nationalrat/Conseil national 28.05.08 (Differenzen - Divergences) 
Einigungskonferenz/Conference de conciliation 05.06.08 
Ständerat/Conseil des Etats 05.06.08 (Differenzen - Divergences) 
Nationalrat/Conseil national 11.06.08 (Differenzen - Divergences) 
Ständerat/Conseil des Etats 13.06.08 (Schlussaqstimmung- Vote final) 
Nationalrat/Conseil national 13.06.08 (Schlussabstimmung- Vote final) 
Text des Erlasses (BBI 2008 5247) 
Texte de l'acte fegisfatif (FF 2008 4751) 

Humbel Näf Ruth (CEg, AG), für die Kommission: Die Eini­
gungskonferenz hat sich an ihrer Sitzung vom letzten 
Mittwoch mit den drei Differenzen betreffend die Akut- und 
Übergangspflege gemäss Artikel 25a Absatz 1 bis, die Teue-

rungsklausel gemäss Artikel 25a Absatz 4 sowie die Über­
gangsbestimmungen auseinandergesetzt. 
Was die Leistungen der Akut- und Übergangspflege gemäss 
Artikel 25a Absatz 1 bis betrifft, hat sich die Einigungskonfe­
renz grundsätzlich dem Konzept des Nationalrates ange­
schlossen. Es wurden allerdings drei klärende Ergänzungen 
angebracht: 
1. Die Übergangspflege muss sich im Anschluss an einen 
Spitalaufenthalt als notwendig erweisen. 
2. Die Übergangspflege muss vom behandelnden Spitalarzt 
angeordnet werden. 
3. Die Übergangspflege ist für längstens zwei Wochen zu 
übernehmen. 
Ich möchte darauf hinweisen, dass sich diese Einschränkun· 
gen einzig auf den Bereich der Übergangspflege beziehen, 
welche nach den Regeln der Spitalfinanzierung entschädigt 
werden muss. Mit der Übergangspflege führen wir im KVG 
eine neue Leistungsart ein. Nicht betroffen davon sind die 
Spitex- oder die stationären Pflegeleistungen im bisherigen 
Rahmen gemäss Artikel 25a Absatz 1. Diese Leistungen 
können sich im Nachgang zu einer Spitalbehandlung eben­
falls als notwendig erweisen, wie das bisher schon der Fall 
war. Spitex-Leistungen wie Leistungen in Pflegeheimen ge­
mäss bisheriger Regelung sind auch weiterhin gemäss Ver­
ordnung des Hausarztes zu erbringen. Es handelt sich dabei 
um ein von den Krankenversicherern zu bezahlendes Lei­
stungsvolumen von gut 2 Milliarden Franken. Dieses ist von 
der Ubergangspflege nicht betroffen. 
Die Einigungskonferenz beantragt im Weiteren, auf eine 
Teuerungsklausel gemäss Artikel 25a Absatz 4 zu verzich­
ten. Das bedeutet allerdings nicht, dass generell auf Anpas­
sungen der Beiträge verzichtet wird. Der Bundesrat kann die 
Beiträge auch ohne eine explizite Regelung der Teuerung im 
Gesetz anpassen. Der Verzicht auf die Teuerungsregelung 
ist insbesondere damit zu begründen, dass im KVG kein 
neues falsches Signal gesetzt werden soll, indem Preise au­
tomatisch der Teuerung angepasst werden. In den übrigen 
Bereichen kennt das Krankenversicherungsgesetz keine au­
tomatische Anpassung von Beiträgen und Tarifen, weshalb 
auch im Pflegebereich auf eine explizite Regelung im Ge­
setz zu verzichten ist. 
Bei de!:) Übergangsbestimmungen sind wir der kostenneu­
tralen Uberführung der Pflegeleistungen gemäss Artikel 25a 
Absatz 1 der ständerätlichen Fassung gefolgt. Die Kosten­
neutralität bezieht sich damit ausschliesslich auf bisherige 
Pflegeleistungen im Rahmen von Artikel 25a Absatz 1. Nicht 
darunter fallen die neuen Leistungen der Akut- und Über­
gangspflege gemäss Artikel 25a Absatz 1 bis. 
Ich bitte Sie, dem Antrag der Einigungskonferenz zuzustim­
men. 

Rosslni Stephane (S, VS), pour la commission: Le 4 juin der­
nier, la Conference de conciliation a longuement debattu 
surtout de l'article 25a alinea 1 bis. Une proposition a pu etre 
formulee et elle a ete acceptee la semaine derniere par le 
Conseil des Etats. II nous incombe de la traiter aujourd'hui. 
La divergence principale porte sur l'interpretation de la no­
lion de «soins aigus et de transition». Le Conseil des Etats a 
estime que cette notion etait trop floue. Malgre une decision 
tres claire de notre conseil, le Conseil des Etats a marque de 
son empreinte la version adoptee en Conference de conci· 
liation. 
Les elements suivants ont donc ete introduits dans la ver­
sion qui nous est desormais proposee. D'abord, la prescrip­
tion de soins aigus et de transition doit etre faite par un me­
decin hospitalier. Ensuite, ces soins doivent etre d'une duree 
de deux semaines, soit de 14 jours. Dorenavant, ces deux 
elements sont inscrits dans la loi. Jusqu'ici, notre conseil 
avait souhaite, pour des raisons pratiques, laisser au Conseil 
federal le soin de regler les details dans le cadre de l'ordon­
nance. 
La Conference de conciliation a porte son attention sur un 
autre element: l'adaptation de la contribution de l'assurance­
maladie. Elle a renonce aux deux solutions que notre conseil 
avait essaye de proposer, a savoir, dans un premier temps, 
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une adaptation a l'evolution des coüts des soins, puis, dans 
un deuxieme temps, une adaptation a l'evolution de l'indice 
suisse des prix a la consomma!ion. Ces deux solutions n'ont 
donc pas ete retenues. 
La derniere divergence qui a ete traitee par la Conference 
de conciliation concerne les dispositions transitoires. II s'agit 
du principe de la neutralite des coüts. lci aussi, nous avons 
maintenu la version du Conseil des Etats qui postule le prin­
cipe de Ja neutralite des coüts. 
Voila le resultat des travaux de la Conference de conciliation 
qui finalement, en regard de ceux de la commission de notre 
conseil, ne furent guere une conciliation au sens propre du 
terme. 

Le president (Bugnon Andre, president): Le president de la 
Confederation, Monsieur Couchepin, renonce a prendre la 
parole. 

Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzie­
rung 
Loi federale sur le nouveau regime de financement des 
soins 

Ziff. l Ziff. 3 Art. 25a 
Antrag der Einigungskonferenz 
Abs. tbis 
Leistungen der Akut- und Übergangspflege, welche sich im 
Anschluss an einen Spitalaufenthalt als notwendig erweisen 
und die im Spital ärztlich angeordnet werden, vergüten die 
obligatorische Krankenpflegeversicherung und der Wohn­
kanton des Versicherten während längstens zwei Wochen 
nach den Regeln der Spitalfinanzierung. Versicherer und 
Leistungserbringer vereinbaren Pauschalen. 
Abs. 4 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
(= Streichen) 

Ch. 1 eh. 3 art. 25a 
Proposition de la Conference de conciliation 
Al. tbis 
Les prestations liees aux soins aigus et de transition qui se 
revelent necessaires a la suite d'un sejour hospitalier et qui 
sont prescrits par un medecin de l'höpital sont prises en 
charge par l'assurance obligatoire des soins et par le canton 
de domicile de l'assure durant deux semaines au maximum 
et conformement a la reglementation du financement hospi­
talier. Les assureurs et les fournisseurs de prestations con­
viennent de tarifs forfaitaires. 
Al. 4 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
(= Biffer) 

Angenommen - Adopte 

Ziff. la 
Antrag der Einigungskonferenz 
Abs. 1 
Die Beiträge an die Pflegeleistungen gemäss Artikel 25a Ab­
satz 1 sind erstmals so festzulegen, dass ... (Rest gemäss 
Ständerat) 
Abs. 2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. la 
Proposition de la Conference de conciliation 
Al. 1 
Le montan! des contributions aux soins selon l'article 25a 
alinea 1 es! fixe au depart ... (reste selon Conseil des Etats) 
Al. 2 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 
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IV. Zusatzfinanzierung 
Al. Financement additionnel 

Differenzen - Divergences 

Nationalral/Conseil national 20,03,07 (Fortsetzung - Suite) 

Ständeral/Conseil des Etats 18. 12.07 (Zweitral - Deuxieme Conseil) 

Ständeral/Conseil des Etats 18.12,07 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalral/Conseil national 18.03,08 (Differenzen - Divergences) 

Nationalral/Conseil national 19,03,08 (Fortsetzung- Suite) 

Ständeral/Consei! des Etats 27.05.08 (Differenzen - Divergences) 

Nationalral/Conseil national 04.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Ständeral/Conseil des Etats 05.06,08 (Differenzen - Divergences) 

Einigungskonferenz/Conference de conciliation 11,06.08 

Nationalral/Conseil national 11.06,08 (Differenzen - Divergences) 

Ständeral/Conseil des Etats 12,06.08 (Differenzen - Divergences) 

Nationalral/Conseil national 13.06.08 (Schlussabstimmung Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.06.08 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 1 (BBI 2008 5241) 
Texte de l'acte legislatif 1 (FF 2008 4745) 

Text des Erlasses 2 (BBI 2008 5255) 
Texte de l'acte legislatif 2 {FF 2008 4759) 

Le presldent (Bugnon Andre, president): Nous souhaitons un 
bon anniversaire a Madame Jasmin Hutter. (Applaudisse­
ments) 

Triponez Pierre (RL, BE), pour la commission: En ce qui con­
cerne le financement additionnel de l'AI, une seule diver­
gence de portee materielle subsistait entre le Conseil natio­
nal et le Conseil des Etats. Elle a ete traitee ce matin par la 
Conference de conciliation. Elle concernait l'article 2 de la loi 
federale sur l'assainissement de l'assurance-invalidite. Vous 
venez de recevoir le nouveau depliant. 
En ce qui concerne l'article 2 alinea 1, le Conseil national 
voulait que le fonds de compensation de l'AVS transfere 
5 milliards de francs au fonds de compensation de l'AI sous 
la forme d'un pret a interet, tandis que le Conseil des Etats 
avait decide que ce transfert se ferait sous forme definitive et 
non en tant que pret a interet. Je peux etre tres bref, parce 
que la decision prise ce matin par la Conference de concilia­
tion a ete tres claire: eile a decide, par 18 voix contre 8, de 
suivre le Conseil des Etats et elle veut donc que ce transfert 
se fasse de fai;:on definitive. 
En ce qui concerne l'article 2 alinea 2, la modification qui a 
ete proposee a ete acceptee par la Conference de concilia­
tion. II s'agit la d'une nouvelle formulation. Ce n'est pas une 
modification materielle, si j'ose dire ainsi, des decisions que 
nous avions prises precedemment, mais une clarification. 
Pour eire tres clair, permettez-moi de lire la nouvelle formu­
lation: «En vue d'une reduction de la dette de l'AI, le montan! 
excedentaire au capital de depart de 5 milliards de francs 
est annuellement versa au fonds de compensation de l'AVS, 
pendant la periode du relevement temporaire de la TVA.» 
Cet amendement a ete accepte par la Conference de conci­
liation, par 19 voix contre 1. 

Wehrll Reto (CEg, SZ), für die Kommission: Ich kann mich 
nach den Worten meines Vorredners kurzfassen. Es gibt 
zwei Dinge, auf die hier hinzuweisen ist: 
Es geht zum einen um Artikel 2 Absatz 1, bei dem die Eini­
gungskonferenz mit 18 zu 8 Stimmen beschlossen hat, dem 
Beschluss des Ständerates zu folgen. Das heisst, dass die 5 
Milliarden Franken, welche aus dem AHV-Fonds an die IV 
gehen sollen, eben nicht als verzinsliches Darlehen - wie wir 
das bisher wollten -, sondern als A-fonds-perdu-Beitrag 
überwiesen werden. 
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Zwölfte Sitzung - Douzieme seance 
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08.15 h 

08.9001 

Mitteilungen des Präsidenten 
Communications du president 

Präsident (Brändli Christoffel, Präsident): Mit tiefer Betrof­
fenheit mussten wir gestern vom schweren Bootsunglück im 
Berner Oberland Kenntnis nehmen, bei welchem mehrere 
Armeeangehörige ihr Leben verloren haben. Es ist ausser­
ordentlich schwer, bei einem solchen Ereignis die richtigen 
Worte zu finden. Wahrscheinlich gibt es sie nicht; zu sehr ist 
man von den unveränderlichen Fakten aufgewühlt. Unsere 
Gedanken sind bei den Angehörigen und den Kameraden, 
die ihre Nächsten, ihre Freunde verloren haben, und wir 
trauern mit ihnen. 
Es ist mir ein Bedürfnis, den Angehörigen und Betroffenen 
an dieser Stelle unser herzliches Beileid auszusprechen und 
ihnen viel Kraft und Gottes Hilfe in dieser schweren Zeit zu 
wünschen. 
Ich bitte Sie, in einer kurzen Zeit der Stille der Verstorbenen 
zu gedenken und den Hinterbliebenen unsere Anteilnahme 
zu bekunden. Ich bitte Sie und die Besucher auf der Tribüne, 
sich zu erheben. 

Der Rat erhebt sich zu Ehren der Verstorbenen 
L 'assistance se leve pour honorer la memoire des defunts 
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04.032 

Bundesgesetz 
über die Krankenversicherung. 
Teilrevision. 
Vertragsfreiheit 
Loi federale 
sur l'assurance-maladie. 
Revision partielle. 
Liberte de contracter 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 26.05.04 (BBI 2004 4293) 
Message du Conseil federal 26.05.04 (FF 2004 4055) 

Ständerat/Conseil des Etats 06.12.07 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 05.03.08 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.03.08 (Differenzen Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 27.05.08 (Fortsetzung Suite) 

Nationalrat/Conseil national 04.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 05.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 10.06.08 (Dringlichkeitsklausel Clause d'ur· 
gence) 

Nationalrat/Conseil national 11.06.08 (Dringlichkeitsklausel Clause d'ur­
gence) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.06.08 (Schlussabstimmung Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 13.06.08 (Schlussabstimmung-Vote final) 

Text des Erlasses 2 (AS 2008 2917) 
Texte de l'acte legislatif 2 (RO 2008 2917) 

2. Bundesgesetz über die Krankenversicherung (Be­
darfsabhänglge Zulassung) 
2. Loi federale sur l'assurance-maladie (Admission se­
lon le besoin) 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes ... 39 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
(1 Enthaltung) 

05.025 

Bundesgesetz 
über die Neuordnung 
der Pflegefinanzierung 
Loi federale 
sur le nouveau regime 
de financement des soins 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 16.02.05 (BBI 2005 2033) 
Message du Conseil federal 16.02.05 (FF 2005 1911) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.09.06 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 21.06.07 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 24.09.07 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 25.09.07 (Fortsetzung Suite) 

Nationalrat/Conseil national 04.12.07 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 04.03.08 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 28.05.08 (Differenzen - Divergences) 

Einigungskonferenz/Conference de conciliation 05.06.08 

Ständerat/Conseil des Etats 05.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 11.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.06.08 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 13.06.08 (Schlussabstimmung-Vote final) 

Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung 
Lol federale sur le nouveau regime de flnancement des 
solns 



05.053 Conseil des Etats 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes ... 33 Stimmen 
Dagegen ... 8 Stimmen 
(1 Enthaltung) 

05.053 

IV. Zusatzfinanzierung 
Al. Financement additionnel 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 22.06.05 (BBI 2005 4623) 
Message du Conseil lederal 22.06.05 (FF 2005 4377) 
Nationalrat/Conseil national 19.03.07 (Erstrat Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 20.03.07 (Fortsetzung Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 18.12.07 (Zweitral Deuxieme Conseil) 

Ständerat'Conseil des Etats 18.12.07 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 18.03.08 (Differenzen - Divergences) 

NationalratlConseil national 19.03.08 (Fortsetzung- Suite) 

StänderatlConseil des Etats 27.05.08 (Differenzen - Divergences) 

NationalratlConseil national 04.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 05.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Einigungskonferenz/Conference de conciliation 11.06.08 
NationalratlConseil national 11 .06.08 (Differenzen - Divergences) 

StänderatlConseil des Etats 12.06.08 (Differenzen - Divergences) 

NationalratlConseil national 13.06.08 (Schlussabstimmung -Vo!e final) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.06.08 (Schlussabstimmung-Vote final) 

1. Bundesbeschluss über eine befristete Zusatzfinanzie­
rung der IV durch Anhebung der Mehrwertsteuersätze 
1. Arrete federal relatif au financement additionnel de 
1' Al par un relevement temporaire des taux de la taxe sur 
la valeur ajoutee 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes ... 39 Stimmen 
Dagegen ... 2 Stimmen 
(0 Enthaltungen) 

2. Bundesgesetz zur Sanierung der Invalidenversiche­
rung 
2. Loi federale sur l'assainissement de l'assurance-inva­
lidite 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes ... 41 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
(0 Enthaltungen) 
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06.046 

Polizeiliche 
Informationssysteme 
des Bundes. Bundesgesetz 
Systemes d'information 
de police de la Confederation. 
Loi federale 

Schlussabstimmung - Vote final 
H1Jr1rtA,:ra11~s24.05.06 (BBI 2006 5061) 

24.0506 (FF 2006 4819) 

13 2008 

Nationalrat/Conseil national 18.12.07 (Erstrat - Premier Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 11.03.08 (Zweitrat Deuxieme Conseil) 

NationalratlConseil national 17.03.08 (Differenzen - Divergences) 

StänderatlConseil des Etats 18.03.08 (Differenzen Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 28.05.08 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 13.06.08 (Schlussabstimmung- Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.06.08 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Bundesgesetz über die polizeilichen Informations­
systeme des Bundes 
Loi federale sur les systemes d'information de police de 
la Confederation 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes ... 33 Stimmen 
Dagegen ... 1 Stimme 
(7 Enthaltungen) 

06.107 

Für ein flexibles AHV-Alter. 
Volksinitiative 
Pour un äge de l'AVS flexible. 
Initiative populaire 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 21.12.06 (BBI 2007 413) 
Message du Conseil federal 21.12.06 (FF 2007 387) 
NalionalratlConseif national 17.03.08 (Erstrat Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 18.03.08 (Fortsetzung- Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 27.05.08 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 13.06.08 (Schlussabstimmung- Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.06.08 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Bundesbeschluss über die Volksinitiative «für ein flexi­
bles AHV-Alter» 
Arrite federal concernant !'Initiative populaire «pour un 
äge de l'AVS flexible» 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes ... 32 Stimmen 
Dagegen ... 7 Stimmen 
(3 Enthaltungen) 

Bulletin officiel de !'Assemblee federale 
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une novice sur la scene internationale. J'en veux pour 
preuve ses fonctions de presidente de l'European Parlia­
mentary Forum on Population and Development et du 
groupe parlementaire CAIRE+, tous deux au service de 
l'amelioration de la sante des meres et de la prevention des 
maladies sexuellement transmissibles dans les pays en voie 
de developpement. 
Si !'international et l'environnement sont au coeur des preoc­
cupations de Ruth Genner, eile n'en aura pas moins oeuvre 
dans un grand nombre de domaines politiques: sante, agri­
culture, famille, education, culture, transports, et j'en passe. 
Madame Genner, pour qui les seances de commission 
etaient «un spart cerebral» nous laissera le souvenir d'une 
debatteuse rompue a l'art de l'argumentation scientifique, et 
le magazine «Schweizer Illustrierte» a releve le sourire se­
rein qu'elle affichait meme au coeur des debats les plus en­
flammes, se contentant de repliquer en citant avec impassi­
bilite les conclusions d'innombrables etudes. 
Le 1 er juin dernier, les Zurichois ont ouvert grand les portes 
de l'executif municipal a Madame Genner en l'elisant triom­
phalement. 
Nous souhaitons banne chance a Ruth Genner dans son 
nouveau mandat en formant le voeu qu'il lui restera encore 
du temps pour jardiner, faire de la randonnee et se plonger 
de temps a autre dans les eaux du lac de Zurich. {Applau­
dissements nourris) 

04.032 

Bundesgesetz 
über die Krankenversicherung. 
Teilrevision. 
Vertragsfreiheit 
Loi federale 
sur l'assurance-maladie. 
Revision partielle. 
Liberte de contracter 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 26.05.04 (BBI 2004 4293) 
Message du Conseil federal 26.05.04 (FF 2004 4055) 

Ständerat/Conseil des Etats 06.12.07 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 05.03.08 {Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 19.03.08 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 27.05.08 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 04.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 05.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 10.06.08 (Dringlichkeitsklausel - Clause d'ur­
gence) 

Nationalrat/Conseil national 11.06.08 (Dringlichkeitsklausel Clause d'ur­
gence) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.06.08 (Schlussabstimmung- Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 13.06.08 (Schlussabstimmung- Vote final) 

2 2008 
(RO 

2. Bundesgesetz über die Krankenversicherung (Be­
darfsabhängige Zulassung) 
2. Loi federale sur l'assurance-maladie (Admission se­
lon le besoin) 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 04,032/895) 
Für Annahme des Entwurfes ... 168 Stimmen 

12 Stimmen 

05.025 

Bundesgesetz 
über die Neuordnung 
der Pflegefinanzierung 
Loi federale 
sur le nouveau regime 
de financement des soins 

Schlussabstimmung - Vote final 
Bur1dei;ra1,es 16.02.05 (881 2005 

16.02.05 (FF 2005 191 

Ständerat/Conseil des Etats 19.09.06 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 21.06.07 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 24.09.07 {Differenzen - Oivergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 25.09.07 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 04.12.07 (Differenzen Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 04.03.08 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 28.05.08 (Differenzen - Divergences) 

Einigungskonferenz/Conference de conciliation 05.06.08 

Ständerat/Conseil des Etats 05.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 11.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.06.08 (Schlussabstimmung Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 13.06.08 (Schlussabstimmung Vote final) 

Text des Erlasses (BBI 2008 5247) 
Texte de l'acte legislatif (FF 2008 4751) 

Goll Christine (S, ZH): Die Vorlage zur Pflegefinanzierung ist 
ein sozialer Rückschritt im Vergleich zum heute geltenden 
Recht. Das KVG schreibt nämlich unmissverständlich fest, 
dass die ärztlich verordnete Pflege im Spital, im Heim oder 
mit Spitex zu Hause vollumfänglich bezahlt werden muss. 
Nicht alle Kantone halten sich heute an das Gesetz; das ist 
ein unhaltbarer Zustand. 
Die neuen Bestimmungen zementieren diesen Missstand 
und bürden Menschen, die auf Pflege angewiesen sind, 
Mehrkosten auf. Die Übertragung von maximal 20 Prozent 
der Kosten auf Menschen im Pflegeheim bedeutet vor allem 
in den Kantonen der Romandie eine Kostenverlagerung zu­
ungunsten der Patienten und Patientinnen, auch wenn dies 
in denjenigen Kantonen der Deutschschweiz, die heute ille­
galerweise die Pflegekosten bis zur Hälfte auf die Patientin· 
nen und Patienten überwälzen, eine Verbesserung bedeutet. 
Insbesondere Spitex-Patientinnen und Spitex-Patienten 
müssen künftig aber gegenüber heute mit massiven Ver­
schlechterungen und finanziellen Mehrbelastungen rechnen. 
Die neue Bestimmung für die Akut- und Übergangspflege ist 
praxisfremd, minimalistisch und bürokratisch. So können 
nicht einmal die gravierendsten Auswirkungen der verfrühten 
Spitalaustritte, die sich mit der Einführung der Fallkosten­
pauschalen abzeichnen, aufgefangen werden. So wird es zu 
vermehrten Hospitalisierungen von Chronischkranken kom­
men, was letztlich zu unnötigen Folgekosten führt. 
Das Pflegerisiko kann jeden und jede treffen. Ein Abbau bei 
den Pflegeleistungen ist gerade des klaren Ab­
stimmungsresultates vom 1. Juni ungerechtfertigt und unver­
ständlich. Eine weitere Revision wird angesichts der unbe­
friedigenden und praxisuntauglichen Lösung in Kürze unver­
meidbar sein. 
Die SP-Fraktion lehnt die neue Pflegefinanzierung aus die­
sen Gründen ab und wird sich weiterhin für eine soziale me­
dizinische und pflegerische Gesundheitsversorgung von ho­
her Qualität für die gesamte Bevölkerung einsetzen. 

Müller Gerl (G, AG): Auch die 
ses Gesetz abzulehnen. Ich 

weshalb. 
KVG macht 

cherundnn,~n~,r,~rn,~r 
zierung war von AnnAmr,n 
Vorstellung, man könne diese 

Fraktion bittet Sie, die­
Ihnen ganz kurz be-
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ten. Der Weg der Pflegefinanzierung war dann der, dass 
man die Pflege auseinandergenommen hat, bis in alle De­
tails zerlegt hat, Punkt für Punkt, um dann einen Teil nach 
dem anderen als «Nichtpflege» zu definieren. Heute haben 
wir die Situation, dass ein Teil der Pflege akzeptiert und fi­
nanziert ist, ein anderer Teil nicht. Der Teil, der akzeptiert 
und finanziert ist, ist zudem noch aufgeteilt in eine Selbstbe­
haltsquote von 20 Prozent und in den restlichen Teil, der 
übernommen wird. Das entspricht nicht dem, was das Volk 
möchte, das entspricht nicht dem, wofür wir uns als Bevölke­
rung eingesetzt haben, aber auch als Parlament. Das ist ein 
Abbruch einer Versicherungsleistung; die Leute gehen da­
von aus, dass sie im Notfall versichert wären. Es braucht ei­
nen neuen Weg, der hier beschritten werden muss. damit 
auch die Pflege von allen finanziert werden kann. 
Ich bitte Sie also dringend, diese Vorlage abzulehnen, und 
ich bitte das Parlament, möglichst schnell eine Lösung zu 
finden. in der die Pflege so aufgefasst wird, wie sie profes­
sionell definiert ist. 

Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzie­
rung 
Loi federale sur le nouveau regime de financement des 
soins 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 05.025/896) 
Für Annahme des Entwurfes ... 126 Stimmen 
Dagegen ... 55 Stimmen 

05.053 

IV. Zusatzfinanzierung 
Al. Financement additionnel 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 22.06.05 (88120054623) 
Message du Conseil federal 22.06.05 (FF 2005 4377) 

Nationalrat/Conseil national 19.03.07 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 20.03.07 (Fortsetzung - Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 18.12.07 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 18.12.07 (Fortsetzung- Suite) 

Nationalrat/Conseil national 18.03.08 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 19.03.08 (Fortsetzung - Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 27.05.08 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 04.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 05.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Einigungskonferenz/Conference de conciliation 11.06.08 

Nationalrat/Conseil national 11.06.08 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 12.06.08 (Differenzen Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 13.06.08 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.06.08 (Schlussabstimmung-Vote final) 

Text des Erlasses 1 (BBI 2008 5241) 
Texte de l'acte legislatif 1 (FF 2008 4745) 

Text des Erlasses 2 (BBI 2008 5255) 
Texte de l'acte legislalif 2 (FF 2008 4759) 

Bortoluzzi Toni (V, ZH): Die Sanierung der Invalidenversi­
cherung hat aus unserer Sicht nicht mittels Steuererhöhun­
gen zu erfolgen. Dieser Beschluss trägt höchstens dazu bei, 
die im Ansatz erkennbaren Verbesserungen im Betrieb der 
Invalidenversicherung infrage zu stellen. 2003 hat die Bevöl­
kerung eine Erhöhung der Mehrwertsteuer abgelehnt. Der 
damit verbundene Auftrag, die Invalidenversicherung ohne 
neue Mittel zu einer ausgeglichenen Rechnung zu führen, ist 
nicht erfüllt. Wir werden dem neuerlichen Versuch, der unan­
genehmen Knochenarbeit auszuweichen, nämlich mit Kor­
rekturen im Betrieb der Invalidenversicherung eine ausgegli· 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

chene Rechnung zu erreichen, eine Absage erteilen. Mit den 
zur Verfügung stehenden Mitteln werden wir diese Mehr­
wertsteuererhöhung bekämpfen und hier diese Vorlage ab­
lehnen. 

1. Bundesbeschluss über eine befristete Zusatzfinanzie­
rung der IV durch Anhebung der Mehrwertsteuersätze 
1. Arrete federal relatlf au flnancement additionnel de 
l'AI par un relevement temporalre des taux de la taxe sur 
la valeur ajoutee 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 05.053/892) 
Für Annahme des Entwurfes ... 126 Stimmen 
Dagegen ... 58 Stimmen 

2. Bundesgesetz zur Sanierung der Invalidenversiche­
rung 
2. Loi federale sur l'assainissement de l'assurance-inva­
lidite 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nomina!if: Beilage - Annexe 05.053/898) 
Für Annahme des Entwurfes ... 133 Stimmen 
Dagegen ... 57 Stimmen 

06.046 

Polizeiliche 
Informationssysteme 
des Bundes. Bundesgesetz 
Systemes d'information 
de police de la Confederation. 
Loi federale 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 24.05.06 (881 2006 5061) 
Message du Conseil federal 24.05.06 (FF 2006 4819) 
Nationalrat/Conseil national 18.12.07 (Erstrat Premier Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 11.03.08 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 17.03.08 {Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 18.03.08 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 28.05.08 (Differenzen Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 13.06.08 {Schlussabstimmung -Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.06.08 (Schlussabstimmung- Vote final) 

Text des Erlasses (881 2008 5263) 
Texte de l'acte legislatif (FF 2008 4767) 

Bundesgesetz über die polizeilichen Informations­
systeme des Bundes 
Loi federale sur les systemes d'lnformatlon de police de 
la Confederation 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nomioatit: Beilage - Annexe 06.046/899) 
Für Annahme des Entwurfes ... 128 Stimmen 
Dagegen ... 58 Stimmen 

glenda.meli
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05.025 Ref. 28 

fÄ; NATIONALRAT 
· · Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Geschäft / Objet: 
Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung 

Loi federale sur le nouveau regime de financement des soins 

Gegenstand f Objet du vote: 

Art. 25a al. 5 

Abstimmung vom/ Vote du: 04.12.2007 10:45:35 

1 Fehr Jacoueline = s ZH 
IFehrMario :g 
~ 
Flun Kurt . R so 
Föhn Peter + V sz 
Francais Olivier + R VD 
Frevsinaer Oskar + V vs 
Frosch Therese = G BE 
Füalistaller Lieni + V AG 
Gadienl Brioil!a M. + V GR 
GaUade Chantal = s ZH 
Geissbühler Andrea + V BE 
Genner Ruth = G ZH 
Germanier Jean-Rene + R vs . V AG 
GilfiYvonne = G SG 

Bi nasca Attilio * V Girod Bastien = G ZH 
Binder Max + V Glanzmann-Hunkeler lda + C LU 
Bischof Pirmin + C Glauser-Zufferev Alice + V VD 
Borer Roland F. + V GlurWalter + V AG 

Goll Christine = s ZH 
Graber Jean-Pierre . V BE 
GrafMava = G BL 
Graf-litscher Edith = s TG 

Brunner T oni + V Grin Jean-Pierre + V VD 
Brunschwi Graf Martina + R Gross Andreas = s ZH 
Büchler Jakob • C Grunder Hans . V BE 
Bu nonAndre Gvsin Hans Rudolf + R BL 
Carobbio Guscelti Häbeni-Koller Brioitte + C TG 
Cassis I nazio Haller Ursula + V BE 
Cathomas Se Hämmene Andrea = s GR 
Caviezel T arzisius Hanv Urs + C ZH 
Chevrier Maurice Hassler Hansiöm + V GR 
Da ue!Andre Heer Alfred + V ZH 

Heim Bea = s so 
HillDOld Huaues + R GE 
Hochreutener Norbert + C BE 
Hodaers Antonio = G 
Hofmann Urs = s 
HuberGabi + R UR 
Humbel Ruth + C AG 

+ R NW Hurter Thomas + V SH 
+ V LU Hutter Jasmin + V SG 
' G FR Hutter Markus + R ZH 
= S SG lneichen Otto + R LU 
+ R VD Joder Rudolf + V BE 
+ R NE John-Calame Francine = G NE 
+ V ZH Jositsch Daniel = s ZH 
= S SH Kaufmann Hans + V ZH 

Fraktion / Groupe / Gruppo C G R s E 
Ja I oui I si 30 0 32 0 0 
nein I non I no 0 17 0 39 0 
enth. / abst. / ast. 0 2 0 0 0 
entsch. Art. 57 4 / excuse art. 57 4 / scusato Art. 57 4 0 0 0 0 0 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 6 3 3 4 0 
!Vakant/ Vacant t vacante 0 0 0 0 0 

Bedeutung Ja / Slgnification de oui: Proposition de la majorite 

Kiener Neffen Maroret = s BE Riklin Kathv + C ZH 
Killer Hans + V AG Rime Jean-Francois + V FR 
Kleiner Marianne + R AR Robbiani Meinrado + C Tl 
Kunz Josef + V LU 
Lachenmeier-Thüring = G BS rn~~~!~~;;t Maria 

= s vs 
s GE 

Lana Josef = G ZG RuevClaude + R VD 
leuenbemer Ueli = G GE Rutschmann Hans + V ZH 

+ R ZH Schelbert Louis = G LU 
Oberholzer = s Bl Schenk Simon + V BE 11·~, 
an . s FR 

+ C Al ~ Ts 
TG 

Lumenoo Ricardo . s BE SchibliEmst + V ZH 
Lüscher Christian + R GE Schmid-Faderer Barbara + C ZH 
Lustenberaer Ruedi + C LU Schmidt Roberto + C vs 
Malama Peter + R BS Schneider Johann N. + R BE 
Markwalder Bär Christa + R BE Sehwandar Pirmin . V sz 
MarraAda = s VD Segmüller Pius + C LU 
MartiWemer = s GL Simoneschi-Cortesi + C Tl 
Maurer Ueli + V ZH Sommaruaa Carlo = s GE 
Meier-Schatz Lucrezia + C SG Souhler Peter + V TG 
Messmer Werner + R TG + V ZH 
Mever-Kaelin Therese + C Stamm Luzi + V AG 
Miesch Christian + V Steiert Jean-Francois = s FR 
More! Isabelle + R VD Stöckli Hans . s BE 
Miimeti Christooh + V ZH Stumo Doris = s AG 
Moser Tiana Anaelina + C ZH T euscher Franziska = G BE 
MüllerGeri = G AG Thanei Anita = s ZH 
Müller Philioo + R AG Theiler Georges + R LU 
Müller Thomas . C SG Thorens Goumaz Adele = G VD 
Müller Walter + R SG T rioonez Pierre + R BE 
Müri Felix + V LU T schümoenin Andy = s sz 
Neirvnck Jacoues . C VD van Singer Christian 0 G VD 
Nideoaer Yves + V GE Veiilon Pierre-Francois + V VD 
Nordmann Roger = s VD Vischer Daniel = G ZH 

~oc 

. R ZH 
= s BL 
+ V VD 

von Graffenried Alec . G BE 
von Rotz Chrislooh + V OW 
von Siebenthal Erich + V BE 

Pedrina Fabio = s Tl Voruz Eoc = s VD 
Pelfi Fulvio + R Tl Waber Christian + V BE 
Perrin Yvan + V NE Walter Hansjörg . V TG 
Perriniaouet Svlvie + R NE 
Pfister Garhard + C ZG 
Pfister TheoohH + V SG 

Wandffuh Hansruedi + V BE 
~Christian + R BE 

t C sz 
Rechsteiner Paul = s SG WldmerHans = s LU 
Rechsteiner Rudolf . s BS Wobmann Walter + V so 
Reimam Lukas + V SG wvss Briait = G so 
Rennwald Jean-Claude = s JU 11VvU Ursula = s BE 
Revmond Andre . V GE Zemo Markus + C AG 
Rlckli Natalle + V ZH Zisvadis Josef . G VD 
Rielle Jean-Charles = s GE Zuooioer Bruno + V ZH 

+ ja/oui/si 
V . Tot. = nein / non / no 
53 0 115 o enth. / abst. / ast. 

0 0 56 % entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 

0 0 2 excuse selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art. 57 cps. 4 

0 0 
10 0 
0 0 

0 
26 
0 

• hat nicht teilgenommen / n'a pas vote / non ha votato 
# Der Präsident stimmt nicht 

Le president ne prend pas part aux votes 
v Vakant/ Vacant / Vacante 

Bedeutung Nein / Significatlon de non: Proposition de la minorite Schenker Silvia 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

04.12.2007 10:46:03 /9 ldentif.: 48.1 / 04.12.200710:45:35 

Conseil national, Systeme de vote electronique 

Ref.: (Erfassung) Nr: 28 



05.025-1 Ref. 586 
~ NATIONALRAT 
r,_r1 Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Geschäft/ Objet 
Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung: Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung 

Loi sur le nouveau regime de financement des soins: Loi federale sur le nouveau regime de financement des soins 

Gegenstand / Objet du vote: 

LAMal Art. 25a aL 1bis 

Abstimmung vom/ Vote du: 28.05.2008 17:26:18 

AhatA Fabio : , ~~Tl 

~Ruedi 1 + CEo 
[~ +SBE 

KillAr Hans . V Ar. 
Kleiner Marianne + RL AR 1 

Kunz Josef +i V LU; 
Lachenmeier-ThürinQ, A i + . G BS 

Rirn" 
~ + V FR 

Robbiant Melnrado + CEo I Tl 
Rossini Steohane + S ! vs I 

Roth-Bemasconi Maria + 1 s GE 1 

A,, "· Kathrir + CEo I Bl 1 Lana. Josef I+ G ZG 1 Ruev. Claude + Rl VD 1 

AmhPrrl Viola + CE!l l VS Leuenberaer Ueli + G GE Rutschmann Hans . ' V 1 ZH 
• Amstutz Adrian + V BE LeutenruJfler Oberholzed + s BL Schelbert Louis + G LU' 
Auhl>fl lrn:i,mA + S VD leuteneaner Fifiooo + RL ZH Schenk. Simon + V BE i 
Baader Casaar + V I BL Levral, Christian + s FR Schenker Silvia + s 

~ Bader Elvira • 1 CEa SO GR ~ + 1 CEn Al + V fffi 1 Baettio. Dominiaue + ' V JU ZH s BE + V 
Bänzioer Marlies + G ZH 
Barthassat Luc + CEo GE 

1 Baumann J. Alexander + V TG Germanier Jean-Rene + 

Lüscher Christian :~ ~ Lustenberaer Ruedi 
Malama Peter 

Schmid-Federer Barbar ~ 
Schmidt Roberta I VS ' 
Schneider Johann N. 1 + RL BE · 

BE 
ZH 
vs 

Bäumte Martin • CEa · ZH Giezendanner Ulrich + AG Markwalder Bär Christa . RL BE Schwander Pirmin + V sz 1 

Berberal Didier + S NE Gilli Yvonne + SG Marra Ada + s VD SeamüHer Pius + CEa · LU 
~iooer Elmar + V SG Girod Baslien + ZH Marti Werner + s GL Simoneschi-Cortesi Chi + CEo Tl 
Bionasca Attilio + V Tl Glanzmann-Hunkeler ld • LU Maurer Ueli + V ZH Sommaruaa Carlo + s GE 
Binder Max + V ZH Glauser-Zuffere Alice + VD Meier-Schatz Lucrezia + CEa SG Souhler Peter + V TG 
Bischof Pirmin + CEa SO Glur Walter + AG Messmer Werner + Rl TG Stahl Jüra 0 V ZH 
Borer Roland F. + V SO ZH Mever-Kaelin Therese + CEa FR Stamm Luzi + V AG 
Bortofuzzi T oni + V ZH BE Miesch Christian + V BL Steiert Jean-Francois + s FR 
Bouroeois J:>rnues + RL FR BL + RL VD Stöckli Hans + s BE 
Brelaz Daniel + G VD 
Bruderer Pascale + S AG 
Brunner Toni + V SG Grass Andreas 

Möraeli Christooh + 

c~ Moser Tiana Anaelina . 
Müller Geri . 

Stumo. Doris + s AG 
Teuscher Franziska . G BE 
Thanei Anita + s ZH 

TG 
VD 
ZH 

Brunschwio Graf, Martin + RL GE Grunder Hans + BE Müller Phifioo + RL AG Theiler Georaes . RL LU 
,_fü!!;hler, Jakob + CEa SG G sin Hans Rudolf BL Müller Thomas + CEa SG Thorens Goumaz Adele + G VD 
Buanon Andre # V VD Häberli-Koller Bri itte TG Müller Waller + RL SG Trinnnez Plerre . RL BE 
Carobbio Guscetli, Marin + S Tl Haller Ursula + BE Miiri Felix + V LU Tschümnertin Andv s sz 
Cassis lonazio + RL Tl Hämmer1e Andrea + GR Neirvnck Jacaues . CEa VD van Sinaer Christian = G VD 
Cathomas Seo + CEa GR Han Urs ZH Nideaaer Yves + V GE Veillon Pierre-Francois V VD 
Caviezel Tarzisius + RL GR Hassler Hans" + GR Nordmann Roaer + s VD Vischer Daniel + G ZH 
Chevrier Maurice + CEa VS ZH Noser Ruedi RL ZH von Graffenried Alec + G BE 
Daauet Andre • S BE so Nussbaumer Eric + s BL von Rotz Christooh + V ow 
Darbel!av, Christoohe + CEa VS GE Parmelin Guv + V VD von Siebenthal Erich + V BE 
de Buman Dominioue + CEo FR BE Pedrina F abio + s Tl Voruz Eric + s VD 
Donze Walter + CEo BE GE Pem Fulvio + RL Tl Waber Christian . BE 
punant Jean Henri + V BS AG Perrin Yvan + V NE Walter Hansii\m + V TG 
Eaoer-Wvss Esther + CEo AG UR Perriniaauet Svivie . RL NE Wandfluh Hansruedi + V BE 
Eichenberoer-Walther, C • RL AG AG Pfister Gerhard + CEa ZG Wasserfallen Christian + RL BE 
Enaelberaer Edi + RL NW + SH Pfister ThMnhil + V SG Wehrli Reto + CEo sz 
t Estermann, Yvette + v LU 
Fasel Huao + G FR 
Fässler-Osterwalder Hid + S ' SG 

+ 

lneichen Otto · + 

Rechsteiner Paul + s SG 
Rechsteiner Rudolf . s BS 
Reimann Lukas + V SG 

Weibel Thomas + 
CEo~ 

Widmer Hans + e so, Wobmann Waller + 

SG 
ZH 
LU 

Favre Charles + RL VD Joder Rudolf + BE Rennwald Jean-Claude + s JU Ww..q Briait + r, so 1 

Favre Laurent • RL NE John- alame Francine + NE Revmand Andre + V GE Wvss Ursula + s BE 
Fehr Hans + V ZH 
_f.ehr, Hans-Jürg + S SH 

Jositsch Daniel + 
Kaufmann Hans + 

~JiataUe + V ZH 
Riefle Jean-Charles + s GE 

Zemo. Markus + CEo. ~ 
Zisvadis Josef + G VD 

ZH 
ZH 

Fehr Jacaueline + S ZH Kiener Nellen Ma ret + BE Riklln Kathv + CEo ZH ZunniMr Bruno + V ZH 

Fraktion / Groupe / Gruppo CEg G RL s V . Tot. 
+ Ja I oui/ si 30 19 25 37 57 168 
= Nein / non / no 1 1 
0 Enth. / abst. 1 ast. 1 1 . Hat nicht teilgenommen / n'a pas vote I non ha votalo 6 2 10 6 4 1 29 
# Der Präsident stimmt nicht I Le presidenl ne prend pas part aux votes 1 1 

Bedeutung Ja / Signification de oui: Proposition de la commission 
Bedeutung Nein / Signification de non: Proposition du Conseil federal (= Conseil des Etats) 

-----------------------------------------------------~ 
Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

28.05.2008 19:39:58 /20 ldentif.: 48.4 / 28.05.2008 17:26: 18 
Conseil national, Systeme de vote electronique 

Ref.: (Erfassung) Nr: 586 



05.025-1 Ref. 587 

~ NATIONALRAT 
cu' Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Geschäft / Objet 
Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung: Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung 

Loi sur le nouveau regime de financement des soins: Loi federale sur le nouveau regime de financement des soins 

Gegenstand / Objet du vote: 

LAMal art 25a ai. 4 

Abstimmung vom/ Vote du: 28.05.2008 17:27: 17 

i Abate. Fabio + Rl Tl Fehr Marie + s 1 ZH 1 Killer Hans 
Aebi Andreas ·~ Ruedl l + i ZH 
Allemann. Evi + BE · 
Amacker-Amann Kathrir + CEa BL 1 

Fiala Doris + RL ZH 1 
Flückioer-Bäni. Svlvia 1 + l V i AG 
Fluri. Kurt i + i RL . so 
Föhn Peter +1 V sz 

Kleiner Marianne 1 + 

Kunz. Josef +I 
Lachenmeier-Thi.irinQ, A +. 

+ l 
Amherd V10la + CEa I VS 
Amstutz Adrian ' + l V i BE 

1 Aubert Josiane + s VD 
Baader Casaar + V 1 BL 
Bader Elvira • 1 CEa so 
Baetlio Dominioue +! V JU 

il. 
. RL VD 
+ V vs . G BE 
+ V AG 
+ V GR 

Gallade Chantal . s ZH 

+ 

leutenAMer Oberholzer ' + 
leuteneooer Filinoo + 

Levrat Christian + 

Loeofe Arthur + 
Lumenoo Ricardo + 

ß~nziaer Marlies + G ZH Geissbühler Andrea Mai + V BE Lüscher Christian + 

Barthassat Luc + CEa GE Genner Rulh + G ZH Lustenberoer Ruedi + 
Baumann. J. Alexander +i V TG Germanier Jean-Rene + RL vs Malama Peter + 
Bäumle Martin :m Berberat. Didier 
Biaaer Elmar + 1 V SG 

Giezendanner Ulrich + V AG 
Gißi Yvanne + G SG 
Girod Bastien + G ZH 

Markwalder Bär Christa . 
Marra Ada + 

Marti Werner + 
Bianasca Attilia +1 V Tl Glanzmann-Hunkeler, ld . CEo LU Maurer Ueli + 

Binder Max + V ZH Glauser-Zufferev. Alice + V VD Meier-Schatz Lucrezia + 
Bischof Pirmin + CEa so Glur Walter + V AG Messmer Werner + 
Borer Roland F. + V so Goll Christine + s ZH Mever-Kaefin Therese + 
Bortoluzzi T oni + V ZH Graber Jean-Pierre + V BE Miesch Christian + 
Bouraeois Jacaues + RL FR Graf Mava + G BL More! Isabelle + 
Brelaz Daniel + G VD Graf-Litscher Edith + s TG Möraeli Christooh + 
Bruderer Pascale + s AG Grin Jean-Pierre + V VD Moser Tiana Anaelina . 
Brunner T oni + V SG 
Brunschwia Graf Martin + RL GE 
Büchler Jakob +' CEo SG 

Grass Andreas . s ZH 
Grunder Hans + V BE 
Gvsin Hans Rudolf RL BL 

~Geri 
+ 

Philioo + 
Thomas + 

Buanon Andre # V VD 
Carobbio Guscetti, Marin + s Tl 

Häberli-Kaller Brioitte + CEo TG 
Haller Ursula + V BE 

~Walter + 
elix + 

Cassis lanazio + RL Tl Hämmerle Andrea + s GR Neirvnck Jacaues . 
Cathomas Seo + CEa GR Hanv Urs + CEa ZH Nideaoer Yves + 
Caviezel, Tarzisius + RL GR Hassier Hansiöro + V GR Nordmann Rooer + 
Chevrier Maurice +. CEa vs Heer Alfred . V ZH Noser Ruedi ' 
Daouet Andre . s BE Heim Bea + s so Nussbaumer Eric + 
Darbellav. Christoohe + CEa vs Hiltoold Huoues + RL GE Parmelin Guv + 
de Buman Daminiaue + CEa FR Hochreutener Norbert ' CEa BE Pedrina F abio + 
Donze Walter + CEa BE Hodoers Antonio + G GE Pelli Fulvio . 
Dunant Jean Henri + V BS Hofmann Urs + s AG Perrin Yvan + 
Eaaer-Wvss Esther + CEo AG Huber Gabi + RL UR Perriniaauet Svfvie . 
Eichenberoer-Walther, C . RL AG Humbel Ruth + CEa AG Pfister Gerhard + 
Enoelberaer Edi + !~ Jstermann Yvette + 
Fasel Huao + 

Hurler Thomas + V SH 
Hu!!er Jasmin + V SG 
Hutler Markus . RL ZH 

Pfister Theoahil + 
Rechsteiner Paul + 
Rechsteiner Rudolf . 

F ässler-Osterwalder, Hid + S i SG lneichen Otto + RL LU Reimann Lukas + 
F avre Charles +' RL I VD Jeder Rudolf + V BE ' Rennwald Jean-Claude +' 
Favre Laurent . RL NE John-Calame Francine + G NE Revmnnd Andre + 
fehr Hans + V ZH Jositsch Daniel + s ZH Rickll Natalie + 
Fehr Hans-Jüra + s l SH Kaufmann Hans + V ZH Riefle Jean-Charles + 
f ehr, Jacgu!!fine + s ZH Kiener Nellen Mararet + s BE Rikfin KatJw + 

Fraktion / Groupe / Gruppo CEg 

+ Ja I oui / si 30 

= Nein I non / no 

0 Enth. 1 abst. / ast. 

Hat nicht teilgenommen/ n'a pas vote / non ha votato 6 
# Der Präsident stimmt nicht I Le prt!sident ne prend pas part aux votes 

Bedeutung Ja I Slgnification de oui: Proposition de la commission 

Bedeutung Nein / Signification de non: Proposition du Conseil federal (= Conseil des Etats) 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 

28.05.2008 19:40:00 /21 ldentif.: 48.4 / 28.05.2008 17:27: 17 

V l AG Rim<> Jean-Francois + V i FR 
RL 1 AR Robbiani Meinrado .. CEo I Tl 
V LU Rossini Steohane + s 1 vs 1 

G BS Roth-Bernasconi Maria i + s 1 GE 1 

G 1 ZG Ruev. Claude I+ RL 1 VD 1 
G GE Rutschmann Hans 1. V ! ZH ! 
S I BL 1 Schelbert Louis I+ G 1 LU 1 

RL ZH Schenk Simon + V i BE 
s FR Schenker. Sllvia + S I BS 

CEa Al Scherer Marcel ,+ V I ZG 1 

s BE Schibli Ernst + V ZH 
RL GE Schrnid-Federer, Barbar + CEn ZH 

CEa LU Schmidt Roberto 1 + CEo vs 
RL BS Schneider Johann N. + RL I BE 
RL BE Schwander Pirmin + V sz 
s VD 
s GL 

Searnüller Pius + 
~ Simoneschi-Cortesi Chi + ! 

V ZH Sommaruoa Carlo + s GE 
CEa SG Souhler Peter + V TG 
RL TG Stahl Jüro + V ZH 

CEa FR Stamm Luzi + V AG 
V BL 

RL VD 
V ZH 

CEa ZH 

Steiert Jean-Francois + 

til Stöckli Hans + 
S!umo. Doris + 
Teuscher Franziska . 

G AG Thanei Anita + s ZH 
RL AG Theiler Georoes . RL LU 

CEa SG Thorens Goumaz Adele + G VD 
RL SG Trioonez Pierre RL BE 
V LU Tschümoerlin Andv s sz 

CEa VD van Sinaer Christian + G VD 
V GE Veillon Pierre-Francais V VD 
s VD Vischer Daniel + G ZH 

RL ZH von Graffenried Alec + G BE 
s BL von Ratz Christooh + V ow 
V VD von Siebenthal Erich + V BE 
s Tl Voruz Eric + s VD 

RL Tl Waber Christian . BE 
V NE Walter Hansiöra + V TG 

RL NE Wandfluh Hansruedi + V BE 
CEa ZG Wasserfallen Christian + RL BE 
V SG Wehrli Reto + CEa sz 
s SG Weibel Thomas + CEo ZH 
s BS 
V SG 
s JU 

Widmer Hans •+ s tl& Wobmann Walter + V 
Wvss Briail I+ G so! 

V GE Wvss Ursula + s BE 
V ZH Zemo. Markus + CEn AG 
s GE Zlsvadis Josef + JL _YQ._ 

CEa ZH Zunnlner Bruno + V ZH 

G AL s V . Tot. 

20 24 38 58 170 

0 
0 

2 11 5 4 1 29 
1 1 

Conseil national, Systeme de vote electronique 

Ref.: (Erfassung) Nr: 587 



~ NATIONALRAT 
c;J.J Abstimmungsprotokoll 

Geschäft / Objet 

05.025-1 

Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif 

Ref. 588 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung: Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung 

Loi sur le nouveau regime de financement des soins: loi federale sur le nouveau regime de financement des soins 

Gegenstand / Objet du vote: 

la; Dispositions transitolres 

Abstimmung vom/ Vote du: 28.05.2008 17:28: 16 

+ 
+ 
+ 
+ 

Bischof Pinnin 
Borer Roland F. + 
Bortoluzzi T oni + 
Bour eois Jac ues + 
Brelaz Daniel + 
Bruderer Pascale + 
Bru~ner T oni + 
Brunschwig Graf, Martin + 

Büchler Jakob 
Buonon Andre # 
Carobbio Guscetti Marin + 

Cassis I nazio 

,--=~,~~~~--+-+ _V~+-=--i 
+ G 

Hid + S 

fehr Ja ueflne + S 
--

ri:,,hr M"riti 

r Fiala. Dnris 

Flür!tiner-Bäni Svivia 
Fluri Kurt 
Föhn Peter 
Francais Olivier 
Frevsinoer Oskar 
Frösch. Therese 
Füofistaller Ueni 
Gadient Briailta M. 
Gaffade Chantal 
Geissbühler Andrea Mar 
Genner Ruth 
Gennanier Jean-Rene 
Giezendanner Ulrich 
Gilli Yvonne 
Girod Baslien 
Glanzmann-Hunkeler, ld 
Glauser-Zufferev. Alice 
Glur Walter 
Goll Christine 
Graber Jean-Pierre 
Graf Mava 
Graf-Litscher Edith 
Grin Jean-Pierre 
Gross Andreas 
Grunder Hans 
Gvsin Hans Rudolf 
Häbeni-Koller Briaitte 
Haller Ursula 
Hämmer1e Andrea 
Hanv. Urs 
Hassler Hansiöra 
Heer Alfred 
Heim Bea 
Hiltoold Huaues 
Hochreutener Norbert 
Hadaers Antonio 
Hofmann Urs 
Huber Gabi 
Humbel Ruth 
Hurter Thomas 
Hut!er Jasmin 
Hutter Markus 
lneichen Otto 
Jeder Rudolf 
Jahn·Ci!lame Francine 
Josilsch Daniel 
Kaufmann Hans 
Kiener Nellen Mararet 

!:_~ 
+ Rl SO 
+ V sz . RL VD 
+ V vs 
+· G BE 
+ V AG• 

1 + V GR 
1. s ZH 

+ V BE 
+ G ZH 
+ RL vs 
+ V AG 
+ G SG 
+ G ZH . CEn LU 
+ V VD 
+ V AG 
+ s ZH 
+ V BE 
+ G BL 
+ s TG 
+ V VD 

s ZH 
+ V BE . RL BL 
+ CEa TG 
+ V BE 
+ s GR 
+ CEn ZH 
+ V GR . V ZH 
+ s so 
+ RL GE . CEn BE 
+ G GE 
+ s AG 
+ RL UR 
+ CEo AG 
+ V SH 
+ V SG . RL ZH 
+ Rl LU 
+ V BE 
+ G NE 
+ s ZH 
+ V ZH 
+ s BE 

+ 
Lume o Ricardo 1+ 
Lüscher Christian + 
Lustenbe r Ruedi 
Malama Peter + 
Markwalder Bär Christa 
Marra Ada + 
Marti Werner + 
Maurer Uefi + 
Meier-Schatz Lucrezia 

+ 

+ 

. 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 

+ 
+ 
+ 

+ 
+ 
+ 

Reimann Lukas + 
Rennwald Jean-Claude + 
Re mand Andre + 
Rickli Natalie + 
Rielfe Jean-Charles + 
Riklin Kath + 

Fraktion / Groupe / Gruppo CEg 

+ Ja/ oui/ si 3-0 
= Nein / non / no ... 
0 Enllt / abst. / ast. . Hat nicht teügenommen I n'a pas vote / non ha votato 6 
# Der Präsident stimmt nicht / Le president ne prend pas part aux votes 

Bedeutung Ja / Signification de oui: Proposition de la commlssion 
Bedeutung Nein / Significatlon de non: Proposition du Conseil federal (= Conseil des Etats) 
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~ 
~ + V FR 

' + CEa Tl 
Rossini Steohane :+ s 1 vs 
Roth-Bemasconi Maria 1 • 

1 R,_, Claude 1 + 
Rutschmann Hans . 
Schelbert Louis i+ 
Schenk Simon + 

FR Schenker Silvia + s 1 BS, 
Al Scherer Marcel I+ V i ZG 1 

BE Schibli Ernst + V ZH 
GE Schmid-Federer Barbar 1 + CEn ZH 
LU Schmidt Roberta 1 + CEo. vs 
BS Schneider Johann N. . RL BE 
BE Schwander Pinnin 1+ V sz 
VD Senmüller Pius + CEo LU 
Gl Simoneschi-Cortesi Chi + CEa Tl 
ZH Sommaruoa Carto + s GE 
SG Souhler Peter + V TG 
TG Stahl Jüra + V ZH 
FR Stamm Luzi + V AG 
BL Steiert Jean-Francois + s FR 
VD Stöckli Hans + s BE 
ZH Stumo. Daris + s AG 
ZH Teuscher Franziska . G BE 
AG Thanei Anita + s ZH 
AG Theiler Georoes RL LU 
SG Tharens Goumaz Adele + G VD 

RL SG , T rinnnA7 Pierre . RL BE 
V LU Tschümnemn Andv . s sz 

CE VD van Sinaer Christian . G VD 
V GE Veillon Pierre-Francois . V VD 
s VD Vischer Daniel + G oc RL ZH von Graffenried Alec + G 
s BL 

~ 
+ V ow 

V VD + V BE 
s Tl Voruz Eric + s VD 
Rl Tl Waber Christian . BE 
V NE Waller Hansiöm + V TG 

RL NE Wandfluh Hansruedi + V , BE 
CE ZG Wasserfallen Christian + RL BE 
V SG Wehrli Reto + CEo sz 
s SG Weibel Thomas + CEa · ZH 
s BS Widmer Hans + s LU 
V SG Wobmann Walter 1 + V so 
s JU Wvss Briait I+ G so 
V GE Wvss Ursula + s BE 
V ZH Zemo Markus + CEo AG 
s GE Zisvadis Josef + G VD 

CE ZH Zunni=r Bruno + V ZH 

G RL s V . Tot. 

20 25 38 58 171 
0 
0 

2 10 5 4 1 28 
1 1 
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05.025-1 Ref. 896 

~ NATIONALRAT 
c:;_r Abstimmungsprotokoll 

CONSEIL NATIONAL 
Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif Proces-verbal de vote 

Geschäft / Objet 
Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung: Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung 

Loi sur le nouveau regime de financement des soins: Loi federale sur le nouveau regime de financement des soins 

Gegenstand / Objet du vote: 

Vote final 

Abstimmung vom/ Vote du: 13.06.2008 10:36:36 

Fehr, Marin = s ZH 
Fiala Doris +I RL ZH 
Flückiaer-Bäni, Svlvia + V I AG: 
Fluri Kurt + RL 1 so! 

~ 
+ V 1 sz j 
+ RL VD 1 

Frevsinaer Oskar + V 1 vs 
Frösch Therese ·= G 1 BE 
Füalistaller Ueni I+ V AG. 

~ 
+ V GR 
= s ZH 

Geissbühler Andrea Mai + V BE 
Genner Ruth = G ZH 

Baumann J. Alexander + Germanier Jean-Rene + RL vs 
Bäumle Martin Giezendanner Ulrich + V AG 
Berberat Didier Gilli Yvonne = G SG Marra Ada 
Bi er Elmar + Giroo Bastien 0 G ZH Marti Werner 
Bi nasca Atlilio + Glanzmann-Hunkeler, ld + CEa LU Maurer Ueli + 
Binder Max Glauser-Zufferev Alice + V VD Meier-Schatz Lucrezia 

1 Bischof Pirmin 
Borer Roland F, ~e 

+ V AG 
= s ZH 

Messmer Werner + 
ese 

~ortoluzzi T oni ZH Graber Jean-Pierre + V BE + 
Bour eois Jac ues + RL FR Graf Mava = G BL + 
Brelaz Daniel G VD Graf-Litscher Edith = s TG + 
B.i:uderer, Pascale + s AG Grin Jean-Pierre + V VD 

~nner Toni + V SG 
nschwi Graf, Martin + RL GE 

r ~uchler Jakob + CE SG 
1 Bu non Andre # V VD 

Gross Andreas = s ZH 
Grunder Hans + V BE 

~•dolf + RL BL 
Brioitte + CEa TG 

= 
+ 

+ 
Carobbio Guscetfi, Marin s Tl Haller Ursula + V BE + 

Cassis I nazio RL Tl Hämmer1e Andrea = s GR 
Cathomas Se + CE GR Hanv. Urs + CEa ZH 
Caviezel Tarzisius + RL GR Hassler Hansiöra + V GR = 
Chevrier Maurice + CE vs Heer Alfred + V ZH + 

Da uet Andre s BE Heim Bea = s so Nussbaumer Eric 
DarbeUa Christo he + CE vs Hiltoold Huaues + RL GE Parmelin Gu 1+ 

de Buman Domini ue + CE FR Hochreutener Norbert + CEa BE Pedrina F abio 
Donze Walter + CE BE Hoooers Antonio = G GE Pelli Fulvio + 

+ V BS Hofmann Urs = s AG + 
CE AG Huber Gabi + RL UR + 
RL AG Humbel Ruth + CEa AG 

+ RL NW Hurter Thomas + V SH + 
+ V LU Hutter Jasmin + V SG Rechsteiner Paul 
+ G FR Hutter Markus ' + RL ZH Rechsteiner Rudolf = 

Hid s SG lneichen Otto I+ RL LU Reimann Lukas + 
+ RL 1 VD Jader Rudolf + V ' BE Rennwald Jean-Claude 

J:!!vre Laurent + RL 'NE John-Calame Francine = G NE Re mond Andre + 
Fehr Hans V ZH 

~ehr Hans-Jür = s SH 
f~r Ja ueline = s ZH 

Jositsch Daniel = s ZH 
Kaufmann Hans + V ZH 
Kiener Nellen Mararet = s BE 

Rickli Natalie + 
RieHe Jean-Charles = 
Riklin Kath 

Fraktion / Groupe / Gruppe CEg 
+ Ja I oui / si 

= Nein / non / no 

0 Enth. / abst. / ast. 

Hat nicht teilgenommen / n'a pas vote / nan ha votato 

# Der Präsident stimmt nicht / Le president ne prend pas part aux votes . 

Bedeutung Ja / Signification de oui: 
Bedeutung Nein/ Signiflcation de non: 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
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32 

1 

3 

' + 
Stamm Luzi + 
Steiert Jean-F ran is = 
Stöckli Hans 
Stum Doris 
Teuscher Franziska 
Thanei Anita 
Theiler Geor es 
Thorens Goumaz Adele 
Tri onez Pierre + RL 
Tschüm rlin And s 
van Sin er Christian = G 
Veillan Pierre-Fran ois 1 + V 
Vischer Daniel G 
von Graffenried Alec 0 G 
von Ratz Christo h + V ow 
von Siebenthal Erich + V BE 
Voruz Eric s VD 
Waber Christian + BE 
Walter Hans·ör + V TG 
Wandfluh Hansruedi + V BE 
Wasserfallen Christian + RL BE 
Wehrli Reto + CE sz 

0 CE ZH 
s 1 LU 

+ V J so, 
0 G 1 so 1 

= s BE 
+ CE AG 
= G VQ 
+ V ZH 

G RL s V . Tot. 

2 31 1 59 1 126 

16 38 55 
4 7 

4 4 3 11 

1 1 
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